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Sachregiſter 


zum fünfundzwanzigiten Band der Neuen Folge. 
(Band 45 der ganzen Reihe.) 


1. Allgemeines. 


Veränderungen im Perſonalbeſtand der Richter, Staatsanwälte, Rechtsanwälte und 
Gerichtsvollzieher im Bezirke des gem. Thür. O.L. Gerichts zu Jena im Jahre 
1897. S. 90. 

Verzeichniß der im Jahre 1897 geprüften Gerichtsaſſeſſoren und Referendare. S. 95. 

Zuſammenſtellung der im Jahre 1897 ergangenen Landesgeſetze. S. 176. 

Zuſammenſtellung der im Jahre 1897 erſchienenen juriſtiſchen Litteratur. A. Selb⸗ 
ſtändige Werke. S. 58. B. Abhandlungen in Zeitſchriften S. 78. C. Bücher⸗ 
beſprechungen: Apt, Grundlegende Entſcheidungen in Strafſachen. S. 187. — 
Bürgerliches Geſetzbuch. Liliput⸗Ausgabe. S. 372. — Buſſe, Graphologie und 
gerichtl. Handſchriften⸗Unterſuchungen. S. 89. — Coermann, Reichshaftpflicht⸗ 
geſetz. S. 295. — Cohn, Bürgerliches Recht in Sprüchen. II. Schuldverhält⸗ 
niſſe. S. 372. — Coſack, Lehrb. des bürgerl. Rechts auf der Grundlage des 
B. G. B. S. 87. — Cramer, Gerichtliche Pſychiatrie. S. 87. — Engelmann, 
Das alte und das neue bürgerl. Recht. S. 186. — Finger, Unlauterer Wettbe⸗ 
werb. S. 288. — Fuld, Recht der Handlungsgehülfen. S. 287. — Haidlen, 
Bürgerl. Geſetzbuch S. 90. — Helmrich, Paragraphenſchlüſſel zum B. G. B. 
S. 286. — Hirſch, Rechtsverhältniſſe der unehel. Kinder nach dem B. G. B. 
S. 191. — Horrwitz, Recht der Handlungsgehülfen. S. 375. — Joſef, Rechts- 
fälle zum B. G. B. S. 192. — Kranichfeld, Reichsgrundbuchordnung. S. 282. 
— Leske und Löwenfeld, Rechtsverfolgung. S. 190. — Loening, Univerſität 
Jena. S. 283. — Löwe⸗ Hellweg, St. P. O. 9. Aufl. S. 374. — Müller und 
Möckel, Bürgerliches Recht in neuer Geſtaltung. S. 373. — Peterſen, C. P. O. 
3. Aufl. S. 89, 285. — Prenner, Vollſtreckbarkeit der Geldſtrafe. S. 283. — 
Puſchmann, Vereins⸗ und Geſellſchaftsweſen nach dem B.G.B. S. 376. — Rapp, 
Leitfaden zum B. G. B. S. 374. — Reinhard, Reichsgeſetz über die Zwangsver⸗ 
ſteigerung ꝛe. S. 282. — Scherer, B. G.B. Allgem. Theil. S. 191 
Schwarze, Reichsgrundbuchordnung. S. 287. — Seufferts Blätter für Rechts⸗ 
anwendung, 63. Jahrg. S. 376. — v. Staudinger, Kommentar zum B. G. B. 
S. 373. — Derſelbe, Vereinsrecht nach dem B. G. B. S. 375. — Stenglein, 
Strafrechtl. Nebengeſetze, Supplement zur 2. Auflage. S. 874. — Stobbe⸗ 
Lehmann, Deutſches Privatrecht, 3. Aufl. Bd. 3. S. 372. — Stölzel, Schulung, 
2. Theil. S. 88, 1. Theil 3. Aufl. S. 186. — Strohal, Sachbeſitz nach dem 
B. G. B. S. 184. — Unger, Meiningenſches Privatrecht. 3. Band. S. 181. — 
Willenbücher, Reichsgrundbuchordnung S. 282. 


— 
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2. Civilrecht, einſchlieſlich Bandels- und Wechſelrecht. 


Actio de pauperie nach dem n Auslegung des 8 4 Buch II Art. 40 
„binnen des hute ez was“ 

Adoption. Ueber die Tragweite 15 Verbotes der Annahme an Kindesſtatt bei 
dem Vorhandenſein ehelicher Kinder, nach dem Recht der Thür. Staaten ins⸗ 
beſondere nach dem im Großherzogthum Weimar geltenden Recht. S. 16. 

Albert. 8 Alimentationsverträge enthalten nicht ohne Weiteres eine Univerſal⸗ 
ucceſſion 140. 

Bürge, Wann giebt die n ung der dem Gläubiger in der Beitreibung 
der Schuld vom B obliegenden Diligenz dem Bürgen einen Grund 
zur Einrede des dolus? 

Birgerihe Geſetzbuch. Allgemeines, Die Stellung des Richters nach dem B. G. B. 


Doktor⸗Diplom einer n privaten Geſellſchaft berechtigt nicht zur Führung 

des Doktor⸗Titels. S. 1 

on Die gegenfeiige Unterhaltungepficht der Ehegatten nach Goth. Recht. 

31. — Ueber die Rückgabe der dos während beſtehender Ehe. S. 47. — 
ER § 124 und 125 des Gothaiſchen Ehemandates vom 15. Aug. 1834 (Ver⸗ 
ſagung der ſofortigen Trennung, Einleitung des Beſſerungsverfahrens). S. 38. 
— In Reverturverfahren iſt für die Rechtshülfe nicht 5 157 G. V. G., ſondern 
die Beſtimmung der Ausführungsgeſetze über die Rechtshülfe in Angelegenheiten, 
welche zur ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, maßgebend. 
S. 132. — Um Vollzug der Haftſtrafe in Reverturſachen iſt nicht das Amtsgericht 
zu erfuchen, 1 der Gerichtsvollzieher oder Gerichtsſchreiber anzugehen. 
S. 132. Koſten des en. unterfallen nicht den „Koſten des 
Rechtsſtreites ⸗ im Eheſcheidungsprozeß. S. 265. 

Eheliches Güter⸗ und Erbrecht nach N Statuten in Unger's Handbuch des 
meining. Privatrechts. — Entgegnung des Landgerichtsraths Schack. S. 231. — 
gereicht. C. 149 des überlebenden Ehegatten bei der Hildburghäuſer Güter- 

emeinſchaft. S. 

Eides attliche Berſicherung des Preuß. Rechts (Geſetz vom 12. März 1889 betr. 
Er Edessa . 50 und die in Thüringen übliche „Verſicherung durch Handſchlag 
an Eidesſtatt“ 

e Negatorientlage, Eingriff in die Luftſäule, Recht auf Nothweg. 


Erbbegräbniſſe. Das Recht der Erbbegräbniſſe, inſonderheit im Großherzogthum 
Weimar. S. 244, 289. 

Erbrecht. Laesio enormis beim Erbſchaftskauf. S. 159. — Inteſtaterben 
können vom ae Abſchrift des Teſtaments verlangen. S. 278. 

Gebrauchsmuſterſchutz für Maſchinen oder einzelne Theile derſelben. S. 258. 

Gemeinderechte. Zur Rechtsnatur der ſog. Gemeinderechte im Herzogthum S.⸗ 
Meiningen. S. 122. 

Genoſſenf aft. Die nachträgliche Zulaſſung der innerhalb der einmonatlichen Friſt 
verſäumten Anfechtung der Mitgliederliſte einer eingetragenen Genoſſenſchaft bei 
unverſchuldeter Verhinderung in $ 168 des Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 1. Mai 
1889 ſchließt die emeinrechtliche Reſtitution gegen die Verſänmung auch dieſer 
weiteren Friſt nicht aus. S. 34. 

Grundbuch. Preußiſche Berorbmung vom 16. Oktober 1895 betreffend die Wieder⸗ 
herſtellung der Grundbücher des Amtsgerichts Brotterode und S 12 der Konkurs⸗ 
ordnung. S. 118. 

Grund⸗ und Hypothekenbücher (S. end Hypothekenerwerb eines Einzel⸗ 
kaufmanns unter ſeiner Firma. S. 279. er e Natural⸗ 
eigenthum an Grundſtücken nach Meininger Recht. S. 12 

Handelsrecht. Bedeutung des Fakturenvermerks: „Zahlbar in 4. „ S. 128. — Er- 
füllungsort bei einem Pferdekaufgeſchäft. S. 362 

Seeg N der Ilatenrüicſorderungstlage nach gem. ſächſ. und altenburg. 

t. 181 
Konkurrenzverbot. Rechtswirkſamkeit und Auslegung eines örtlich unbeſchränkten 


a: 


Konkurrenzverbotes. Unbeſtimmtheit des Vertragsgegenſtandes. S. 37. — Zur 
Auslegung des Verbots, ein Konkurrenzgeſchäft zu errichten. S. 356. 


Konventionalſtrafbeſtimmungen. Unwirkſame K. in Arbeitsverträgen. S. 261. 
„Kummerſchlag“ des 8 60 des Altenburgiſchen Geſetzes über das Heimathsrecht und 
Armenweſen. S. 163. 
Laesio enormis beim Erbſchaftskauf. S. 159. 
e an Grundſtücken, das angebliche, nach S.⸗Meiningiſchem Recht. 
. 122 


Nan enng: Rechnungslegungspflicht gegenüber dem proviſionsberechtigten 

genten. S. 141. 

Rechtsweg. Zuläſſigkeit des Rechtswegs bei Eigenthumsſtörungsklagen bezüglich 
öffentlicher Wege auf Privateigenthum. S. 261. 

Reverturverfahren ſiehe Eheſachen. 

Reſtitution, gemeinrechtliche, bei unverſchuldeter Verhinderung in 8 168 des Genoſſen⸗ 
ſchaftsgeſetzes vom 1. Mai 1889. S. 34. 

Sachſenſpiegel. Actio de pauperie nach dem Sachſenſpiegel. S. 35. 

Schadenserſatzklage des in den Graben an einer öffentlichen Straße Geſtürzten gegen 
den Eigenthümer der Straße. S. 358. 

Schenkungen. Schenkung, auf den Inteſtat⸗Erbtheil eines der Erben gelegt. 
S. 149. 

Solidarſchuld oder Verpflichtung pro rata. Welches Ortsrecht beſtimmt die Art 
der Haftung gemeinſchaftlich Kaufender für das Kaufgeld. S. 130. 

Stadtbauplan. Das Statut der Stadt Jena vom 22. Juni 1881, die Einführung 
> Stadtbauplanes betreffend, und die dagegen erhobenen rechtlichen Bedenken. 

. 310. 

Superftzies. Zum Begriff der S. Die Annahme einer ſolchen erſcheint nicht ſchon 
dadurch ausgeſchloſſen, daß dem Eigenthümer der Grundfläche die Befugniß vor⸗ 
behalten, jederzeit Beſeitigung des errichteten Gebäudes fordern zu können. S. 116. 

Teſtament. Nichtpflichttheilsberechtigte Inteſtaterben können vom Nachlaßgericht Ab⸗ 
ſchrift des Teſtaments verlangen. S. 278. 

Unlauterer Wettbewerb. Unrichtige Angaben thatſächlicher Art im Sinne des 8 1 
des Reichsgeſetzes vom 27. Mai 1896. S. 135. 

Vermächtnißvertrag. Rechtswirkſamkeit einer Schenkung auf den Inteſtaterbtheil 
eines Erben gelegt, als Schenkungsvertrag unter Lebenden oder auf den Todes⸗ 
fall oder als Vermächtnißvertrag. S. 149. 

Vertrag. Unbeſtimmtheit des Vertragsgegenſtandes, Konkurrenzverbot. S. 37. — 
Unwirkſame Konventionalſtrafbeſtimmungen in Arbeitsverträgen. S. 261. 

Viehgewährſchaft Rechtliche Bedeutung der Abrede, daß der Kaufgegenſtand bei 
Entdeckung von Fehlern zurückgegeben werden könne nach dem meiningiſchen 
Viehgewährſchaftsgeſetz. S. 147. 

Wegerecht. Negatoria bezüglich eines im Privateigenthum ſtehenden öffentlichen 
8 S. 261. — Eingriff in die Luftſäule. S. 261. — Recht auf Nothweg. 

. 261. 


3. Civilprozeß und Gerichtsverfaſſung. 


Armenrecht. In Armenſachen iſt der Gerichtsvollzieher berechtigt, die Koſten der 
Zwangsvollſtreckung von dem zwangsweiſe eingehobenen Betrag zu decken auch 
dann, wenn die beigetriebene Summe zur Tilgung der Forderung der armen 
Partei nicht, oder nur gerade hinreicht. S. 193. — Die bei Ertheilung des 
Armenrechts bereits berichtigten Koſtenvorſchüſſe für Zeugenvernehmung kann 
5 l der armen Partei auf Grund des $ 111 C. P. O. nicht zurückfordern. 

. 277, 


Arreſt und einſtweilige Verfügung. Findet das Arreſtverfahren der C. P. O. auf 
den „Kummerſchlag“ des § 60 des Altenb. Geſetzes über das Heimathsrecht 
und das Armenweſen vom 9. Auguſt 1833 Anwendung? S. 163. 

Beweis durch Eid. Form und Verzichtbarkeit der Rüge der Unzuläſſigkeit der 
Auflage eines Eides durch Beweisbeſchluß (8 426 C.-P. O.) S. 264. 

Dienftvergehen der Richter⸗Beamten. Beſchwerde gegen eine Mahnung im Sinne 
des § 6 des Meining. Geſetzes vom 11. Juli 1879 iſt unzuläſſig. S. 44. 
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Oeffentlichkeit und Sitzungspolizei. Zu 8 48 des Weim. Ausführungsgeſetzes zum 
Gerichtsverſaſſungsgeſetze. S. 144. 

Prozeßfähigkeit. Klagerhebung durch eine prozeßunfähige Perſon. SS 50, 54 C. P. O., 
nachträgliche Genehmigung durch den geſetzlichen Vertreter. S. 49. 

Rechtshülfe im Reverturverfahren. S. 132. 

Streitgegenſtand, Berechnung des Str. im Streit um die ſachliche Zuſtändigkeit 
in der Berufungsinſtanz. S. 138. 

Urkunden⸗ und Wechſelprozeß. Urkundenprozeß aus zweiſeitigen Verträgen. S. 156. 
— In welchem Umfang müſſen die klagbeweiſenden Urkunden der Klage abſchrift⸗ 
lich beigefügt werden? (8 556 C. P. O.) S. 255. — Wie weit geht die Verpflich⸗ 
tung zu urkundlichem Nachweis bei zweiſeitigen Verträgen? S. 255. 

Urtheil. Berichtigungsverfahren des & 291 C. P. O. S. 39. 

Vollſtreckungsurtheil. Klage auf Erlaß eines V. aus dem Urtheil eines öſter⸗ 
reichiſchen Gerichts. S. 128. 


Zengenbeweis. Zeugnißverweigerungsrecht des Rechtsanwaltes (anvertraute That⸗ 
ſachen, Geheimhaltung, $ 348 Nr. 5 C. P. O.) S. 125. 

Zuſtellungen. Vorausſetzungen der öffentlichen Zuſtellung (8 180 C. P. O.) S. 139. 

Zwangsvollſtreckung, Allgem. Beſtimmungen. Die Erneuerung des Pfandſiegels 
durch den Gerichtsvollzieher an einer gepfändeten Sache des Gemeinſchuldners 
nach der Konkurseröffnung iſt nach § 11 der K. O. unzuläſſig. S. 38. 

e in körperliche Sachen. Gewahrſam des Schuldners (8 713 

C. P. O.) S. 257. — Nähmaſchinen als unentbehrliches Hausgeräth (8 712 

C. P. O.) — S. 261. 

Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. (Reuß j. L. Geſetz vom 
er September 1879.) Ueber Zuſtändigkeit zur u bon Sürfepfandrechten, 


4. Strafrecht, Strafproteh. 


Automaten. Vergehen an einem A. Betrug oder Diebſtahl? S. 169. 

Dienſtvergehen der Richter. Verfügung des Oberlandesgerichtspräſidenten über die 
Trage, ob gegen eine Mahnung im Sinne des § 6 des meiningiſchen Disziplinar⸗ 
geſetzes vom 17. Juli 1879 Beſchwerde zuläſſig iſt. S. 44. 

Einziehung von Schankgefäßen nach 8 6 des Reichsgeſetzes vom 20. Juli 1881. 

i Auslagen, deren Erſatz durch die Staatskaſſe an den Freigeſprochenen. 
S. 370 

Privatklageſachen. Verfahren in P., wenn der verurtheilte Angeklagte ſtirbt, bevor 
8 Urtheil die Rechtskraft erlangt hat. Koſten des Verfahrens in ſolchem Falle. 

142. 

Reviſion. Verſäumung der Friſt zur Begründung der Reviſion. Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand dagegen. S. 161. 

Sitzungspolizei. Strafgewalt des Richters in gerichtlichen Angelegenheiten, welche 
zu der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören. Zu § 48 des 
Weimariſchen Geſetzes zur Ausführung des deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 
20. März 1879. S. 144. 

Thäter Ru Gehülfe? S. 364. 

Das Verbot der öffentlichen Ankündigung von Geheimmitteln. Altenburger Ver— 
ordnung vom 10. Juli 1895. Weimariſche Verordnung vom 7. November 1890. 
S. 365, 367. 


5. Ronkursrecht. 


Kann der Gerichtsvollzieher nach der e das ee er⸗ 
neuern? Zus 11 K. O. S. 38. — Zu 8 12 K. O. S. 


6. RNechksanwaltsgebühren, Gerichtskoſten, Zeugengebühren. 


Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Gebühren in Civilſachen. Koſtenerſtattung. 
Zur Frage der Erſtattbarkeit der durch die Reiſe eines el Anwaltes zu 
einem amtsgerichtlichen Verhandlungstermin erwachſenen Koften. S. 30, 270. — 


— VII — 


Erſtattung der Koſten des Korreſpondenzmandatars. S. 119. — Gebühren⸗ 
berechnung bei gleichzeitigen Berufungen des Gemeinſchuldners und des Konkurs⸗ 
verwalters. S. 119. — Beſchwerde auf Grund des 8 12 der G. O. f. R. 
S. 139. — Ermäßigung der Gebühr ($ 20 G. O. f. R.) iſt, wenn mehrere Fälle 
des 5 26 des G. K. G. vorliegen, nur einmal vorzunehmen. S. 266. — Ver⸗ 
gleichsgebühr S. 267. — Beweisgebühr des 3 13 Z. 4 G. O. f. R. iſt uur 
einmal zu berechnen, wenn vor demſelben erſuchten Richter zu verſchiedenen 
Zeiten Zeugen vernommen werden. S. 268. — Inkaſſogebühren des 3 87 G. O. 
J. R. ©. 272. — Schreibgebühr nach S 76 G. O f. R. iſt für das Concept nicht 
zu berechnen. S. 275. — Gebühr jür Auwaltsthatigkeit eines Referendars kann 
nach der GO. f. R. nur dann berechnet werden, wenn er von der Juſtizver⸗ 
waltung als Vertreter beſtellt iſt. S. 276. — Betrag der zu erſtattenden Rechts⸗ 
auwaltsgebühren bei unterlaſſener Verbindung mehrerer gleichartiger Klagen gegen 
denjelben Beklagten. S. 269. — Werth des Streitgegenſtandes für die Koſten⸗ 
berechnung im Streit um die ſachliche Zuſtändigkeit in der Berufungsinſtanz, 
wenn zur Zeit der Berufungsverhandlung der in erſter Inſtanz verhandelte 
Klagauſpruch zum Theil erledigt war. S. 138. — Bei unmittelbar vor der Klag⸗ 
erhebung erfolgter, in der Klage nicht berückſichtigter Zahlung S. 266. — 
Erſtattbarkeit der Sätze für Zu⸗ und Abgang zur Eiſenbahn bei anderen Perſonen 
als Rechtsanwälten. S. 271. — Die Jukaſſogebühr des 3 87 G. O. f. R. S. 272. 

Gebührenordnung für Rechtsanwälte. Gebühren in Strafſachen SS 63, 66 G. O. 
(Beginn der Hauptverhandlung nach 85 242, 365 St. P. O.) S. 41. — Zu 
§ 90 der G. O. S. 369. — 

Gebührenordnung für Zeugen und Sachverſtändige. Entſchädigung für Begleiter 
eines gebrechlichen Zeugen nach 8 12 der G. O. f. Z. u. Sachv. S. 137. — 
Nichterſtattbarkeit des Ab- und Zugangs zur Eiſenbahn an Privatperſonen. 
S. 271. 

Gerichtskoſten. Beſchwerde gegen den im 8 16 des G. K. G. bezeichneten Beſchluß. 
S. 139. — Zur Frage, wann Klage und Widerklage denſelben Streitgegenſtand 
betrefien. ($ 11 G. K. G.) S. 141, 161. — Gerichtsgebühr, wenn die Klage 
auf Grund einer prozeßhindernden Einrede der Partei abgewieſen iſt. S. 273. 


7. Regiſter der Landesgeſehe. 


Altenburg. Ausführungsgeſetz zum G. V. G. vom 22. März 1879 $ 60. S. 134. 
— Eheordnung vom 13. Mai 1837 $ 139. S. 131. — Geheimmittel. An⸗ 
kündigung von Geheimmitteln. Verordnung vom 10. Juli 1895. S. 364. — 
Grund⸗ und Hypothekenbücher, Geſetz vom 13. Oktober 1852. 8 175. S. 279. — 
Heimathsgeſetz vom 9. Auguſt 1833 $ 60. S. 163. — Geſetz betreffend Ueber- 
gangsbeſtimmungen zur C. P. O. vom 27. März 1879 § 7. S. 134. 

Gotha. Chemandat vom 15. Auguſt 1834. 55 124, 125, 127-131. S. 31, 33. 

Meiningen. Geſetz betreffend Dienſtvergehen von Richterbeamten vom 11. Juli 
1879 8 6. S. 44. — Grund⸗ und Hypothekenbücher. Geſetz vom 15. Juli 1862 
Art. 2. S. 123. — Henneberger Landesordnung III. Tit. 3. Kap. 4. Abſ. 1. 
S. 47. — Viehwährſchaftsgeſetz vom 6. Juli 1844 58 16, 17, 25. S. 147. — 
5 e in das unbewegliche Vermögen. Geſetz vom 21. Juni 1879 
9 11. S. 124. 

Reuß j. L. Grund⸗ und Hypothekenbücher. Geſetz vom 20. November 1858 
98 48, 51, 137. S. 1, 5, 10. — Ausführungsverordnung dazu vom 22. No⸗ 
vember 1858 88 17, 44. S. 1, 5, 10. — Kompetenzgeſetz vom 28. April 1863 
§ 2. S. 14. — Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen. Geſetz 
vom 19. September 1879 $ 7. S. 1. 

Weimar. Adoption und Arrogation. Geſetz vom 1. Juni 1847. S. 24. — Aus⸗ 
führungsgeſetz zum G. V. G. vom 20. März 1879 $ 47. S. 134; 58 48. S. 144. 
— Geheimmittel, Miniſterial⸗Verordnung vom 7. November 1890, die An⸗ 
kündigung von Geheimmitteln betr. S. 367. — Zuſtändigkeit der Gerichte in 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. Geſetz vom 15. März 1850 § 7 S. 24, 

Sachſenſpiegel. Buch 11 Art. 40. S. 35. 
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Verzeichniß der Einfender. 


Blomeyer, Senatspräſident in Jena, S. 30—34, 116—124, 255 —265, 
356 360. 

a Oberlandesgerichtsrath in Jena, S. 310—355, 

v. Brüger, O.. Ger.⸗Präſtdent in Jena, S. 41—47, 142-147, 364—372. 

5 Rechtsanwalt in Mainz, S. 97—118. 
räſel, Amtsrichter in Gera, S. 1—16, 193—230, 

Höfling, Landgerichtsrath in Coburg, S. 47 —58, 147—162. 

Ortloff, Landgerichtsrath a. D. in Weimar, S. 244— 255, 289— 309. 

Porzig, Landrichter in Altenburg, S. 163—169, 278—281, 

Schack, Landgerichtsrath in Meiningen, S. 231—241. 

Schellbach, Oberlandesgerichtsrath in Jena, S. 189 — 190. 

Schmid, Amtsrichter in Jena, S. 16 — 29. 

Schulz, Geh. Juſtizrath in Jena. A. Entſcheidungen, S. 34—40, 125—141, 
265 —278, 360 — 364. 
B. Litteraturüberſicht für 1897, S. 58—86; C. Bücherbeſprechungen S. 87—90, 
181—189, 282 — 286, 372—375. 

Unger, Oberlandesgerichtsrath in Jena, S. 190—192, 241—243, 286— 288, 
375 -—- 376 


v. Voß, Juſtizrath und Amtsrichter in Gera, S. 169 — 176. 


Bemerkung: 


Ein Geſammtregiſter zu Bd. 41—45 (N. F. 21—25) wird in einem der 
nächſten Hefte erſcheinen. | 


Abhandlungen, VBeſprechungen von Rechtsfällen ıc. 


Ueber Zuſtändigkeit zur Beſtellung von Hülfspfandrechten. 
Von Herrn Juſtizrath H. Gräſel, Amtsrichter in Gera. 


Im 21. Band (der ganzen Folge 41. Band) 1. Heft S. 57 
unter 3 dieſer Zeitſchrift iſt eine die obige Frage behandelnde zweit⸗ 
inſtanzliche Entſcheidung veröffentlicht. Die hierländiſche Praxis ſtand 
bis zum Erlaß dieſer Entſcheidung zum Theil bereits auf dem in der 
letzteren eingenommenen Standpunkt. Man machte zur Rechtfertigung 
dieſes Standpunktes noch weiter geltend, außer in § 7 des reußiſchen 
Geſetzes über die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen 
vom 19. Septemper 1879 wäre auch noch in anderen Paragraphen 
desſelben, z. B. § 10, 12, 69 u. ſ. w., von dem Vollſtreckungsgericht 
die Rede; in allen dieſen Fällen verſtehe man allgemein unter letzterem 
die Prozeß abtheilung des Amtsgerichts; hiervon könne man alſo 
doch auch für § 7 keine Ausnahme machen. Bei der Prozeß- 
abtheilung des Amtsgerichts, in deſſen Bezirk das Grundſtück gelegen 
ſei, müſſe alſo der Antrag auf Beſtellung eines Hülfspfandrechts ge⸗ 
ſtellt werden; dieſe habe das Hülfspfandrecht zu beſtellten und den 
Grundbuchrichter zur Eintragung des beſtellten Hülfspfandrechts zu 
requiriren; der letztere habe alsdann den Eintrag zu bewirken und 
weiter nach Maßgabe der Vorſchriften des Hypothekengeſetzes zu ver⸗ 
fahren. Die Richtigkeit dieſer Meinung ergebe ſich überdies aus— 
drücklich aus $ 17 der Ausführungsverordnung zum hierländiſchen 
Hypothekengeſetz, wo beſtimmt fei: 

„Die Eintragung ſelbſt aber kann nach § 48 des Hypotheken- 
geſetzes nur auf beſtimmte Immobilien erfolgen. Der Prozeß- 
richter hat über die Immobilien, auf welche der Frag erfolgen 
Blätter für Rechtepſlege XLV. F. N. XXV. 
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ſoll, in Gemäßheit der Prozeßgeſetze Entſchließung zu faſſen und 
der Hypothekrichter hat den Anträgen desſelben zu entſprechen.“ 

Demgemäß wird nunmehr auch verfahren, wenn ein Amtsgericht 
mit mehreren Richtern beſetzt iſt. 

Der Prozeßrichter am Vollſtreckungsgericht erläßt auf einen nach 
Maßgabe 8 7 des oben bezeichneten Geſetzes vom 19. September 1879 
geſtellten Antrag folgenden Beſchluß: 

„1) In Sachen ... wird wegen der vom Gläubiger gegen den 
Schuldner laut des rechtskräftigen Urtheils des vom. 
zuſtehenden Forderung von ... ein Hülfspfandrecht an dem Grund— 
beſitzthum des Schuldners Fol. . .. des Grund- und Hypotheken- 
buches von . . . . in Gemäßheit der 88 755, 757 der C. P. O. und des 
§ 7 Abſ. 1 des Geſetzes vom 19. September 1879 hiermit beftellt. 
„2) Reinſchrift des Beſchluſſes unter 1 dem Amtsgericht, Abtheilung 
für freiwillige Gerichtsbarkeit, mitzutheilen mit dem Erſuchen um 
Eintragung des nach dem Beſchluſſe unter 1 dem Gläubiger be— 
ſtellten Hülfspfandrechts im Grund- und Hypothekenbuche, falls der 
Schuldner wirklich als Beſitzer im Grund- und Hypothekenbuche 
eingetragen iſt.“ 

Der Hypothekrichter ertheilt, wenn der Schuldner nicht als 
Beſitzer im Grund- und Hypothekenbuch eingetragen iſt, ablehnende 
Antwort an die Prozeßabtheilung, oder verfügt und bewirkt, wenn der 
Schuldner dort als Beſitzer ſteht, Eintrag, beiſpielsweiſe lautend: 

„3/ III. . . . 290 M. 30 Pfg. (Zweihundert und neunzig M. 30 Pfg.), 
Liquidum des . .. laut rechtskräftigen Urtheils des Amtsgerichts 
. . . vom . . . und Beſchluſſes und Erſuchens der Prozeßabtheilung 
desſelben Gerichts vom ...“ 

Wie erwähnt und wie aus der veröffentlichten zweitinſtanzlichen 
Entſcheidung hervorgeht, wurde in der Praxis früher bei einem Theil 
der hierländiſchen Amtsgerichte als richtig angenommen und befolgt 
die entgegengeſetzte, letztinſtanzlich für falſch erklärte Anſicht, daß über 
den bei einem mit mehreren Amtsrichtern beſetzten Amtsgerichte ge⸗ 
ſtellten Antrag auf Eintragung eines Hülfspfandrechts der Grundbuch— 
richter, alſo derjenige Richter des Amtsgerichts der belegenen Sache 
zu entſcheiden habe, dem nach der Geſchäftsvertheilung als allgemeine 
Obliegenheit, die Einträge in das Grund- und Hypothekenbuch zu be⸗ 
ſchließen, übertragen iſt. Auch der in feiner Amtsthätigkeit den Grund— 
und Hypothekenſachen ſeit Jahren fernſtehende Verfaſſer dieſer Zeilen 
hat in der Praxis ſeiner Zeit dieſe Meinung vertreten und angewendet; 
es dürfte nicht unintereſſant ſein, auch die Gründe für dieſe letztere 
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Auffaſſung kennen zu lernen. Sie ſind in der Hauptſache in Folgen⸗ 
dem wiedergegeben: 

Auf die Zwangs vollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen finden in erſter Linie die allgemeinen Beſtimmungen 
über die Zwangsvollſtreckung 8. Buch, 1. Abſchnitt, 85 644 — 707 
der C. P. O. Anwendung, ſoweit fie nicht durch SS 755 — 757 der 
E. P. O. abgeändert find. 

Hiernächſt folgen dieſe 88 755— 757, welche den 2. Titel der 
im 2. Abſchnitt des 8. Buchs unter Titel 1—3 behandelten Zwangs- 
vollſtreckungen wegen Geldforderungen bilden. 

Die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen in 
ein Grundſtück wird behandelt in § 755 der C. P. O. Dort wird 
im Allgemeinen die Zuſtändigkeit normirt, als Vollſtreckungsgericht 
das Amtsgericht, in deſſen Bezirk das Grundſtück gelegen iſt, auf⸗ 
geſtellt, in Abſatz 1 dem letzteren die nach der C. P. O. dem Voll⸗ 
ſtreckungsgericht obliegende Funktion (§8 684, 685, 688 Abſ. 2; 690 
Abſ. 3; 698, 707) ertheilt und in Abſ. 2 demſelben die ausſchließliche 
Befugniß der Anordnung der Zwangsvollſtreckung übertragen (cf. 
v. Wilmowski, Civilprozeßordnung $ 755 Anm. 2 u. 3). 

Damit ſind die einſchlägigen reichsgeſetzlichen Normen, ſoweit 
ſie hier in Betracht kommen, erſchöpft, denn es ſoll ſich die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Uebrigen nach den 
Landesgeſetzen beſtimmen, von letzteren insbeſondere geregelt werden 
die Frage, inwiefern der Gläubiger berechtigt iſt, ſeine Forderung 
in das Grund- und Hypothekenbuch eintragen zu laſſen und wie die 
Eintragung zu bewirken iſt (C. P. O. § 757). 

Nur was in § 755 der C. P. O. aufgenommen iſt — fo heißt 
es in den Motiven — läßt ſich (abgeſehen von den eben erwähnten 
allgemeinen Normen) als für die Zwangsvollſtreckung in das un⸗ 
bewegliche Vermögen allgemein zutreffend beſtimmen und nur das 
iſt deshalb als für das ganze Rechtsgebiet der C. P. O. geltend reichs⸗ 
geſetzlich normirt, damit aber auch natürlich die Beſeitigung aller 
einſchlägigen abweichenden landesgeſetzlichen Normen herbeigeführt. 
Bei Erlaß der allgemeinen Vorſchrift, daß die Zwangs voll— 
ſtreckung in ein Grundſtück wegen Geldforderungen im 
Geltungsbereich der Civilprozeßordnung unter allen Umſtänden vom 
Amtsgericht der gelegenen Sache angeordnet werden ſoll, 
hat der Reichsgeſetzgeber augenſcheinlich die rückſichtlich der Grund⸗ und 
Hypothekenbücher und des Hypothekenweſens beſtehende Mannigfaltig- 
keit der Landesgeſetzgebungen im Auge gehabt. Er hat namentlich 
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erwogen, daß in manchen Theilen des Reiches die Beſtellung der 
Hypotheken durch Verwaltungsbehörden, die vielleicht nicht einmal 
mit einem juriſtiſch gebildeten Beamten beſetzt ſind, zu geſchehen hat 
und hat verhindern wollen, daß auch die Prüfung, ob civilprozeſſu⸗ 
aliſche Gründe dem Beginn der Zwangzvollſtreckung entgegenſtehen oder 
nicht, derartigen Beamten unterſtellt werde; er hat unbedingte Garantie 
ſchaffen wollen dafür, daß neben der Beobachtung der der Landes⸗ 
geſetzgebung vorbehaltenen Normen die in der C. P. O. enthaltenen 
allgemeinen Beſtimmungen über Zwangsvollſtreckung gehörig gewahrt 
werden. 

Nach dem Grundſatz: Reichsrecht geht vor Landesrecht, iſt damit 
dem letzteren für das ganze Rechtsgebiet der C. P. O. eine gleichmäßige, 
überall zu reſpektirende Schranke gezogen. Nirgends in dieſem Rechts⸗ 
gebiete kann die Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück wegen einer 
Geldforderung beginnen, wenn nicht zuvor das Vollſtreckungs gericht 
(das Amtsgericht der gelegenen Sache) darüber befunden hat, daß 
dieſem Beginn vom Standpunkt der Reichsgeſetzgebung aus nichts 
entgegenſtehe. Dieſes Reſultat genügte aber dem Reichsgeſetzgeber 
im Allgemeinen. Die über die Art und Weiſe der Beſchlagnahme, 
die Wirkungen derſelben u. ſ. w. erforderlichen Normen zu erlaſſen, 
hat die Reichsgeſetzgebung dem Landesrecht vorbehalten. 

Für das Fürſtenthum Reuß j. L. ſind dieſe der Landesgeſetzgebung 
überlaſſenen Beſtimmungen enthalten im Geſetz über die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen vom 19. September 1879. 

Neben dem unten angezogenen § 2 dieſes Geſetzes muß als für 
die jetzt behandelte Frage von grundlegender Bedeutung § 7 des⸗ 
ſelben betrachtet werden, lautend: 

„Das Vollſtreckungsgericht hat auf Antrag einem mit Urkunden, aus 
welchen die Zwangsvollſtreckung geſucht werden kann, verſehenen 
Gläubiger in Gemäßheit des Geſetzes die Grund- und Hypotheken— 
bücher und das Hypothekenweſen betreffend, ein Hülfspfandrecht an 
dem als Hülfsgegenſtand angegebenen Immobile des Schuldners zu 
beſtellen.“ Denn hier handelt es ſich vom regelmäßigen Beginn der 
Zwangsvollſtreckung wegen einer Geldforderung in ein Grundſtück. 

Es fragt ſich zuvörderſt, ob hierbei die Landedgeſetzgebung der 
ihr vorgehenden reichsgeſetzlichen Vorſchrift in der erforderlichen Weiſe 
Rechnung getragen hat. Zu einer Bejahung dieſer Frage gelangt 
man, wenn man § 7 des citirten Geſetzes mit den einſchlägigen 
Beſtimmungen des hierländiſchen Hypothekengeſetzes zuſammenhäͤlt. 

Dieſe finden ſich in §§ 41 unter VI, 48, 51 des Geſetzes, die 
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Grund⸗ und Hypothefenbüher und das Hypothekenweſen betr. und 
§ 17 der dazu erlaſſenen Ausführungs verordnung und lauten: 

8 41. „Weiter find die Eintragungen einer Hypothek in das 
Grund⸗ und Hypothefenbuch zu verlangen berechtigt 

VI. alle Gläubiger ohne Unterſchied wegen ihrer durch rechtskräftiges 
Erkenntniß entſchiedenen, oder ſonſt zur Hülfsvollſtreckung geeigneten 
Forderungen, ſoweit ſie nicht ſchon durch Hypothek verſichert und 
gedeckt ſind, rückſichtlich derjenigen Immobilien ihrer Schuldner, die 
ſie als Hülfsgegenſtand angegeben haben, nach vorausgegangener 
Feſtſtellung des Schuldbetrages in Gemäßheit der Prozeßgeſetze. 
Die Eintragung des Schuldbetrages in das Grund- und 
Hypothekenbuch iſt die Vollſtreckungshandlung, außer 
welcher es einer weiteren bei der Hülfsvollſtreckung in Immobilien 
nicht bedarf.“ 

8 48 des Geſetzes: „Die Eintragung einer Forderung in das 
Grund- und Hypothekenbuch kann nur auf beſtimmte Immobilien 
geſchehen.“ 

§ 51 des Geſetzes: „Die Hypothek als dingliches Recht wird, 
ohne Unterſchied des Rechtstitels, erſt durch förmliche Eintragung 
in das Grund- und Hypothekenbuch auf dem Folium des damit zu 
belaſtenden Grundſtücks wirklich erlangt.“ 

8 17 der Ausführungsverordnung: „Es ... genügt zur Ein- 
tragung eines Hülfspfandrechts in das Grund- und Hypothekenbuch 
der bloße Antrag des Liquidanten, . .. wenn nur der Schuldprozeß 
in dasjenige Stadium getreten iſt, welches zur Hülfsvollſtreckung 
zu verſchreiten geſtattet und der Schuldbetrag in Gemäßheit der 
Prozeßgeſetze feſtgeſtellt iſt. | 

Nach § 51 des Geſetzes genügt künftig zur Begründung des Hülfd- 
pfandrechts nicht mehr der richterliche Ausſpruch, daß ein ſolches 
dem Liquidanten eingeräumt ſein ſolle, ſondern dasſelbe wird erſt 
durch die wirkliche Eintragung in das Grund- und Hypotheken⸗ 
buch erlangt.“ 

Der Schlußſatz von § 17 der Ausführungsverordnung iſt oben 

bereits citirt. 

Der Satz in § 7 des hierländiſchen Geſetzes über die Zwangs— 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen: „Das Vollſtreckungs— 
gericht .. . hat wegen der Forderung ... ein Hülfspfandrecht zu be— 
ſtellen“ muß, weil dieſe Beſtellung erfolgen ſoll „in Gemäßheit des 
Geſetzes die Grund- und Hypothekenbücher und das Hypothekenweſen 
betreffend“, hiernach allenthalben als gleichbedeutend betrachtet werden 
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mit: „Das Vollſtreckungsgericht hat ... die Forderung .. zwangs⸗ 
weile einzutragen“, denn nach § 41 VI des als maßgebend bezeichneten 
Hypothekengeſetzes iſt die Eintragung des Schuldbetrages in das 
Grund⸗ und Hypothekenbuch die Vollſtreckungshandlung, außer 
welcher es einer weiteren bei der Hülfsvollſtreckung in Immobilien 
nichtbedarf. Dieſe Beſtimmung ſchließt ganz ausdrücklich und zweifel⸗ 
los die Annahme aus, daß man mit der Vorſchrift: „hat ein Hülfs⸗ 
pfandrecht . .. zu beſtellen“ noch etwas Weiteres als: „hat... die 
Forderung zwangsweiſe in das Hypothekenbuch einzutragen“ hat nor⸗ 
miren wollen. 

Deshalb iſt auch der Beſchluß eines hieſigen „Prozeß“ richters an 
einem Amtsgericht des Inhalts: „es wird dem ... in Folge ge⸗ 
ſtellten Antrags vom ... auf Grund des ... wegen ... an... 
ein Hülfspfandrecht hiermit beſtellt“ thatſächlich inhaltslos; er ſteht ſo 
zu ſagen in der Luft; er deckt ſich zwar zum Theil mit den Worten 
§ 7 des Zwangaverſteigerungsgeſetzes, aber eben bloß zum Theil; 
er läßt den anderen, eigentlich ſelbſtverſtändlichen, eben deshalb aber 
unter allen Umſtänden zu berückſichtigenden weſentlichen Theil dieſer 
geſetzlichen Beſtimmung „in Gemäßheit des Geſetzes betr. 
die Grund- und Hypothekenbücher und das Hypotheken- 
weſen“ ganz außer Betracht. 

Indem die Landesgeſetzgebung alfo beſtimmt hat, die zur Zwangs— 
vollſtreckung ſtehende Forderung ſei unter gewiſſen Vorausſetzungen 
nach Maßgabe bereits beſtehender partikularrechtlicher Vorſchriften in 
das Grund- und Hypothekenbuch zwangsweiſe einzutragen, hat fie die ihr 
nach 8 757 al. 2 der C. P. O. vorbehaltenen Fragen geregelt, die zwangs⸗ 
weiſe Eintragung einer Forderung in das Grund- und Hypotheken- 
buch für die Regel zu dem die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen wegen Forderungen beginnenden Akt geſtempelt und ſich 
dabei zugleich innerhalb der vom Reichsgeſetz in §S 755 al. 2 der 
C. P. O. gezogenen Schranke gehalten, nämlich beſtimmt, das Voll- 
ſtreckungsgericht (das Amtsgericht der gelegenen Sache) habe 
die zwangsweiſe Eintragung (den Beginn der Zwangs voll— 
ſtreckung) anzuordnen. 

Nach der aus § 7 des Zwangsverſteigerungsgeſetzes in Ver⸗ 
bindung mit den einſchlägigen Beſtimmungen des Hypothekengeſetzes 
zweifellos ſich ergebenden Intention der Landesgeſetzgebung ſoll dieſes 
Amtsgericht dabei nicht etwa zwei getrennte Beſchlüſſe 
faſſen, einen, der die zwangsweiſe Anordnung der Eintragung und 
einen, der den Eintrag ſelbſt zum Gegenſtand hat, ſondern es ſoll, 
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wenn der betreibende Gläubiger Urkunden überreicht, aus denen die 
Zwangsvollſtreckung geſucht werden kann, wegen der Forderung „das 
Hülfspfandrecht beſtellen“, alſo „die Forderung zwangsweiſe in das 
Grund⸗ und Hypothekenbuch eintragen“ und dieſer Beſchluß, den 
Schuldbetrag einzutragen — begründet in der nach § 757 der C. P. O. 
maßgebenden Landesgeſetzgebung — iſt nach der Meinung des Landes- 
geſetzgebers eben zugleich die vom Reichsgeſetz (§ 755 al. 2 der 
C. P. O.) verlangte gerichtliche Anordnung der Zwangs voll— 
ſtreckung. Man kann hiergegen mit Grund nicht einwenden, da— 
mit wäre die reichsgeſetzlich normirte Anordnung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung und der Beginn der landesgeſetzlich zu regelnden Ausführung 
dieſer Anordnung in unzuläſſiger Weiſe verſchmolzen. Eine Ber- 
ſchmelzung beider hat allerdings in der That ſtattgefunden. Als un— 
zuläſſig und gegen das Reichs geſetz verſtoßend kann fie aber keine 8⸗ 
falls bezeichnet worden. Im Gegentheil, dem Reichsgeſetz iſt zweifel— 
los allenthalben genügt, ſowohl ſeinem Wortlaut, als ſeinen In⸗ 
tentionen nach. Denn wenn es vorſchreibt, das Vollſtreckungs gericht 
(das Amtsgericht der gelegenen Sache) folle die Zwangs voll— 
ſtreckung anordnen, und wenn demgemäß das Landesgeſetz be— 
ſtimmt, dieſes Amtsgericht ſolle die betreffende Forderung 
zwangsweiſe in das Grund- und Hypothekenbuch eintragen, fo 
decken ſich, hingeſehen auf die vorſtehenden Ausführungen, die beiden 
geſetzlichen Beſtimmungen ganz offenbar vollſtändig; nicht minder 
ſind aber damit die Garantien geſchaffen, von denen oben als vom 
Reichsgeſetz mit Erlaß der Beſtimmung in § 755 Abſ. 2 der C. P. O. 
beabſichtigt geſprochen worden iſt. Wenn das Amts gericht der 
gelegenen Sache die zwangsweiſe Eintragung einer Forderung in 
das Grund- und Hypothekenbuch verfügen ſoll, jo iſt das eine 
gerichtliche Anordnung; einer ſolchen geht aber ſchon der Natur 
der Sache nach ſtets eine richterliche Prüfung voran, und 
lediglich eine ſolche hat der Reichsgeſetzgeber als allgemein noth— 
wendige Vorausſetzung für den Beginn der Zwangsvollſtreckung wegen 
einer Geldforderung in ein Grundſtück für das ganze Rechtsgebiet 
der Civilprozeßordnung ſtatuiren wollen, wie oben hervorgehoben 
worden iſt. 

Abſolut kein Anhalt dagegen findet ſich in der Civilprozeßordnung 
dafür, die Reichsgeſetzgebung verlange auch für Rechtsgebiete, in denen, 
wie im Fürſtenthum Reuß j. L., der regelmäßige Beginn der Zwangs— 
vollſtreckung wegen einer Geldforderung in ein Grundftüd partifular- 
rechtlich mit richterlicher Verfügung zwangsweiſer Eintragung der 
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fraglichen Forderung in das Grund- und Hypothekenbuch zuſammen⸗ 
fällt, vor Erlaß dieſer richterlichen Verfügung und ſo zu 
ſagen als reichsgeſetzliche Grundlage für dieſelbe unter allen Umſtänd en 
noch einen, in den von der Civilprozeßordnung vorgeſchriebenen 
Formen ſich bewegenden richterlichen Beſchluß, der zu erlaſſen 
ſei entweder, wenn das Amtsgericht bloß mit einem Richter beſetzt 
iſt, von demſelben Amtsrichter in feiner Eigenſchaft als Prozeßrichter, 
oder, wenn an dem Amtsgericht mehrere Amtsrichter thätig ſind, 
von dem Amtsrichter, dem nach der Geſchäftsvertheilung die Schluß— 
faſſung in Angelegenheiten der ſtreitigen Gerichtsbarkeit obliegt. 
Wahr iſt wohl, daß die Civilprozeßordnung ſich bloß auf die 
ordentliche ſtreitige Gerichtsbarkeit bezieht; ſchon daraus aber zu folgern, 
fie verſtehe deshalb unter dem Vollſtreckungsgericht ftet3 das Prozeß- 
gericht (als Abtheilung des Amtsgerichts gedacht), iſt nicht an⸗ 
gängig, denn man muß, wenn man den Begriff „Vollſtreckungs⸗ 
gericht“ („ Amtsgericht“ der gelegenen Sache) im Sinne der 
Reichsgeſetzgebung definiren will, noch ein anderes, dafür ſehr weſent⸗ 
liches Reichsgeſetz, nämlich das Gerichtsverfaſſungsgeſetz, mit heran⸗ 
ziehen. Nach § 22 des letzteren nun ſtehen den Amtsgerichten Einzel⸗ 
richter vor. 
Am reinſten kommt die ſo beſtimmte Natur des Amtsgerichts zum 
Ausdruck, wenn ein ſolches überhaupt nur mit einem Richter beſetzt iſt. 
Dieſer iſt Vorſtand des Amtsgerichts und des dazu gehörigen 
Perſonals. „Er konzentrirt in feiner Hand die geſammte richterliche 
Thätigkeit und ſtellt ſich ſomit den Gerichtsunterthanen als die kon⸗ 
krete Perſonifikation des Geſetzes, gleichſam ein „„lebendiges und reden⸗ 
Recht““ dar.“ (Wetzell, Syſtem, 2. Auflage § 36 S. 366.) 
Geſetzt, bei einem ſolchen Amtsgericht geht der Antrag eines 
Gläubigers ein, es möge ſeine liquide Forderung gegen den Schuldner 
auf deſſen im Bezirke des angerufenen Amtsgerichts gelegenes Grund« 
beſitzthum zwangsweiſe eingetragen werden, wird man von dem ein- 
zigen Amtsrichter dieſes Amtsgerichts verlangen und wird dieſer für 
erforderlich halten, zuvörderſt in feiner Eigenſchaft als Pro zeß richter 
des Amtsgerichts mittelſt eines äußerlich erkennbaren abgeſonderten 
Beſchluſſes nach Maßgabe § 755 al. 2 der C. P. O. die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das betreffende Grundſtück anzuordnen und auf Grund 
dieſer feiner eigenen Anordnung nunmehr in feiner Eigenſchaft als 
Grundbuchrichter des Amtsgerichts die zwangsweiſe Eintragung 
der Forderung zu beſchließen? Gewiß nicht! Schon deshalb nicht, weil 
Niemand an ſich ſelbſt eine Anordnung erlaſſen kann. 
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Der Amtsrichter wird vielmehr, indem er in einem ſolchen Falle 
richterlich thätig wird und damit nach außen das eine untheilbare 
Amtsgericht repräſentirt, die Zuläſſigkeit des Antrags gleichzeitig nach 
Reichsgeſetz und nach Landesrecht prüfen und je nach dem Reſultate 
dieſer ſeiner Prüfung ſeine Entſchließung faſſen, die, wenn Bedenken 
nach keiner der beiden Richtungen ſich ergeben, lediglich in der 
Verfügung und Ausführung der zwangsweiſen Eintragung der Forde— 
rung in das Grund- und Hypothekenbuch beftehen wird; damit iſt, wie 
ſchon ausgeführt, neben dem Landesrecht auch dem Reichsgeſetz Genüge 
gethan, weil letzteres etwas Weiteres nicht zur Bedingung macht, 
als daß ein das Amtsgericht darſtellender richterlicher 
Beamter die Entſcheidung über den Antrag auf Einleitung der 
Zwangs vollſtreckung hat. An dieſem Reſultat, daß auf einen der— 
artigen an ein Amtsgericht gerichteten Antrag einmalige Prüfung 
und Schlußfaſſung eines Amtsrichters ſtattzufinden hat, wird auch 
nichts geändert durch den Umſtand, daß das angerufene Amtsgericht 
nit mehreren Richtern beſetzt if. Die Arbeiten an einem ſolchen 
ſind auf die einzelnen Amtsrichter vertheilt, aber jeder erledigt die 
ihm obliegenden Geſchäfte als Einzelrichter, jeder urtheilt und ent- 
ſcheidet als ſolcher in feinem Geſchäftskreiſe ſelbſtändig. Die Thätig— 
keit eines jeden der einzelnen Amtsrichter iſt ein Akt des Amtsgerichts, 
jo daß dasſelbe Amtsgericht durch den einen, oder den anderen Amts⸗ 
richter fungirt; ſachliches Eingreifen eines Amtsrichters an einem 
Amtsgericht in die Thätigkeit eines anderen Amtsrichters an demſelben 
Amtsgericht iſt durch 8 22 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes reichs⸗— 
geſetzlich ausgeſchloſſen; es iſt nach dem vorbezeichneten Reichsgeſetz 
nicht zuläſſig, daß ein Amtsrichter an einem Amtsgericht beſchließt, 
ein anderer Amtsrichter an demſelben Amtsgericht habe etwas aus— 
zuführen. 

Iſt bei einem ſolchen mit mehreren Amtsrichtern beſetzten Amts— 
gericht der Geſchäftskreis der Amtsrichter nach ſachlicher Sonderung 
der Thätigkeitseinrichtungen vertheilt, hat beiſpielsweiſe ein Amtsrichter 
die Grund⸗ und Hypothekenſachen, ein anderer die Prozeßſachen zu be- 
arbeiten, ſo iſt damit der Natur der Sache nach und in Ausführung 
der einſchlägigen reichsgeſetzlichen Grundnormen und landesgeſetzlichen 
Vorſchriften beſtimmt, dem erſteren allein ſollen damit alle rich⸗ 
terlichen Befugniſſe und Obliegenheiten zugetheilt, bezw. auferlegt 
ſein, deren Ausübung und bezw. Befolgung das Geſetz betr. die Grund— 
und Hypothekenbücher und das Hypothekenweſen von der Grund— 
und Hypothekenbehörde erwartet. 
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Anträge in Grund- und Hypothekenſachen, alſo namentlich auch 
ſolche auf Eintragung einer Forderung, ſind bei der zuſtändigen 
Grund- und Hypothekenbehörde zu ſtellen (Hypothekengeſetz § 16). 

Die Grunde und Hypothekenbehörde (der Grundbuchrichter) hat 
die erforderlichen Einträge vorzunehmen (ibid. § 135). 

Der Grundbuchrichter repräſentirt das angerufene Amtsgericht in 
ſeiner Eigenſchaft als das Amtsgericht der gelegenen Sache, das 
Vollſtreckungsgericht im reichsgeſetzlichen Sinne (C. P. O. § 755). Die 
zwangsweiſe Eintragung einer Forderung ſtellt ſich landesgeſetzlich in 
der Regel dar als Beginn der Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück 
wegen einer Geldforderung; mit der Verfügung einer ſolchen ordnet 
der Richter die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück im Sinne der 
Civilprozeßordnung an. 

Es iſt oben bereits im Allgemeinen hervorgehoben worden, daß 
jeder richterliche Beſchluß eine richterliche Prüfung der für denſelben 
gegebenen Unterlagen nach Maßgabe des geltenden Rechts zur Bors 
ausſetzung hat. Vom reichsgeſetzlichen Standpunkt aus iſt als ſolches 
im gegebenen Falle, wie Eingangs dargethan worden iſt, die Civil⸗ 
prozeßordnung zu betrachten. Es handelt ſich mithin für den prüfenden 
Richter in erſter Linie darum, zu konſtatiren, ob allen dort erſichtlichen 
allgemeinen Vorſchriften genügt iſt. Muß das bejaht werden, ſo 
ſchließt ſich hieran die weitere Kognition nach Landesrecht. Letzteres 
hat, indem von ihm der allgemeine Grundſatz, richterliche Prüfung 
müſſe jedem zu erlaſſenden richterlichen Beſchluſſe vorausgehen, in 
ſpeziellerer Form zur ausdrücklichen geſetzlichen Vorſchrift erhoben worden 
it, in $ 137 des Hypothekengeſetzes und bezw. § 44 der Ausführungs⸗ 
verordnung dazu geordnet 

§ 137 des Hypothekengeſetzes: „Vor jedem Eintrag .. .. haben 

die Grund⸗ und Hypothekenbehörden die Gültigkeit und Richtigkeit 
des angegebenen Rechtstitels zur Eintragung .. .. und des An⸗ 
bringers Legitimation zur Sache und bezw. zur Verhandlung (§ 146) 
nach dem, was darüber beigebracht worden iſt (§ 144), forgfältig 
zu prüfen.. ..“ 

§ 44 der Ausführungsverordnung: „Die Grund- und Hypo⸗ 

thekenbehörden können nicht genugſam daran erinnert werden, daß ſie 
jeder Einſchreibung in das Grund- und Hypothekenbuch eine 
ſorgfältige causae cognitio darüber, ob die Einſchreibung rechtlich 
zuläſſig iſt, vorausgehen zu laſſen haben. Die Fragen, auf welche 
die causae cognitio zu richten iſt, giebt die rechtliche Natur des 
einzelnen Rechtsgeſchäfts oder Antrags an die Hand.“ 
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Hiermit allenthalben iſt der Rahmen gegeben, in dem ſich die 
richterliche Prüfung landesgeſetzlich zu bewegen hat. Haben ſich bei 
dieſer hiernach in zweifacher (reichs und landesgeſetzlicher) Richtung 
vorzunehmenden Prüfung weder nach der einen, noch nach der anderen 
Seite Anſtände ergeben, fo iſt von dem das Vollſtreckungsge— 
richt imreichsgeſetzlichen Sinne repräſentirenden Rich- 
ter Verfügung dahin zu erlaſſen, die Forderung ſei in das 
Grund- und Hypothekenbuch zwangsweiſe einzutragen und 
zwar in dem zuletzt angenommenen Fall nach allem Vorſtehenden 
ohne Konkurrenz irgend welcher weiterer einzelrichter— 
licher Kognition vom Grundbuch richter des angerufenen Amts- 
gerichts der gelegenen Sache. Auf dieſem Standpunkt ſteht 
auch das preußiſche Geſetz betr. die Zwangsvollſtreckung in das unbe— 
wegliche Vermögen. cf. § 6: | 

„Eine vollſtreckbare Geldforderung, deren Betrag in geſetz— 

licher Währung beſtimmt iſt, wird auf Antrag des Gläubigers 
als Hypothek eingetragen, wenn der Schuldner im Grundbuche 
als Eigenthümer eingetragen iſt, oder ſeine Eintragung gleichzeitig 
verlangt wird. 

§ 12. „Die nach den Vorſchriften der 88 6— 11 erforderlichen 

Anträge ſind unmittelbar an den Grundbuch richter zu richten.“ 

Der, wie oben bemerkt, gegen die hier vertretene Auffaſſung früher 
erhobene Einwand, der Ausdruck „Vollſtreckungsgericht“ ſei, wenn 
dieſe Auffaſſung gebilligt werde, in 8 7 des Zwangsvollſtreckungs— 
geſetzes in anderem Sinne gebraucht, als in den SS 12, 60, 69 u. ſ. w., 
leidet an dem Fundamentalirrthum, daß der Geſetzgeber mit dieſem 
Ausdruck rückſichtlich eines mit mehreren Amtsrichtern beſetzten Amts— 
gerichts ſtets und überall eine und dieſelbe Abtheilung dieſes Gerichts 
verſtanden haben müſſe. Das Reichsgeſetz hat den Begriff „Voll⸗ 
ſtreckungsgericht“ in § 755 der C. P. O. definirt mit „Amtsgericht, in 
deſſen Bezirk das Grundſtück belegen iſt“. Die Landesgeſetzgebung 
hat im § 2 des hierländiſchen Zwangs vollſtreckungsgeſetzes beſtimmt: 
„Für die Zwangsvollſtreckung in ein Immobile .. .. iſt das für die 
Hypothekenbeſtellung zuſtändige Amtsgericht zuſtändig“, will alſo die 
Bezeichnung „Vollſtreckungsgericht“, wie auch an ſich ſelbſtverſtändlich 
iſt, im reichsgeſetzlichen Sinne genommen wiſſen. Daß aber nach 
letzterem eine Unterſcheidung zwiſchen verſchiedenen Abtheilungen eines 
Amtsgerichts für einzelne Fälle nicht gemacht zu werden braucht, ja 
nach außen hin gar nicht konſtruirt werden kann, darf nach vorſtehenden 
Ausführungen wohl als ausreichend dargethan gelten. 
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Es bleibt nun noch ein Haupteinwand, der gegen die vorſtehend 
vertretene Auffaſſung erhoben zu werden pflegt, nämlich, daß ent⸗ 
gegen dieſer Auffaſſung das jetzt beobachtete Verfahren, nach dem die 
Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück von der Prozeßabtheilung des 
Amtsgerichts der gelegenen Sache angeordnet werde, in dem oben 
citirten §8 17 der Ausführungsverordnung zum Hypothekengeſetz mit 
den Worten: „Der Prozeßrichter hat über die Immobilien, 
auf welche der Eintrag erfolgen ſoll, in Gemäßheit der Pro- 
zeßgeſetze Entſchließung zu faſſen und der Hypothekrichter 
hat den Anträgen desſelben zu entſprechen“, doch ganz aus⸗ 
drücklich angeordnet ſei. 

Man überſieht, wenn man ſich auf dieſe Beſtimmung ſtützt, den 
Umſtand, daß ſie veraltet iſt. 

Sie iſt erlaſſen am 22. November 1858. 

Seitdem iſt die Gerichtsverfaſſung eine andere geworden und 
ſeitdem haben ſich namentlich auch die prozeßrechtlichen Normen über 
die Zwangszvollſtreckung und über das Zwangszͤvollſtreckungverfahren 
ganz weſentlich geändert. 

Vor Erlaß des Hypothekengeſetzes war das Landesgeſetz wegen 
Abkürzung des Verfahrens bei Vollſtreckung gerichtlicher Erkenntniſſe 
vom 31. Dezember 1835 allein maßgebend. Dort hieß es in § 8 
unter 2: 

„Sind Grundſtücke des Schuldners zum Hülfsgegenſtande angegeben, 
fo hat der Prozeßrichter dieſelben, wenn fie feiner Gerichtsbar— 
keit unterliegen, im Hülfstermin ſofort dem Gläubiger für verholfen 
zu erklären und demſelben auf den Betrag der rechtskräftig erkannten 
Forderung ein Unterpfandrecht zuzuſprechen. 

Das dem Gläubiger durch die Hülfsvollſtreckung erwachſene 
Unterpfandrecht beginnt an Grundſtücken innerhalb der Gerichtsbar— 
keit des Prozeßrichters von dem Momente an, wo dasſelbe zu Pro- 
tokoll für verholfen erklärt worden iſt.“ 

Seit Erlaß des Hypothekengeſetzes war hierin eine theilweiſe 
Aenderung durch die oben aus demſelben citirten Beſtimmungen ein⸗ 
getreten. Hiernach war namentlich ſeit jener Zeit zur Erlangung eines 
Hülfspfandrechts keine vom Prozeßrichter im Berechnungs- und Hülfs⸗ 
termine zu erlaſſende Verholfenheitserklärung mehr nöthig. Im übrigen 
war, ſoweit nicht durch die hypothekengeſetzlichen Beſtimmungen 
Abänderungen bedingt waren, das Verfahren dasſelbe geblieben. Zur 
Zeit unmittelbar vor Erlaß der Reichsjuſtizgeſetze gab es nach dem 
hierländiſchen Partikularrecht als Prozeßgerichte erſter Inſtanz Juſtiz⸗ 
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ämter und Kreidgerichte. Die letzteren waren Kollegialgerichte, die 
erſteren mit Einzelrichtern beſetzt. 

Aus den rechtskräftigen Urtheilen dieſer Gerichte allein (für jetzt 
zu vergleichen § 644 der C. P. O.) war damals bekanntlich noch nicht 
die Zwangsvollſtreckung möglich. Die rechtskräftigen Urtheile bildeten 
natürlich im Allgemeinen auch die Grundlage der Zwangsvollſtreckung, 
bevor aber zur letzteren geſchritten werden konnte, war noch ein pro⸗ 
zeßgerichtliches Verfahren nöthig, welches im ſogenannten Berechnungs⸗ 
und Hülfstermin damit abſchloß, daß das Liquidum richterlich feſtgeſtellt 
wurde. 

Die Mobiliarexekution, die hier nicht in Frage ſteht, war damals 
auch anders geregelt als gegenwärtig. Was die jetzt intereſſirende Im⸗ 
mobiliarexekution anlangt, ſo mußte der Antrag auf Eintragung der 
richterlich feſtgeſtellten Forderung in das Grund⸗ und Hypothekenbuch 
unter Angabe der einzelnen Grundſtücke, auf die fie erfolgen follte, im 
Berechnungs- und Hülfstermin vor dem Prozeßrichter geſtellt werden und 
letzterer hatte, wenn er nicht der die Perſon des Prozeßrichters und die- 
jenige des Hypothekenrichters in ſich vereinigende Einzelrichter — Juſtiz⸗ 
amtmann — war, unter Mittheilung des Sachverhalts, bez. der er— 
gangenen Prozeßakten den Hypothekenrichter um Eintragung zu requi⸗ 
riren. 

Dieſe Vorſchrift hing aber zuſammen mit der ganzen Konſtruktion 
des damaligen Verfahrens. 

Die Partei ſelbſt bekam ja über die vorgenommene richter⸗ 
liche Feſtſetzung des Schuldbetrags keine Urk unde in die Hand; 
es war das auch nicht nöthig, denn das Gericht hatte die Sache 
zu leiten. 

„Der Richter hat ꝛc . .“ heißt es in dem alten Zwangszvoll⸗ 
ſtreckungsgeſetz immer, nämlich der Prozeß⸗(Exekutions⸗) richter. Jetzt 
dagegen herrſcht bekanntlich Parteibetrieb. Die Partei kommt 
gegenwärtig in den Beſitz der Urkunden, die fie nach § 7 des 
neuen Zwangsvollſtreckungsgeſetzes bei Stellung des Antrags auf 
zwangsweiſe Eintragung einer Forderung dem Vollſtreckungsgericht 
vorlegen fol. Sie bedarf alſo gar nicht mehr, wie früher, der Bei— 
hilfe des Prozeßrichters. 

Aber auch früher, als ſie ſolche noch nöthig hatte, machte ſich 
trotzdem nicht eine ausdrückliche Requiſition nöthig, wenn der Prozeß⸗ 
richter Einzelrichter war und das Amt des Prozeßrichters und das— 
jenige des Hypothekenrichters in ſich vereinigte. In dieſem Falle ver- 
merkte der Einzelrichter auf Grund der ergangenen Prozeßakten, na- 
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mentlich des Protokolls über den Berechnungs⸗ und Hülfstermin das 
Erforderliche zu den Akten über das zu verpfändende Grundbeſitzthum 
(Folienakten) und verfügte in den letzteren die in den Prozeßakten 
beantragte zwangsweiſe Eintragung der richterlich feſtgeſtellten Forde⸗ 
rung des Klägers. | 

Intereſſant in Bezug auf die hier behandelte Frage iſt eine Ver⸗ 
fügung des vormaligen Appellationsgerichts in Eiſenach an ein ihm 
untergebenes Kreisgericht vom 23. September 1868. 

Der Sachverhalt war folgender: 

Der Kläger hatte, nachdem feine eingeklagte Forderung im Be— 
rechnungs⸗ und Hülfstermin vom Kreisgericht feſtgeſtellt war, Mobiliar⸗ 
pfändung gegen den Beklagten beantragt und das Kreisgericht hatte 
die Akten mittelſt Beſchluſſes an das zuſtändige Juſtizamt zur weite⸗ 
ren Verfügung abgegeben. Dort wurde vom Kläger der Antrag auf 
Mobiliarexekution zurückgezogen und ſtatt deſſen zwangsweiſe Eintra— 
gung der richterlich feſtgeſtellten Forderung in das Grund⸗ und Hypo⸗ 
thekenbuch beantragt. Das Juſtizamt fügte dieſem Antrag ohne Wei⸗ 
teres. Das Kreisgericht erachtete das für unzuläſſiig. Das Appella- 
tionsgericht pflichtete dem Kreisgericht nicht bei und erließ die oben 
erwähnte Verfügung, in der unter anderen geſagt iſt: 

„Nach § 2 des Kompetenzgeſetzes vom 28. April 1863 (Nr. 3) 
liegt den Juſtizämtern die Hülfs vollſtreckung nicht nur in den 
bei ihnen entſchiedenen, ſondern auch in den bei anderen Behörden 
anhängigen Sachen auf Requiſition dieſer Behörden ob. Es 
iſt ſonach mit anderen Worten ausgeſprochen, daß die Juſtizämter 

für die Erefutiondinftanz im eigentlichen Sinne — d. h. 
ſobald das Liquidum feſtgeſtellt und von dem obſiegenden Theile 
die wirkliche Hülfsvollſtreckung auch in geſetzlich vorgeſchriebener 
Weiſe beantragt worden iſt (vgl. § 5 al. 1 des Geſetzes vom 
31. Dezember 1835) — die regelmäßig zuſtändigen richter⸗ 
lichen Behörden ſein ſollen. 

An dieſer Lage der Sache ändert auch der Zuſatz etwas nicht, 
nach welchem die hierauf abzielende Thätigkeit der Einzelrichter erſt 
auf Requiſition derjenigen Behörden Platz zu greifen hat, vor 
denen die nunmehr erefutiondreife Sache von Haus aus anhängig 
geweſen iſt, denn ſelbſtverſtändlich muß der Einzelrichter vor Allem 
durch Abgabe der Sache an ihn (Mittheilung, Requiſition) in die 
äußere Lage verſetzt werden, feinem exekutions richterlichen 
Amte, welches daher auch im Verhältniſſe zu dem vorgeſetzten 
Kreisgerichte von einer bloßen Auftragsertheilung ſehr wohl zu 
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unterſcheiden iſt, Genüge leiſten zu können und die „Requiſition“ 
ſeiner diedfallſigen Thätigkeit iſt deshalb auch auf Seiten des requi⸗ 
rirenden, bez. anweiſenden Kreisgerichts eine geſetzlich nothwen⸗ 
dige und, wenn einmal erfolgt, mit allen im Umfange des 
Exekutionsgeſchäfts begründeten Konſequenzen ein- 
tretende. Dies vorausgeſchickt, kann es im Fragefalle nicht zweifel⸗ 
haft erſcheinen, daß das Juſtizamt, obſchon die betreffende Exe⸗ 
kutionsſache zunächſt nur aus Veranlaſſung eines von dem Kläger 
im Schuldberechnungstermine geſtellten Antrags auf Auspfän- 
dung des Beklagten an dasſelbe gelangte, deſſen ungeachtet befugt 
und zur Vermeidung völlig zweckloſer, möglicher Weiſe 
ſogar nachtheiliger Weiterungen auch verpflichtet war, dem 
bei ihm geſtellten fernerweiten Antrage des Klägers auf Eintragung 
eines Hülfspfandrechts an dem beklagtiſchen Immobiliare anſtatt 
der zuerſt beantragt geweſenen Mobiliarexekution reſp. deren 
Fortſtellung ſtattzugeben, da es im Fragefalle allerdings die Eigen- 
ſchaften des Erefutiond- und des Hypothekenrichters in ſich vereinigte, 
welchem letzteren nach § 41 des Hypothekengeſetzes vom 20. Nov. 
1858 die Eintragung des prozeßmäßig feſtgeſtellten Schuldbetrags 
in das Grund- und Hypothekenbuch als die ausſchließend 
erforderliche Vollſtreckungshandlung bei der Hülfsvoll⸗ 
ſtreckung in Immobilien obliegt. Wenn ſich aber das ... Kreidge- 
richt dem gegenüber auf 8 17 sub c der Ausführungsverordnung 
zum Hypothekengeſetze in Verbindung mit § 8 sub 2 des Exeku⸗ 
tionsmandats vom 31. Dezember 1835 beziehen will, wonach le⸗ 
diglich der Prozeßrichter über die Immobilien, auf welche 
der Eintrag erfolgen ſoll, Entſchließung zu faſſen, der Hypothe⸗ 
kenrichter aber den diesfallſigen Anträgen zu entſprechen habe, 
ſo überſieht dasſelbe hierbei, daß — abgeſehen von der allegirten 
Borſchrift im Exekutionsmandate wegen ſofortiger Verholfenheitser⸗ 
klärung im Hülfstermin, welche ſeit dem Inkrafttreten des Hypo⸗ 
thekengeſetzes alle praktiſche Bedeutung verloren hat — auch die 
citirte Beſtimmung der Ausführungs verordnung zu dem letzteren 
Geſetz dem von dem Juſtizamte eingehaltenen Verfahren eben um 
deswillen nicht entgegenſteht, weil das Juſtizamt, wie bereits aus⸗ 
geführt worden, im gegebenen Falle die Funktion des Prozeß- 
richters in der Exekution8inſtanz und des Hypotheken 
richters in ſich vereinigte.“ 
Alſo auch damals ſchon ging man, obwohl § 17e der Aus⸗ 
führungsverordnung zum Hypothekengeſetz im Allgemeinen noch in 
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Geltung war, in der maßgebenden oberen Inſtanz von der Meinung 
aus, der Grund buchrichter könne vom Gläubiger direkt um 
zwangsweiſe Eintragung einer richterlich feſtgeſtellten Forde⸗ 
rung angegangen werden, falls dieſer Richter nur, wenn auch 
aus anderem Anlaß, bereits im Beſitz des vom prozeßrechtlichen Stand⸗ 
punkt aus erforderlichen Unterlagenmaterials ſei. 

Jetzt iſt im Gegenſatz zu damals die betreibende Partei ſtets 
allein im Stande, dieſes Material in Geſtalt der in § 7 des 
neuen Zwangs vollſtreckungsgeſetzes erwähnten Urkunden bei Stel⸗ 
lung des Antrags auf Eintragung eines Hülfspfandrechts dem Grund- 
buchrichter vorzulegen, braucht ſich alſo auch nur an dieſen 
zu wenden. 

Schließlich mag noch hervorgehoben werden, daß die bei Beſtel⸗ 
lung von Hülfspfandrechten jetzt hier gehandhabte Praxis der gerade 
in ſolchen Angelegenheiten meiſt gebotenen Eile wenig Rechnung trägt, 
gegenüber der vorſtehend vertheidigten einfacheren Behandlungsweiſe 
aber für das Recht ſuchende Publikum nicht zu unterſchätzende Ge— 
fahren und aus dem wirklichen Eintritt von Schädigungen fließende 
weitere unliebſame Konſequenzen in ſich birgt, namentlich wenn man 
bedenkt, daß bei den hieſigen Amtsgerichten zum Theil Prozeßabthei— 
lung und Grundbuchabtheilung in verſchiedenen Gebäuden untergebracht 
ſind, außerdem jede dieſer Abtheilungen mit mehr als einem Richter 
beſetzt iſt, § 135 des Hypothekengeſetzes aber vorſchreibt: „. .. die 
erforderlichen Einträge .. ſind ... nach Ordnung der Anmeldung 
vorzunehmen“. 


Ueber die Tragweite des Verbotes der Annahme an Kindes⸗ 
ſtatt bei dem Vorhandenſein ehelicher Kinder, nach dem Recht 
der thüringiſchen Staaten, insbeſondere nach dem im Groß⸗ 
herzogthum Sachſen geltenden Recht. 
Von Herrn Amtsrichter Dr. F. Schmid zu Jena. 

Bei weitaus den meiften Fällen, in denen mir in meiner bis— 
herigen richterlichen Thätigkeit Adoptionsverträge zur Beſtätigung unter⸗ 
breitet worden ſind, war die Sachlage folgende: 

Ein Ehemann will das voreheliche Kind ſeiner Ehefrau, deſſen 

Erzeuger er nicht iſt, adoptiren, zu einer Zeit, wo Kinder aus 
der Ehe ſchon vorhanden oder doch zu erwarten ſind. 


Ze 


Das Hauptmotiv ift dabei, da die meiſten, insbeſondere die 
vermögensrechtlichen, Folgen der Adoption in den bezeichneten Fällen 
regelmäßig kaum in Rückſicht gezogen werden, der Wunſch, den An⸗ 
ſtoß, die unangenehme Erinnerung an Vergangenes, zu beſeitigen, 
welche durch die Verſchiedenheit des Familiennamens des unehelichen 
Kindes von dem der ehelichen Kinder gegeben iſt. Derartige Adoptions- 
verträge verſtoßen regelmäßig entweder gegen das römiſch⸗ rechtliche 
Verbot der Arrogation vor vollendetem 60. Lebensjahre, oder bei dem 
Vorhandenſein ehelicher Nachkommenſchaft oft ſogar gegen Beide 
gleichzeitig. 

Trotzdem ſcheint die Praxis, welche allenthalben da, wo das ge- 
meine Recht noch in Geltung iſt, die Beſtätigung derartiger Verträge 
ablehnen ſollte, keineswegs eine einheitliche zu fein 1). Für das Gebiet 
des Großherzogthums Sachſen ergiebt ſich das aus der Bd. 35 S. 110 
dieſer Blätter enthaltenen Ausführung des Oberamtsrichters Naten- 
bacher, und in anderen thüringiſchen Staaten ſcheint die Praxis, 
wohl dem ſogenannten Bedürfniß des modernen Rechtslebens nach— 
gebend, gelegentlich die Verbote des gemeinen Rechts außer Acht zu 
laſſen. 

Dieſer unſichere Rechtszuſtand wird freilich in abſehbarer Zeit, 
mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ein Ende nehmen. 
Nach 8 1741 B. G. B. wird künftig die Annahme an Kindesſtatt nur 
Demjenigen geſtattet ſein, der keine ehelichen Abkömmlinge hat, und 
ferner wird fie nach § 1744 nur zuläſſig fein, wenn der Annehmende 
das 50. Lebensjahr überſchritten hat 2). 

Dennoch iſt eine Erörterung der angeregten Frage durchaus nicht 
für überflüſſig zu erachten, denn die Fälle, in denen ſie praktiſch wird, 
ſind, da die Umſtände, aus welchen ſie hervorgehen, keineswegs lokale 
Erſcheinungen find, jedenfalls ſehr zahlreich. Außerdem iſt zu be⸗ 
fürchten, daß, wenn die künftigen Einſchränkungen der Annahme an 
Kindesſtatt den betheiligten Kreiſen erſt bekannt werden, zahlreiche 
Verſuche gemacht werden, von der gegenwärtigen Praxis noch Nutzen 
zu ziehen. Dadurch wird die Gefahr nahe gelegt, daß kurz vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs noch Verträge in größerer 
Zahl ſanktionirt werden, welche ihrem Inhalt nach nicht nur dem 
künftigen gemeinen Recht zuwider laufen, ſondern, wie ich verſuchen 


1) Das Verbot wird z. B. in dem bei Emming haus, Pand. S. 866, 
No. LIII wiedergegebenen Citat aus Wehner, Rechtsfragen S. 40, völlig ignorirt. 
2) Das Erforderniß des 5 1741 iſt ein abſolutes, während gegenüber dem 
Verbot des 5 1744 nach 8 1745 die Dispenſation zuläſſig iſt. 
Blätter für Rechtspflege. XL V. N. F. XXV. 2 
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werde im Folgenden nachzuweiſen, nicht weniger auch dem heute 
geltenden Recht. 

Die allgemeine Grundlage für das Recht der Annahme an 
Kindesſtatt bildet im Großherzogthum wie in den übrigen thüringifchen 
Staaten das gemeine römiſche Recht. Eine das ganze Rechtsinſtitut 
umfaſſende Kodififation hat meines Wiſſens in dieſem Gebiete nirgends 
ſtattgefunden. Es ſind wohl einzelne Vorſchriften über das Recht 
der Adoption und Arrogation erlaſſen worden, beſonders über die 
Zuſtändigkeit der dabei zur Mitwirkung berufenen ſtaatlichen Organe, 
über die elterliche Gewalt des Wahlvaters und über das Erbrecht 
der Wahlfinder ?). Gerade mit der hier aufgeworfenen Frage hat 
ſich aber die neuere Geſetzgebung nicht befaßt. 

Von den einſchlagenden Sätzen des römiſchen Rechts, deſſen 
Einzelheiten hier übergangen werden können, ſind folgende hervor⸗ 
zuheben: 

Es wird, je nachdem das Wahlkind noch unter väterlicher Gewalt 
ſteht oder nicht, zwiſchen Adoption und Arrogation unterſchieden. 

Erſtere erfolgt durch Rechtsgeſchäft zwiſchen dem Inhaber der 
patria potestas und dem Wahlvater, letztere durch Vertrag zwiſchen 
dem Wahlkind oder deſſen geſetzlichem Vertreter mit dem Wahlvater, 
und letztere erfordert außerdem zu ihrer Wirkſamkeit die Genehmigung 
durch landesherrliches Reſkript. Dieſer Entſcheidung des Landesherrn 
hat eine richterliche causae cognitio vorauszugehen, und ihre Beſtä⸗ 


3) 1. Ueber die Zuſtändigkeit laſſen ſich aus: 
a) das coburg⸗gothaiſche Geſetz vom 21. IX. 1857, § 2, und das cob.- 
gothaiſche Ausführungsgeſetz zum G. V. G. vom 7. IV. 1879 8 5; 
b) das Altenburger Edikt vom 18. IV. 18318 326 und das Alten- 
burger Ausführungsgeſetz zum G.V. G. vom 22. III. 1879 8 10; 
e) das Geſetz für Reuß ä. L. vom 1. IX. 1868 8 8; 
d) das weimariſche Geſetz vom 1. VI. 1847, vom 15. III. 1850 8 7, 
und vom 24. II. 1869. 
2. Den Erwerb der elterlichen Gewalt über das Wahlkind regelt das weima⸗ 
riſche Geſetz über die elterliche Gewalt vom 27. III. 1872 in 8 3. 
3. Auf das Erbrecht des Wahlkindes beziehen ſich folgende Geſetze: 
a) Das weimariſche Geſetz vom 6. IV. 1883 8 48 ff., (Inteſtaterbrecht); 
§ 78 ff. (Pflichttheil); 
b) das altenburgiſche Geſetz vom 6. IV. 1841 $ 58; 
e) das gothaiſche Geſetz vom 2. I. 1844, 5 28. 
d) die ſondershäuſiſche Suceſſionsordnung vom 8. XII. 1829 8 32; 
e) das Geſetz für Reuß j. L. vom 10. XII. 1853 $ 29. 
Eine umfaſſendere Zuſammenſtellung findet ſich in den Motiven zum 
I. Entwurf des B. G. B. Bd. IV S. 955, 973. Ueber die Rechtsverhältniſſe in 
Altenburg vgl. auch Heſſe, Altenburger Privatrecht S. 66. 


— 19 — 


tigung ſoll, auch wenn die allgemeinen Erforderniſſe der Adoption 
gegeben find, nicht erfolgen *), wenn 

1) der Wahlvater eheliche Kinder hat, oder 

2) in der Lage iſt, ſolche noch zu erzeugen. 

Außerdem ſoll die Arrogation mehrerer Kinder nicht geſtattet werden 5). 

Die dritte, dem römiſchen Rechte bekannte Art der Adoption, 
die ſogenannte adoptio minus plena kann hier übergangen werden, 
da dieſelbe nur ein loſeres Verhältniß zwiſchen Wahlvater und Wahl⸗ 
kind erzeugt, und insbeſondere nicht den Eintritt des Wahlkindes in 
die Familie des Wahlvaters zur Folge hat, ſomit auch nicht die 
Aenderung des Familiennamens, auf die es hier in erſter Linie ab⸗ 
geſehen iſt 6). 

In dem oben erwähnten Aufſatz des Oberamtsrichters Raten⸗ 
bacher wird die Entſcheidung der Streitfrage für das Gebiet des 
Großherzogthums daraus hergeleitet, daß die uneheliche Mutter nicht 
Inhaberin der väterlichen Gewalt ſei, welche Gewalt allein die datio 
in adoptionem ermöglicht habe. Dieſe Argumentation erſcheint jedoch 
nicht einwandfrei: Es iſt zu beachten, daß die Entwickelung des 
Rechts auf deutſchem Boden, was die Ausübung der elterlichen Ge⸗ 
walt anlangt, ſich von dem römiſchen Rechte weit entfernt hat, und 
einerſeits die Machtbefugniſſe des pater familias eingeſchränkt, anderer⸗ 
ſeits der Mutter weitergehende Rechte über das Kind ertheilt hat. 
So hat ſich das Inſtitut der elterlichen Gewalt entwickelt, die nach 
dem Wegfall des Vaters auch der Mutter in weiterem oder geringerem 
Umfang zuſteht. Die weimariſche Geſetzgebung iſt ſogar ſoweit ge⸗ 
gangen, daß ſie der Mutter eines unehelichen Kindes die elterliche 
Gewalt über dieſes in gleichem Umfang verliehen hat, wie dem Vater 
gegenüber dem ehelichen Kind (§ 2 des Geſetzes vom 27. III. 1872). 
Dieſer Umfang des Rechtes der außerehelichen Mutter ſteht allerdings 
in Deutſchland ganz vereinzelt da (Motive zum Entwurf des 
B. G. B. IV S. 860). Daher würde, falls der von Ratenbacher 
gewählte Ausgangspunkt der richtige wäre, für das Gebiet des Groß- 


4) Eine früher allgemein, jetzt nur noch vereinzelt vertretene Lehre geht dahin, 
daß die ſtrengeren Vorſchriften, welche nach dem oben Geſagten bei der Arrogation 
anzuwenden ſind, auch bei der Adoption maaßgebend ſeien. Dieſe Anſicht iſt jedoch, 
als aus den Quellen des römiſchen Rechts nicht nachweisbar, zu verwerfen. Vgl. 
hierzu Windſcheid, Pand. II 8 523 Anm. 132. 

5) Auch hiergegen verſtoßen die Adoptionsverträge nicht ſelten; es kommt vor, 
daß der Ehemann die mehreren vorehelichen Kinder ſeiner Ehefrau adoptieren will. 

6) vgl. Sintenis, Civilrecht Bd. III 5 139 B. II, 1. 

2 * 
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herzogthums ſich eher das Gegentheil von dem Schluß ergeben, 
welchen Ratenbacher a. a. O. gezogen hat: es würde ſich ergeben, 
daß die Mutter, als Inhaberin der gleichen elterlichen Machtbefugniſſe, 
wie der Vater, ebenſo in Adoption geben kann, wie dieſer. Das 
Gleiche würde für die eheliche Mutter in Reuß ä. L. gelten (Verord⸗ 
nung vom 2. VII. 1864), während allerdings für die übrigen thü⸗ 
ringiſchen Staaten das Motiv der Gleichheit der elterlichen Rechte 
nicht herangezogen werden kann, da deren Geſetzgebungen der Mutter 
in der Vertretung des Kindes erhebliche Beſchränkungen auferlegten. 

Zu einer richtigen Beurtheilung der Frage kommt man meines 
Erachtens nur durch die Betrachtung der Entwickelung, welche die 
Rechtsinſtitute der väterlichen Gewalt und der Annahme an Kindes⸗ 
ſtatt durchlaufen haben. 

Es wird allgemein anerkannt, daß das Mundium in welchem 
die Wurzel der deutſch- rechtlichen Entwickelung zu ſuchen iſt, ſich von 
der national⸗römiſchen patria potestas ſcharf unterſcheidet. Das 
Recht des pater familias iſt im Weſentlichen als ein einſeitig in deſſen 
Intereſſe beſtehendes Gewalt- und Herrſchaftsverhältniß gedacht, welchem 
die Perſon und das Vermögen der Kinder derartig unterworfen iſt, 
daß dem Gewalthaber das jus vitae necisque eingeräumt und in 
ſeinem Intereſſe die Fähigkeit des Kindes zu eigenem Vermögens⸗ 
erwerb negiert wird. 

Das Mundium dagegen begründet nicht bloß ein Recht an dem 
Mündel, ſondern gleichzeitig die Pflicht des Bormundes, dem Mündel 
Schutz zu gewähren, und unterwirft den Mündel der Gewalt des 
Vormundes nur in ſoweit, als die Schutzbedürftigkeit es erfordert 7). 

Ebenſo wie der patria potestas wohnt auch der, mit dieſer in 
ihrer Entſtehung auf das Innigſte verbundenen datio in adoptionem 
ein ſpezifiſches national⸗römiſches Element inne. Sie war in erſter 
Linie beſtimmt, die patria potestas und damit das römiſche Agna- 
tionsverhältniß zu begründen 8). Daher war urſprünglich das vor— 
herrſchende Element im Rechtsinſtitut der Adoption der Erwerb und Ver⸗ 
luſt jener weitgehenden Machtbefugniſſe der patria potestas. 

Aus dieſem Verhältniß der patria potestas zur Adoption erklärt 
ſich auch der weſentliche Unterſchied, welcher hinſichtlich der Erforder⸗ 
niſſe der Adoption und Arrogation beſteht, nämlich daß erſtere nur 
einen Vertrag zwiſchen dem bisherigen Inhaber der elterlichen Gewalt 


7) Stobbe, Deutſches Privatrecht Bd. IV 58 207 Abſ. 1. 
8) Sintenis, Civilrecht III 8 139 Anm. 1. 
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und dem pater adoptans vorausſetzt, während bei letzterer die richter⸗ 
liche causae cognitio und die Beſtätigung durch rescriptum principis 
hinzukommen mußte. Der von Sintenis a. a. O. Anm. 24 an⸗ 
geführte Grund, daß der Arrogirende bei dem wichtigen Akte des 
Schutzes der Behörde bedürftiger erſcheine, wie das Wahlkind, welchem 
der Vater zur Seite ſteht, erſcheint nicht durchſchlagend. Dieſe Erklä⸗ 
rung würde einigermaßen zutreffen, wenn der hinſichtlich der Adoption 
und Arrogation beſtehende Unterſchied nicht größer wäre als derjenige, 
welcher hinſichtlich der Erforderniſſe anderer Rechtsgeſchäfte beſteht, 
je nachdem dieſe durch den Inhaber der väterlichen Gewalt oder den 
Vormund vorgenommen werden. Der Unterſchied iſt aber ein weit 
größerer, da zu dem Rechtsgeſchäft, welches Kraft der väterlichen Ge— 
walt gültig vollzogen werden kann, im anderen Falle der landesherrliche 
Gnadenakt, das rescriptum principis, hinzukommen muß. 

Weit zutreffender erſcheint die Erklärung, daß die dem pater fami- 
lias hinſichtlich der Uebertragung der väterlichen Gewalt zuſtehende 
Machtvollkommenheit eine Nachwirkung der patria potestas des freien 
römiſchen Bürgers iſt, welche ſich im Rechte der Kaiſerzeit erhalten 
hat. Wenn dann das ſpätere römiſche Recht auch anderen Perſonen 
die Befugniß verlieh, das Recht der väterlichen Gewalt mit ſeinen 
weitgehenden Befugniſſen durch Vertrag zu begründen, fo war es natür« 
lich, daß dieſen Perſonen nicht die Selbſtändigkeit eingeräumt wurde, 
welche dem pater familias als ein Ueberreſt ſeiner früheren Macht⸗ 
vollkommenheit zuſtand. 

In gleichem Maße, wie hinſichtlich der elterlichen Gewalt, zeigt 
ſich ein tiefgreifender Unterſchied des Standpunkts des römiſchen und 
des deutſchen Rechts bezüglich der Annahme an Kindesſtatt. Dieſe 
war dem deutſchen Recht urſprünglich ganz fremd. Freilich kommen 
ſchon ſehr zeitig darauf hinzielende Verträge vor, auch wird gelegentlich 
das Erkieſen von Erben ſtatutariſch geregelt. Allein während bei der 
römiſchen Adoption das beſtimmende Element der Erwerb der väter— 
lichen Gewalt war, tritt im deutſchen Rechte die Abſicht in den Vorder— 
grund, das Erbe einer durch die natürliche Verwandtſchaft dazu nicht 
berufenen Perſon zuzuwenden ). 

Auch hier tritt alſo, wie beim Mundium, die Pflicht der nach 
römiſchem Rechte in erſter Linie Rechte erwerbenden und ausübenden 
Perſon in den Vordergrund. 

Der deutſche Rechtszuſtand war nach dem oben Geſagten zur 


9) Vgl. Stobbe, a. a. O. IV 5 258, Anm. 4; Emminghaus, Pand. S. 82. 
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Zeit der Rezeption des römiſchen Rechts ein der Aufnahme jener Unter⸗ 
ſcheidung von Adoption und Arrogation durchaus ungünſtiger. Die 
väterliche Machtvollkommenheit, aus welcher ſich das Recht herleitete, 
durch bloßen Vertrag die elterliche Gewalt zu übertragen, fehlte im 
deutſchen Rechte, und in dieſer Beziehung iſt das einheimische Recht 
auch keineswegs völlig durch das römiſche verdrängt worden. Die 
Aufrechterhaltung der römiſch⸗ rechtlichen Unterſcheidung von Adoption 
und Arrogation hätte daher dahin geführt, daß die Vertretungsbefugniß 
des Vormundes im Vergleich zu den väterlichen Befugniſſen in einem 
ſonſt nicht gekannten Maaße beſchränkt worden wäre; andererſeits würde 
ſich die noch bedenklichere Folge ergeben haben, daß dem Vater des 
Wahlkindes hinſichtlich der Befugniß, in Adoption zu geben, eine aus 
dem deutſchen Familienrecht nicht zu rechtfertigende Willkür geſtattet 
worden wäre. Mit anderen Worten, es war der Grund der Unter- 
ſcheidung beider Arten von Annahme an Kindesſtatt mit der römi- 
ſchen patria potestas weggefallen, und ſchon dieſer Umſtand mußte 
auf deren einheitlichere Behandlung hinwirken. 

In der That iſt die Rechtsentwickelung auch dahin gegangen, daß 
der Unterſchied, welchen das römiſche Recht hinſichtlich der Wirkungen 
der Adoption und Arrogation aufſtellt, in den neuen Kodifikationen 
faſt allgemein weggefallen iſt. So kennt das weimariſche Recht hin⸗ 
ſichtlich des Pflichttheils, welches nach römiſchem Recht nur dem un⸗ 
mündigen Arrogirten zuſtand 19), keinen Unterſchied mehr, und ebenfo- 
wenig hinſichtlich des Erwerbs der elterlichen Gewalt! !). Allein das bay- 
riſche Landrecht hat den Unterſchied aufrecht erhalten (Motive zum 
B. G.B. IV S. 655). 

Ebenſo find die römiſch⸗ rechtlichen Unterſchiede bezüglich der Vor⸗ 
ausſetzungen von Arrogation und Adoption in den meiſten neueren 
Kodifikationen aufgegeben worden. Weniger gleichmäßig iſt jedoch die 
Entwickelung hinſichtlich der Vorausſetzungen der Annahme an Kindes— 
ſtatt und der weiteren formalen Erforderniſſe der Gültigkeit geweſen. 
Zum Theil ließ ſich die Praxis durch den Umſtand beeinfluſſen, daß 
die Annahme an Kindesſtatt ſich in Deutſchland urſprünglich als erb- 
rechtlicher Vertrag eingebürgert hatte. Daher wurde im Anſchluß an 
die erbrechtlichen Beſtimmungen im Sachſenſpiegel (II, 30) vielfach 
gelehrt, daß die Adoption ſowohl wie die Arrogation durch einen von 
dem zuſtändigen Richter geſchloſſenen Vertrag, in den Formen des 


10) d. h. dem impubes arrogatus, Windſcheid, Fand. III S 274 *. 
11) vgl. das Geſetz vom 6. IV. 1833 8 48, Geſ. v. 27. III. 1872, 6 3. 
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Erbvertrags, erfolge 2). Ein anderer Rechtslehrer aus älterer Zeit lehrt 
dagegen, daß die Arrogation coram principe zu geſchehen habe!). 
Haubold (Sächſiſches Privatrecht § 92) wiederum bemängelt die 
Behandlung der Adoption und Arrogation nach Analogie des Erb- 
vertrags und tritt dafür ein, daß das Rechtsinſtitut in Sachſen ganz 
nach römiſchem Recht zu beurtheilen ſei. Ihm ſchließt ſich 
Sachſe (Weimariſches Privatrecht § 167) an, doch weicht Sachſe 
inſofern von der rein romaniſtiſchen Auffaſſung Haubold's ab, als er 
auf Grund eines angeblichen Gerichtsbrauchs als gemeinſames Er⸗ 
forderniß der Arrogation und Adoption die Beſtätigung durch den 
Landesherrn verlangt. Eine vermittelnde Stellung nimmt in letzterer 
Beziehung das bei Emminghaus a. a. O. S. 82 Nr. 15 mit- 
getheilte Gutachten der Fakultät zu Jena ein, welches die Beſtätigung 
auch dann als gültig anfieht, wenn fie von einem Regierungskollegium 
ausgeht, welches ſeine Beſchlüſſe im Namen des Landesherrn ausfertigt. 

Auch in der neueren Geſetzgebung zeigen ſich bei der Behandlung 
des Gegenſtandes erhebliche Verſchiedenheiten. Ein Theil der neueren 
Geſetze behandelt die Adoption und Arrogation ohne Unterſchied als 
Gnadenſache, und verlangt dafür die Beſtätigung durch den Landes— 
herrn, der auch bei dem Vorhandenſein der allgemeinen geſetzlichen 
Vorausſetzungen in der Lage iſt, ſeine Beſtätigung nach Ermeſſen zu 
verſagen !!). Andere Geſetze unterſcheiden zwar zwiſchen Adoption und 
Arrogation und fordern für die erſtere die Beſtätigung durch das 
zuſtändige Gericht, für letztere aber die landesherrliche Beſtätigung! 5). 
Wieder andere Geſetze endlich erklären die Beſtätigung durch das zu— 
ſtändige Gericht allgemein für erforderlich und für genügend 16) 17), 

Hier ſoll nur die weimariſche Geſetzgebung einer genaueren Er— 
örterung unterzogen werden. 


12) vgl. die Citate aus Eoler und Hellfeld in Emminghaus, Pand. 
§ 82 Nr. 13, 14. 

13) Berger, bei Emming haus Nr. 10. 

14) So das ſächſiſche B. G. B. 8 1787; das altenburgiſche Recht im Edikt vom 
18. IV. 1881 5 32 Lit. e; das altenburgiſche Geſetz vom 14. III. 1866 Art. 13 
Nr. 3, das altenburgiſche Ausführungsgeſetz zum G. V. G. vom 22. III. 1879 $ 10; 
das Geſetz für Reuß ä. L. vom 1.9. 1868 $ 8; ferner die ältere weimariſche Geſetz⸗ 
gebung in dem Geſetz vom 1. VI. 1847. 

15) So das coburg⸗gothaiſche Geſetz vom 21. IX. 1857 5 2; dazu das Aug. 
führungsgeſetz zum G. V. G. vom 7. IV. 1879 8 5. 

16) So das weimariſche Geſetz vom 15. III. 1850 5 7, welches durch das Ge⸗ 
ſetz vom 24. II. 1869 ergänzt wird. 

17) Eine umfaſſende Darſtellung der neuern Geſetzgebung findet ſich in den Mo⸗ 
tiven zu 8 1617 des 1. Entwurfs zum B. G. B. Bd. IV S. 972. 


ze DU: 


8 7 des Geſetzes vom 15. III. 1850 lautet: 

„Die Beſtätigung der Annahme an Kindesſtatt, gleichviel ob die 
an Kindesſtatt angenommenen Kinder bisher unter väterlicher Ge⸗ 
walt ſtanden oder nicht (Adoption und Arrogation) und die des⸗ 
halb zuvor erforderliche Sacherörterung gehört zur Kompetenz der 
Juſtizämter.“ 

Dieſe Beſtimmung iſt heute noch geltendes Recht. Sie iſt nur, 
was die örtliche Zuſtändigkeit anlangt ergänzt worden durch das Ge⸗ 
ſetz vom 24. II. 1869, welches die Verhandlung dem Gerichte 
zuweiſt, vor welchem der Wahlvater ſeinen Gerichtsſtand hat. Be⸗ 
ſeitigt worden iſt durch das Geſetz von 1850 der § 1 des Geſetzes 
vom 1. VI. 1847, welches für die Gültigkeit „der Arrogationen und 
Adoptionen im weiteren Sinne“ die landesherrliche Beſtätigung ver⸗ 
langte. Das Bedeutſamſte an der Neuerung iſt, daß die Beſtätigung 
welche früher Gnadenſache war, nunmehr zur Juſtizſache geworden 
iſt, fo daß fie, falls die allgemeinen geſetzlichen Vorausſetzungen ge⸗ 
geben find, ertheilt werden muß, während die landesherrliche Ge⸗ 
nehmigung auch dann nach Befinden verweigert werden konnte! s). 

Die Erörterung der Tragweite des Geſetzes von 1850 begegnet 
erheblichen Schwierigkeiten. Nach dem im Eingang Geſagten läßt ſich 
aus dem römiſchen Rechte das Erforderniß der causae cognitio für 
die Adoption nicht rechtfertigen, und ebenſowenig das Erforderniß der 
Beſtätigung. Etwas anderes aber als eine causae cognitio iſt in 
§ 7 mit der deshalb erforderlichen Sacherörterung nicht gemeint. Die 
Erörterung und Beſtätigung iſt hier keinesfalls in dem Sinne auf⸗ 
zufaſſen, wie bei der Grundſtücksübereignung, bei welcher die Be⸗ 
ſtätigung zu erfolgen hat, ſobald eine, auf formale Vorausſetzungen 
ſich beſchränkende Erörterung deren Vorhandenſein ergeben hat, ohne 
daß dem Urtheil des Richters über die Zweckmäßigkeit u. ſ. w. der den 
Eigenthumsübergang bezweckenden Verträge Raum gegeben iſt !?). Eine 
ſolche Auffaſſung iſt ſchon um deswillen ausgeſchloſſen, weil die Beſtätigung 
durch das Gericht an die Stelle derjenigen durch den Landesherrn 


18) Hieran iſt nach den Verhandlungen über das Geſetz vom 1. VI. 1847 
nicht zu zweifeln. Ein auf Einſchränkung der landesherrlichen Entſchließungsfreiheit 
gerichteter Antrag, lautend: „Die Beſtätigung ſoll beim Vorhandenſein der geſetz⸗ 
lichen Erforderniſſe nicht verſagt werden“, iſt in das Geſetz nicht aufgenommen wor⸗ 
den (Landtagsprotokoll von 1847, 8 722 ff. E 164). 

19) Eine Ausnahme hiervon macht nach dem Geſetz vom 26. III. 1833 die 
Beſtätigung des Abſchluſſes und der Abänderung der Ernährungsverträge, welche 
mit Abtretung von Grundbeſitz verbunden ſind. 
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getreten ift, und ihr daher eine entſprechende Bedeutung beigelegt wer⸗ 
den muß, ſoweit ſich nicht, wie oben ausgeführt wurde, aus der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Stellung des Landesherrn und des dem Geſetze unter- 
ſtehenden Richters eine Verſchiedenheit ergiebt. 

Die Annahme an Kindesſtatt ſollte nach dem Geſetz vom 1. VI. 1847 
nur erfolgen, wenn ſie weder dem Kinde noch einem Dritten zu 
Schaden gereichen würde. Dieſer Grundſatz, welcher nach dem gemeinen 
Recht nur bei der Arrogation anwendbar iſt, iſt zwar im Geſetz vom 1. VI. 
1847 ſelbſt nicht ausgeſprochen worden, doch iſt er bei den Verhandlungen 
über das Geſetz mehrfach zum Ausdruck gekommen, fo bei dem 
Referat des Abgeordneten Lairitz !“) über den Gegenſtand, und in der 
darauf bezüglichen Erklärungsſchrift? !) des Landtags? 2). Dieſe Aus⸗ 
laſſungen beziehen ſich zweifellos auf beide Arten der Annahme an 
Kindesſtatt, auf die Adoption ſowohl wie auf die Arrogation. Soll 
nun die Beſtätigung nach Abſicht des Geſetzes nur erfolgen, wenn die 
Adoption nicht nachtheilig iſt, ſo kann die vorhergehende Sacherörterung 
auch bei der Adoption nicht nur eine Erörterung der formalen Vor— 
ausſetzungen fein, ſondern fie muß eine causae cognitio ſein. Da- 
mit iſt aber der weſentliche Unterſchied, den das römiſche Recht zwiſchen 
Adoption und Arrogation machte, unter Anlehnung an das letztere 
Rechtsinſtitut beſeitigt worden. 

Dieſe, zunächſt auf das Geſetz vom 1. VI. 1847 bezüglichen Aus⸗ 
führungen treffen auch auf § 7 des Geſetzes vom 15. III. 1850 zu. 
Das iſt anzunehmen, da weder das Geſetz noch die Verhandlungen der 
geſetzgebenden Faktoren einen Anhalt dafür bieten, daß die „Erörterung 
und Beſtätigung“ nunmehr in anderem Sinne zu verſtehen ſei, als 
nach dem kurz zuvor erlaſſenen Geſetze. 

Von welchen Geſichtspunkten die causae cognitio bei der Adop⸗ 
tion ausgehen ſoll, iſt allerdings im Geſetz nicht angedeutet. Man 
wird aber nicht fehlgehen, wenn man annimmt, der Geſetzgeber ſei 
der Anſicht geweſen, daß die, aus dem reinen römiſchen Recht nicht her» 
zuleitende Ausdehnung der beſonderen Erforderniſſe der Arrogation auf 
die Fälle der Adoption bereits geltendes Recht ſei. Dieſe Anſicht 
wurde von der Mehrzahl der älteren Rechtslehrer vertreten, ſo in 


20) P. S. 722. 

21) E 164 f. 

22) Nebenbei ſei bemerkt, daß man als Nachtheil, der einem Dritten entſtehen 
könnte, hauptſächlich die Belaſtung der Armenverbände durch Adoptionen von Seiten 
mittelloſer Perſonen im Auge hatte. Dieſes Bedenken kommt heute, wo die Adoption 
keinen Einfluß auf den Unterſtützungswohnſitz ausübt, nicht mehr in Frage. 
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Glück's Pandekten, ferner von Mühlenbruch, Konopak, Heim, 
bach, und auch noch von Puchta. Erſt die neueren Rechtslehrer, 
wie Sintenis, Vangerow und Windſcheid haben nachgewieſen, 
daß ſich dieſe Auffaſſung aus den römiſchen Quellen nicht herleiten 
laſſe. Wollte man Haubold (Sächſ. Privatrecht § 92) folgen, 
welcher die Geltung des unveränderten römiſchen Rechts behauptet, 
ſo würde man zu dem Ergebniß kommen, das Geſetz von 1850 habe, 
was die Adoption anlangt, irrthümlicher und überflüſſiger Weiſe eine 
Regel über die gerichtliche Zuſtändigkeit gegeben. Es würde das zu⸗ 
ſtändige Gericht für eine Sacherörterung beſtimmt haben, für welche 
in Wirklichkeit gar kein Raum iſt. Es läßt ſich allerdings daraus, 
daß der Geſetzgeber in einem Geſetz über die Zuſtändigkeit der Be⸗ 
hörden dem Gerichte gewiſſe Erörterungen zuweiſt, welche nach der 
bisherigen Geſetzgebung überflüſſig ſind, keineswegs ohne Weiteres die 
Folgerung ziehen, daß dieſe Erörterungen nunmehr erforderlich ſeien. 

Das Geſetz vom 1. VI. 1847 und § 7 des Geſetzes vom 15. III. 
1850 find aber, was die Adoptionen anlangt, keineswegs als ſolche mangel⸗ 
hafte, gegenſtandsloſe Geſetze aufzufaſſen, ſondern fie find ein wichtiges, 
vom Geſetzgeber ſelbſt abgegebenes Zeugniß für die Fortbildung des 
römiſchen Rechts in dem Sinne der Gleichſtellung von Adoption und 
Arrogation. Daß die Neigung hierzu in Theorie und Praxis vor⸗ 
handen war, ergiebt ſich aus zahlreichen, ſchon angeführten Belegen. 

Wenn man daher die angebliche Fortbildung des Rechts, durch 
die Praxis ſtets ſcharf darauf anſehen muß, ob in ihr nicht nur eine 
Reihe verfehlter Entſcheidungen zu Tage tritt, fo kann man doch dieſen 
Vorwurf für das Gebiet unſeres Partikularrechts gegen die Gleich 
ſtellung von Arrogation und Adoption nicht erheben, da die hierauf 
gerichtete Praxis in der Geſetzgebung eine, wenn auch nur indirekte, 
Anerkennung gefunden hat. 

Bei dieſer Auslegung gewinnen die erörterten weimariſchen Ge— 
ſetze eine über ihren eigentlichen Geltungskreis hinausgreifende Bes 
deutung. Sie ſind auch für die verwandten Rechtsgebiete ein wichtiges 
Zeugniß für die Fortbildung des römiſchen Rechts. Die von den 
älteren Pandektiſten vertretene, durch Windſcheid vom Standpunkt 
des reinen römiſchen Rechts mit zutreffenden Gründen bekämpfte An⸗ 
ſicht entſpricht daher für die fraglichen Rechtsgebiete dem geltenden 
Recht. Sie enthält eine den veränderten Umſtänden Rechnung tragende 
Fortbildung des juſtinianiſchen Rechts. Dies verkennt Haubold, 
wenn er, anſcheinend in bewußtem Widerſpruch zur Praxis, lehrt, daß 
das unveränderte römiſche Recht maßgebend ſei. 
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Das Ergebniß iſt alſo, daß die Sacherörterung bei der Adoption 
von denſelben Geſichtspunkten auszugehen hat, wie bei der Arrogation, 
daß alſo die von dem römiſchen Recht urſprünglich nur für die Arrogation 
aufgeſtellten beſonderen Erforderniſſe auch bei der Adoption verlangt 
werden müſſen. Allerdings wird man bei der Anwendung einzelner 
Normen zu prüfen haben, ob ihre Anwendung auf die Adoption nicht 
der Natur der Sache zuwiderlaufe. Ob das da oder dort der Fall 
iſt, braucht hier nicht erörtert zu werden. Sicherlich iſt es nicht der 
Fall hinſichtlich der Vorſchrift, daß die Annahme an Kindesſtatt nicht 
zugelaſſen werden ſoll, wenn eheliche Kinder vorhanden oder zu er⸗ 
warten find. Dieſe Vorſchrift ergiebt ſich aus dem gemeinſamen Weſen 
der Arrogation und Adoption, welche beſtimmt ſind, einen Erſatz da 
zu gewähren, wo die natürliche Nachkommenſchaft verſagt iſt, nicht 
aber dazu dienen ſollen, eine willkürliche Verwirrung der Familien⸗ 
verhältniſſe zu ermöglichen. 

Die Anwendung der gegebenen Ausführungen auf den vorliegenden 
Fall ergeben alſo die Sätze: „Die Annahme an Kindesſtatt 
iſt unzuläſſig, wenn der Wahlvater eheliche Kinder 
hat oder noch zu erwarten hat, ohne daß es darauf an- 
kommt, ob ſich die Annahme als Adoption oder als 
Arrogation darſtellt. Somit iſt die Frage, in wie weit 
die elterliche Gewalt des weimariſchen Rechts, falls 
ſie der Mutter zuſteht, der gemeinrechtlichen väterlichen 
Gewalt gleichſtehe, für die hier erörterte Materie 
ohne Bedeutung.“ 

Die Praxis hat allerdings, wie zugegeben werden muß, gerade 
die hier fragliche Einſchränkung auch in Fällen, welche unſtreitig 
Arrogationen im römiſchen Sinne ſind, vielfach außer Acht gelaſſen. 
Daher kann den gegebenen Ausführungen mit einem Schein von 
Begründung entgegen gehalten werden, ſie ſeien in ſofern inkonſe⸗ 
quent, als ſie ſich einmal dem Inhalt der Quellen gegenüber auf 
das Zeugniß einer abweichenden Rechtslehre und Praxis berufen, 
und dann ſolche Zeugniſſe, ſoweit ſie der hier vertretenen Anſicht wider⸗ 
ſprechen, verwerfen. Dieſer Widerſpruch iſt aber nur ein ſcheinbarer. 
Man wird einer Praxis, welche mit dem Weſen eines Rechtsinſtituts ebenſo 
im Widerſpruch ſteht, wie mit der übereinſtimmenden Lehre der Theo— 
retiker, nicht dieſelbe Bedeutung beimeſſen können, wie einer ſolchen, 
die den veränderten Verhältniſſen, der Veränderung anderer Rechts— 
inſtitute Rechnung tragend, ſich von den Rechtsquellen entfernt, um 
deren Inhalt den neuen Verhältniſſen anzupaſſen. Auch ein weiteres 
wichtiges Moment, welches bei der hier vertretenen Auffaſſung des 
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Verhältniſſes der Adoption zur Arrogation weſentlich mitſprach, läßt 
ſich für die Behauptung, die römiſch⸗ rechtlichen Arrogationsverbote 
ſeien obſolet geworden, nicht anführen. Entſpräche die den Verboten 
zuwiderhandelnde Praxis einem Bedürfniß des Rechtslebens, ſo würde 
die Geſetzgebung, ſo wie hinſichtlich der Beſeitigung der Unterſchiede 
von Adoption und Arrogation, denſelben Weg gegangen ſein, wie 
die Praxis. Das iſt aber keineswegs der Fall, vielmehr wird gerade 
das hier in Frage kommende Verbot im Bürgerl. Geſetzbuche als 
ein abſolutes aufrecht erhalten. Mag alſo die Annahme an Kindes- 
ſtatt noch fo oft ohne Rückſicht??) auf die Erforderniſſe des R. R. zu⸗ 
gelaſſen worden ſein, ſo iſt doch ein jeder derartige Fall nichts weiter 
als eine Geſetzesverletzung. 

Schließlich mögen hier noch einige Worte über die Natur des 
erörterten Verbotes Platz finden. Es fragt ſich, welche Wirkungen 
eine verbotswidrige Arrogation hat; ob ſie unwirkſam iſt, oder ob 
ſie, obwohl regelwidrig, dennoch wirkſam iſt. Man wird ſich für die 
letztere Alternative entſcheiden müſſen. L. 15 §S 3 D I. 7 ſtatuirt 
gegenüber dem Verbot der Arrogation vor vollendetem 60. Lebens- 
jahre die Ausnahme: 

Nisi forte morbus aut valetudo in causa sit, aut alia justa 
causa arrogandi, veluti si conjunctam sibi personam velit 
adoptare. 

Mit Recht leitet hieraus Sintenis (Pand. II 8 139 a 30) die 
Regel her, daß der hier erörterte Hinderungsgrund ſowie andere, mit 
ihm gleichwerthige, durch überwiegende Gegengründe gehoben werden 
kann, wenn die Adoption im konkreten Falle als unbedenklich erſcheint. 

Die Entſcheidung ruht alſo ſchließlich im Ermeſſen derjenigen, 
welchen die Beſtätigung der Arrogation zukommt. Unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden kann aber nicht angenommen werden, daß eine trotz des 
Verbotes erfolgte Beſtätigung wirkungslos ſei; würde dies doch für das 
ältere Recht zu dem Ergebniß geführt haben, daß der Richter gegenüber 
einem aus der lande 8herrlich beſtätigten Arrogation hergeleiteten 
Anſpruch hätte nachprüfen können, ob der Landesherr von dem ihm 
zuſtehenden Ermeſſen einen richtigen Gebrauch gemacht habe, oder ob 
er etwa das Verbot ungenügend berückſichtigt habe. Jetzt iſt freilich 
bei uns die Entſcheidung von dem Landesherrn auf den Einzelrichter 
übergegangen, und es fragt ſich, ob nicht Bedenken dagegen beſtehen, 
die früher dem Landesherrn eingeräumte Befugniß, von den Ver— 


23) Ueber die Frage, ob das Verbot aus beſonderen, wichtigen Gründen über- 
gangen werden könne, ſiehe unten. 
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boten gleichſam zu dispenſiren, auf den Einzelrichter zu übertragen. 
Dieſe Bedenken wären aber nicht gerechtfertigt. Mangels einer Ein⸗ 
ſchränkung ift vielmehr anzunehmen, daß das Recht, nach pflicht— 
mäßigem Ermeſſen über die Beſtätigung zu entſcheiden, unbeſchränkt 
auf den Richter übergegangen ift?*), daß dieſer alſo auch aus be- 
ſonderen Gründen eine dem Verbot zuwiderlaufende Annahme 
an Kindesſtatt beſtätigen darf. Hieraus ergiebt ſich aber auch für 
unſer Rechtsgebiet die Notwendigkeit, die verbotswidrigen Beſtätigungen 
als gültig zu behandeln, ohne daß zu unterſcheiden iſt, ob die Bes 
ſtätigung aus mehr oder weniger guten Gründen erfolgt iſt, oder 
gar ohne Grund. Die Möglichkeit einer ſolchen Unterſcheidung würde 
die erfolgte Beſtätigung in unerträglicher Weiſe in jedem neuen Falle 
einer erneuten Kritik unterwerfen. 

Die dem Ermeſſen des Richters ſomit eingeräumte Freiheit darf 
aber nicht zur willkürlichen Beiſeiteſetzung des Verbotes ausarten, und 
gerade jetzt dürfte es am Platze ſein, von der Freiheit einen möglichſt 
beſchränkten Gebrauch zu machen. Abgeſehen davon, daß die Wirkung, 
auf welche es den Betheiligten in den hier behandelten Fällen meiſtens 
allein ankommt, die Aenderung des Familiennamens auf anderem Wege 
durch landesherrlichen Gnadenakt erreicht werden kann, werden die 
Gründe, welche ſich für ein Uebergehen des Verbotes vielleicht geltend 
machen laſſen, bei dem Hinblick auf den künftigen Rechtszuſtand er⸗ 
heblich abgeſchwächt. Es iſt bedenklich, von dem heute dem Richter 
noch zuſtehenden Ermeſſen einen Gebrauch zu machen, welcher Rechts— 
verhältniſſe begründet, welche zwingenden Normen des demnächſt in 
Kraft tretenden Bürgerlichen Geſetzbuchs zuwiderlaufen. Zu große 
Nachgiebigkeit würde vorausſichtlich dahin führen, daß kurz vor dem 
Inkrafttreten des neuen, einheitlichen Geſetzbuches Rechtsverhältniſſe 
in großer Zahl ſanktionirt werden, welche, da nach Art. 209 des E. G. 
zum B. G. B. die bereits beſtätigten Adoptionen nach dem bisherigen 
Recht zu beurtheilen ſind, die Rechtseinheit auf lange Zeit hinaus 
beeinträchtigen würden. 


24) Anders ſteht es mit der in J. 29 DI, 7 gegebenen Regel: Adoptio non 
Jure facta a principe confirmari potest. Hierin iſt ein eigentliches Dispenſationsrecht 
des Landesherrn enthalten, welches auf den Richter nicht übergegangen iſt. Vgl. hierzu 
Sintenis, Civilrecht II 5 139 a 34, wo insbeſondere erörtert wird, wie weit 
dieſes Dispenſationsrecht reicht, ob es ſich auf alle, auch auf die zum Grundbegriffe 
der Adoption gehörigen Erforderniſſe bezieht. Für die weimariſche Geſetzgebung 
iſt jedoch dieſe Streitfrage unpraktiſch, da das Recht des Landesherrn durch die vor⸗ 
behaltloſe Ueberweiſung der Beſtätigung an den Richter aufgegeben iſt. 
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Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
A. Oberlandesgericht. 


I. Aus dem I. Civilſenat. 
Mitgetheilt von Herrn Senatspräſidenten Dr. Blomeyer. 


1. Zur Frage der Erſtattbarkeit der durch die Reiſe 
eines auswärtigen Anwaltes zu einem amtsgericht— 
lichen Verhandlungstermine erwachſenen Koſten. 
Berückſichtigung der vom Beklagten verſchuldeten 
Ungewißheit des Klägers über die Einfachheit 
oder Verwickelung der Sache. 

In einem Beſchluß vom 1. Juli 1897 (zu I W 49./97) hat 
der I. Civilſenat des O. L. Ger. Folgendes ausgeführt: 

Der Beklagte hat gegen den vom Kläger erwirkten Zahlungs⸗ 
befehl Widerſpruch erhoben, iſt aber auf erhobene Klage zum Ver⸗ 
handlungstermin nicht erſchienen. Das Landgericht hat in Abänderung 
des amtsgerichtlichen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes die Reiſekoſten des 
zum Verhandlungstermin erſchienenen Anwaltes des Klägers geſtrichen, 
da wegen Einfachheit des Prozeſſes eine Wahrnehmung des Termins 
durch einen auswärtigen Anwalt nicht nothwendig geweſen ſei, hierzu 
vielmehr ein Laienvertreter genügt hätte. Es kann jedoch für die 
Frage, ob die Reiſe des klägeriſchen Anwaltes zum Termine noth— 
wendig erſcheinen mußte, nicht der ſchließliche Ausgang der Sache, 
ſondern nur die Sachlage, wie ſie ſich bis kurz vor dem Termine 
geſtaltet hatte, maßgebend ſein. Der Beklagte hatte durch den Ein— 
ſpruch gegen den Zahlungsbefehl zu erkennen gegeben, daß er Ein- 
wendungen gegen den klägeriſchen Anſpruch geltend zu machen habe, 
hatte ſich aber nicht gemüßigt geſehen, durch vorbereitenden Schrift— 
ſatz dieſe Einwendungen dem Kläger kundzugeben. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden mußte der klägeriſche Anwalt die Mögligkeit in Rechnung 
ziehen, daß Einwände, welche der Widerlegung durch einen Juriſten 
bedürften, erhoben würden, und mußte deshalb die eigene Wahrnehmung 
des Termins als in ſeiner Verpflichtung, dem klägeriſchen Anſpruche 
möglichſt bald zur Befriedigung zu verhelfen, gelegen anſehen. Die 
hierzu erforderlichen Reiſekoſten erſcheinen daher als ſolche, welche zur 
zweckentſprechenden Rechtsverfolgung nothwendig waren. Der Ber 
klagte hat dieſe Sachlage durch ſein eigenes auffälliges Verhalten 
geſchaffen und kann ſich nicht darüber beſchweren, daß ihm die hier- 
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durch verurſachten Koften, welche er durch ein zweckmaäßigeres Ver⸗ 
fahren hätte entbehrlich machen können, zur Laſt fallen. 


2. Die gegenſeitige Unterhaltspflichtigkeit der Ehe— 
gatten nach dem Rechte des Herzogthums Gotha. 

In einem Urtheil des I. Civilſenats vom 5. Juli 1897 (I U 53/97) 
findet ſich Folgendes ausgeführt: 

Die Frage der Unterhaltspflicht der Eheleute im Verhältniß zu 
einander iſt in dem Ehegeſetz für das Herzogthum Gotha vom 
15. Auguſt 1834 Bd. II S. 605 fg. geordnet. In Betracht kommen 
hier vornehmlich die 88 127, 128 u. 130 in der Abtheilung X des 
die beſonderen Eheſcheidungsurſachen behandelnden Abſchnittes VI. 
Die Abtheilung X unterſcheidet nach Ueberſchrift und Inhalt der in 
ihr begriffenen 88 127 bis 131 zwiſchen dem Mangel an Unterhalt 
und Verweigerung des Unterhaltes. 

Verweigert der Ehemann, wiewohl er dazu im Stande iſt, der 
mit ihr zuſammenwohnenden Ehefrau die Verabreichung des Unter— 
haltes, ſo ſoll er nach § 130 Satz 2 auf Anrufen der Ehefrau durch 
geeignete Zwangsmittel dazu angehalten werden, ihr den ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt in Natur zu gewähren. 

Hat ſich die Ehefrau nicht eigenmächtig von ihrem Ehemanne getrennt 
und verweigert dieſer ihr, wiewohl er dazu im Stande iſt, die Berab- 
reichung des Unterhaltes, fo ſoll nach § 130 Satz 1 auf Anrufen der 
Ehefrau das Gericht ein ihr mit Rückſichtnahme auf ihren eigenen 
möglichen Verdienſt zu verabreichendes Alimentationsquantum be— 
ſtimmen und ſolches auf ferneres Anſuchen der Ehefrau aus dem Ver— 
mögen des Ehemannes beitreiben. Ob das Geſetz mit dieſer Bes 
ſtimmung der Ehefrau für den unterſtellten Fall ebenfalls einen An⸗ 
ſpruch auf ſtandesgemäßen Unterhalt, aber in Geld, oder nur auf noth⸗ 
dürftigen Unterhalt, wie in dem Falle des § 144, hat zuweiſen wollen, 
mag hier als nicht ganz zweifelsfrei unentſchieden bleiben. 

Hat dagegen die Ehefrau ſich eigenmächtig und willkürlich und 
ohne Vorwiſſen und Genehmigung des zuſtändigen Gerichts von ihrem 
Ehemanne getrennt, dann ſoll ihr nach § 131 gegen den Ehemann 
bis zur ordnungsmäßigen Geſtattung der temporären Trennung über⸗ 
haupt kein Alimentationsanſpruch zuſtehen. 

Der § 127 unterſtellt, bei richtiger Auslegung im Zuſammen⸗ 
halt mit dem § 130, den Fall, daß der Ehemann der Ehefrau nur 
nothdürftigen, aber nicht ſtandesmäßigen, Unterhalt zu gewähren 
vermag, und verordnet, hiervon ausgehend, daß der Ehemann die 


Ehefrau und die mit ihr erzeugten Kinder zu ernähren ſchuldig, die 
Ehefrau nothdürftigen Unterhalt von dem Ehemann zu fordern 
berechtigt, und der Ehemann, wenn er ſich zu deſſen (d. h. des noth⸗ 
dürftigen Unterhaltes) Verabreichung vermögend befände, und ſich deſſen 
weigere, dazu obrigkeitlich anzuhalten ſei. Der Wortlaut dieſer geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung läßt klar erkennen, daß der Geſetzgeber in dem 
8 127 den Ausdruck „ernähren“ in gleicher Bedeutung wie den Aus- 
druck „nothdürftigen Unterhalt“ „verabreichen“ gebraucht. 

Der ſich an den § 127 unmittelbar anſchließende $ 128 mit 
der Ueberſchrift: „Unvermögenheit des Ehemannes zum Unterhalt 
der Ehefrau und Kinder“ unterſtellt, daß der Ehemann außer Stande 
iſt, ſeine Ehefrau und Kinder zu ernähren, und unterſcheidet die 
drei Fälle: 

1) daß er ſchon bei Eingehung der Ehe in derſelben Unvermögen⸗ 
heit geweſen war, 

2) daß er (sc. während der Ehe) ohne feine Schuld ganz un« 
vermögend und außer Stande geſetzt worden iſt, den „Unterhalt“ für 
ſeine Ehefrau und Kinder aufzubringen, 

3) daß er ſich (sc. während der Ehe) durch Verbrechen, liederliche 
Lebensart, Ausſchweifungen oder unordentliche Wirthſchaft außer Stande 
geſetzt hat, die Ehefrau und Kinder zu „ernähren“. 

In dem Falle 1 u. 2 findet nach der Vorſchrift des § 128 eine 
Eheſcheidungsklage nicht ſtatt, dagegen aber ſoll in dem Falle 3, 
wenn ſich der Ehemann in der angegebenen Weiſe außer Stande ge— 
ſetzt hat, ſeine Ehefrau zu „ernähren“, dieſe berechtigt ſein, deshalb 
auf Trennung der Ehe anzutragen, auch ſoll nach $ 129 ſodann im 
Fall fruchtloſer Anordnung von Beſſerungsmitteln die Ehe getrennt 
werden. 

Es iſt die Annahme ausgeſchloſſen, das der Geſetzgeber in dem 
§ 128 den wiederholt vorkommenden Ausdruck „ernähren“ in einem 
von der Bedeutung desſelben im § 127 angewendeten Auddruckes 
abweichenden Sinne verſtanden haben ſollte, vielmehr iſt als unzweifel⸗ 
haft davon auszugehen, daß in dem § 128 der Ausdruck „ernähren“ 
in derſelben Tragweite, bez. Beſchränkung wie im § 127 gebraucht 
iſt, und daß in Folge deſſen unter dem in dem $ 128 mit Ernährung 
gleichwerthig gebrauchten Ausdruck „Unterhalt“ ebenſo wie im $ 127 
etwas anderes nicht als nothdürftiger Unterhalt zu begreifen iſt. 

Wenn nun zugleich der § 128 für die Fälle 1 und 2 der Ehe 
frau die Verpflichtung auferlegt, ihren Ehemann von dem Abwurfe 
ihres Vermögens, und wenn ſolches nicht vorhanden, oder der Abwurf 


u. 99: 


desſelben nicht ausreichend iſt, durch ihren eigenen Verdienſt und 
Handarbeit zu „ernähren“ zu ſuchen, ſo ſpringt in die Augen, daß 
auch hier der Ausdruck „ernähren“ nur dasjenige, was ſonſt der Para— 
graph mit dieſem wiederholt angewendeten Worte unzweideutig zum Aus— 
druck gebracht hat, nämlich das Gewähren nur noth dürftigen 
Unterhalts, bezeichnen kann und ſoll. | 

Somit beſteht für die beklagte Ehefrau kraft des Geſetzes nur 
die Verpflichtung, ihrem etwa zur eigenen Ernährung nicht ganz ver— 
mögenden Ehemanne den nothdürftigen Unterhalt, ſoweit erforderlich, 
zu verabreichen. Nach Gotha R 2/97. 


3. Zu den 88124 u. 125 des gothaiſchen Ehemandates 
v. 15. Aug uſt 1834. 
Aus den Gründen eines Urtheils vom 12. Juli 1897 (TU 27/97). 
Nach den §§ 124 und 125 des gothaiſchen Ehemandats vom 
15. Auguſt 1834 können Völlerei, Liederlichkeit und unordentliche 
Wirthſchaftsführung zu einer ſofortigen Trennung der Ehe nicht be— 
rechtigen, geben vielmehr dem anderen Ehegatten zunächſt nur das 
Recht, bei dem Gerichte die Einleitung des im § 125 des Geſetzes 
geregelten Beſſerungsverfahrens zu beantragen, und erſt nach erfolg— 
loſer Durchführung dieſes Verfahrens den Anſpruch auf Ehetrennung 
($ 125 Abſ. 3 des Geſetzes). Wenngleich die Frage, ob die genannten 
geſetzlichen Beſtimmungen, nachdem das Verfahren in Ehefachen reichs— 
geſetzlich durch die C. P. O. geregelt worden iſt, zur Zeit noch Gültig 
keit beſitzen, zweifelhaft erſcheinen kann, da § 16 Ziffer 6 des Einf. 
Geſetzes zur C. P. O. lediglich die Vorſchriften des bürgerlichen Rechtes 
über die auf einſeitigen Antrag eines Ehegatten zu erlaſſenden Beſſe— 
rungsbefehle, ſowie über die als Vorbedingung einer Eheſcheidung 
anzuordnenden Zwangsmaßregeln als durch die Vorſchriften der C. P. O. 
unberührt in Geltung beläßt, die 88 124, 125 des Ehemandats aber 
nicht die Zuläſſigkeit eines auf einſeitigen Antrag eines Ehegatten zu 
erlaſſenden Beſſerungsbefehls, vielmehr ausſchließlich eines unter Zu— 
ziehung beider Parteien vor dem Gerichte ſtattfindenden Beſſerungs— 
verfahrens beſtimmen, ſo wird man gleichwohl die Fortdauer der 
Gültigkeit dieſer Beſtimmungen aus dem Geſichtspunkt der im Einf. 
Geſetz zur C. P. O. aufrecht erhaltenen als Vorbedingung einer Che— 
ſcheidung anzuordnenden Zwangsmaßregeln bejahen müſſen. 
Vor allem aber iſt aus § 124 des Geſetzes zu folgern, daß die 
mehrfach erwähnten Laſter materiell einen Anſpruch auf alsbaldige 


Ehetrennung nach dem Geſetze nicht begründen ſollen, 5 daß die Be⸗ 
Blätter für Rechtspflege XV. N. F. XV. 


BE, 


hauptung derartiger Thatſachen der Klage auf Wiederherſtellung des 
ehelichen Lebens weder einredeweiſe entgegengeſetzt, noch zur Begrün⸗ 
dung einer Widerklage verwendet werden kann, und überdies würde 
in jedem Falle ſchon mit Rückſicht auf die Beſtimmungen der §§ 72, 140 
des Geſetzes ein Recht eines Ehegatten, vor rechtskräftiger Entſchei⸗ 
dung über den erhobenen Anſpruch auf Ehetrennung den anderen von 
der ehelichen Gemeinſchaft auszuſchließen, nicht anerkannt werden können. 
Nach Gotha R 38/96. 


II. Aus dem II. Civilſenat. 
Migetheilt vom Geheimen Juſtizrath Schulz. 


1. Die nachträgliche Zulaſſung der innerhalb der 
einmonatlichen Friſt verſäumten Anfechtung der 
Mitgliederliſte einer eingetragenen Genoffen- 
ſchaft bei unverſchuldeter Verhinderung in $ 168 
des Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 1. Mai 1889 
ſchließt die gemeinrechtliche Reſtitution gegen die 
Verſäumung auch dieſer weiteren Friſt nicht aus. 
Die taubſtumme Selma B. in Weimar war, obgleich ſeit 1872 

in geſetzlicher Weiſe bevormundet, im Jahre 1878 dem Vorſchuß⸗ 
und Sparverein in Weimar beigetreten. Die Beitrittserklärung war 
nichtig, der Mangel aber dadurch geheilt worden, daß auf die nach 
Inkrafttreten des Reichsgeſetzes betreffend die Erwerbs⸗ und Wirthſchafts⸗ 
genoſſenſchaften vom 1. Mai 1889 im Jahr 1889 erlaſſene öffentliche 
Aufforderung zur Erklärung des Widerſpruchs gegen die Mitglieder⸗ 
liſte des Vereins der Vormund der B. weder innerhalb der urſprüng⸗ 
lichen durch § 165 Abi. 2 des Geſetzes vom 1. Mai 1889 geſetzten 
Friſt noch in der Folgezeit, als er ſpäteſtens bis zum 22. Februar 
1894 (dem Tag einer maßgebenden Generalverſammlung) von der 
Eintragung der B. und jener Aufforderung Kenntniß erhalten hatte, 
innerhalb der nachträglichen, durch § 168 Abſ. 2 des genannten Ge⸗ 
ſetzes geordneten Friſt einen ſolchen Widerſpruch erhoben hat. 
Das Landgericht hat der Selma B. als einer Bevormundeten, 
welche in dieſer Beziehung die Rechte der Minderjährigen habe, gegen 
die Wirkung des Aufgebotsverfahrens Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand ertheilt und demgemäß die auf die Nichtigkeit ihres Eintritts 
in den Verein geſtützte Anfechtung ihrer Mitgliedſchaft zugelaſſen, 
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und dieſe Entſcheidung iſt auf von dem anfechtungsbeklagten Vorſchuß⸗ 
und Sparverein eingelegte Berufung vom Oberlandesgericht beſtätigt 
worden. 

Die gegen das Berufungsurtheil zur Hand genommene Reviſion 
bekämpft die Zuläſſigkeit der Wiedereinſetzung, weil ſchon in dem 
angeführten 8 168 Abſ. 2 eine ſolche enthalten und gegen den Ab⸗ 
lauf der dort geſetzten Friſt nicht eine nochmalige Wiedereinſetzung 
ſtatthaft ſei, überhaupt neben dem dort für den Fall der Verſäumniß 
der Friſt des § 165 Abſ. 2 gegebenen Rechtsbehelfe die gemeinrechtliche 
Reſtitution nicht mehr Platz greifen könne. Dem kann nicht beigetreten 
werden. Die Vorſchrift des § 168 Abſ. 2 gewährt Jedem, der ohne 
ſein Verſchulden von der Einhaltung der urſprünglichen Anfechtungs⸗ 
friſt verhindert war, die Möglichkeit, binnen einer weiteren, von der 
Beſeitigung des Hinderniſſes ab laufenden einmonatlichen Friſt den Wider⸗ 
ſpruch gegen die Mitgliederliſte noch zu erklären und ſich dadurch die 
Einwendungen gegen dieſelbe zu erhalten. Dieſe geſetzliche Vergünſtigung 
hat zwar einige Aehnlichkeit mit der gemeinrechtlichen Reſtitution, deckt 
ſich aber nicht mit derſelben, welche vom Richter und zwar im 
vorliegenden Falle beſtimmten Perſonen, den Bevormundeten, mit 
Rückſicht auf deren beſondere Verhältniſſe gegen die Wirkungen des 
Aufgebotsverfahrens überhaupt gewährt wird. Auch iſt weder in 
dem Genoſſenſchaftsgeſetze ſelbſt, noch in deſſen Begründung oder bei 
deſſen Berathung der Ausſchluß der gemeinrechtlichen Reſtitution oder 
deren Unvereinbarkeit mit dem Rechtsbehelfe des § 168 Abſ. 2 irgend⸗ 
wie zum Ausdruck gekommen. Urtheil des Reichsgerichts III. Civil⸗ 
ſenat vom 22. Januar nach Weimar. II U 178/95. 0 178/95. 


2. Actio de pauperie nach dem Sachſenſpiegel. Aus- 
legung des §S 4 Buch II Art. 40 „binnen des hute 
ez was“, vgl. Bd. 43 S. 351 dieſer Blätter. 

Der Fleiſchermeiſter F. in Altenburg hatte von einem benachbarten 
Gutsbeſitzer einen Ochſen gekauft und ließ denſelben durch ſeinen Ge— 
hilfen A. in Gemeinſchaft mit einem Knechte des Gutsbeſitzers und 
einem dritten Manne von dem Gute des Verkäufers nach Altenburg 
transportiren. Während dieſes Transportes wurde A. in erheblicher 
Weiſe dadurch verletzt, daß der Ochſe ſeinen Führern durchbrach und 
die linke Hand des A. an einen Baum quetſchte. A. erhob Klage 
auf Erſatz des durch dieſe Verletzung erlittenen Schadens gegen den 
F. als den angeblichen Eigenthümer des Thieres, das ihm die ſchaden⸗ 
bringende Verletzung zugefügt habe. Vom Landgericht iſt die Klage 

34. 
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abgewieſen worden, weil der Beklagte, wenn auch der Ochſe zur Zeit 
der Verletzung des A. in ſeinem Eigenthume geſtanden haben ſollte, 
doch nach § 4 des Art. 40 des Buches II des Sachſenſpiegels 
(wonach die Haftpflicht des Eigenthümers wegfällt, wenn das Thier 
zur Zeit der Schädigung ſich in der Hut eines Anderen befand) von 
der Haftpflicht, die ihn nach 8 1 a. a. O. an ſich treffen müſſe, be⸗ 
freit wäre. 

Das Berufungsgericht billigte die Klagabweiſung. 

Aus den Gründen: 

Allerdings hat der Ochſe, durch deſſen Durchbruch der Kläger ver— 
letzt worden iſt, zur Zeit der Verletzung nicht in der Hut des Klägers 
allein, ſondern unier der Aufficht des Klägers und zweier anderer Per— 
ſonen geſtanden; auch iſt zuzugeben, daß die Beſtimmung des § 4 
a. a. O. 

Da sal der vor antworten, binnen des hute ez was 
ihrem Wortlaute nach nur von einem einzigen Hüter ſpricht. Aber 
dem Sinne des Geſetzes würde es ſicherlich nicht entſprechen, wenn 
man annehmen wollte, daß der § 4 dann nicht anzuwenden ſei, wenn 
die Hut des Thieres von mehreren Perſonen ausgeübt worden iſt. 
Denn für dieſe Annahme iſt ein innerer Grund nicht erfindlich. Die 
im § 4 enthaltene Durchbrechung des Grundſatzes, daß für den durch 
das Thier angerichteten Schaden der Eigenthümer dieſes als ſolcher 
zu haften habe, hat ihren Grund offenbar in der Erwägung, daß, 
wenn zur Zeit der Schadenſtiftung das Thier nicht in der Hut des 
Eigenthümers, ſondern in zuläſſiger fremder Hut geſtanden hat, der 
Eigenthümer überhaupt nicht in der Lage geweſen iſt, den Schaden 
zu verhüten, und daß ihm die Unterlaſſung eigener Beaufſichtigung des 
Thieres deswegen nicht zur Schuld angerechnet werden kann, weil er 
für Ueberwachung des Thieres durch Andere geſorgt hat. Für dieſen 
geſetzgeberiſchen Gedanken aber iſt es gleichgültig, ob der Eigenthümer 
die Beauffihtigung ſeine8 Thieres nur einer Perſon oder mehreren 
Perſonen übertragen hat. Im vorliegenden Falle war es wegen der 
Gefährlichkeit und Stärke des Thieres ſogar Pflicht des Eigenthümers, 
die Ueberwachung durch mehrere Perſonen anzuordnen. Der Umſtand, 
daß der Beklagte pflichtgemäß gehandelt hat, kann zur Begründung 
ſeiner Haftpflicht nicht verwerthet werden. Da der Kläger nicht zu be— 
haupten vermocht hat, daß der Beklagte in der Auswahl der dem 
Kläger beigegebenen Begleiter gefehlt oder ſonſt etwas verſchuldet 
habe, ſo könnte es ſich nur noch fragen, ob etwa der Anwendung 
des § 4 der Umſtand entgegen ſtehe, daß der Beſchädigte ſelbſt zu 
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den Hütern gehört hat. Dieſe Frage iſt zu vereinen, weil die allge⸗ 
meine Faſſung des § 4 eine ſolche Unterſcheidung ausſchließt. Urtheil 
vom 24. März 1897 nach Altenburg II U 142/96. O 166/96. 


3. Wanngiebtdie Vernachläſſigung der dem Gläubiger 
in der Beitreibung der Schuld vom Hauptſchuldner 
obliegenden Diligenz dem Bürgen einen Grund 
zur Einrede des dolus? 

Wenn auch in dem Reichsgerichtsurtheil Bd. 18 S. 239 der 
Entſcheidungen in Civilſachen im Gegenſatz zu der in den Motiven 
zum Entwurf des B. G. B., Bd. 2 § 679 entwickelten Anſicht eine 
Diligenzpflicht des Gläubigers gegenüber dem gewöhnlichen Bürgen 
für das gemeine Recht anerkannt und der Gläubiger für verpflichtet 
angeſehen wird, die ihm gegenüber dem Hauptſchuldner zuſtehenden 
Klagerechte ſorglich zu wahren, jo entfällt dieſe Diligenzpflicht des Gläu— 
bigers gegenüber dem ſelbſtſchuldneriſchen Bürgen, da eben die 
Diligenzpflicht auf die Einrede der Vorausklage zurückgeführt wird, 
auf welche der ſelbſtſchuldneriſche Bürge verzichtet hat (vgl. Entſch. des 
R. O. H. G. in Seuffert's Archiv Bd. 32 S. 418). Im vorliegenden 
Falle hat nun der ſelbſtſchuldneriſche Bürge überdies noch auf das 
Recht der Klageabtretung verzichtet, ſo daß alſo auch deshalb jede 
Verantwortung des Gläubigers wegen des Verhaltens in der Geltend— 
machung gegenüber dem Hauptſchuldner wegfällt, da der Bürge ein recht⸗ 
liches Intereſſe an dieſer Forderung nicht mehr hat. Nur dann könnte 
dem Gläubiger die Einrede argliſtigen Verhaltens Seitens des Bürgen 
mit Erfolg entgegengehalten werden, wenn der Gläubiger den Bürgen 
verhindert hätte, an Stelle des Hauptſchuldners zu zahlen, um ſich 
dadurch den Regreß gegen den Hauptſchuldner offen zu halten. Urtheil 
vom 14. April 1897 nach Gera II U 157/96. O 236/96. 


4. Rechts wirkſamkeit und Auslegung eines örtlich 
unbeſchränkten Konkurrenzverbotes. Unbeſtimmt— 
heit des Vertragsgegenſtandes. 

Der Verkäufer einer Fabrik hatte ſich in dem Kaufvertrag vom 
Dezember 1895 bei Vermeidung einer Konventionalſtrafe von 3000 M. 
verpflichtet, 

innerhalb 15 Jahren weder ein neues Geſchäft der Branche wie das 

verkaufte zu gründen, noch in ein Konkurrenzgeſchäft einzutreten 

oder in einem ſolchen thätig zu fein, 
und iſt, als er im Jahre 1896 in einem von ihm ſeit 1894 in Ge⸗ 
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meinſchaft mit H. betriebenen Fabrikgeſchäft die Fabrikation der in dem 
verkauften Geſchäft gefertigten Waaren einführte, auf die Klage des 
Abkäufers zur Bezahlung der Konventionalftrafe vom Landgericht ver- 
urtheilt, dieſe Verurtheilung auch auf von dem Beklagten eingelegte 
Berufung vom Oberlandesgericht beſtätigt worden. Die Rechtswirk— 
ſamkeit des Konkurrenzverbotes war unter Anderem wegen der örtlichen 
Unbeſtimmtheit des Vertrags angefochten worden. 

Aus den Gründen: 

Das in dem Vertrag verabredete Konkurrenzverbot iſt zwar ſeinem 
Wortlaut nach örtlich unbeſchränkt, ſo daß danach dem Beklagten 
jede Thätigkeit in einem Konkurrenzgeſchäft auf der ganzen Erde ver— 
boten wäre; allein man hat davon auszugehen, daß der Kläger offen— 
bar nur eine ihm fühlbar werdende Konkurrenz vertragsmäßig 
ausſchließen und deshalb verhindern wollte, daß Beklagter in ſein 
Arbeitsgebiet eingreifen, ſich in demſelben ſtörend bemerkbar machen 
und auch den Abſatz ſeiner Erzeugniſſe beeinträchtigen z. B. ihm Kunden 
wegnehmen könnte. In dieſem beſchränkten Umfange hat Kläger allein 
ein berechtigtes Intereſſe an dem Verbot der Konkurrenz des Beklagten 
und in dieſem Umfang wird das Konkurrenzverbot auch im vorliegenden 
Falle nur geltend gemacht, inſofern die Fabrik, bei der Beklagter 
betheiligt iſt (bei Elgersburg), ſo nahe bei derjenigen des Klägers 
(bei Ilmenau) gelegen war, daß allerdings die Beſorgniß ſtörender 
Eingriffe der Fabrik des Beklagten in das Arbeits- und Abſatzgebiet 
der Fabrik des Klägers begründet erſcheinen mußte. Urtheil vom 
23. Januar 1897 nach Eiſenach II U 142/95. O 237/95. 


5. Braucht ſich der Konkursverwalter, der eine be— 
wegliche Sache des Gemeinſchuldners, an der das 
vom Gerichts vollzieher bei der Pfändung ange— 
legte Pfandſiegel abgefallen war, für die Kon— 
kursmaſſe in Beſitz genommen hat, die Erneuerung 
der Pfandſiegel durch den vom Pfändungsgläu— 
biger hierzu beauftragten Gerichtsvollzieber ge⸗ 
fallen zu laſſen? 

Das Amtsgericht hatte die vom Konkursverwalter gegen die Er⸗ 
neuerung der Siegel auf Grund des § 685 C. P. O. erhobene Ein- 
wendung für begründet erachtet, das Landgericht hat die Handlung 
des Gerichtsvollziehers gebilligt und das Oberlandesgericht iſt auf 
eingelegte weitere Beſchwerde dem Landgericht beigetreten. 

Aus den Gründen: 


Der Senat hat ſich mit dem Landgericht der in den Entſcheidungen 
des Reichsgerichts Bd. 35 S. 336 entwickelten Rechtsanſicht angeſchloſſen, 
und angenommen, daß das Pfändungspfandrecht des Gläubigers 
durch das Abfallen der vom Gerichtsvollzieher zur Erſichtlichmachung 
der Pfändung angelegten Siegel nicht unwirkſam geworden war. Dem⸗ 
zufolge ſtellt ſich die nach Eröffnung des Konkurſes von dem Gerichts- 
vollzieher im Auftrage des Gläubigers bewirkte Anlegung einer neuen 
Pfandmarke an dem vor der Konkurseröffnung gepfändeten Geld— 
ſchranke nicht als eine unzuläſſige Vollſtreckungshandlung im Sinne 
des § 11 der K. O. dar. Beſchluß vom 10. Juli 1897 nach Weimar. 
A. G. Weimar M 136/97. 


6. Für welche Vorbringen kann die Partei nach— 
trägliche Aufnahme in den Urtheilsthatbeſtand 

im Berichtigung verfahren des 8 291 C. P. O. ver⸗ 

langen? 

Der Thatbeſtand des Urtheils ſoll eine gedrängte Darſtellung 
des Sach⸗ und Streitſtandes fein. Er muß die thatſächlichen Partei⸗ 
behauptungen zwar vollſtändig, aber in gedrängter Darſtellung ent⸗ 
halten. Deduktionen thatſächlicher oder rechtlicher Art ſind in der 
Regel nicht aufzunehmen und nur da kurz anzudeuten, wo es 
zum Verſtändniß des thatſächlichen Vorbringens und zur Kennzeichnung 
des Rechtsſtandpunktes der Parteien nothwendig iſt. Dies gilt nament⸗ 
lich auch von ſolchen thatſächlichen Vorbringen, welche eine Partei⸗ 
behauptung begründen ſollen, welche das Gericht für unerheblich er« 
achtet hat. Daß ſolche thatſächlichen Begründungen in allen vor- 
getragenen Einzelheiten im Thatbeſtand wiedergegeben werden, iſt 
ein unbegründete® Verlangen des Antragſtellers im Berichtigung 
verfahren. Beſchluß vom 10. Juli 1897 nach Altenburg. O 110/95. 


7. Wird dem Erforderniß der „eidesſtattlichen 

Verſicherung“ des preuß. Rechts (Geſetz vom 

12. März 1869 betreffend die Ausſtellung gericht⸗ 

licher Erbbeſcheinigungen) durch die an den ſächſi— 

ſchen Gerichten in Thüringenübliche „Verſicherung 
durch Handſchlag an Eidesſtatt“ genügt? 

Am 2. September 1894 verſtarb in Halle die Wittwe B. ohne 
letzten Willen. Die vom Nachlaßgericht als Erbin ermittelte Frau H. 
in Wenigenjena trat die Erbſchaft an und bat um Ausſtellung einer 
Erbbeſcheinigung. Nach § 3 des preuß. Geſetzes vom 12. März 1869 
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betreffend die Ausſtellung gerichtlicher Erbbeſcheinigungen ift Voraus⸗ 
ſetzung der Ertheilung der Erbbeſcheinigung, daß der Erbe zu gericht— 
lichem Protokoll dahin, daß ihm andere gleich nahe oder nähere 
Erben nicht bekannt ſeien, eine „eidesſtattliche Verſicherung“ abgebe. 
Das Amtsgericht Halle hat das Amtsgericht Jena um Aufnahme 
dieſer „eidesſtattlichen Verſicherung“ durch Erklärung der Frau H. zu 
gerichtlichem Protokoll erſucht. Nach dem zur Erledigung dieſes Er— 
ſuchens vom Amtsgericht Jena unter dem 4. Dezember 1896 auf- 
genommenen Protokoll hat die Frau H., nachdem ſie ſich bereit er— 
klärt, die eidesſtattliche Verſicherung abzugeben, daß ihr außer ihr 
weder näher oder gleich nahe Erben der Wittwe B. bekannt ſeien, 
„die Richtigkeit ihrer Angaben durch Handſchlag an Eidesſtatt ver- 
ſichert“. 

Dieſe Form der Aufnahme der „eidesſtattlichen Verſicherung“ 
hat das erſuchende Gericht als der Vorſchrift des § 3 des angezogenen 
Geſetzes nicht entſprechend erachtet, und die Beurkundung einer „eides— 
ſtattlichen Verſicherung“ ſtatt der abgegebenen „Verſicherung durch 
Handſchlag an Eidesſtatt“ verlangt. Das erſuchte Gericht hat dieſes 
Begehren abgelehnt, weil die von ihm gewählte Form die für Ab— 
nahme einer eidesſtattlichen Verſicherung nach dem Brauch der ſächſiſchen 
Gerichte übliche, auch durch die Verſicherung durch Handſchlag an 
Eidesſtatt die eidesſtattliche Verſicherung des Geſetzes vom 12. März 
1869 gegeben ſei. Die gegen dieſen Beſchluß vom Amtsgericht Halle 
nach § 160 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes eingelegte Beſchwerde iſt 
zurückgewieſen worden. 

Denn die in der Verhandlung vom 4. Dezember 1896 vom 
Amtsgericht Jena gewählte Form der „Verſicherung durch Handſchlag 
an Eidesſtatt“ iſt mit der „eidesſtattlichen Verſicherung“ des § 3 des 
angezogenen Geſetzes ebenſo gleichbedeutend wie die im § 156 des 
Strafgeſetzbuches erwähnte „Verſicherung an Eidesſtatt“, und die Auf— 
faſſung beider Formeln als gleichbedeutend herrſcht nicht bloß bei 
den ſächſiſchen Gerichten Thüringens, ſondern auch in der preußiſchen 
Rechtslehre, welche die in § 24 der preuß. Vormundſchaftsordnung 
vom 5. Juli 1875 vorgeſchriebene Verpflichtung des Vormundes 
„mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt“ eine „eidesſtattliche“ nennt (vergl. 
Neumann, Erläuterung der preuß. Vormundſchaftsordnung, 2. Aufl. 
zu § 24). Beſchluß vom 6. Februar 1897 nach Jena. 40/II 97/177. 
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III. Aus dem Straſſenat. 
Mitgetheilt von Herrn Oberlandesgerichtspräſidenten Geh. Rath Dr. von Brüger. 


1. Zu 88 63, 66 der Geb.⸗O. für Rechtsanwälte, 88 242 
Abſ. 1 und 365 der St. P. O. — Beginn der Haupt— 
verhandlung. 

In einer Privatklagſache wegen Beleidigung hatte der Privatkläger 
gegen das Urtheil des Schöffengerichts Berufung eingelegt. Zu der 
Hauptverhandlung in der Berufungsinſtanz waren die Parteien, Zeugen 
aber nicht geladen. Nach dem über die Sitzung des Berufungsgerichts 
aufgenommenen Protokoll waren die Parteien durch Vertreter erſchienen, 
der Vertreter des Privatklägers hatte vor weiterer Verhandlung erklärt, 
daß er für ſeinen Mandanten die Berufung zurückziehe, der Vertheidiger 
des Angeklagten beantragt, den Privatkläger zu den durch das Rechts— 
mittel erwachſenen Koſten zu verurtheilen. Ein dieſem Antrag ent— 
ſprechender Gerichtsbeſchluß war verkündet worden. 

Da der Privatkläger die in der Koſtenrechnung des Angeklagten 
mit berechneten 12 M. für Abwartung des Berufungstermins zu 
erſtatten verweigert hatte, beantragte der Angeklagte gerichtliche Ent— 
ſcheidung. Die Strafkammer verneinte in ihrem Beſcheide die Er— 
ſtattbarkeit der Anwaltsgebühr für die Hauptverhandlung unter Bezug— 
nahme auf §§ 242 Abſ. 1 und 365 der St. P. O., weil in dem an— 
geſetzten Termine, da Zeugen zu demſelben nicht vorgeladen, mithin 
auch nicht aufzurufen geweſen ſeien, der Vortrag des Berichterſtatters 
den Zeitpunkt des Beginns der Hauptverhandlung zu bilden gehabt, 
dieſer Vortrag aber und damit auch die Hauptverhandlung ſelbſt noch 
nicht begonnen habe. Auf Beſchwerde des Angeklagten wurde auf 
Erſtattbarkeit der für die Hauptverhandlung berechneten Gebühr des 
Vertheidigers vom Strafſenat des Oberlandesgerichts erkannt. 


Aus den Gründen: Es iſt zwar die Anſicht in der Litteratur 
nicht unvertreten, daß die Beſtimmungen des § 242 Abſ. 1 St. P. O.: 
„Die Hauptverhandlung beginnt mit dem Aufrufe der Zeugen und 
Sachverſtändigen“, des 8 278: „Die Hauptverhandlung beginnt mit der 
Bildung der Geſchworenenbank“, des 8 365: „Nachdem die Haupt- 
verhandlung nach Vorſchrift des §S 242 Abſ. 1 begonnen hat, hält 
ein Berichterſtatter einen Vortrag u. ſ. w.“, des § 391 Abſ. 1: „Die 
Hauptverhandlung beginnt mit dem Vortrage eines Berichterſtatters“ 
auch für die Frage maßgebend ſeien, mit welchem Zeitpunkte die in 
8 63 der Gebührenordnung feſtgeſetzten Gebühren des Rechtsanwaltes 
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als „Vertheidigers in der Hauptverhandlung“ verdient ſeien. Allein 
weder der Inhalt dieſer Vorſchriften an ſich, noch deren Zufammen- 
hang im Geſetzestexte weiſt darauf hin, daß dieſelben die Bezeichnung 
der äußerlichen Grenzen der Hauptverhandlung bezwecken und den 
Beginn der Hauptverhandlung in der Art markiren wollen, daß Alles, 
was vor dem Aufrufe der Zeugen u. ſ. w. vorgenommen wird, in 
keiner Beziehung als zur Hauptverhandlung gehörig angeſehen werden 
dürfte. Eine ſolche Auffaſſung würde die unannehmbare Folgerung 
ergeben, daß ein Termin vor der Strafkammer, in welchem der Auf— 
ruf der Zeugen mangels der Erforderlichkeit und Vorladung ſolcher 
nicht möglich geweſen oder verſehentlich unterblieben, ſelbſt wenn er 
mit einem Urtheile ſchlöſſe, nie als Hauptverhandlung gelten könnte. 
Die bezeichneten Vorſchriften enthalten nach unbefangener Auslegung 
vielmehr lediglich Anweiſungen an den Richter darüber, in welcher 
Reihenfolge die einzelnen zur Hauptverhandlung erforderlichen Akte 
vorzunehmen ſeien. So wenig hiernach dieſelben an ſich weſentlich und 
Nichtbeachtungen derſelben von Rechtsfolgen begleitet erſcheinen, ſo 
wird in Ausnahmefällen ihre Nichtbefolgung ſogar als zweckmäßig und 
räthlich ſich ergeben, wenn z. B. zunächſt über die Identität oder die 
Zurechnungsfähigkeit des Angeklagten, über die Ablehnung von Richtern, 
über die Zuläſſigkeit der Strafverfolgung oder dgl. Zweifel ſich er- 
heben und Erörterungen unter Gehör der Betheiligten zu pflegen ſind. 
Daß eine ſolche Bedeutung den aufgeführten Beſtimmungen auch 
von den geſetzgeberiſchen Faktoren beigemeſſen worden iſt, erhellt aus 
den Motiven zu dem dem § 242 des Geſetzes entſprechenden §S 205 
des Entwurfes der St. P. O., welche bemerken: daß der Eröffnung der 
Sitzung ein Aufruf der Sache und die Vorführung des in Haft be— 
findlichen Angeklagten vorausgehen müſſe, bedürfe nicht erſt der Er- 
wähnung; der angeordnete Aufruf der Zeugen ſolle die Gewißheit 
verſchaffen, ob nicht etwa durch das Ausbleiben einer geladenen 
Perſon die Vertagung der Sache bedingt werde. An dieſen letzt 
erwähnten Zweckmäßigkeitsgrund anknüpfend kann man die Faſſung 
der aufgeführten Beſtimmung des § 242 ſogar als ungenau, ja als 
fehlerhaft bezeichnen, inſofern nach der natürlichen Ordnung das 
Gericht noch vor dem Aufrufe der Zeugen die Verhandlung damit 
einleiten wird, daß es ſich vergewiſſert, ob der Angeklagte erſchienen 
ſei. Und wie wenig Gewicht gerade dem Worte „beginnt“ in den 
fraglichen Geſetzesbeſtimmungen beizulegen iſt, ergeben die Motive, welche 
zum ſechſten Abſchnitte des zweiten Buches im ſcheinbaren Widerſpruche 
mit § 242 bemerken, die Hauptverhandlung beginne mit der Ver⸗ 
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nehmung des Angeklagten (vgl. auch Löwe, Die St.. O. für das 
Deutſche Reich Anm. 2 zu § 242). 

Abgeſehen von den oben ausgeführten Beſtimmungen ſind nun 
auch ſonſt keine poſitiven Vorſchriften darüber vorhanden, was als 
Hauptverhandlung im Sinne des § 63 der Geb.-D. anzuſehen fei, 
und können deshalb hierüber nur die aus der Natur der Sache zu 
entnehmenden Erwägungen maßgebend ſein. Dieſe führen aber darauf, 
daß man einerſeits nicht den Abſchluß der Verhandlung durch eine 
der in § 259 der St. P. O. bezeichneten Entſcheidungen erfordern kann, 
um durch eine vielleicht eine umfangreiche Vorbereitung und Termins— 
thätigkeit des Vertheidigers erheiſchende und ohne deſſen Schuld ver— 
tagte Verhandlung die Gebühr des § 63 als verdient anzuſehen, 
andererſeits aber irgend einen der Mitwirkung oder doch Beiwohnung 
des Vertheidigers bedürfenden Akt hierzu verlangen muß, welcher an 
ſich oder wegen ſeines Zuſammenhanges mit dem einzelnen Verfahren 
als in den Rahmen der Hauptverhandlung fallend angeſehen werden 
kann. Daß es auch zur Erörterung der Strafthat ſelbſt gekommen 
ſei, iſt in §8 63 der Geb.⸗O. nicht geſagt und hat auch offenbar 
vom Geſetze nicht erfordert werden ſollen, da ſonſt hier wohl ebenſo, 
wie in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, für Verhandlungen über Neben- 
punkte und rein prozeſſualiſche Fragen, welche nicht ſelten, beſonders 
in der Rechtsmittelinſtanz, ausſchließlich den Stoff der Hauptver— 
handlung bilden, ein beſonders abgeſtufter Gebührenſatz zugebilligt 
worden wäre. Unbedingt nöthig erſcheint nur, daß der Vorſitzende 
des Gerichts kundgegeben hat, es ſolle in die Verhandlung eingetreten 
werden, und daß hierauf entweder vom Gerichte bezw. deſſen Vor— 
ſitzenden eine Handlung, welche nach Abſicht des Handelnden als 
Theil der Hauptverhandlung gelten ſoll, vorgenommen oder von dem 
Vorſitzenden einem Betheiligten zu Anträgen und Ausführungen das 
Wort verſtattet iſt. Iſt dies aber einmal geſchehen, ſo muß eine 
Handlung oder Aeußerung ſeitens des Gerichtes oder eines Prozeß— 
betheiligten auch dann als Theil der Hauptverhandlung gelten, wenn 
ſie zwar an ſich auch außerhalb der Hauptverhandlung hätte wirkſam 
vorgenommen werden können, aber nach dem Willen des Handelnden 
oder Aeußernden als Ausübung einer prozeſſualiſchen Pflicht oder 
Befugniß gerade in der Hauptverhandlung hat vorgenommen werden 
ſollen und in der Hauptverhandlung geſetzlich zuläſſig war. Nach 
dem vorliegenden Protokolle haben nun, nachdem Alle, deren An- 
weſenheit zum Beginne der Hauptverhandlung nothwendig war, zur 
Hauptverhandlung angetreten waren, die Prozeßbetheiligten Er— 
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flärungen abgegeben, und hat auf diefe Erklärungen das Gericht 
einen Beſchluß verkündet. Es kann hiernach nicht anders ange- 
nommen werden, als daß die Prozeßbetheiligten nicht zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers, ſondern gegenüber dem zur Hauptverhandlung 
erſchienenen Gerichte ihre Erklärungen haben abgeben wollen, das 
Gericht dieſelben angehört, alſo auch zum Worte zugelaſſen und auf 
Grund dieſes Gehörs nach Maßgabe des Einganges des § 33 der 
Strafprozeßordnung die Entſcheidung erlaſſen hat. Hiernach iſt der 
Gebührenanſatz des § 63 der Geb.-O. hier anwendbar. 

Beſchluß vom 30. Nov. 1897 nach Weimar W 112/97, 421. 


Iſt gegen eine Mahnung im Sinne des § 6 des 

meiningiſchen Geſetzes vom 11. Juli 1879, betr. 

Dienſtvergehen von Richterbeamten, Beſchwerde 

zuläſſig? 

Eine ſolche Beſchwerde iſt durch Verfügung des Präſidenten des 
Oberlandesgerichts zu Jena vom 14. Juli 1897 mit folgender Be⸗ 
gründung zurückgewieſen worden: 


Die angefochtene Verfügung des Landgerichtspräſidenten kann nur 
als eine Mahnung im Sinne des $ 6 des meiningiſchen Geſetzes vom 
11. Juli 1879, betr. Dienſtvergehen von Richterbeamten, angeſehen 
werden. Gegen eine ſolche iſt aber das Rechtsmittel der Beſchwerde 
unzuläffig. 

Das erwähnte Geſetz, welches hierfür in erfter Linie maßgebend 
iſt, enthält von einer Beſchwerde gegen die in § 6 geordnete Mahnung 
nichts; die Zuläſſigkeit einer ſolchen Beſchwerde könnte vielmehr nur 
auf die Beſtimmung des § 54 des meiningiſchen Geſetzes vom 16. Dezbr. 
1878, betr. Ausführungsbeſtimmungen zum deutſchen Gerichtsver— 
faſſungsgeſetz, geſtützt werden, wonach Beſchwerden, welche Angelegen⸗ 
heiten der Juſtizverwaltung, insbeſondere den Geſchäftsbetrieb und 
Verzögerungen betreffen, im Aufſichtswege erledigt werden. Man 
kann nun dahingeſtellt ſein laſſen, ob dieſe Beſtimmung überhaupt in 
allen Angelegenheiten der Juſtizverwaltung eine Beſchwerde geben oder 
nicht vielmehr für die bereits in der bisherigen Geſetzgebung zugelaſſenen 
Beſchwerden nur die Zuſtändigkeit ordnen wolle; denn auch wenn man 
ſich für die erſtere Anſicht zu entſcheiden hätte, ſo würde doch die 
Mahnung des Geſetzes vom 11. Juli 1879 nicht unter die Angelegen⸗ 
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heiten der Juſtizverwaltung im Sinne der meiningiſchen Geſetzgebung 
fallen. Zwar unterliegt es keinem Zweifel, daß der allgemeine Sprad- 
gebrauch der Verwendung des Ausdruckes „Juſtizverwaltung“ in einem 
weiteren, auch die Handhabung der Beamtendisziplin umfaſſenden 
Sinne an ſich nicht entgegenſtehen würde. Allein ebenſo unzweifel- 
haft iſt es, daß dieſer Ausdruck im geſetzlichen Sprachgebrauche nicht 
überall mit einem feſtbegrenzten Begriffe verbunden, vielmehr geeignet 
iſt, auch die Juſtizverwaltung in dem engeren Sinne zu bezeichnen, in 
welchem fie im Gegenſatz zu jeder einer richterlichen Entſcheidung ähn: 
lichen Thätigkeit, insbeſondere zur Ahndung von Dienſtvergehen, ſteht. 
Und daß in dieſem letzteren Sinne der Ausdruck in dem angezogenen 
8 54 gebraucht iſt, geht aus Entſtehung und Zuſammenhang der ein— 
ſchlägigen Landesgeſetze hervor. 

Die hier in Betracht kommenden Beſtimmungen der meiningiſchen 
Geſetzgebung ſind nämlich der preußiſchen Geſetzgebung entnommen, 
und zwar 

§ 51 des Geſetzes vom 16. Dezember 1878 wörtlich dem § 80 
des preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum deutſchen Gerichtsver— 
faſſungsgeſetze vom 24. April 1878; 

§ 54 desſelben Geſetzes wörtlich dem § 85 des preußiſchen Aus— 
führungsgeſetzes vom 24. April 1878; 

§ des Geſetzes vom 11. Juli 1879 wörtlich dem § 1 des 
preußiſchen Geſetzes vom 7. Mai 1851, betr. die Dienftver- 
gehen der Richter; 

§ 6 Abſ. 1 des Geſetzes vom 11. Juli 1879 wörtlich dem § 13 
Abſ. 1 des letztgenannten preußiſchen Geſetzes; 

§ 7 des Geſetzes vom 11. Juli 1879 faſt wörtlich dem $ 23 Abſ. 1 
des preußiſchen Geſetzes vom 9. April 1879, betr. die Abänderung 
von Beſtimmungen der Disziplinargeſetze; 

8 8 Abſ. 1 dieſes meiningiſchen Geſetzes mit Ausnahme der auf 
die Mahnung des § 6 bezüglichen Stelle wörtlich dem § 23 
Abf. 2; 

$ 8 Abſ. 2 mit geringer Abänderung dem § 23 Abſ. 4 des 
preußiſchen Geſetzes. 

Es iſt hieraus zu folgern, daß die meiningiſche Geſetzgebung ſich 
auch der Begriffsbeſtimmung und Ausdrucksweiſe der preußiſchen 
Geſetzgebung hat anſchließen wollen. Die preußiſche Geſetzgebung 
aber ſieht die Mahnung des § 13 des Geſetzes vom 7. Mai 1851 
als eine eigentliche Disziplinarmaßregel an, welche ſich von der in 
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8 15 No. 1 desſelben Geſetzes geordneten Disziplinarſtrafe der War- 
nung nur dadurch unterſcheidet, daß ſie ohne Einleitung eines förmlichen 
Verfahrens und nur von dem Vorgeſetzten ertheilt wird, während die 
Rüge und Ermahnung des § 23 Abſ. 1 des Geſetzes vom 9. April 
1879 lediglich als eine Ausübung der Aufſichtsbefugniß erachtet wird. 
(Grotefend, Die Materialien des preußiſchen Ausführungsge— 
ſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz S. 82. Struckmann-Koch, 
Die preußiſchen Ausführungsgeſetze zu den Reichsjuſtizgeſetzen, Anm. 
zu § 24 des Geſetzes vom 9. April 1879). 

Daß nun zwar die Ausübung der Aufſichtsbefugniß, nicht aber 
auch die Disziplinarmaßregeln von der preußiſchen Geſetzgebung als 
Akte der Juſtizverwaltung angeſehen werden, geht unverkennbar daraus 
hervor, daß für die Mahnung des 8 13, gegen welche im Geſetze 
vom 7. Mai 1851 ein Rechtsmittel überhaupt nicht gegeben war, im 
§ 24 des Geſetzes vom 9. April 1879 zwar Abſatz 2, nicht aber auch 
Abſatz 4 des § 23 des Geſetzes vom 9. April 1879 für anwendbar 
erklärt wird, während, wenn man die Mahnung des § 13 gleichfalls 
als zur Juſtizverwaltung gehörig angeſehen hätte, ſchlechterdings kein 
Grund erfindlich wäre, warum die gegenſeitige Ausſchließung der 
beiden Rechtsmittel der Beſchwerde, welche dann auch gegen die 
Mahnung des § 13 gegeben wäre, und des Antrages auf Disziplinar— 
unterſuchung nicht auch für die in ihrer moraliſchen Bedeutung der 
Rüge des § 23 ganz gleiche Mahnung des § 13 vorgeſchrieben 
worden wäre. 

Muß hiernach nach preußiſchem Rechte das Rechtsmittel der 
Beſchwerde gegen die Mahnung als ausgeſchloſſen angeſehen werden, 
ſo gilt dies ſchon nach der allgemeinen Tendenz der einſchlägigen 
meiningiſchen Geſetzgebung, die preußiſchen Beſtimmungen herüberzu— 
nehmen, auch für Sachſen-Meiningen. Noch mehr aber wird dieſe 
Annahme dadurch beſtärkt, daß gleicher Geſtalt, wie dies in §S 23 Abſ. 4 
und § 24 des Geſetzes vom 9. April 1879 für Preußen geſchehen, 
alſo nicht zufällig, ſondern in der Abſicht, dem erprobten Muſter zu 
folgen, in $ 8 Abſ. 2 des meiningiſchen Geſetzes vom 11. Juli 1879 
der Fall einer Konkurrenz der Beſchwerde des § 54 des Geſetzes vom 
16. Dezember 1878 mit dem Antrage auf Disziplinarunterſuchung 
nur für die Rüge des § 7 geordnet iſt, ohne daß der im erſten Ab- 
ſatze dieſes § 8 neben dieſer Rüge noch aufgeführten Mahnung des 
8 6 im zweiten Abſatze des § 8 irgend eine Erwähnung geſchähe. 

Iſt hiernach als Wille des meiningiſchen Geſetzes anzunehmen, 
daß gegen die Mahnung des § 6 des Geſetzes vom 11. Juli 1879 
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die Beſchwerde des § 54 des Geſetzes vom 16. Dezember 1878 nicht 
ſtattfinde, ſo war in Ermangelung einer anderen geſetzlichen Beſtim— 
mung, welche die erhobene Beſchwerde zuließe, dieſelbe ebenſo zu vers 
werfen, wie dies bereits mit einer gleichartigen Beſchwerde durch Ver— 
fügung vom 24. November 1884 geſchehen iſt. 


B. Landgerichte. 


Landgericht Meiningen. 
Von Herrn Landgerichtsrath Dr. Höfling in Coburg. 
(Fortſetzung.) 

2. Ueber die Rückgabe des dos während beſtehender 
Ehe. — Iſt die Vereinbarung, die als dos gegebene 
Geldſumme an die Ehefrau zurückzuzahlen, welche 
ihrerſeits ſie dem Ehemann verzinſen ſolle, ſtatt— 
haft? 

Die Ehefrau Auguſte F. fordert mit der Klage Rückzahlung der 
ihrem Ehemann als Mitgift ausgezahlten 2000 M. mit folgendem 
Anführen: 

Ihr Vater habe ihrem Ehemann bald nach Eingehung der Ehe 
2000 M. baar als Mitgift ausgezahlt. In Folge von Zwiſtigkeiten 
habe fie ihren Mann dann verlaſſen, ſich aber demnächſt brieflich be- 
reit erklärt, zu ihm zurückzukehren, wenn er ihr Eingebrachtes hypothe⸗ 
kariſch genügend ficher ſtelle, und in einem ſpäteren gerichtlichen Sühne— 
termin ſei zwiſchen ihr mit Genehmigung ihres Vaters und ihrem 
Ehemann ein Vergleich dahin abgeſchloſſen worden, daß fie ſich aber- 
mals bereit erklärt habe, zu ihrem Ehemann zurückzukehren gegen das 
Verſprechen ihres Ehemannes, ihr die Mitgift von 2000 M. zurüd- 
zuzahlen, wogegen fie ſich ihm zur 4⸗proz. Verzinſung dieſer 2000 M. 
an ihn verpflichtet habe. 

Beklagter hat unter Bezugnahme auf c. 1 Cod. (V. 19) und 
l. 28 D. (23,4) ſowie Henneb. L. O. III Tit. 3 Kap. 4 Abſ. 1 die 
Nichtigkeit ſeines abgegebenen Verſprechens behauptet, ſowie, daß 
Klägerin nach jenem Vergleich ihm gegenüber auf die Rückzahlung 
der 2000 M. verzichtet habe. 

Klägerin hat unter Bezugnahme auf Entſch. R.⸗Gerichts XXX 
S. 121 behauptet, daß die vereinbarte Rückzahlung als Sicherſtellung 
der dos aufzufaſſen, dieſer Zweck ein erlaubter ſei. 
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Auch ſeien Rechtsgeſchäfte, durch welche der Ehefrau für ihr in 
Baar eingebrachtes Vermögen Grundbeſitz gewährt worden ſei, ſtets 
durch die Gerichte anerkannt worden. 

Aus den Gründen des landgerichtlichen Urtheils: 

Wie zwiſchen den Parteien nicht ſtreitig iſt, beſteht die Ehe 
zwiſchen der Klägerin und jihrem Ehemann noch. Es gilt aber der 
Grundſatz, daß die zum Zweck der Beſtreitung der ehelichen Laſten 
von der Ehefrau dem Ehemann zugebrachte dos in der Regel während 
der Ehe nicht zurückgefordert werden kann und daß ſelbſt eine während 
der Ehe ſeitens des Ehemannes an die Ehefrau erfolgte Rückgabe der 
dos als Schenkung unter Ehegatten unverbindlich iſt und rückgängig 
gemacht werden kann. Das Gleiche muß von dem Rückgabe-Ver⸗ 
ſprechen gelten, ſofern nicht einer derjenigen Ausnahmsfälle vorliegt, 
in denen die Rückgabe reſp. Rückforderung der dos auch während der 
Ehe rechtlich zugelaſſen wird. Daß ein ſolcher Ausnahmefall vorliege, 
iſt nicht behauptet. Die Kläger wollen zwar aus der Beſtimmung 
in Art. 13 des Gef. v. 15. Juli 1862 betr. die Anlegung von Grund- 
und Hypothekenbüchern einen ſolchen Ausnahmefall herleiten. Aber mit 
Unrecht: denn letztere Geſetzesſtelle handelt nicht von Rückgabe und 
Rückforderung der dos, ſondern von der Sicherſtellung der Rückgabe 
durch Eintrag einer Hypothek auf das Grundvermögen der Ehegatten 
und Rückgabe und Sicherſtellung ſind zwei grundverſchiedene Begriffe. 
Daß Beklagter verpflichtet iſt, für Sicherſtellung der dos durch Ein— 
tragung einer Hypothek auf feinen Grundbeſitz Sorge zu tragen, iſt 
außer Zweifel, und einen gleichen Anſpruch würde auch der Vater der 
Klägerin als Beſteller der dos nach Abſ. 3 J. c. erheben können. Daß 
aber als eine ſolche Sicherſtellung auch die Rückgabe der dos unter 
Verzinſung ihres Betrags gefordert werden könne, iſt nirgends geſagt 
und der Anſpruch auf Rückgabe iſt auch ein viel weiter gehender, als 
der Anſpruch auf bloße Sicherſtellung. | 

Eine ganz andere Frage ift die der datio in solutum propter 
illata. Eine ſolche würde vorliegen, wenn die Eheleute unter ein- 
ander vereinbaren, daß an Stelle des von der Ehefrau in baarem 
Geld oder in Mobilien eingebrachten Vermögens Grundbeſitz treten 
ſoll, der dem Ehemann bisher zugehört hat oder von ihm neu er— 
worben worden iſt. Hier tritt eben an Stelle des urſprünglichen 
Gegenſtandes der dos ein anderer gleichwerthiger und es fehlt das 
der Schenkung anhaftende eigenthümliche Moment der Unentgeltlichkeit. 
Derartige dationes in solutum propter illata können daher auch nie— 
mals als Schenkungen aufgefaßt werden und find ein zwiſchen Ehe— 
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gatten gültig beſtehendes Rechtsgeſchäft. (Vgl. Urtheil des vorm. Appel- 
lationsgericht Hildb. v. 17./2. 1869 in S. d. Marg. Leib in Köppels⸗ 
dorf gegen E. Friedmann in Hochheim, Intervention betreffend.) Da⸗ 
gegen iſt die Rückgabe der dos während beſtehender Ehe ohne geſetzlichen 
Grund ſtets als unzuläſſige, daher nichtige Schenkung unter Ehegatten 
aufgefaßt worden und der dadurch geſchädigte Ehegatte daher als 
berechtigt anzuſehen, einſeitig eine ſolche Schenkung zu widerrufen. 
Reichsgerichts⸗Entſch. Bd. III S. 205, Bd. XXV S. 178, Bd. XXX 
S. 119, Bd. XXXVII S. 161. N 

Es kann daher auch nicht mehr auf den Beweis der von dem Be⸗ 
klagten aufgeſtellten Behauptung, daß Klägerin auf Erfüllung des 
Rückgabeverſprechens durch Beklagten verzichtet habe, ankommen und 
war ſchon jetzt auf Klagabweiſung zu erkennen. 


(F. gegen F. O. 337/96.) 


3. Klagerhebung durch eine prozeßunfähige Perſon. 
Iſt Ratihabition durch den im Lauf des Prozeß— 
verfahrens beſtellten geſetzlichen Vertreter ſtatt— 
haft? 

R. war wegen Körperverletzung und Urkundenfälſchung zu einer 
Gefängnißſtrafe verurtheilt worden. H. hatte ſich dieſem Strafver⸗ 
fahren als Nebenkläger angeſchloſſen und dadurch nothwendige Aus⸗ 
lagen für ſeine prozeſſuale Vertretung gehabt, die ihm, auf 35,90 M. 
feſtgeſetzt, von dem zu Strafen und Koſten verurtheilten R. erſtattet 
worden waren. 


R. wurde demnächſt im Wiederaufnahmeverfahren wegen bereits 
zur Zeit der That vorhanden geweſener krankhafter Störung der Geiſtes⸗ 
thätigkeit — er war Epileptiker — freigeſprochen. i 

Er erhob nunmehr perſönlich Klage gegen H. auf Rückerſtattung 
der an dieſen bezahlten Koſten. Zur mündlichen Verhandlung erſchien 
Kläger durch ſeinen inzwiſchen beſtellten Zuſtandsvormund, der in den 
Prozeß in der Lage, in der er ſich befand, eintrat. Beklagter H. wider⸗ 
ſprach der Zuläſſigkeit, erhob die Einrede der mangelnden Prozeß⸗ 
fähigkeit Klägers — das materielle Klagvorbringen im Weſentlichen 
einräumend. — 

Die Einrede wurde indeß in beiden Inſtanzen abgewieſen. Aus 
den Gründen des Amtsgerichts (Meiningen): 


Da nach dem hier maßgebenden gemeinen Rechte die Geiſtes⸗ 
Blätter für Rechtspflege XI. V. N. F. XXV. 4 
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krankheit ipso facto, d. h. ohne vorhergehende Entmündigung, die 
Handlungsunfähigkeit begründet, ſo war der Akt der Klagerhebung, 
als von einem Prozeßunfähigen ausgehend, nichtig, rechtsunwirkſam, 
und dem Gericht erwuchs aus § 54 C. P. O. die Pflicht, dieſen Mangel 
von Amtswegen zu berückſichtigen. Allein in Folge mehrfacher Termins⸗ 
verlegungen kam das Gericht zunächſt gar nicht in die Lage, jenen 
Mangel von ſich aus zu rügen; in dem erſten und einzigen kontra⸗ 
diktoriſchen Verhandlungstermin war dem Prozeßunfähigen deſſen ge⸗ 
ſetzlicher Vertreter in der Perſon des ihm inzwiſchen beſtellten Zuſtands⸗ 
vormunds ſubſtituirt. Der Beklagte hat dem als einem unzuläſſigen 
Wechſel der Klagpartei widerſprochen und dem urſprünglichen Kläger 
die Einrede der mangelnden Prozeßfähigkeit entgegengeſetzt (§ 247 Z. 6 
C. P. O.) Beide Einwendungen ſtehen in einem logiſchen Zuſammen⸗ 
hang und laſſen ſich auf den Satz zurückführen: „Der Mangel der 
Prozeßfähigkeit zur Zeit der Klagerhebung iſt unheilbar.“ 

Dem iſt indeß nicht beizupflichten. Es wäre rechtsirrthümlich, 
den Gegenſatz von Offizialbeachtung eines Mangels und Berückſichtigung 
auf Parteiantrag (oder Unverzichtbarkeit und Verzichtbarkeit) mit 
dem anderen von Unheilbarkeit und Heilbarkeit zu identifiziren. 
(Buſch, Zeitſchr. f. C. Pr. XI S. 12 fg. (Fitting). Offizialbeachtung 
eines prozeßrechtlichen Mangels iſt ſehr wohl vereinbar mit deſſen nach⸗ 
träglicher Heilbarkeit. So iſt gerade der Mangel der Prozeßfähigkeit, 
(ein „Vorausſetzungsmangel“ im Sprachgebrauch Fitting'8 a. a. O., 
da die Prozeßfähigkeit Vorausſetzung für die Gültigkeit der Klag⸗ 
erhebung iſt), obwohl gemäß § 54 Abſ. 1 C. P. O. unverzichtbar, da⸗ 
durch reparabel, daß der geſetzliche Vertreter das unter dem Einfluß 
des Mangels Geſchehene ex post in civilrechtlich gültiger Weiſe 
genehmigt. ($$ 54 2, 513 5, 542 4 C. P. O., Buſch a. a. O. (Fitting) 
und XIII S. 182 (Pfizer), Planck, Lehrb. d. C. Pr. Bd. IS 44, 
III S. 217 ff.; Entſch. des R. Ger. in Civ.⸗S. XVIII S. 384. 

Vorliegend hat der Zuſtandsvormund durch die Bevollmächtigung 
des Prozeßvertreters konkludent die bisherige Prozeßführung rati⸗ 
habirt. Aber auch abgeſehen von dieſer nachträglichen Genehmigung 
iſt der urſprüngliche Mangel der ungültigen Klagerhebung in ſeiner 
Wirkung dadurch beſeitigt, daß in der nach einer Cirkumduktion eines 
Termins erfolgten anderweiten Ladung des Beklagten durch geſetzlichen 
Vertreter des Erſtklägers eine gültige Erſatzhandlung für die rechts⸗ 
unwirkſame Klagerhebung liegt (Wach) Buſch, Zeitſchr. f. d. Civ.⸗ 
Proz. Bd. XVII S. 130 ff, Entſch. des Kammer⸗Ger. Berlin v. 
20/9. 90, einen gleichgearteten Fall betr. 
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Die Civilkammer des Landgerichts verwarf die Berufung des Be⸗ 
klagten. Aus den Gründen: 

Weder die C. P. O. noch die Motive zu ihr geben auf die Frage, 
ob der der Klagerhebung durch eine an ſich prozeßunfähige Perſon (§ 50 
C. P. O.) anhaftende Mangel durch nachträgliche Genehmigung geheilt 
werden könne, eine ausdrückliche Antwort. Doch iſt der C. P. O. in 
den Beſtimmungen der 8$ 513 Nr. 5 und 542 Nr. 4: 

„Eine Entſcheidung iſt ſtets als auf einer Verletzung des Geſetzes 
beruhend anzuſehen (bez. die Nichtigkeitsklage findet ſtatt), wenn 
eine Partei in dem Verfahren nicht nach Vorſchrift der Geſetze ver⸗ 
treten war, ſofern ſie nicht die Prozeßführung ausdrück— 
lich als ſtillſchweigend genehmigt hat“, 

zu entnehmen, daß ſie eine ſolche nachträgliche Genehmigung der ur⸗ 
ſprünglichen Prozeßführung eines. Prozeßunfähigen nach Eintritt des 
geſetzlichen Vertreters in den Prozeß für ſtatthaft erachtet. „Ein Mangel 
gehöriger Vertretung“ im Sinne dieſer beiden Paragraphen liegt aber 
ebenſowohl vor, wenn es einer prozeßunfähigen Perfon an dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter fehlt wie auch, wenn eine prozeßfähige Partei nicht nach 
Vorſchrift der Geſetze vertreten war. (Gaupp, C. P. O. § 513 Is, 
§ 247 II Ziff. 6, § 50 IV). Hiermit übereinſtimmend ſpricht ſich 
auch Wilmows ky und Levy § 54 Anm. 1. aus: „Wird der Mangel 
der geſetzlichen Vertretung des Klägers bei Erhebung der Klage erſt 
in einer der folgenden Inſtanzen erkannt, ſo iſt Abweiſung der Klage 
auszuſprechen, ſofern der Kläger nicht in der Folge ge- 
ſetzlich vertreten geweſen iſt und die Erhebung der 
Klage ratihabirt hat“. 

Dieſen für die Reviſionsinſtanz bez. für Erhebung der Nichtig⸗ 
keitsklage ausdrücklich hervorgehobenen Grundſatz der Zuläſſigkeit nach⸗ 
täglicher Genehmigung nichtigen Prozeßverfahrens nicht überhaupt 
zur Anwendung zu bringen, liegt kein Grund vor; im Gegentheil 
verſteht es ſich, wenn es dort zuläſſig iſt, von ſelbſt, daß er auch in 
früheren Inſtanzen zur Geltung zu kommen hat. Die gegentheilige 
Auffaſſung des Berufungsklägers würde nur zur Folge haben, daß 
der geſetzliche Vertreter eine neue Klage anzuſtellen, alſo eine bereits 
vorgenommene Prozeßhandlung zu wiederholen hätte. Zur Abſchneidung 
ſolchen nichtigen, daher unnöthigen Prozeſſirens iſt dem Gericht im 
Geſetz die Verpflichtung auferlegt worden, von Amtswegen auf die 
Beſeitigung derartiger Mängel in der Prozeßführung hinzuwirken 
(Gaupp, 8 54 II, Entſch. des R. Ger. in Civilſachen, Bd. 18 
S. 384). 
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Der Auffaſſung des Richters erſter Inſtanz war daher, und zwar 
unter Billigung feiner Ausführungen, durchaus beizupflichten !). 
(R. gegen H. 8 44/96.) 


4. Kann der Gläubiger, wenn dem Schuldner der Offen— 
barungseid (8 711 C. P. O.) unter Zugrundlegen 
eines unvollſtändigen Vermögens verzeichniſſes 
abgenommen worden iſt, nochmalige Vorlegung 
eines Vermögensverzeichniſſes und Leiſtung des 
Offenbarungseides fordern? 

J. G. R. in U.⸗M. war in mehreren Zwangs vollſtreckungsſachen 
zur Ableiſtung des Offenbarungseides verurtheilt worden. In dem 
zur Ableiſtung anberaumten Termin legte er ein Verzeichniß ſeines 
Vermögens vor und bemerkte dazu: 

„Unter ſeinem Namen werde ein Geſchäft betrieben, deſſen In⸗ 
haber er früher geweſen ſei. Er habe es aber durch Verträge vom 
28. I. bez. 16. VI. 1896 an ſeinen Schwiegervater abgetreten, 
der es unter der bisherigen Firma weiter betreibe. Er halte dafür, 
daß dieſer nunmehr der Inhaber des Geſchäftes, er ſelbſt aber nur 
noch ſein Geſchäftsführer ſei. Der Vermögensbeſtand dieſes Ge⸗ 
ſchäfts ſei deshalb von ihm auch nicht in das vorgelegte Vermögens⸗ 
verzeichniß aufgenommen worden, weil er meine, daß die Außen⸗ 
ſtände dieſes Geſchäfts, ebenſo wie die Waarenvorräthe, ſeinem 

Schwiegervater zuſtänden.“ 

Das Amtsgericht begnügte ſich hiermit und nahm, nachdem 
Schuldner zunächſt zu Folge anfänglicher Weigerung der Eidesleiſtung 
in Haft genommen worden war, — ihm wenige Tage darauf auf 
Grund ſeiner Bereitwilligkeitserklärung hin ohne Mitvorladung der 
ſämmtlich betheiligten Gläubiger au) Grund des vorgelegten Ver⸗ 
zeichniſſes den Eid ab. 

Die Gläubiger, welche ſich hierdurch beſchwert fühlten, beantragten, 


1) Die gleiche Auffaſſung von der Statthaftigkeit der Genehmigung einer 
an ſich unwirkſamen Prozeßhandlung wird in einem Urtheil des Reichsgerichts 
(III. Civilſenat) v. 20. IV. 1883 ausgeſprochen. 

Hier wird ausgeführt, daß die Zuſtellung an den nicht legitimirten Rechts⸗ 
anwalt H. an ſich nicht rechtswirkſam geweſen ſei und folglich die Rechtshängigkeit 
nicht zu begründen vermochte. H. habe aber dadurch, daß er die Zuſtellung ent⸗ 
gegengenommen habe, einen Akt der Prozeßführung für den Beklagten vollzogen 
und gemäß $ 85 Abſ. 2 C. P. O. müſſe der Beklagte dieſen Akt gegen ſich gelten 
laſſen, weil er die Prozeßführung des H. durch die demſelben e erteilte 
Vollmacht genehmigt habe. (Jur. Wochenſchr. 1896 S. 735). 
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in einem anderweiten Termine die Ergänzung dieſes Verzeichniſſes 
durch Aufnahme des Geſchäftsvermögens herbeizuführen und ander⸗ 
weite Abnahme des Offenbarungseides auf Grund dieſes Verzeich⸗ 
niſſes. Durch amtsgerichtliche Entſcheidung auf Grund des § 784 
C. P. O. abgewieſen, legten fie Berufung ein. In dieſem Verfahren 
wurden zunächſt auf gerichtliche Veranlaſſung die beiden Verträge vom 
28. I. und 16. VI. 1896 vorgelegt und vorgetragen und auf gerichts⸗ 
ſeitiges Befragen vom Schuldner im Anſchluß an ſeine frühere Er⸗ 
klärung weiter bemerkt: 

„Der Wechſel des Inhabers ſei in das Handelsregiſter nicht 
eingetragen, — eine Mittheilung an die Geſchäftskunden, wie dies 
allerdings ſonſt üblich ſei, ſei nicht erfolgt; bis 15. September, 
dem Tag der Ableiſtung des Offenbarungseides, habe er für die 
Firma unter ſeinem Namen ohne einen das Vertretungsverhältniß 
andeutenden Zuſatz abgeſchloſſen und die zahlreichen engliſchen 
Checks lediglich mit ſeinem Namen girirt. Seit 15. September 
zeichne er indeß mit einem das Vertretungsverhältniß andeutenden 
Zuſatze.“ | 

Die Civilkammer I des Landgerichts hob die amtsgerichtliche 
Entſcheidung auf und erkannte nach dem Antrag, daß R. ein Ver⸗ 
zeichniß über die Aktiven des von ihm unter der Firma J. G. R. be⸗ 
triebenen Handelsgewerbes nach dem Stand vom 15. September 1896 
vorzulegen und den Offenbarungseid über dieſes zu leiſten habe. 

Aus den Gründen: 

Das Amtsgericht hat dem Schuldner auf Grund des vorgelegten 
Verzeichniſſes den Eid abgenommen. Ein Widerſpruch iſt zwar gegen 
die Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes, nicht aber gegen die Eides⸗ 
abnahme ſeitens des für einige Gläubiger erſchienenen Rechtsanwalts 
Dr. S. erhoben worden. Die übrigen Gläubiger waren zu dem Termin 
vom 15. September, in dem die Eidesabnahme erfolgte, nicht vor⸗ 
geladen geweſen, waren daher auch nicht in der Lage, gegen dieſe 
Eidesabnahme Widerſpruch zu erheben und auf die Vervollſtändigung 
des vorgelegten Verzeichniſſes zu dringen. 

Das amtsgerichtliche Urtheil geht in ſeiner Begründung fehl, 
wenn es ausführt: 

„daß das Amtsgericht ſich darauf habe beſchränken müſſen, wenn 
es durch dieſe Erörterungen (scil. über das vorgelegte Vermögens⸗ 
verzeichniß) die von der Klagpartei vertretene Anſicht gewonnen 
hätte, den Beklagten auf dieſen rechtlichen Standpunkt aufmerkſam 
zu machen, ihn aufzufordern, auch die durch dieſen Geſchäftsbetrieb 
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gewonnenen Vermögensbeſtandtheile in das DBermögendverzeihniß 
aufzunehmen und ihn darauf hinzuweiſen, daß er durch Nicht⸗ 
aufnahme den Eid verletzen könnte. Man hätte ihn aber nicht 
zur Ergänzung des Inventars zwingen können und hätte ihm den 
Offenbarungseid abnehmen müſſen.“ 

Die Vorlegung des Vermögensverzeichniſſes iſt ein nothwendiger 
Beſtandtheil des ganzen Verfahrens; die Verpflichtung des Schuldners 
geht auf eine iurata specificatio: die Verpflichtung zur Vorlegung 
dieſes Verzeichniſſes und zur Leiſtung des Eides iſt daher eine un⸗ 
trennbare, einheitliche. Die Weigerung, ein ſolches — vollſtändiges 
— Verzeichniß vorzulegen iſt eine Verweigerung des Eides ſelbſt, das 
Beſtreiten der Verpflichtung zur Vorlegung des Verzeichniſſes iſt ein Be⸗ 
ſtreiten der Verpflichtung zur Leiſtung des Eides (Francke, Offen⸗ 
barungseid S. 99, Wilmowski und Levy, C. P. O: 8781 Ziff. 1). 

So lange ein ſolches vollſtändiges Verzeichniß nicht vorliegt, 
kann der Eid nicht abgenommen werden und es hängt dies nicht 
nur von den Anträgen des Gläubigers ab, ob die Vorausſetzungen 
des Offenbarungseides als vorliegend zu erachten ſeien, ſondern das 
Gericht hat von Amtswegen zu prüfen, ob die Vorausſetzungen ge⸗ 
geben find. Ergiebt ſich bei dieſer Offizialprüfung ein Mangel in 
dieſen prozeſſualiſchen Vorausſetzungen, jo hat das Gericht die Ab- 
nahme des Eides zu verweigern, durch Beſchluß die Weige⸗ 
rung des Schuldners auszuſprechen, durch Vorlegung eines vollſtändigen 
Vermögensverzeichniſſes bei der Eidesabnahme mit zu wirken (vgl. 
Gaupp, C.. O. 88 711 III. 1, — 781 IL, 1 u. 2) und auszuſprechen, 
daß Schuldner demnach die Folgen dieſer Weigerung, die der Eides⸗ 
weigerung, verwirkt habe. 

Nach den vom Schuldner abgegebenen Erklärungen über den 
Geſchäftsbetrieb der Firma J. G. R. kann darüber kein Zweifel be⸗ 
ſtehen, daß, — da R. allein unter feinem Namen, wie früher, die 
Geſchäfte abgeſchloſſen hatte. die Geſchäftskunden keine Kenntniß davon 
hatten, daß das Geichäft von R. auf feinen Schwiegervater überge⸗ 
gangen war, — er allein aus dieſen Abſchlüſſen berechtigt und ver⸗ 
pflichtet wurde. Denn durch Abſchluß eines Vertrags wird nur der⸗ 
jenige verpflichtet, der erkenntlich für ſich in ſeinem Namen handelt, — 
nicht aber eine Perſon, von deren Exiſtenz als Vertragsintereſſent der 
andere Vertragſchließende gar keine Kenntniß hat. Hiernach war 
das Verlangen der Gläubiger nach Ergänzung des Vermögendver⸗ 
zeichniſſes durch Einſtellung des Aktivvermögens der Firma J. G. R. 
begründet. 
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Dieſes feines prozeſſualen, ihm rechtskräftig zugeſprochenen Rechtes 
konnte Kläger auch nicht dadurch verluſtig gehen, daß das Amtsgericht 
im Verfahren über Abnahme des Offenbarungseides den Eid auf 
ungenügendes Vermögensverzeichniß hin abnahm. 

Nun beſtimmt der § 784 C. P. O. allerdings, daß der Schuldner, 
der den im § 711 erwähnten Offenbarungseid geleiſtet hat, zur 
nochmaligen Leiſtung des Eides auch einem anderen Gläubiger gegen⸗ 
über nur dann verpflichtet ſei, wenn glaubhaft gemacht werde, daß 
er ſpäter Vermögen erworben habe. 

Aber dieſe Beſtimmung iſt auf den Fall zu beſchränken, daß 
der dem Schuldner abgenommene Eid auch der geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzung des Offenbarungseides entſprechend — nach Vorlegung eines 
vollſtändigen Vermögenzverzeichniſſes — geleiſtet ſei. Iſt dieſe Voraus⸗ 
ſetzung, wie hier, nicht erfüllt, ſo iſt der geleiſtete Eid nicht eine Er⸗ 
füllung der durch rechtskräftiges Judikat dem Schuldner auferlegten 
Pflicht; dem Gläubiger iſt ſein Recht nicht gewährt und es muß ihm 
zur Erreichung deſſen das Recht zuſtehen, durch anderweite Ladung 
eine Ergänzung des Vermögensverzeichniſſes zu erreichen (vgl. auch 
Wilmowski und Levy, C.. O. zu §§ 711 Ziff. 4, — 784 
Ziff. 1, wo eine gleiche Auffaſſung bezeugt wird vom Landgericht 
Berlin I in ſtändiger Praxis). 

Für die Einſtellung der Aktiven der Firma J. G. R. war ein 
beſtimmter Zeitpunkt feſtzuſetzen: als ſolcher mußte der 15. September 
angenommen werden, bis zu welchem Tag Schuldner nach ſeinen 
Angaben das Geſchäft unter ſeinem eigenen Namen betrieben hat. 


(B. gegen R. S 127/96.) 


5. Ueber die Einziehung bei Uebertretungen. Iſt ſie, 
insbeſondere nach § 5 R. G. vom 20. VII. 1881, die Be⸗ 
zeichnung des Raumgehalts der Schankgefäße betr., 
ohne Rückſicht darauf ſtatthaft, ob der betr. Gegen- 
ſtand dem Angeklagten gehört? 

Bei dem Gaſtwirth L. war ein Bierkrug mit unrichtiger Aichung 
vorgefunden und mit Beſchlag belegt worden. Die Angabe des L., 
daß der Krug nicht ihm, ſondern einem Stammgaſt gehöre, erwies 
ſich als richtig. Trotzdem wurde er vom Schöffengericht wegen Füh- 
rung eines unrichtig geaichten Schankgefäßes auf Grund des § 5 
Geſ. vom 20. VII. 1881 zur Strafe verurtheilt, auch wurde die Ein⸗ 
ziehung des Kruges ausgeſprochen. Auf die von der Staatsanwalt⸗ 
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ſchaft zu Gunſten des Angeklagten eingewendete Berufung hob die 
Strafkammer das Urtheil, ſoweit auf Einziehung erkannt war, auf. 

In den Gründen wurden nachſtehende Sätze ausgeführt: 

85 des R. G. vom 20. VII. 1881 beftimmt, „daß auf Einziehung 
der vorſchriftswidrig befundenen Schankgefäße zu erkennen ſei“, — ohne 
hinzuzufügen, ob ſich dieſe Einziehung auf diejenigen Schankgefäße 
zu beſchränken habe, welche Eigenthum des Verurtheilten ſind. 

Der § 40 St. G.B. 8 bezieht ſich nach feinem Wortlaut nur auf 
Verbrechen und Vergehen. Hier wird die Einziehung von der doppelten 
Vorausſetzung abhängig gemacht: 

1) daß das Verbrechen oder Vergehen ein vorſätzliches ſei; 

2) daß die betr. Gegenſtände dem Thäter oder einem Theil⸗ 

nehmer gehören. 

Für die Einziehung bei Uebertretungen iſt eine derartige all⸗ 
gemeine Norm im St. G.B. nicht gegeben. 

Bei Prüfung der einſchlagenden Beſtimmungen der Reichsgeſetz⸗ 
gebung gelangt man zu dem Ergebniß, daß auch bei Ueber- 
tretungen die Einziehung der bei der Strafthat ge- 
brauchten oder dafür beſtimmten Gegenſtände, welche 
nicht dem Verurtheilten, ſondern dritten Perſonen 
gehören, nur dann zuläſſig iſt, wenn dies ausdrücklich 
im Geſetz beſtimmt iſt (was regelmäßig mit den Worten 
geſchieht: „ohne Unterſchied, ob der Gegenſtand dem 
Verurtheilten gehört oder nicht“), daß aber, wenn 
dieſe Beſtimmung fehlt, auch für Uebertretungen die 
allgemeine Norm des 840 St. GG. B. 8 Platz greift, die Ein— 
ziehung alſo nur dann ſtatthaft iſt, wenn der einzu— 
ziehende Gegenſtand dem Verurtheilten gehört. 

Im 29. Abſchnitt des St. G. B. 8 iſt die Einziehung an 3 Stellen 
erwähnt: 
| im § 360 Abſ. 2 und im § 367 Abſ. 2, wo beſtimmt ift, daß 
die Einziehung erfolgen kann, ohne Unterſchied, ob der betr. Gegen⸗ 
ſtand dem Verurtheilten gehört oder nicht, und in $ 369 Ab. 2, wo 
beſtimmt iſt, daß die Einziehung erfolgen muß, ohne dieſen Zuſatz. 

Ein Urtheil des O. L. G. 8 Celle vom 10. XII. 1887 (in Golt— 
dammer's Archiv Bd. 37 S. 308) hat ſich allerdings dahin aus⸗ 
geſprochen, daß im Falle des § 369 die Einziehung auszuſprechen ſei, 
auch wenn der einzuziehende Gegenſtand dem Verurtheilten nicht ge⸗ 
höre, — und zwar mit folgender Begründung: 

„Im 5 360 u. 367 ſei die Einziehung dem Richter lediglich 
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geſtattet, es ſei aber hervorgehoben, daß dies ausgeſprochen wer⸗ 
den könne, ohne Unterſchied, ob die einzuziehenden Gegenſtände dem 
Verurtheilten gehörten oder nicht. Dieſe Hervorhebung habe ihren 
guten Sinn: denn bei dem fakultativen Charakter der Einziehung in 
§§ 360 u. 367 ſei ohne dieſen Zuſatz zu befürchten, daß der Richter, 
beeinflußt von der verwandten Beſtimmung des § 40 St. G. B. von 
ſeiner Befugniß bei ſolchen Gegenſtänden gar keinen Gebrauch machen 
werde.“ 

Dieſe Begründung iſt offenbar unzutreffend. Ob das Geſetz dem 
Richter die Einziehung geſtattet oder ob es ſie gebietet, — das hat 
keinen Einfluß auf die Frage, ob die Einziehung auf diejenigen Gegen⸗ 
ſtände, welche Eigenthum des Verurtheilten find, zu beſchränken iſt 
oder nicht. Es folgt das aber auch aus dem auf die Einziehung be⸗ 
züglichen Inhalt der ſonſtigen Reichsgeſetze. 

Es find dies — neben den bereits erwähnten 88 360, 367, 
369 St. G. B. und dem § 5 des R. G. vom 20. VII. 1881 — folgende 


1) Geſ. v. 30. VI. 80 betr. die Ab⸗ 
wehr von Viehſeuchen ($ 65); 
die Einziehung iſt hier obli— 


gatoriſch: 

2) Geſ. v. 22. VI. 1889, die Alters⸗ 

Sämmtlich mit 26. Berficher. betr. ($ 155) 

dem Zuſatz: [3) „ „ 22. III. 1888, den Schutz 
„ohne Unterſchied, der Vögel betr. (8 7); 

ob fie dem Ver⸗4) „ „ 12. VII. 1887, den Bere | in dieſen 
urtheilten gehören kehr mit Erſatzmitteln für | Fällen iſt die 
oder nicht“. Butter betr. (§ 5); Einziehung 


5) „ „ 5. VII. 1887 betr. die fakultativ. 
Verwendung geſundheits— 
ſchädlicher Farben bei Her⸗ 
ſtellung von Genußmitteln 
x. (S 3). 
Ferner: 
6) „ „ 13. V. 1884 betr. die Ae gung von 
Zündhölzern (§ 3), wo die Einziehung 
ohne vorſtehenden obligatoriſch, 
Zuſatz. 7) „ „ 25. VI. 1887 betr. den Verkehr mit blei⸗ 
haltigen Gegenſtänden ($ 6), wo fie 
fakultativ iſt. 
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Aus dieſer Zuſammenſtellung ergiebt ſich, daß der Umſtand, daß 
in manchen Fällen die Einziehung fakultativ, in anderen obligatoriſch 
iſt, keinerlei Einfluß darauf hat, ob die Einziehung auf diejenigen 
Gegenſtände, welche dem Veruttheilten gehören, zu beſchränken iſt 
oder nicht. Denn beides findet bei der obligatoriſchen, beides bei der 
fakultativen Einziehung ſtatt. Weiter aber geht aus dieſer Zu⸗ 
ſammenſtellung hervor, daß auch bei Uebertretungen die Einziehung 
in der Regel auf die dem Verurtheilten gehörigen Gegenſtände zu 
beſchränken iſt und daß nur dann anderen Perſonen gehörige Gegen- 
ſtände eingezogen werden dürfen, wenn das Geſetz dies durch einen 
ausdrücklichen Zuſatz geſtattet bez. vorſchreibt. Denn ſonſt hätte ja 
in den oben hervorgehobenen Fällen, der Zuſatz: „ohne Unterſchied 
ob ſie dem Verurtheilten gehören oder nicht“ gar keinen Sinn. 

Dieſe Anſicht, daß auch bei Uebertretungen die Vorausſetzung 
der Einziehung, ſofern nicht eine Ausnahme ausdrücklich beſtimmt 
iſt, iſt, daß die einzuziehenden Gegenſtände Eigenthum eines Ver⸗ 
urtheilten find, wird getheilt von Hälſchner, Strafrecht I 631, 
O ppenhoff, St. G. B. zu § 369 zu Nr. 2 Anm. 26, Schwarze, 
St. G. B. zu § 369 letzte Anm., Olshauſen, St. G.B. § 40 Anm. 7 
Abſ. 2, ebenſo im Urth. des bayr. Kaſſationshofs v. 6. I. 1874 in 
Stenglein, Zeitſchr. f. Ger.⸗Pr. u. Rechtswiſſenſchaft Bd. 4 S. 72 
Abſ. 3. 

(Strafſ. gegen L. und Gen., erſte Inſtanz Amtsgericht Coburg, 
zweite Inſt. Strafkammer daſelbſt O 20/96). 
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obligationen zu beurtheilen? 


II. Privatrecht. 


a) Gemeines Recht. b) Partikularrecht. 


Affolter, E. (Privatdozent in Heidelberg), Das römiſche Inſtitutionen⸗ 
ſyſtem, fein Weſen und feine Geſchichte. Einleitender Theil. Auch u. d. 
Tit.: Thatbeſtand, Rechtsverhältniſſe und Rechtsordnung. Grundlagen eines 
allg. Theiles des Privatrechts. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht (auf 
3 Bände berechnet). 12 M. 
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Albrecht, L., Der Inhalt gültiger Teſtamente. Erläutert nach gemeinem, 
preußiſchem, franzöſiſchem, ſächſiſchem Recht und nach dem Deutſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuch unter Hinzuziehung von Beiſpielen. Leipzig, 
Staeglich. 2 M. 

Anſchütz, G. (Reg.⸗Aſſeſſor und Privatdozent in Berlin), Der Erſatzanſpruch 
aus Vermögensbeſchädigungen durch rechtmäßige Handhabung der Staats⸗ 
gewalt. S.⸗A. Berlin, Heymann. 3 M. 

Braun, E., Finden die Grundſätze des Kaufes auf die emptio spei An⸗ 
wendung? Diſſ. Leipzig 1896. 58 S. 

Behrend, F., Zur Lehre von der condictio causa data causa non 
secuta. Diſſ. Hannover 1896. 44 S. 

Behrend, R., Beiträge zur Lehre von der Quittung. Leipzig. 


Chlamtacz, M., Die rechtliche Natur der Uebereignungsart durch Tradition 
im röm. Recht. Lemberg, Gubrinowicz & Schmidt. 5 M. 

Chriſten, H. von, Abhalten vom Mitbieten bei Verſteigerungen. Diſſ. 
Göttingen 1896. 43 S. 

Crome, C., Die partiariſchen Rechtsgeſchäſte nach römiſchem und heutigem 
Reichsrecht, nebſt Beiträgen zur Lehre der verſchiedenen Arbeitsverträge. 
Freiburg, Mohr. 9,60 M. 


Danz, E. (Jena), Die Auslegung der Rechtsgeſchäfte Zugleich ein Beitrag 
zur Rechts⸗ und Thatfrage. (Aus „Abhandlungen zum Privatrecht und 
und Civilprozeß des Deutſchen Reichs“.) Jena, Fiſcher. 6 M. 

Dehn, A., Die actio redhibitoria in ihrer Funktion als Schadenserſatz⸗ 
klage nach gemeinem Recht. Diſſ. München 1896. 38 S. 

Dernburg, H., Pandekten, 3. Theil. Familien- und Erbrecht, 5. Auflage. 
Berlin, Müller (vollſtändig 30 M.). 

Eis waldt, O., Rücktritt und Zurückweiſung. Ein Beitrag zur gemein⸗ 
rechtlichen Lehre vom Verzug. Diſſ. Berlin, Langenſcheidt, 1896. 43 S. 

Endemann, W. (Profeſſor in Bonn), Die Behandlung der Arbeit im 
Privatrecht. Jena, Fiſcher. 2,40 M. 

Frenzel, G., Ueber die Entſtehung des röm. Rechtsbegriffs naturalis 
obligatio. Ein pſychologiſcher Verſuch. Leipzig, Breitkopf & Härtel. 1 M. 

Fritze, O., In welcher Weiſe wirkt bei unvollendeten Willenserklärungen, 
die an einen Abweſenden gerichtet ſind, der einſeitige Widerruf, der Tod 
oder der Verluſt der Handlungsfähigkeit ihres Urhebers? Römiſchörechtliche 
Studie. Kiel, Lipſius & Tiſcher. 2,80 M. 

Geib, O., Theorie der gerichtlichen Kompenſation. Tübingen, Laupp. 7 M. 

Haj en kamp, A., Die gemeinrechtlichen Grundſätze über den Verkauf mit 
lex commissoria und ihre Modifizirung durch das Reichsgeſetz betreffend 
die Abzahlungsgeſchäfte vom 16. Mai 1894. Diſſ. Bonn 1896. 64 S. 


Hasler, Das eheliche Güterrecht im internationalen Privatrecht. Zürich, 
Schultheß. 1,60 M. 

Hülfsbuch zum Studium der Pandekten, insbeſondere zu Dernburg's 
Pandekten und zur Einführung in das B. G. B. 1. Abth. Berlin, Müller‘ 
2,20 M. 

Kempkes, J., Wird durch Verfügung des Käufers über die mangelhafte 
Sache die actio redhibitoria ausgeſchloſſen? Diſſ. Rheydt 1896. 43 ©, 
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Kuhlenbeck, L. (Jena), Die Rechtsſprechung des Reichsgerichts in ſyſt. 
Folge dargeſtellt und kritiſch beſprochen. 5. (Schluß⸗ Heft. Berlin, Möſer 
(vollſtändig 10 M.). 

— Von den Pandekten zum B. G. B. Eine dogmatiſche Einführung in das 
Studium des B. G. B. 1. Theil, 1. Hälfte. Berlin, Heymann. 5 M. 
Lammfromm, H., Theilung, Darlehen, Auflage und Umſatzvertrag. Unter⸗ 

ſuchungen aus dem Privatrecht. Leipzig, Duncker & Humblot. 6,40 M. 

Leonhard, F. (Privatdozent in Göttingen), Die Aufrechnung. Göttingen, 
Dieterich. 4,50 M. 

— Die Haftung des Verkäufers für fein Verſchulden beim Vertragsabſchluſſe. 
Göttingen, Dieterich, 1896. 1,80 M. 

Liebknecht, K., Kompenſationsvollzug und Kompenſationsvorbringen nach 
gem. Recht. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht. 1.60. 

Lotmar, Ph., Der unmoraliſche Vertrag, insbeſondere nach gemeinem Recht. 
Leipzig, Duncker & Humblot, 1896. 4,40 M. 

Lurz, R., Die Haftung des veräußernden gutgläubigen Beſitzers. Diſſ. 
Bayreuth. 89 S. 

Mode, G., Befreiung des Bürgen durch Nachläſſigkeit des Gläubigers in 
Wahrnehmung ſeiner Rechte gegen dritte Perſonen. Diſſ. Berlin, Fried⸗ 
berg & Mode. 1,50 M. 

Peiſert, C., Der rechtliche Inhalt einer Geldſchuld. Mit beſonderer 
Berüͤckſichtigung von Währungsänderungen. Diſſ. Düͤſſeldorf, Schwann. 1 M. 

Pergament, Michael, Konventionalſtrafe und Intereſſe in ihrem Verhältniß 
zu einander. Berlin, R. L. Prager. 3 M. 

Prieſter, O., Ipso jure compensatur. Civilrechtliche Studie als Verſuch 
endgültiger Löſung der Ipso-Jure-Frage. Diff. Frankfurt a. M. Baer 
& Co. 1,50 M. 

Reichelt, H., Die rechtliche Natur des Jagdwildes und des Wildergutes. 
Breslau, Köbner. 1 M. 

Schirmer, A., Iſt der debitor cessus dem Ceſſionar gegenüber zu dem 
Einwand berechtigt, daß die Ceſſion ſimulirt ſei? Diſſ. Greifswald 1896. 
33 S. 

Schmedler, G. (Referendar), Das Erlöſchen der Schuldverhältniſſe durch 
Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit. Halle, Niemeyer. 5 M. 
Schoberlechner, J., Der Zufall im Straf: und Civilrecht. Wien, Perles. 

4 M. 

Schultze⸗-Denhard, P., Haftet derjenige, welcher von einem Vertrage 
wegen Irrthums zurücktritt, für Schadenserſatz? Diſſ. M.⸗Gladbach. 35 S. 

Seeler, W. von, Die Lehre vom Miteigenthum nach römiſchem Recht. 
Halle, Niemeyer, 1896. 4 M. 

Specker, G., Die Konventionalſtrafe als Intereſſenerſatz. Berlin. Struppe 
& Winckler. 1 M. | 

Stammler, R. (Prof. in Halle), Praktiſche Inſtitutionenübungen für An: 
fänger zum akademiſchen Gebrauch und zum Selbſtſtudium. Leipzig, Veit 
& Co. Geb. 5 M. 

— Praktiſche Pandektenübungen für Anfänger zum akademiſchen Gebrauch 
und zum Selbſtſtudium. 2. verbeſſerte Auflage. Leipzig, Veit & Co. 
Geb. 8,60 M. 
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Steinlechner, P. (Prof.), Das ſchwebende Erbrecht und die Unmittelbarkeit 
der Erbfolge. Nach römiſchem und öſterreichiſchem Recht. Ein Beitrag zur 
Lehre von der Pendenz der Rechte. 2. Theil. Innsbruck 1897, Wagner. 
7,20 M. 

Thomas, K., Das kanoniſche Teſtament (Teſtamentserrichtung vor dem 
Pfarrer). Hiſtoriſch⸗dogmatiſche Studie. Leipzig, Deichert. 1,80 M. 
Wünſch, O., Zur Lehre vom beneficium competentiae. (Ausgewählte 
Doktor⸗Diſſ. d. Leipz. Juriſtenfakultät.) Leipzig, Veit & Co. 2,20 M. 
Zitelmann, E. (Prof.), Internationales Privatrecht. 1. Bd. Leipzig, 

Duncker & Humblot. 9 M. 


Bauer, J., Das in Deutſchland geltende Recht, revierende Hunde und Katzen 
zu tödten. 2. Aufl. Neudamm, Neumann. 1,20 M. 

Frommhold, G. (Prof. in Greifswald), Deutſches Anerbenrecht. Greifs⸗ 
wald 1896. 7 M. 

Hager, P., Familienfideikommiſſe. (Aus „Staatswiſſenſchaftl. Studien “.) 
Jena, Fiſcher. 1,20 M. 

Kaehler, W., Geſindeweſen und Geſinderecht in Deutſchland. Jena, Fiſcher, 
1896. 4,50 M. 

Roſenthal, A., Die Anfechtung des Verkaufs wegen Verletzung über die 
Hälfte und der Sachwucher nach dem Reichsgeſetze vom 7. Juni 1898. 
Diſſ. Bonn 1896. 70 S. 

Stobbe, O., Handbuch des deutſchen Privatrechts. 2. Bd., 3. Aufl. Be⸗ 
arbeitet von Prof. Lehmann in Marburg. 2. Halbb. Berlin, Wilhelm 
Hertz. 11 M. | 


Förſter, Frz., Preußiſches Privatrecht. Bearbeitet von Dr. M. E. Eccius. 
7. Aufl. (4. der neuen Bearbeitung) 2.—4. Bd. Berlin, Reimer. Voll⸗ 
ſtändig 60 M. 

Kloſtermann, R., Allg. Berggeſetz für die preuß. Staaten vom 24. Juni 

1865 nebſt Kommentar. 5. umgearbeitete Aufl. Unter Berückſichtigung 
der durch das Geſetz vom 24. Juni 1892 eingetretenen Aenderungen. 
Herausgeg. von M. Fürſt (Geh. Oberbergrath in Berlin). Berlin, Gutten⸗ 
tag, 1896. 14 M. 

König, G., Erläuterungen zur preußiſchen Vormundſchaftsordnung. Neu 
bearbeitet von K. Schneider. Hannover, Carl Meyer. 3,30 M. 
Maercker, G., Die Nachlaßbehandlung, das Erbrecht, Familienrecht und die 
Vormundſchaftsordnung für das preuß. Rechtsgebiet. 15. Aufl. Berlin, 

Decker. Geb. 6 M. 

Peiſer, H., Das (preuß.) Geſetz betr. das Anerbenrecht bei Renten und 
Anſiedelungsgütern. Erläutert. Berlin, Siemenroth & Troſchel. 3 M. 
Weißler, A. (Rechtsanwalt in Halle), Preußiſches Landesprivatrecht. Samm⸗ 
lung der neben dem B. G. B. in Kraft bleibenden Quellen des preuß. 

Privatrechts. 1. Lieferung, je 2 M. Leipzig, Pfeffer. 

Wolff, P., Verfügungen in Grundbuchſachen. 7. Ausg. von P. Wolff jun. 

Berlin, Decker. 6 M. 
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Roth, Paul, Bayerifches Civilrecht. 2. Thl., 2. Aufl. Beſorgt von 
Heinrich Becher. 1. Halbband. Tübingen, Laupp. 8 M. 


c) Reichsrecht. — Bürgerliches Geſetzbuch und Grundbuch⸗ 
ordnung. 


Achilles, A. (Reichsgerichtsrath a. D., |. Z. Kommiſſar des Reichsjuſtizamtes 
bei der Kommiſſion für die 2. Leſung des Entwurfs eines B. G. B.), B. G. B. 
nebſt Einführungsgeſetz. Textausgabe mit Anmerkungen. Herausg. in 

Verbindung mit Prof. Andrée, Amtsrichter Greiff und Staatsanwalt 
Ritgen. Berlin, Guttentag, 1896. 5,50 M. 

Fiſcher, O. (Prof. in Breslau) und Henle W. (Regierungsrath in 
Münden), B. GG. B. nebſt dem Einführungsgeſetz. Handausgabe mit Ein⸗ 
leitung und erläuternden Anmerkungen. Hsg. in Verbindung mit Amts⸗ 
gerichtsrakh Ebert und Regierungsrath Schneider. Münden, Beck, 
1896. 6,50 M. 

Haidlen, B.. B. nebſt Einführungsgeſetz mit den Motiven und ſonſtigen 
geſetzgeberiſchen Vorarbeiten. Lief. 5— 22. Stuttgart, Kohlhammer. Schluß⸗ 
lieferung mit Inhaltsüberſicht, Ueberſicht des in Deutſchland bisher geltenden 
bürgerlichen Rechts und alphabetiſchem Sachregiſter. Vollſtändig in 5 Bänden. 
44 M. 

Pfizer, G. (Ulm), Das Bürgerliche Geſetzbuch für das Deutſche Reich. 
5 950 Gemeinfaßliche Darſtellung. II. Th. Text. Ravensburg, Maier. 


„ F. (Juſtizrath), Das Bürgerliche Geſetzbuch für das deutſche Volk 
erläutert. Mit Einführungsgeſetz und Sachregiſter. Gießen, Roth. 6 M. 

Plank, G. (Wirkl. Geheimer Rath und Prof. in Göttingen) B. G. B. nebſt 
Einführungsgeſetz erläutert in Verbindung mit Achilles (Reichsgerichtsrath 
a. D.), Andre (a. o. Prof.), Greiff (Amtsrichter), Ritgen (Gerichts⸗ 
aſſeſſor), Unger, II. Staatsanwalt). Berlin, Guttentag. 3 Lieferungen 
(bis § 432). Vollſtändig etwa 25 M. 

Scherer, M. (Rechtsanwalt am Reichsgericht), Bürgerliches Geſetzbuch. 
Erläutert. 1. Buch. Allgemeiner Theil, 8,80 M. 2. Buch. Schuld⸗ 
verhältniſſe 1. Heft. 58 241—332. Erlangen, Palm & Enke. 

Tränkner, H. (Oberlandesgerichtsrath) und Wulfert, Fr. (Landgerichts⸗ 
direktor), Bürgerliches Geſetzbuch für das Deutſche Reich vom 18. Auguſt 1896 
nebſt dem Einführungsgeſetze. Handausgabe zum praktiſchen Gebrauch ins⸗ 
beſondere in Sachſen, mit Einleitung, erläuternden Anmerkungen und Sach⸗ 
regiſter. Leipzig, Roßberg. 10 M. 


Bunſen, Fr. (Amtsrichter in Roſtock), Einführung in das B.. B. 
II. Bd. Sachenrecht. 3 M. III. Bd. Familienrecht, Erbrecht, Sachregiſter. 
Alle 3 Bände geb. 13,50 M. 

Coſack, K., Lehrbuch des deutſchen bürgerlichen Rechts auf der Grundlage 
des B. G. B. I. Bd. 1. Abth. Die allgemeinen Lehren und das Recht der 
Forderungen. 1. Abſchn. Jena, Fiſcher. 7 M. 

Goldmann, L. und Lilienthal, L. (Rechtsanwälte in Berlin), Das 
B. G. B. ſyſtematiſch dargeſtellt nach der Legal⸗Ordnung des A. L. R. I. Theil, 
umfaſſend Titel 1— V des A. L. R. Berlin, J. J. Heine. 3 M. 
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Heilfron (Amtsrichter), Lehrbuch des bürgerlichen Rechts auf der Grund⸗ 
lage des B. G. B. I. Allg. Theil. Berlin, Speyer & Peters. Geb. 7 M. 

Krückemann, P. (Privatdozent in Göttingen), Inſtitutionen des B. G. B. 
1. Thl. Hiſtoriſche Einleitung. Dogmatiſche Einführung. Perſonenrecht. 
Recht der Schuldverhältniſſe. Sachenrecht. Göttingen, Vandenhoeck & Rup⸗ 
recht. 5,40 M. 

Vergleichende Darſtellung des B. G. B. und der Landes rechte. I. Bd. Das 
gemeine Recht, von G. von Buchka. 9 M. III. Bd. Das Preuß. 
A.L. R. von Franz Leske (vortragender Rath im Juſtizminiſterium in 
Berlin). Berlin, Otto Liebmann. 10 M. 

Wanjeck, Preußiſches und deutſches Civilrecht. Berlin, Müller. 7,50 M. 


Bericht über die Litteratur zum Bürgerlichen Geſetzbuch nach der Reihenfolge 
des Geſetzbuchs. Von H. Neumann in Gemeinſchaft mit den Herren 
K. Hamburger, A. Joachim, E. Koffka, Dr. Regely, 
Dr. Reimer, Rechtsanwälten beim Kammergericht in Berlin. (Gruchot's 
Beiträge. Bd. 42 S. 141. Dieſer Bericht ſoll in Gruchot 's Beiträgen in 
jedem erſten Jahresheft fortgeſetzt werden.) 

Maas, G. (Bibliothek⸗Aſſiſtent beim Reichsgericht), Bibliographie der amt⸗ 
lichen Materialien zum B. G. B. Berlin. 1 M. 

Barazetti, C., Das internationale Privatrecht im Bürgerlichen Geſetzbuch 
für das Deutſche Reich. Hannover, Helwing. 2,80 M. 

Clauſſen, H., Die Haftung der Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten nach 
dem B. G. B. Diſſ. Breslau, Koebner. 1 M. 

Cohn, Georg (Prof. in Zürich), Das neue deutſche bürgerliche Recht in 
Sprüchen. II. Recht der Schuldverhältniſſe. 3 M. 

Deus, P., Die Vertragsſtrafe nach dem B.G.B. Diſſ. Berlin 1896. 37 S. 


Endemann, F. (Prof. in Halle), Einführung in das Studium des B. G. B. 
Lehrbuch des bürgerlichen Rechts. 3. und 4. Auflage 1. Bd. Einleitung, 
allgemeiner Theil und Recht der Schuldverhältniſſe (mit Sachregiſter). Berlin, 
Carl Heymann. Geb. 15 M. 


Engelmann, A. (Oberlandesgerichtsrath), Das alte und das neue bürgerliche 
Recht Deutſchlands mit Einſchluß des Handelsrechts hiſtoriſch und dogmatiſch 
dargeſtellt. Berlin, J. J. Heine. Geb. 8 M. 

Fränkel, A., Das Mieth- und Pachtrecht nach dem B. G. B. Berlin, Liebmann. 
3 M. 

Gebhard, Carl (bayr. Amtsrichter), Die Hypothekenübereignung im rechts⸗ 
rheiniſchen Bayern und das künſtige Grundbuch gegenüber dem jetzigen 
Hypothekenbuche. Erläutert. München, J. Schweitzer. 4 M. 

Gierke, O., Die Bedeutung des Fahrnißbeſitzes für ſtreitiges Recht nach 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch für das Deutſche Reich. Jena, Fiſcher. 2 M. 

Ihering, R. v., Civilrechtsfälle ohne Entſcheidungen. 8. Aufl. Mit Rück⸗ 
ſicht auf das Bürgerl. Geſetzbuch, hg. von Ferd. Regelsberger. Jena, 
Fiſcher. 3,50 M. 


Hachenburg, M. (Rechtsanwalt), Das Bürgerl. Geſetzbuch. Vorträge. 
Mannheim, Bensheimer. 9,60 M. 
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Hellmann, F. (Prof. in München), Vorträge über das B. G. B. I. Allge⸗ 
meiner Theil Freiburg. 5 M. 

Hir ſch, Robert (Rechtsanwalt in Ulm), Die Rechtsverhältniſſe der unehelichen 
Kinder nach dem B. G. B. (Monographien über das B. G. B. I.) Stuttgart, 
M. Kohlhammer. 1,50 M. 

Hölder (Prof. in Leipzig), Die Stiftung nach dem B. G. B. 

Jaſtrow, H., Das Recht der Frau nach dem B. G.B. Berlin, Liebmann. 
2,80 M. 

Keidel, Das internationale Eherecht nach dem B. G.B. und den Beſchlüſſen 
des Inſtitutes für internationales Recht und des internationalen Kongreſſes 
im Haag. Enthalten in Zeitſchrift für internationales Privat: und Straf: 
recht Bd. VII. 3. 

Korte, A. Die Vertragslehre im B.G. B. Berlin, Struppe & Winckler. 1 M. 

Leonhardt, R., Ein Ueberblick über das neue B. G. B. Vortrag. Dresden, 
Zahn & Jaenſch. 1 M. 

Mantey, W. (Amtsrichter), Die Rechte des unehelichen Kindes und ſeiner 
Mutter nach dem preußiſchen Recht im Gebiete des Allgem. Landrechts und 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch für das Deutſche Reich. Dargeſtellt in Form 
eines Kommentars zu den $$ 1705 — 1718 B. G. B. Königsberg, Hartung. 
2 M. 

Meißner, J. Das Recht der Schuldverhältniſſe. Kommentar zum 2. Buche 
des B. G. B. Breslau, Marcus. 5 M. 

Neuhaus, B., Die Konventionalſtrafe nach dem B. G. B. das gemeine Recht 
als Grundlage und zur Vergleichung. Diſſ. Elberfeld. 48 S. 


Oberneck, H. (Rechtsanwalt), Das Hypothekenrecht des B.G.B. Ein Vor⸗ 
trag, gehalten im Berliner Anwalt⸗Verein. Veröffentlichungen des Berliner 
Anwalt⸗Vereins. Heft 6. Berlin, Siemenroth & Troſchel. 

Oſter meyer, M. (Rechtsanwalt), Blätter aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
beſprochen und mit dem im Gebiet des Preuß. Allgem. Landrechts geltenden 
Privatrecht verglichen. (588 1 — 853 mit Sad: und Quellenregiſter). Berlin 
und Leipzig, Luckhardt. 3 M. 

Pilch, A., Der Nießbrauch von Inhaberpapieren mit Prämien nach dem Recht 
des B. G. B. Berlin, Struppe & Winckler. 1 M. 

Das Recht des B. G. B. in Einzeldarſtellungen. 8. Heft. Das Recht der ein⸗ 
zelnen Schuldverhältniſſe. Eine Darſtellung und Erläuterung der Haupt- 
beſtimmungen von Fr. Schollmeyer (Prof. in Würzburg). 2,50 M. 
9. Heft. Das Recht der Schuldverhältniſſe in ſeinen allgemeinen Lehren, 
von R. Stammler (Prof. in Halle). Berlin, Guttentag. 2,50 M. 

Riedel (Amtsgerichtsrath), Die Geſtaltung der juriſtiſchen Perſonen des 
B. G. B. in Sonderheit der Vereine und Stiftungen. Ein Vortrag, gehalten 
am 12. Dezember 1896 in der juriſtiſchen Geſellſchaft in Berlin. Berlin, 
Siemenroth & Troſchel. 1 M. 

Richter, O., Das Vormundſchaftsrecht nach dem B. G.B. Leipzig, Weigel. 
Geb. 9,50. M. 

Schneider, K. (Landgerichtsrath) und Habicht (Landrichter), Rechtsfälle zur 
Einführung in das bürgerl. Recht. Für Studirende und jüngere Juriſten 
hsg. Jena, Fiſcher. 3,50 M. 
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Schiffner, L. Pflichttheil, Erbenausgleichung und die ſonſtigen geſetzlichen 
Vermächtniſſe nach dem B. G. B. (Aus „Abhandlungen zum Privatrecht 
und C. P. Hsg. von O. Fiſcher, 1. Bd.) Jena, Fiſcher. 6 M. 

Schnell, Zur Erläuterung des Art. 24 Abſ. 3 des Einführungsgeſetzes 
zum B. GG. B. Enthalten in der Zeitſchrift für intern. Privat⸗ und Straf: 
recht. Bd. VII, 2. 

Schröder, A., Verlöbniß und Ehe ſowie die Rechtsverhältniſſe der unehe⸗ 
lichen Kinder nach dem B. G. B. Gemeinverſtändlich dargeſtellt. Wies⸗ 
baden. 1,50 M. 

Sturm, A., Die Lehre von den Teſtamentsvollſtreckern nach dem B. G. B. 
Leipzig, Veit & Co. 2,40 M. 
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Schmidt, Bruno, Der Staat. Eine öffentlich⸗rechtliche Studie. (Staats⸗ 
und völkerrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Jellinek und 
Meyer). Leipzig, Duncker & Humblot. 3,60 M. 

Schoen, P. (Prof. in Jena), Das Recht der Kommunalverbände in Preußen. 
Hiſtoriſch und dogmatiſch dargeſtellt. Ergänzungsband zu: Das Staatsrecht 
der preuß. Monarchie von Dr. Ludwig v. Rönne. Leipzig, Brock⸗ 
haus. 10 M. | 

Schönberg, G. v. (Prof.), Handbuch der politiſchen Oekonomie. 4. Aufl. 
In 3 Bänden und 2 Bänden Volkswirtſchaftslehre. Tübingen, Laupp. 

Schück, R. (Landrichter in Berlin) und Cruſen, G. (Gerichtsaſſeſſor im 
preuß. Juſtizminiſterium), Kommentar zum preußiſchen Erbſchaftsſteuergeſetz 

51. 1 1855 nebſt einer ſyſtematiſchen Darſtellung des Erbſchaſts⸗ 
ſteuerrechts. 2. Hälfte. Berlin, J. J. Heine. Vollſtändig geb. 9 M. 

Strutz, Die Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen, des Wander⸗ 
lagerbetriebes und der Eiſenbahn. Berlin, Heymann. 2 M. 
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Teßmer, Das deutſche Neichsgeſetz vom 24. Juli 1887 betr. die Beſteue⸗ 
rung des Branntweines mit ſeiner Abänderung vom 16. Juni 1895. 2. Aufl. 
Greifswald, Abel. Geb. 3,50 M. 

Troje, Anleitung zum Studium der Zolle und Steuergeſetze und der auf 
dieſe gegründeten Verwaltungsvorſchriften. 3 Theile. Harburg, Elkan. 7 M. 

Wolff, E., Der Fabrikarbeiter und ſeine rechtliche Stellung. Frankfurt a. M., 
Bechthold. 2 M. 

Wohlers, W., Das Reichsgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz vom 6. Juni 
1870, erläutert nach der Entſcheidung des Bundesamtes für das Heimath- 
weſen. 7. vermehrte Ausgabe. Bearbeitet von J. Krech (Kaiſerl. Geh. 
Reg.⸗Rath, Mitglied des Bundesamtes für das Heimathweſen.) Berlin, 
Vahlen, 1896. 

Zorn, Ph., Das Staatsrecht des Deutſchen Reichs. 2. Bd. Das Ver⸗ 
waltungsrecht. 2. Aufl. Berlin, Guttentag. 10 M. 


Bernewitz, A. v. (Königl. Sächſ. Geh. Regierungsrath), Die Reichs⸗ 
gewerbeordnung in ihrer dermaligen Faſſung nebſt den damit in Verbindung 
ſtehenden Reichs⸗ und ſächſiſchen Landesgeſetzen. 6. Aufl. Leipzig, Roß⸗ 
berg, 1897. 10 M. 

Landmann, R. v., Die Gewerbeordnung für das Deutſche Reich unter 
Berückſichtigung der Geſetzes materialien, der Praxis und der Litteratur er⸗ 
läutert und mit Vollzugsvorſchriften herausgegeben. 3. Aufl. Unter Mit⸗ 
wirkung des Verf. bearbeitet von Guſt. Rohmer. 1. Bd., 2. Hälfte, 
2. Bd. München, Beck. Vollſtändig 18 M. 

Scherer, R., Gewerbeordnung in der neueſten Faſſung und das Geſetz zur 
Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes, mit Anmerkungen. Karlsruhe, 
Scherer. 3 M. 


Fuchsberger, Die Entſcheidungen des Reichsgerichts ꝛc. 10. Theil. Die 
Unfallverſicherungsgeſetze. Gießen, Roth 1896. 6 M. 

Handbuch der Unfallverſicherung. Die Reichsunfallverſicherungsgeſetze, dargeſtellt 
von Mitgliedern des Reichsverſicherungsamts nach den Akten dieſer Behörde. 
2., neubearbeitete und erheblich vermehrte Aufl. Leipzig, Breitkopf & Härtel. 
10 M. 

Kaufmann, C. (Dozent für Chirurgie), Handbuch der Unfallverletzungen 
mit Berückſichtigung der deutſchen, öſterreichiſchen und ſchweizeriſchen Recht⸗ 
ſprechung in Unfallverſicherungs- und Haftpflichtſachen. Für Aerzte, Ver⸗ 
ſicherungsbeamte und Juriſten bearbeitet. 2., neubearbeitete und vermehrte 
Aufl. Stuttgart, Enke. 10 M. 

Peterſen, Th., Das Krankenverſicherungsgeſetz vom 15. Juni 1883 ꝛc. 
bearbeitet. 3. Aufl. Hamburg, Grefe & Lindemann. 6 M. 


v. Kirchen⸗ und Eherecht. 


Friedberg, E., Das kanoniſche und das e Rektoratsrede. 
Leipzig, Edelmann. 1,50 M. 

Glatzel, R. W., Religionsunterricht der Difidentenfinber. Berlin, Roden⸗ 
ftein. 1,50 M. 


A 


Heiner, F., Katholiſches Kirchenrecht. 1. und 2. Bd. Die Regierung der 
Kirche. 2. Aufl. Paderborn, Schöningh. Beide Bände 7,60 M. 

Hinſchius, P., Das Kirchenrecht der Katholiken und Proteſtanten in Deutſch⸗ 
land. 6. Bd., 1. Abth. Berlin, Guttentag. 14 M. 

Kuhn, K. (Staatsrath), Kirchengemeindeordnung für die evangeliſche Kirche 
des Großherzogthums Sachſen vom 24. Juli 1895 nebſt Ausführungs- 
verordnung vom 14. Auguſt 1895. Mit Einleitung und Anmerkungen. 
2. Aufl. Weimar, Böhlau's Nachfolger. 0,55 M. 

Nitze, E., Handbuch der kirchlichen Amtsverwaltung (in Preußen). Berlin 

1896. Carl Heymann. 6 M. 

Reger, A., Handausgabe des Reichsgeſetzes über die Beurkundungen des 
Perſonenſtandes und der Eheſchließung. Mit Erläuterungen. 2. Aufl. 
bearbeitet von K. Dames. Ansbach 3,50 M. 

Schmidt, G. (Reg.⸗Acceſſiſt in Ansbach), Die kirchen rechtlichen Entſcheidungen 
des Reichsgerichts und der bayeriſchen oberſten Gerichtshöfe aus dem Gebiet 
des gemeinen Kirchenrechts und des bayeriſchen Staatskirchenrechts. Bd. I 
und II. München, Schweitzer. 20,60 M. 


V. Strafrecht. 


Dalke, A. (Oberſtaatsanwalt), Strafrecht und Strafprozeß. Eine Samm⸗ 
lung der wichtigſten, das Strafrecht und das Strafverfahren betreffenden 
Geſetze. Zum Handgebrauch für den preußiſchen Praktiker erläutert. 6. ver⸗ 
mehrte und verbeſſerte Auflage. Berlin, H. M. Müller. 7,50 M. 

Frank, R. (Prof. in Gießen), Das Strafgeſetzbuch ſür das Deutſche Reich 
nebſt dem Einführungsgeſetze. Herausgegeben und erläutert. Leipzig, Hirſch⸗ 
feld. 8 M. 

Liszt, F. v., Lehrbuch des deutſchen Strafrechts. 8. durchgearbeitete 
Aufl. Berlin, Guttentag. 10 M. 

Olshauſen, J. (Reichsgerichtsrath), Kommentar zum Strafgeſetzbuch für 
das Deutſche Reich. 5. umgearbeitete Aufl. Berlin, Franz Vahlen. Voll ⸗ 
ſtändig etwa 33 M. 


Bar, L. v., Zur Lehre von der Beleidigung, mit beſonderer Rückſicht auf 
die Preſſe. (Sonderabdruck aus „Gerichtsſaal“, Bd. 52.) 

Bauke, L., Rechtswiſſenſchaftliche Unterſuchungen. I. Die Beſtrafung der 
Chikane. II. Der Schutz des $ 193 St. G. B. bei öffentlichen Beleidigungen. 
III. Bemerkungen zum Begriff des Verſuches. Anh. I. Zur juriſt. Termi⸗ 
nologie, Anh. II. Die zeitliche Unbegrenztheit der G. G. Berlin, Selbſt⸗ 
verlag. 4 M. 

Bernau, R., Der Begriff des gefährlichen Werkzeugs im $ 223 a St. G. B. 
(Bennecke, Strafrechtl. Abhandlungen, Abh. 5). Breslau, Schletter. 1,50 M. 

Binding, K., Grundriß des gem. deutſchen Strafrechts. I. Einleitung 
und allgemeiner Theil. 5. verbeſſerte und vermehrte Aufl. Leipzig, M. 
Engelmann. 5 M. II. Beſonderer Theil 1. Hälfte. 6 M. 

Brünneck, M. v., Die herrſchende Kauſalitätstheorie und ihre Stellung 
zum Reichsſtrafgeſetzbuch. Diſſ. Berlin, Vahlen. 2 M. 


5 


Buſch, Gefahr und Gefährdungsvorſatz in der Dogmatik des modernen Straf⸗ 
rechts. Leipzig, Veit & Co. 2,20 M. 

Dambach, O. (Wirkl. Geheimrath und Prof. in Berlin), Das Telegraphen⸗ 
Strafrecht nach der deutſchen Geſetzgebung. 2. völlig umgearbeitete Aufl. 
Berlin, Schoetz. 2 M 

Dörr, Friedrich, Ueber das Objekt bei den ſtrafbaren Angriffen auf 
vermögensrechtliche Intereſſen. (Gekrönte Preisſchrift. Aus „Strafrecht⸗ 
liche Abhandlungen“. Herausgegeben von H. Bennecke.) Breslau, 
Schletter, 1897. 4,60 M. 

Frank, R. (Profeſſor), Strafrechtliche Fälle zur mündlichen Behandlung. 
2. Aufl. Gießen, Ricker. 0,80 M. . 

Fricke, A., Das Züchtigungsreht der Lehrer der Volksſchule nach Urtheilen 
des Reichsgerichts. Braunſchweig, Appelhans & Co. 1 M. 


Goldſchmidt, J., Die Strafbarkeit der widerrechtlichen Nöthigung nach dem 
R. St. G. (Bennecke's Abh. 6). Breslau, Schletter. 1,30 M. 

— Die Lehre vom unbeendigten und beendigten Verſuch. (Aus Bennede' 3 

ſtrafrechtlichen Abhandlungen). Breslau, Schletter. 1,80 M. 


Huther (Oberamtsrichter in Hagenow), Iſt der dolus eventualis haltbar? 
(S.⸗A. aus Meckl. J. f. Rechtspflege. Bd. 15 S. 321 fg.) 321 S. 
Käb, L. (München), Zur Lehre von der Freiheitsberaubung. München, 

Schweitzer. 1,40 M. 

Kalter, van, Straſrecht und Ethik. Leipzig, Duncker & Humblot. 0,80 M. 

Kaulla, R., Die rechtliche Natur der Defraudation öffentlicher Abgaben. 
Diſſ. Stuttgart, Kohlhammer. 1 M. 

Klee, K., Zur Lehre vom ſtrafrechtlichen Vorſatz. (Aus Bennecke's ſtraf⸗ 
rechtlichen Abhandlungen.) Breslau, Schletter. 2 M. 

Lenz, Adolf (Privatdozent in Wien), Das Fälſchungsverbrechen in dog: 
matiſcher und rechts vergleichender Darſtellung. 1. Bd. Die Urkundenfälſchung. 
Stuttgart, Enke. 

Loevenheim, K., Der Vorſatz des Anſtifters nach geltendem Recht. (Aus 
Bennecke's ſtrafrechtlichen Abhandlungen). Breslau, Schletter. 1,60 M. 


Mittermaier, W., Die Parteiſtellung der Staatsanwaltſchaft im refor⸗ 
mirten deutſchen Strafverfahren. Stuttgart, Enke. 6 M. 

Mücke, F., Der Jagdberechtigte, der Jagdgaſt und der Jagdhüter in ihrer 
rechtlichen Stellung. Neudamm, Neumann. 1 M. 

Naſemann, F., Der Verkehr mit Arzneimitteln und Giften außerhalb der 
Apotheken. Berlin, Springer. 2,40 M. 

Nienholdt, A., Das Nahrungsmittelgeſetz, das neue Margarinegeſetz vom 
15. Juni 1897 und die damit in Verbindung ſtehenden Geſetze. Mit Er⸗ 
läuterungen. Leipzig, Berger. 1,80 M. 

Schlosky, A., Der Mundraub nach § 370° St. G. B. (Aus „Straf: 
rechtliche Abhandlungen“.) Breslau, Schletter. 1,30 M. 

Stooß, C. (Prof. in Wien), Der Geiſt der modernen Strafgeſetzgebung. 
Antrittsvorleſung. Wien, Manz. 1896. 0,30 M. 

Hofmann, E. R. v., Lehrbuch der gerichtlichen Medizin. Mit Berück⸗ 
ſichtigung der deutſchen und öſterreichiſchen Geſetzgebung. 8. Aufl. Wien, 
Urban & Schwarzenberg. 20 M. 
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Hofmann, E. R. v., Atlas der gerichtlichen Medizin nach Originalen 
von Maler A. Schmithon. Mit 56 farbigen Tafeln und 193 ſchwarzen 
Abbildungen. München, Lehmann. 15 M. 


VII. Strafprozeß. 


Daude, P., Die St. P. O. und das G. V. G. Mit den Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. 4. Aufl. Berlin, Müller. geb. 4 M. 

Hoppe, R. (Landgerichtsdirektor in Berlin), Die St. P. O. und das G. V. G. 
Berlin, Heymann. 4 M. 

Stenglein, M., Kommentar zur Strafprozeßordnung nebſt dem Gerichts- 
verfaſſungsgeſetz. 3. neubearbeitete Aufl. München, Beck. 13,50 M. 


Bachem, J., Bedingte Verurtheilung oder bedingte Begnadigung? Köln, 
Bachem. 1,20 M, 

Chuchul, P., Die Staatsanwaltſchaft bei den Amts- und Schöffengerichten. 
Geſchäftsanweiſung für Amtsanwälte u. ſ. w. 2. Aufl. Caſſel, Gotthelft. 
4 M. 

Edelmann, J, Die Schrift⸗Expertiſe im Strafprozeß. Ein Mahnruf gegen 
die Verurtheilung Unſchuldiger. Zürich, Orell Füßli. 1,20 M. 

Buſſe, H., Graphologie und gerichtliche Handſchriften-Unterſuchungen. Mit 
beſonderer Rückſicht auf den Fall Dreyfuß⸗Eſterhazy. Leipzig, Liſt. 1 M. 

Martitz, F. v. (Profeſſor), Internationale Rechtshilfe in Strafſachen. Bei⸗ 
träge zur Theorie des poſitiven Völkerrechts der Gegenwart. Mit einer 
Sammlung von Auslieferungs⸗ und Fremdengeſetzen. Nebſt einem Re⸗ 
pertorium der modernen Auslieferungsverträge. 2. Abth. Leipzig, Haeſſel. 
30 M. (1. Abth. 1888. 12 M.) 

Prenner, J. B., Die Vollſtreckung der Geldſtrafe in den Nachlaß des 
Schuldigen. München, Ackermann. 68 S. 

Siemerling, E. (Prof.), Kaſuiſtiſche Beiträge zur forenſiſchen Pſychiatrie. 
(Sonderabdruck aus der Vierteljahrsſchrift für gerichtliche Medizin und öffent⸗ 
liches Sanitätsweſen.) Berlin, Hirſchwald. 4 M. 

Spitznagel, A., Die Hausſuchung im Straſprozeß insbeſondere nach der 
Reichsſtrafprozeßordnung. Diſſ. Tübingen, Fues. 2 M. 

Friedrich Stein (Prof. in Halle) und Richard Schmidt (Prof. in 
Freiburg), Aktenſtücke zur Einführung in das Prozeßrecht. 2. Aufl. Straf⸗ 
prozeß bearbeitet von Richard Schmidt. Leipzig, Hirſchfeld, 1897. 
1,20 M. 


VII. Civilprozeßrecht (Rechtsanwaltſchaft, Koſten n. ſ. w.). 


Peterſen, J., Die C. P. O. nebſt Einführungsgeſetz für den prakt. Gebrauch 
erläutert. 3. vollſtändig umgearbeitete Aufl. 5. Lief. (bis $ 416). Lahr, 
Schauenburg. 4 M. 


Ebert, E., Das amtsgerichtliche Dezernat. Beiſpiele und Verfügungsentwürfe. 
3. Aufl. Breslau, Markus. 10 M. 
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Kapp, F., Zur Auslegung des § 300 E.P.D. Stuttgart, Kohlhammer, 
1896. 1 M. 

Krauß, E., Das Urtheil unter Vorbehalt der Ausführung der Rechte im 
Urkunden: und Wechſelprozeſſe der C. P. O. Diſſ. Freiburg 1896. 62 S. 

Mayer, K. (Landrichter in Ellwangen), Anſpruch und Rechtskraft nach 
deutſchem Civilprozeßrecht. Freiburg, Mohr. 1,50 M. 

Neſſel, Th. (Kammergerichtsſenatspräſident a. D.), Das Pfändungspfand⸗ 
recht und der Interventionsprozeß nach preuß. und gem. Recht. Berlin, 
Franz Vahlen. 2 M. 

Peters, W. (Kammergerichtsrath), Die Geſchäftsordnung für die Gerichts 
ſchreiberei der preuß. Amtsgerichte vom 14. Dezember 1896. 2. Aufl. 
Berlin, Liebmann. 

Schiffer, E., Die Rechtskonſulenten. Berlin, Liebmann. 0,80 M. 

Stölzel, O., Rechtsſprechung des (preuß.) Gerichtshofs zur Entſcheidung der 
Kompetenzkonflikte. Im amtlichen Auftrag ſyſtematiſch zuſammengeſtellt. 
Berlin, Heymann. 10 M. 

Wach, A. (Prof. in Leipzig), Vorträge über die C. P. O. 2. veränderte 
Aufl. Bonn, Marcus, 1896. geb. 7 M. 


Betzinger, B. (Landgerichtsrath), Die Liegenſchaftsvollſtreckung (Zwangs- 
verſteigerung) nach dem Reichsgeſetz vom 20. März 1897 in Aktenform 
an einem Rechtsfall dargeſtellt. Mit einer ſyſtematiſchen Einführung in 
die reichsrechtlichen Grundbuch- und Vollſtreckungsnormen. Freiburg, Mohr. 
2,50 M. 

Hahn, C., Die geſammten Materialien zu den Reichs-Juſtizgeſetzen. Auf 
Veranlaſſung des Kaiſerlichen Reichs-Juſtizamtes herausgegeben. Fortgeſetzt 
von B. Mugdan. 5. Bd. Materialien zum Geſetz über die Zwangs— 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung und zur Grundbuchordnung. 
Berlin, Decker. 1. Hälfte. 2 M. 

Henle, W. (Regierungsrath), Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und 
die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897 mit dem Einführungsgeſetze 
vom gleichen Tage. Textausgabe mit Einleitung und erläuternden An- 
merkungen. München, Beck. 2 M. 

Jäckel, P. (Reichsgerichtsrath), Reichsgeſetz über die Zwangs verſteigerung 
und die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897, nebſt dem Einführungs⸗ 
geſetz. Textausgabe mit Einleitung und Anmerkungen. Berlin, Vahlen. 
1 M. 

Krech, J. (Geh. Regierungsrath), und Fiſcher, O. (Prof. in Breslau), 
Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 
24. März 1897. Berlin, Guttentag. 1,20 M. 


Rittmann, O., Das deutſche Gerichtskoſtengeſetz. Erläutert. Mannheim, 
Bensheimer. 10 M. 

Simson, P., Preuß. Gerichtskoſtengeſetz. Text⸗Ausgabe mit Anmerkungen. 
2. Aufl. Berlin, Guttentag. 1,60 M. 
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Kößler, H., Handbuch für die Praxis bei den Gerichten, im Anwalts⸗, 
Notariats⸗ und Gerichtsvollzieherdienſte. 2. Aufl. München, Schweitzer. 
Geb. 6 M. 

Schönfeld (Oberlandesgerichtsrath in Breslau), Der preuß. Gerichtsvollzieher. 
Eine Zuſammenſtellung und Erläuterung ſämmtlicher für den Dienſt der 
Gerichtsvollzieher maßgebenden Beſtimmungen. 3. weſentlich vermehrte Aufl. 
Breslau, Kern, 1896. Geb. 8,50 M. 

Schulz, M., Das Gerichts vollzieheramt. 2. Aufl. Bd. 2. Berlin, Mitten⸗ 
bach. 3 M. 


NR. Koukursrecht und Anfechtungsrecht. 


Jaeger, E., Der Konkurs der offenen Handelsgeſellſchaft. Freiburg, Mohr. 
3,60 M. 

Hennig, A., Die Anfechtbarkeit der datio in solutum nach gemeinem und 
deutſchem Reichsrecht. Diſſ. Breslau. 78 S. 

Strübe, K., Die Anfechtung von Rechtshandlungen des Schuldners inner⸗ 
halb des Konkursverſahrens dargeſtellt auf den Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts. (Aus: „Annalen der badiſchen Gerichte“.) Freiburg, Lorenz & 
Wätzel. 1 M. 


B. Abhandlungen in (den verbreitetſten) Zeitſchriften. 


1. Archiv für die civiliſtiſche Praxis. Herausgegeben von 
den Profeſſoren Franklin, Mandry, M. Rümelin und Wendt in 
Tübingen, dem Profeſſor Bülow in Heidelberg und dem Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten von Kohlhaas in Stuttgart. Freiburg i. B. Mohr. Bd. 87: 
Kohler, J., Kunſtwerk und Gebrauchsmuſter. — Wendt, Der mittelbare 
Beſitz des B. G. B. — Meyer, Paul (Referendar in Hamburg), Vertrags⸗ 
voll ziehung und Vertragsreproduktion. — Lammfromm, H. (Rechtsanwalt 
in Stuttgart), Ueber 1.1 D. de usu et usufructu 33, 2. — Schefol d 
(Rechtsanwalt in Ulm), Erfüllungsort und Gerichtsſtand der Erfüllung B. G. B. 
8 296, C. P. O. §S 29. — Kohler, J., Beiträge zum Servitutenrecht. — 
Opet, O. (Privatdozent in Bern), Das Namenrecht des B. G. B. — Wendt, 
Die im Verkehr erforderliche Sorgfalt. B. G. B. § 276. — Schefold, 
Nichtigkeit und Anfechtbarkeit in der nichtſtreitigen Rechtspflege. 

2. Ihering's Jahrbücher für die Dogmatik des bürger- 
lichen Rechts. Herausgegeben von den Göttinger Profeſſoren Regels berger 
und Ehrenberg. 2. Folge 1. Bd. Bd. 37 von „Ihering's Jahrbücher 
für die Dogmatik des heutigen römiſchen und deutſchen Privatrechts“. Jena, 
Fiſcher. — Crom e, C. (Prof. in Berlin), Die juriſtiſche Natur der Miethe 
nach dem B. G. B. — Ehrenberg, Bemerkungen zu dem Entwurfe eines 
neuen Handelsgeſetzbuches. — Hardeland, A. (Referendar in Hildesheim), 
Die Behandlung der Geiſteskranken im Privatrecht. — Ehrenberg, Die 
ſubſidiäre Haltung des offenen Handelsgeſellſchaſters. — Fiſcher, A. (Referendar 
in Roſtock), Vis major im Zufammenhang mit Unmöglichkeit der Leiſtung. — 
Schloßmann (Prof. in Kiel), Ueber die letztwillige Schiedsgerichtsklauſel. 
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Zugleich ein Beitrag zur Beurtheilung der Frage nach den Grenzen der 
Teſtirfreiheit. — Haß, C. (München), Ueber die Verwerthbarkeit des Gegen⸗ 
ſatzes von adäquatem und inadäquatem Kauſalzuſammenhange in der Lehre 
vom Intereſſe. Zugleich ein Beitrag zur Löſung des Kaufalitätsproblems in 
der Rechtswiſſenſchaft. 

3. Gruchot's Beiträge zur Erläuterung des deutſchen 
Rechts. Herausgegeben von Reichsgerichtsrath Raſſo w und den Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidenten Küntzel und Eccius. Jahrgang 40: Köhne (Amts⸗ 
richter in Berlin), Elterliche Gewalt und Vormundſchaft im Entwurf eines 
B. G. B. Ein in der juüriſtiſchen Geſellſchaft in Berlin gehaltener Vortrag. — 
Jahrgang 41: (Loebell Reichsgerichtsrath a. D. 7), Die Rechte der Anlieger 
an ſtädtiſchen Straßen im Geltungsbereich des A.L. R. — Rudorff (Ober⸗ 
landesgerichtsrath in Hamburg), Die freiwillige Gerichtsbarkeit in Handels⸗ 
ſachen nach dem neuen Handelsgeſetzbuche. — Schaefer (Landrichter in 
Hamburg), Die privatrechtlichen Beziehungen der Armenverbände zu dem Unter⸗ 
ſtützten und zu dritten Perſonen nach Reichsrecht und preuß. Recht. — Fuchs 
(Landrichter in Limburg), Zur Auslegung des 8 293 CP. O. — Jo ſeph, 
E. (Notar a. D. in Freiburg i. B.), Die Rechtsverhältniſſe bezüglich des Alten⸗ 
theils nach dem B.G. B. — Feldhahn (Amtsrichter in Regenwalde), Das 
Reichsrayongeſetz vom 21. Dezember 1871 in ſeiner Bedeutung für die 
Hypotheken⸗ und Grundſchuldgläubiger. — Biberfeld, Zur Lehre von den 
Löſchungsklagen aus dem Geſetze zum Schutze der Waarenbezeichnungen. — 
Rudorff (Hamburg), Sind Maſchinen ausgeſchloſſen vom Gebrauchsmuſter⸗ 
ſchutz? — Martinius (Juſtizrath in Erfurt), Darf die Vollſtreckungsklauſel 
unter einer gemäß 8 702 Nr. 5 C. P. O. errichteten Urkunde gegen den 
Singularſucceſſor des urſprünglichen Schuldners ertheilt werden? — von 
Schilgen (Oberlandesgerichtsrath in Hamm), Die Verpflichtungen des Eiſenbahn⸗ 
unternehmers nach $ 14 des (preuß.) Geſetzes über die Eiſenbahnunternehmungen 
vom 3. November 1838. — Milferſtaedt, O., Die Entmündigung nach 
dem B. G. B. und das Entmündigungsverfahren. — Böhm (Rechtsanwalt in 
Sagan), Wann iſt gemäß $ 1773 Abſ. 2 B. G. B. Vormundſchaſt über Minder⸗ 
jährige einzuleiten? — Fuld, L. (Rechtsanwalt in Mainz), Zur Regelung 
der Konkurrenzklauſel. — Küntzel, Strohals kritiſche Bemerkungen über 
das Erbrecht des B. G. B. 

4. Zeitſchrift für das Privat- und öfffentliche Recht 
der Gegenwart. Herausgegeben von Prof. Grünhut in Wien. Bd. 23: 
Ortloff, H. (Weimar), Beruf und Stellung der deutſchen Staatsanwalt⸗ 
ſchaft im Rechtsſtaate. Beitrag zur Erläuterung der Vorſchriften in 88 147 
148 und 152 des G. V. G., 88 152, 154, 158 der St. P. O. für das Deutſche 
Reich. — Bd. 24: Oertmann, P. (Prof. in Berlin), Der Zufall bei der 
Werkverdingung. Hruza, E. (Prof.), Der Sachbeſitzerwerb corpore et 
animo nach römiſchem und heutigem Rechte. — Lahuſen (Oberlandes⸗ 
gerichtsrath), Der Bundesrath des Deutſchen Reiches und die Eiſenbahn-Betriebs⸗ 
ordnung. — Danz (Jena), Geſetzes-Auslegung und das Leben. 

5. Zeitſchrift für deutſchen Civilprozeß. Herausgegeben 
von Oberverwaltungsgerichtsrath M. Schultzenſtein und Geh. Oberjuſtizrath 
E. Vierhaus. Bd. 23: Le vy, M. (Juſtizrath T), Ueber die Erſetzung 
des Schiedseides durch eine Vernehmung der Parteien als Zeugen. — Meyer, 
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H. (O. L. G.⸗Rath in Breslau), Widerſprechende Behauptungen und Erklärungen. 
— Kapff (L. G.⸗Rath in Tübingen), Die Gerichtsgebühr bei der Zurückweiſung 
des Antrags auf Erlaſſung des Verſäumnißurtheils. — Schultzenſtein, 
Ueber die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts durch das höhere Gericht nach 
der C. P. O0. — Heidecker (Gerichtsaſſeſſor in Mülhauſen i. E.), Das 
Haager internationale Uebereinkommen von 1896 betreffend das Civilprozeß⸗ 
verfahren. — Burlage, E. (Oberamtsrichter in Jever), Pfändung und 
Ueberweiſung überſchießender Forderungen (SS 708, 730, 736 C. P. O.) — 
Richter (Landrichter in Dresden), Ueber die Zeugnißpflicht im Fall der 
Rechtsnachfolge oder Vertretung. Zu § 350 Abi. 1 Ziff. 4 C. P. O. — 
Bozi (Landrichter in Aurich), Gerichtsſtand der Wandelungsklage. — 
Heigelin (Landrichter in Hall), Zum Begriff der Zahlungseinſtellung. — 
Frommhold (Prof. in Greifswald), Zur Litteratur über die Widerſpruchs⸗ 
klage in der Zwangsvollſtreckung. — Kleinfeller (Prof. in Kiel), Geſammt⸗ 
bericht über die Litteratur des deutſchen Civilprozeß⸗ und Konkursrechts für das 
Jahr 1896. — Monich, W. (Schwerin), Die Berufung auf den Rechtsweg 
bei Anſprüchen des bürgerlichen Rechts. — Bolgiano, C. (Prof. in 
München), Objektive Klagenhäufung. — Pfizer, G. (Rechtsanwalt in Ulm), 
Unzuläſſigkeit einer Verurtheilung ohne rechtliches Gehör. $ 195, 300 C. P. O. 
— Fuchs (Landridter in Limburg), Ueber die fortdauernde Geltung der 
gemeinrechtlichen Vorſchriſten in Betreff der Rechtsverfolgung gegen den Inventar⸗ 
erben. 

6. Zeitſchrift für das geſammte Handelsrecht. Hsg. von 
Kammergerichtsrath Keyßner und den Profeſſoren Laband in Straßburg 
und Pappenheim in Kiel. Stuttgart, Enke. Bd. 46: Delius (Land⸗ 
richter), Die Aufbewahrung, Einſichtnahme und Benutzung der Handelsbücher 
nach Auflöſung der Geſellſchaft. — Hinsberg (Rechtsanwalt in Barmen), 
Die Klage gegen den ausgeſchiedenen Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft und Art. 122 H. G. B. — Pappenheim, Das neue deutſche Handels⸗ 
geſetzbuch. — Lehmann, H. O. (Marburg), Die Vorausſetzungen für den 
Geſchäftsbetrieb auswärtiger Lebensverſicherungsgeſellſchaften in Preußen. — 
Pappenheim, W. (Advokat in Wien), Offene Handelsgeſellſchaft und 
Aktiengeſellſchaft als Theilnehmerinnen einer offenen Handelsgeſellſchaft. 

7. Archiv für bürgerliches Recht. Hsg. von Kohler, Ring 
und Oertmann. Berlin, Heymann. D. Bd. 12: Zwölf Studien zum 
B. G. B. Neukamp, E., Das Gewohnheitsrecht in Theorie und Praxis 
des gemeinen Rechts. — Frommhold, G. (Prof. in Greifswald), Ueber 
das geſetzliche Erbrecht der Abkömmlinge des Enterbten nach B.G. B. — 
Inſenſen, A. (Berlin), Das Recht der Wiederverheirathung eines durch 
ausländifches Urtheil beſtändig von Tiſch und Bett getrennten Ehegatten. 
— Friedländer, M. (München), Einige Fragen aus der Lehre von der 
„Einziehung“ im Reichsurheberrecht. Bd. 13: Krükmann, P. (Privat- 
dozent in Göttingen), Ueber abſtrakte und kauſale Tradition und § 929 
B. G.B. — Wolff, Th. (Oberlandesgerichtsrath in Hamm), Ueber die falſche 
Reklame. — Linckelmann (Kechtsanwalt in Hannover), Die Bedeutung 
geſetzlicher Zwangspflichten für das Schadenserſatzrecht. — Affolter, A. 
(Solothurn), Ueber Ceſſion von Forderungen. — Brettner (Landgerichts⸗ 
rath in Cottbus), Die Rentenſchuld im B. G. B. und in ſeinen Nebengeſetzen. 
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— Jaſtrow, Der Gefetzentwurf über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 

8. Monatsſchrift für Handelsrecht und Bankweſen, 
Steuer⸗ und Stempelfragen. Hsg. von Juſtizrath P. Holdheim 
in Frankfurt a. M. Berlin, Heymann. 12 Hefte im Jahr zu 12 M. 
Lehmann, K. (Prof. in Roſtock), Statutenkolliſionen auf dem Gebiete des 
Aktienrechts. — Mayer, Paul (Rechtsanwalt in Berlin), Ausgabe von 
Aktien vor der Eintragung der ſtattgefundenen Erhöhung des Grundkapitals 
in das Handelsregiſter. — Holdheim, Wer iſt bei verpfändeten Aktien 
ſtimmberechtigt? der Eigenthümer oder der Pfandgläubiger? — Freund 
(Gerichtsaſſeſſor, kommiſſariſcher Hülfsarbeiter im kaiſerl. Patentamt in Berlin), 
Der Börſenterminhandel in Effekten nach den Beſtimmungen des Börſengeſetzes 
vom 22. Juni 1896. — Düringer (Landgerichtsrath in Mannheim), Ueber 
Nichtigkeit von Aktiengeſellſchaften und von Aktien nach dem neuen Handels⸗ 
geſetzbuch. — Rieſenfeld, C. E. (Gerichtsaſſeſſor und Stellvertreter des 
Syndikus bei der Handelskammer in Breslau), Die Durchbrechung des Grund⸗ 
ſatzes der beſchränkten Haftung des Aktionärs in dem neuen Handelsgeſetzbuche. 
— Staub, H., Das Differenzgeſchäft nach dem Börſengeſetz und nach dem 
B. G. B. Auf Grund eines am 9. Januar 1897 in der juriſtiſchen Geſell⸗ 
ſchaft in Berlin gehaltenen Vortrags. — Wolff, E. R. (Rechtsanwalt am 
Kammergericht), Die Rübenzuckerfabriken auf Aktien im neuen Handelsgeſetz⸗ 
buch. — Oppenheimer, C. (Rechtsanwalt in Berlin), Kann dem § 69 
des neuen Börſengeſetzes vom 9. Juli 1896 nach Inkrafttreten des B. G. B. 
noch Gültigkeit beigemeſſen werden? (Differenzgeſchäfte.) — Ausländer⸗ 
Vorſchuß nach Maßgabe des § 85 des Gerichtskoſtengeſetzes haben groß⸗ 
britanniſche Staatsangehörige zu zahlen, Dänen nicht. S. 84, 85. — Hins⸗ 
berg, A. (Rechtsanwalt in Barmen), Kann eine Aktien⸗Kommanditgeſellſchaft 
ihre vor 1884 ausgegebenen und auf weniger als 1000 M. lautenden 
Namens⸗Aktien durch Abſtempelung in Inhaber⸗Aktien des gleichen Betrags 
umwandeln? Iſt dieſe Umwandlung ſtempelpflichtig? — Baer, M. H. 
(Rechtsanwalt in Frankfurt a. M.), Ueber das Verhältniß des Art. 2130 
H. G. B. zu § 43 ff. des Börſengeſetzes (Haftung aus dem Gründungs⸗Pro⸗ 
pet). — Marcus (L. G. Rath in Berlin), Das Recht der ſtillen Geſellſchaft 
nach dem neuen Handelsgeſetzbuch. — Bondi, F. (Rechtsanwalt in Dresden), 
Ueber Börſentermingeſchäfte im Sinne des Börſengeſetzes und Geſchäfte in 
Werthpapieren nach dem H. G. B. — Neukamp (Göttingen), Die neueſte 
Rechtsſprechung des (preuß.) Oberverwaltungsgerichts betreffend die Steuer⸗ 
pflichtigkeit des Agiogewinns bei der Ausgabe neuer Aktien und des Disagio 
bei dem Erwerb eigener Aktien nach preuß. Recht in kritiſcher Beleuchtung. 
— Wilhelm, Eugen (GEerichtsaſſeſſor beim Landgericht Straßburg i. E.), 
Hat der Inhaber eines nicht acceptirten Wechſels im Konkurs des Ausſtellers 
ein Recht auf die dem Wechſel zu Grunde liegende Forderung des Ausſtellers 
gegen den Traſſaten? — Apt, M. (ſtellvertretender Syndikus der Aelteſten 
der Kaufmannſchaft von Berlin), Von der Berliner Börſe: 1. Das Auf⸗ 
ſichtsrecht der Landesregierung. 2. Emiſſionsproſpekte über Kapitalserhöhungen 
börſenmäßig gehandelter Werthe. — Schaefer (Landrichter in Hamburg), 
Können noch nicht begebene Inhaberpapiere durch den Ausſteller gültig ver⸗ 
pfändet werden? — Freund, Die Vertheilung der Geſchäfte unter die 
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Kursmakler nach den Beſtimmungen des Börſengeſetzes, der Börſenordnung 
für Berlin vom 28. Dezember 1896 und der Maklerordnung für Berlin 
vom 4. Dezember 1896. — Wolff, E. R., Tritt mit den Beſtimmungen 
des neuen H. G. B. über Handlungsgehülfen und Handlungslehrlinge auch das 
B. G. B. am 1. Januar 1898 in Kraft? — Hinsberg, A., Kann eine 
Aktiengeſellſchaft unter Beibehaltung ihrer eigenen Firma für ein nachträgkich 
erworbenes und getrennt betriebenes Handelsgeſchäft deſſen Firma führen? — 
Bondi, Zur Auslegung von § 72 Abſ. 2 des Börſengeſetzes. Welcher 
Börſenplatz iſt für die Kursberechnung bei Preisnotirung an verſchiedenen 
Börſen maßgebend? — Wallſtein (Amtsgerichtsrath), Die Aenderungen 
im Handelsgeſetzbuche. — Dr. Schäffle, Der öſterreichiſche Entwurf eines 
Kartellpolizeigeſetzes. — Ueberſicht der Rechtsſprechung im Anſchluß an das 
Syſtem des Handelsgeſetzbuches von Landgerichtsrath Freudenthal in Metz. 
— Vollſtreckung auswärtiger Urtheile in den Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerika. — Handelsgebräuche nach den Gutachten der Aelteſten der Kaufmann: 
ſchaft in Berlin und Magdeburg. 

9. Sächſiſches Archiv für bürgerliches Recht und Pro- 
zeß. Hsg. von Reichsgerichtsrakch Hoffmann, Oberlandesgerichtsrath 
Sommerlatt und Landgerichtsrath Wulfert. Leipzig, Roßberg. Peter ſe n 
(Reichsgerichtsrath), Unter welchen Umſtänden dürfen dem Nebenintervenienten 
die Prozeßkoſten auferlegt werden? — Lobe (Landrichter in Leipzig), Ueber 
die Natur des Scheidungsanſpruchs und über die Aburtheilung mehrerer durch 
Klage und Widerklage geltend gemachter nicht gleichzeitig liquider Scheidungs⸗ 
anſprüche. — Zimmer, C. (Aſſeſſor in Werdau), Zur Lehre von der Ein⸗ 
werfung nach dem Sächſiſchen und dem Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuch. — 
Bd. 7: Schanze (Dresden), Die Patentertheilung. — Lobe (Landrichter 
in Leipzig), Die Beſtimmungen des Geſetzes gegen unlautereu Wettbewerb 
über Reklame in ihrem Verhältniſſe zum D. B. G. B. und zu den übrigen 
gewerblichen Schutzgeſetzen. — Reinhard (Landrichter in Freiburg), Der 
einſeitige Rücktritt vom Dienſtvertrag und die Rechtswirkungen des berechtigten 
und unberechtigten Rücktritts nach H. G. B., B. G. B., 6.D. — Sommerlatt, 
Verſuch einer Enquete über das Berufungsverfahren. — Feilitzſch (Land⸗ 
gerichtsrath in Zwickau), Das öffentliche Intereſſe und die Staatsanwaltſchaft 
im Eheprozeß. — Freſe (Oberamtsrichter in Döbeln), Gedanken über die 
nichtſtreitige Rechtspflege. — Rehbein (Reichsgerichtsrath), Leben und Tod 
im Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuch; Vortrag vom 24. April 1897 in der 
juriſtiſchen Geſellſchaft in Leipzig. — Schulze, W. (Rechtsanwalt in Zittau), 
Die Zweigniederlaſſung. — Tränkner (0berjuſtizrath in Dresden), Die 
Form der Rechtsgeſchäfte nach dem B. G. B. — Förtſch (Reichsgerichtsrath), 
Wird unter der Herrſchaft des B. G. B. die Prozeßvollmacht zur Vornahme 
und Entgegennahme der Aufrechnung und anderer einſeitiger Willens⸗ 
erklärungen, die dem anderen Theile gegenüber abzugeben ſind, ermächtigen? 
Bedarf dieſe Frage der Regelung in der C. P. O.? — Juſt (Landrichter in 
Freiburg), Das Nichterſcheinen einer Partei oder beider Parteien im Termine 
zur Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht. — Reinhard (Landrichter in 
Freiburg), Die Rechtsſtellung des Zwangsverwalters und ſein Verhältniß zum 
Hypothekengläubiger, Schuldner und Vollſtreckungsgericht. — Tränkner 
(Oberjuſtizrath in Dresden), Die Schuldübernahme nach dem Deutſchen B. G. B. 
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— Anger (andrichter in Leipzig), Die Anſprüche aus ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung (S8 812— 822 B. G. B.). 

10. Deutſche Zeitſchrift für Kirchenrecht. Hsg. von den 
Profeſſoren Friedberg in Leipzig und Sehling in Erlangen. Bd. 6: 
Berbig (Pfarrer in Schwarzhauſen bei Thal in Thüringen), Zur Kompoſition 
der Caſimirianiſchen Kirchenordnung von 1626. — Gerlach (Pfarrer in 
Weſtenfeld bei Römhild), Die Zwangsverſetzung evangeliſcher Pfarrer in der 
meiningiſchen Landeskirche. — Bd. 7: Ortloff, H. (Weimar), Die Dienſt⸗ 
vergehen der evangeliſchen Geiſtlichen und deren Beſtrafung im Großherzogthum 
Weimar. Evangeliſche Verfaſſungsgeſetze. Herausgegeben von E. Friedberg 
(Sachſen, Baden, Heſſen, Weimar). 

11. Zeitſchriftüber Vollſtreckungsrecht und Zuſtellungs⸗ 
weſen unter vorzugsweiſer Berückſichtigung der geſammten Aufgaben des 
deutſchen Gerichtsvollzieherſtandes. Herausgegeben von Heinrich Walter, 
Rechtsanwalt und Notar a. D. in Berlin. 11. Jahrgang. Berlin, Siemen⸗ 
roth & Troſchel. V. . . W. Die Protocoll⸗Einrichtung als weſentlicher Beſtand⸗ 
theil der Anſchlußpfändung. — Walter, H. Ueber das Grüßen der Be⸗ 
amten. — Annahme von Wechſelzahlungen durch die Gerichtsvollzieher. Bericht 
über die Erörterung der Frage, ob der Gerichtsvollzieher oder Notar, welcher bei 
dem Acceptanten eines Wechſels letzteren mangels Zahlung proteſtiren ſoll, die auf 
Vorzeigen des Wechſels vom Schuldner angebotene Zahlung anzunehmen 
befugt oder etwa auch verpflichtet iſt, in der Sitzung der Handels⸗ und Ge⸗ 
werbekammer für Oberbayern in München am 6. April 1897. — Die Zu⸗ 
ſtellung des Schuldtitels nach $ 671 C. P. O. — Ueber die Wechſelproteſte 
der Gerichts vollzieher in Preußen. — Gemeinſchaftliche Zuſtellung an mehrere 
Perſonen. — Neumiller (Amtsrichter in München), Zur Auslegung der 
SS 712, 727 C. P. O. — Zum Verfahren der Gerichtsvollzieher bei der 
Aufnahme von Wechſelproteſten (nach einem Reſkript des Kammergerichts⸗ 
präſidenten vom 12. Oktober 1897). — von Wider (Landgerichtsrath in 
Ravensburg), Konkurrenz zwiſchen dem Konkursverwalter und einem abſonde⸗ 
rungsberechtigten Pfändungsgläubiger bezw. dem von dieſem beauftragten 
Gerichtsvollzieher hinſichtlich des Verwerthungsrechtes auf Grund des $ 117 
K. O. — Neumiller, Die Zuſtellungen an Handelsfirmen. 

12. Der Gerichtsſaal. Zeitſchrift für Strafrecht, Strafprozeß, ge⸗ 
richtliche Medizin, Gefängnißkunde und die geſammte Strafrechtslitteratur. 
Herausgegeben von M. Stenglein, Reichsgerichtsrath. Stuttgart, Enke. — 
Bd. 54: Hauſer, K. (Landgerichtsſekretär in Memmingen), Zur Lehre vom 
ſtrafrechtlichen Vorſatz. — Gretner (Bern), Juſtizreform in Rußland. Akten⸗ 
ftüde. — Huther (Amtsrichter in Hagenow), Die Kauſalität des Willens. — 
Ledig (Rechtsanwalt in Leipzig), Was iſt beim ſog. Diebſtahl von Elektricität 
Gegenſtand der Wegnahme und der Aneignungsabſicht? — Fuld (Rechts⸗ 
anwalt in Mainz), Die ſtrafrechtlichen Beſtimmungen des Börſengeſetzes. — 
Rudolph, M. (Rechtsanwalt in Dresden), Zum Begriff der Urkunden⸗ 
fälſchung (gegen Pfizer im Gerichtsſaal, Bd. 52 S. 425 fg.). — v. Lenz 
(Reichsgerichtsrath), Begründet § 81 St. P. O. einen Fall der Vertheidigung 
ad hoc, oder eine gewöhnliche Vertheidigung im Sinne des § 140 St. P. O.? 
— Zur Frage der Willensfreiheit. Von einem Richter. — Behr (Sekretär 
der Senatskommiſſion für das Zollweſen in Hamburg), Zolldefraudation oder 
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Betrug? — Schultze, Ernſt (Privatdozent in Bonn), Enrico Ferri, Das 
Verbrechen als ſoziale Erſcheinung. — Arndt, Rudolf (Prof.), Geiſteskrank, un⸗ 
zurechnungsfähig, entmündigt. — Huther (Oberamtsrichter in Mecklenburg), 
Die Kauſalität im Strafrechte. — Horn, Arnold (Rechtsanwalt am Ober⸗ 
landesgericht Karlsruhe), Kauſalitäts⸗ und Wirkensbegriff, deſſen empiriſche 
Feſtſtellung und kriminalrechtliche Bedeutung. — Farn bacher, E. (Bayreuth), 
Anwendung des Grundſatzes „ne bis in idem“ auf den Begriff des ſog. fort⸗ 
geſetzten Verbrechens. — Stenglein, Das Grundübel unſerer Strafrechts⸗ 
pflege. (Es ſei nicht wahr, daß es mit unſerer Strafrechtspflege abwärts 
gehe, die Beiſpiele, mit denen die Tadler argumentiren, feien Menſchlichkeiten 
Einzelner, wie fie zu allen Zeiten vorkommen). — Mumm, R. (Rechts: 
anwalt in Straßburg i. E.), $ 189 St. G. B. 

13. Zeitſchrift für die geſammte Strafrechts wiſſen⸗ 
ſchaft. Herausgegeben von den Profeſſoren von Liszt in Halle und von 
Lilienthal in Heidelberg. Berlin, Guttentag. Bd. 17: Mäcke, G. (Ober⸗ 
arzt in Hubertusburg bei Leipzig), Der 4. internationale Kongreß für Kriminal⸗ 
anthropologie in Genf vom 24.— 29. Auguſt 1896. — Zeller (Ober⸗ 
rechnungsrath in Darmſtadt), Das Strafrecht der Zoll- und Verbrauchsſteuer⸗ 
abgaben im Deutſchen Reich. — Kraus, Oskar (Prag), Das Motiv. 
Zur pſychologiſch⸗ethiſchen Grundlegung des Strafrechts. — Freudenthal 
(preuß. Referendar), Der Diebſtahl an Elektricität. — Oetker, F. (Prof. 
in Würzburg), Rechtsgüterſchuzz und Strafe. — Liepmann, M. (Halle), 
Die Bedeutung Adolf Merkel's für Strafrecht und Rechtsphiloſophie — von 
Weinach (Frankfurt a. M.), Strafrecht und Kriminalpolitik. Ein Beitrag 
zur Kritik der Normentheorie und der neueſten Reformbeſtrebungen. — Bd. 18: 
Ditzen (Landgerichtsrath in Greifswald), Ueber den § 404 St. P. O. (Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens). 

14, Goltdammer's Archiv für Strafrecht. Herausgegeben 
von Reichsgerichtsrath Me ves, Oberſtaatsanwalt Dalcke und Kammer: 
gerichtsrakch Mugdan. Berlin Decker. Jahrgang 44: Peters (Kammer: 
gerichtsrath), Kann auch im Disziplinarverfahren die zeitweilige Beobachtung 
des Angeſchuldigten in einer öffentlichen Irrenanſtalt angeordnet werden? — 
Ginsberg (Amtsrichter in Dresden), Zu §8 75, 51 G. V. G. und § 288 
St. P. O. — von Feilitzſch (Landgerichtsrath in Zwickau), Randbemerkungen 
aus der ſtrafprozeſſualen Praxis; 1) Unterbrechung der Unterſuchungshaft 
durch die Strafvollſtreckung; 2) Darf im Vorbereitungsverfahren der Staats⸗ 
anwalt einen Unterſuchungsgefangenen vor Aufhebung des Haftbefehls gemäß 
§ 123 St. P. O. entlaſſen? 3) Verhältniß des Staatsanwaltes zum Unter: 
ſuchungsgefangenen nach Erhebung der öffentlichen Klage; 4) Zur Auslegung 
des $ 185 St. P. O.; 5) Plötzliche Unfähigkeit des Angeklagten, der Haupt: 
verhandlung weiter beizumohnen. — Milferſtaedt (Amtsgerichtsrath), Die 
bedingte Verurtheilung. — Höpfner (Referendar), Sind die Urtheile, welche 
die Berufung des Angeklagten wegen ſeines Ausbleibens in der Hauptverhand⸗ 
lung verwerfen, mit der Reviſion anfechtbar? — Zeller (Oberrehnungs: 
rath in Darmſtadt), Die Strafbeſtimmungen des ſog. Arbeiterſchutzgeſetzes 
(Novelle zur Gewerbeordnung vom 1. Juni 1891). — Hoppe (Amtsrichter 
in Marienwerder), Der Offenbarungseid in Strafſachen. — Jahrgang 45: 
Meves, Das Rechtsmittel der Reviſion, fein Weſen und feine Bedeutung. — 


von Weinrich, Das Reichsgericht und die Elektricität. — Gordon 
(Amtsrichter in Hamburg), Beiträge zum Privatklageverfahren. — Brettner 
(Landgerichtsrath in Kottbus), Das B. G.B in feiner Einwirkung auf das 
Strafrecht. — Guttmann (Rechtsanwalt in Berlin), Zur Strafe des 
Diebſtahls von Elektricität. — Ortloff, H. (Weimar), Das Begnadigungs⸗ 
recht im konſtitutionellen Rechtsſtaate. 

15. Archiv für öffentliches Recht. Herausgegeben von den 
Profeſſoren Laband in Straßburg und Störk in Greifswald. Freiburg i. B., 
Mohr. Bd. 12: Heiborn, P. (Privatdozent in Berlin), Der Staats⸗ 
vertrag als Staatsgeſetz. I. Die Entſtehung des Vertragsgeſetzes. II. Das 
Inkrafttreten. III. Der Inhalt. IV. Das Erlöſchen des Vertragsgeſetzes. — 
von und zu Bidmann (Kaiſerl. Legationsſekretär), Die Rechtsverhältniſſe 
der ſog. „Sujets mixtes“ (Leute mit mehrfacher Staatsangehörigkeit). — 
Zeller (Darmſtadt), Das Recht der Vereine im B.G. B. — Fuld (Mainz), 
Das B. G. B. und die Eheſcheidung. — von Weinrich, Die Trennung des 
Notariats von der Rechtsanwaltſchaft und die Errichtung eines Reichsnotariats. 
— Bartolomäus, Wer entſcheidet rechtsgültig über den Adelsſtand einer 
Perſon im Gebiet des preuß. A. L. R.? — Bd. 13: Oertmann, P. (Berlin), 
Ueber den Satz „lex posterior generalis non derogat priori speciali“ 
und feine Bedeutung für das B. G. B. — Mantey, W. (Amtsrichter in 
Oſtpreußen), Der deutſche niedere Adel und das B.G. B. — Blankenſtein 
(Magiſtratsaſſeſſor in Berlin), Die Rechtskraft der Arbeitsordnungen. — 
Friedländer, A. (Gerichtsaſſeſſor), Zum § 137 des Reichsgerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes. 

16. Deutſche Juriſten zeitung. Herausgegeben von Laband, 
Stenglein und Staub. 2. Jahrgang. Berlin, Otto Liebmann. 
24 Nummern für 14 M. jährlich. Bind ing (Leipzig) Zweikampf und 
Ehrengericht. — Loebell (GFeichsgerichtsrath a. D.), Reichsgericht, Rechts⸗ 
wiſſenſchaft und Tagespreſſe. — Mendel, E. (Profeſſor a. D.), Zur Pſycho⸗ 
logie jugendlicher Verbrecher. — Petri, E. (Direktor der Bodenkreditbank 
in Straßburg i. E.), Der Kaufmannsbegriff nach dem neuen H. G. B. — 
von Calker (Prof. in Straßburg), Die ſtrafrechtliche Zurechnungsfähigkeit. 
— Neukampf (Amtsgerichtsrath in Göttingen), Die Gewerbeordnungs⸗ 
novelle vom 6. Auguſt 1896. — Meiſel (Landgerichtsrath in Darmſtadt), 
Das B. G. B. und die Einzelſtaaten. — Staub, Das Differenzgeſchäft nach dem 
Börſengeſetz und nach dem B. G. B. Vortrag vom 9. Januar 1897 in der 
Juriſtiſchen Geſellſchaft in Berlin. — Loebell, Elektricität in Civil⸗ und Straf⸗ 
recht. — Dove, H. (Landgerichtsrath in Frankfurt a. M.), Die Rechtsentwickelung 
im Jahre 1896. — Delius (Landrichter in Kottbus), Der Zeugnißzwang in 
Disziplinarſachen. — Schultzenſtein (Oberverwaltungsgerichtsrath), Die Ent⸗ 
ziehung perſönlicher gewerblicher Konzeſſionen. — Koffka (Rechtsanwalt in 
Berlin), Die Mündlichkeit im Lichte der Praxis. — Cohn, G. (Prof. in Göttingen), 
Der Begriff der Börfe und die Zuläſſigkeit freier kaufmänniſcher Vereinigungen. — 
Dernburg, H., Diebſtahl an Elektricität. — Stenglein, Zur Frage, 
ob Elektricität geſtohlen werden kann. — Oßwald (Prof. und Direktor des 
phyſiko⸗chemiſchen Laboratoriums in Leipzig), Die Frage des Diebſtahls an 
Elektricität vom techniſchen Standpunkt (die „Energie“ ſei bewegliche Sache). — 
Andrée (Prof. in Göttingen), Die augenblickliche Bedeutung des B. G. B. 
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für die Praxis. — Weißler (Rechtsanwalt), Die Grundlagen des öffentlichen 
Urkundenweſens. — Blankenſtein (Magiſtratsaſſeſſor in Berlin), Unter 
welchen Vorausſetzungen iſt eine Arbeitsordnung rechts verbindlich? — Steng⸗ 
lein, Rechtsgefühl und öffentliche Meinung. — Damme (Regierungsrat), 
Die Mündlichkeit im Lichte der Praxis. — Wiener, Begriff der Börſe. — 
Burghold, J. (Rechtsanwalt in Frankfurt a. M.), Rechtshülfepflicht der 
Gerichte gegenüber Verwaltungsbehörden (im Disziplinarverfahren gegen einen 
noch unbekannten Beamten). — Kronecker (Kammergerichtsrath), Die Be⸗ 
ſeitigung des Thatbeſtandes im Anwaltsprozeß. — Staub, Stölzel's Lehre 
von der Beweislaſt (wer hat die Vereinbarung eines Zieles für die Bezahlung 
des Kaufpreiſes zu beweiſen?) — Rehbein (-eichsgerichtsrath), Wieder: 
verheirakhung im Fall der Todeserklärung und Bigamie. — von Kamptz 
(Verwaltungsgerichtsdirektor in Minden), Iſt das Ausſtellen von Photographien 
in Schauläden während des ſonntäglichen Gottesdienſtes ſtrafbar? — Vier⸗ 
haus, F. (Geh. Oberjuſtizrath im Juſtizminiſterium in Berlin), Das preuß. 
Geſetz betr. die Regelung der Richtergehälter vom 31. Mai 1897. — 
Aſcherott (Landrichter in Berlin), Die Landesverſammlung der internationalen 
kriminaliſtiſchen Vereinigung vom 9. und 10. Juni 1897 in Heidelberg. — 
von Specht (Regierungsrath), Die praktiſche Geltung des B. G. B. vom 
1. Januar 1898 an. — Kolligs (sLandgerichtsrath), Die Zentralvereine 
nach dem B.G.B. — Friedrichs (Rechtsanwalt in Kiel), Ueber die bei 
Akteneinſichten erforderliche Diskretion. — Staub, Das Recht der Handlungs⸗ 
gehülfen in der Zeit vom 1. Januar 1898 bis 1. Januar 1900. — Schön: 
berger (Advokat in Prag), Die Bedeutung der öſterreichiſchen Civilprozeßordnung 
für die reichsdeutſchen Prozeßparteien. — Der erſte internationale Advokaten⸗ 
Kongreß in Brüſſel vom 1.— 5. Auguſt 1897. — Langsdorf (Amts⸗ 
richter in Sangerhauſen), Koſtenfeſtſetzung in Privatklageſachen. — Fuchs 
(Rechtsanwalt in Karlsruhe), Internationales Privatrecht im Einführungs⸗ 
geſetz zum B. G. B. und die partikularen Ausführungsgeſetze. — Paehler 
(Landgerichtsſekretär), Ueber Schriftenvergleihung. — Vierh aus, Einige 
Grundfragen des deutſchen Civilprozeßrechts im Anſchluß an Wachs Vorträge. 
— Delius (Landriäter), Sitzungspolizei. — Boehm (Rechtsanwalt), Die 
Stenographie im Juſtizdienſt. — Franke (0berlandesgerichtsrath a. D.), 
Wiederverheirathung im Fall der Todeserklärung und Bigamie. — Gareis, 
Das neue Handelsgeſetzbuch. I. Die Rechtsverhältniſſe des Handelsſtandes. — 
Brandt (Landgerichtsrath), Zur Kontroverſe über die Lehre von der Beweis⸗ 
laſt. — Mittermaier (Privatdozent in Heidelberg), Preßdelikt. Einheit 
oder Mehrheit. — Kahn, J. (Rechtsanwalt in München), Keine Geltung 
des B. G. B. vor dem 1. Januar 1900. — Biberfeld, H. (Berlin), Die 
Haftpflicht der Poſt für eingeſchriebene Briefe. — Dambach, Entgegnung. — 
Lenel (Prof. in Straßburg), Zum Begriff der unerlaubten Handlung im 
B. G. B. § 823. — Delius (Landridter), Rechtshülfe der Militärbehörden 
gegenüber den Civilgerichten. — Wilhelmi (Amtsgerichtsrath), Vom Eventual⸗ 
dolus. — Lobe, Die Ergebniſſe des Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs. 


3 


Bücherbeſprechungen. 


1) Coſack, Konrad, Profeſſor in Bonn. Lehrbuch des 
deutſchen bürgerlichen Rechts auf der Grundlage des Bürgerlichen 
Geſetzbuches für das Deutſche Reich. 1. Bd. 1. Abtheilung. Die 
allgemeinen Lehren und das Recht der Forderungen. 1. Abſchnitt. 
Jena, Guſtav Fiſcher. 7 M. 

Unter den ſchon recht zahlreichen Bearbeitungen des neuen Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuche8 überwiegen noch die kurzen Ueberſichten, die 
Kommentare und die Monographien über einzelne Theile. An ſyſte⸗ 
matiſchen, den geſammten Stoff des nach dem 1. Januar 1900 
im Deutſchen Reiche geltenden Rechtes umfaſſenden Darſtellungen 
ſteht das Coſaſck'ſche Lehrbuch noch einzig da. Es iſt mit Freude 
zu begrüßen, wenn ein Schriftſteller von dem Namen Coſack's ſich 
der ſchwierigen, aber auch dankbaren Aufgabe mit friſchem Muthe 
unterzogen hat. Das Werk will das geſammte künftig in Deutſch⸗— 
land geltende Privatrecht umfaſſen, nicht nur das im B.G. B. zuſammen⸗ 
gefaßte, und das in anderen Reichsgeſetzen geregelte, ſondern auch 
das der Landesgeſetzgebung vorbehaltene Partikularrecht, letzteres 
freilich „bloß mit Auswahl typiſcher Beiſpiele, welche vorzugsweiſe 
dem Recht Preußens, als des größten deutſchen Staates, entnommen 
werden ſollen“. (Bergrecht, Waſſerrecht, Familienfideikommiſſe u. ſ. w.) 
Selbſtverſtändlich kommt dabei auch das recipirte römiſche Recht, ſoweit 
es im neuen Geſetzbuch fortlebt, und der Rechtsſtoff, welcher aus dem 
franzöſiſchen Rechte entlehnt ift, mit zur Darſtellung. Das ältere Recht 
iſt nur ſoweit berückſichtigt, als es für die geſchichtliche Entwickelung des 
geltenden Rechts von Bedeutung iſt, dieſes trifft namentlich das vor 
der Zeit der Reception enſtandene deutſche Recht; die Geſchichte des 
römiſchen Rechts, wie ſie viele Jahrhunderte vor der Reception ſich 
abgeſpielt hat, iſt als entbehrlich weggelaſſen worden, meines Erachtens 
mit Recht. An der Löſung des Problems der Entſtehung der bonorum 
possessio und an den Kontroverſen über die Entwickelung des römiſchen 
Notherbrechts mögen ſich fernerhin die Gelehrten erfreuen, ein ein- 
dringendes Studium dieſer Theile der römiſchen Rechtswiſſenſchaft 
iſt dem künftigen Amtsrichter oder Rechtsanwalt für das Verſtändniß des 
neuen Erbrechts nicht von Nöthen. Das Buch iſt geiſtreich und feſſelnd 
geſchrieben: es wird dem Anfänger wie dem erfahrenen Juriſten will: 
kommene Belehrung bieten. Kurze, hie und da eingeſtreute Beiſpiele 
erläutern dem Anfänger ſchwerer verſtändliche Sätze. Der vorliegenden 
erſten Abtheilung des erſten Bandes, welche die allgemeinen Lehren 
und den allgemeinen Theil des Rechts der Forderungen enthält, ſoll 
gegen Oſtern 1898 die zweite Abtheilung mit dem beſonderen Theil der 
Forderungsrechte, der zweite (Schluß⸗) Band gegen Ende 1898 folgen. 


2) Cramer, A. (Privatdozent, 2. Arzt der Provinzial⸗Irren⸗ 
anſtalt in Göttingen), Gerichtliche Pſychiatrie. Ein Leitfaden 
für Mediziner und Juriſten. Jena, Guſtav Fiſcher, 4 M. 


BR 


Die gerichtliche Medizin ift eine bei dem Univerſitätsſtudium der 
Juriſten arg vernachläſſigte Disziplin. Ihre Lehren ſind dem jungen 
Juriſten bei dem Eintritt in die Praxis meiſtens unbekannt. Dieſes 
gilt auch von dem wichtiaſten und ſchwierigſten Theile der gerichtlichen 
Medizin, der gerichtlichen Pſychiatrie, und iſt hier beſonders zu beklagen. 
Wo hört bei dem Manne, der bei den geringſten Anläſſen Frau und 
Kinder unter wüthenden Zornausbrüchen mißhandelt, die Bosheit auf 
und wo fängt die Geiſteskrankheit an? und gehört der inhaftirte Vaga⸗ 
bund, der ſeine eigenen und die ihm von der Gefängnißverwaltung 
gelieferten Kleider fortgeſetzt in Stücke reißt, in die Disziplinarſtrafzelle 
oder ins Irrenhaus? Dieſe und ähnliche Fragen ſtoßen dem jungen 
Richter oft auf und verlangen raſche Entſcheidung. Der Gerichtsarzt 
iſt meiſtens pſychiatriſch nicht oder im Hinblick auf die auf dem Ge- 
biete der Pſychiatrie in den letzten Jahrzehnten gemachten ungeheuren 
Fortſchritte nicht genügend gebildet, und bei den Fragen nach der 
Zurechnungsfähigkeit, der Teſtirfähigkeit und der Entmündigung ſoll 
der Richter die forſchende Thätigkeit des Gerichtsarztes leiten, er 
und nicht der Arzt ſoll dieſe Fragen entſcheiden. Bei dieſer Sachlage 
wird der Praktiker, dem die Lehr⸗ und Handbücher der gerichtlichen 
Medizin wegen des hohen Preiſes nicht zur Verfügung ſtehen, nach 
einem Leitfaden ſuchen, der bei geringem Preiſe ihm einen Ueber— 
blick giebt über das, was ihm zu wiſſen nöthig iſt, und den Weg weiſt, 
wenn ein tieferes Eindringen in einzelne Fragen ihm nöthig ſcheint. 
Der Cramer 'ſche Leitfaden kann ihm dafür beſtens empfohlen 
werden. Er iſt entſtanden im Anſchluß an die Vorleſungen des Ver⸗ 
faſſers über gerichtliche Pſychiatrie an der Univerſität Göttingen. und 
gründet ſich auf eine längere pſychiatriſche Erfahrung. Die Schrift 
behandelt in kurzer und klarer Darſtellung in zehn Kapiteln des 
allgemeinen Theiles die den Geiſteskrankheiten gemeinſamen Fragen, 
namentlich die Fragen nach den Urſachen und den Begleiterſcheinungen 
derſelben, die Zurechnungsfähigkeit, die Entmündigung, die zweifel⸗ 
hafte Geſchäfts⸗ und Teſtirfähigkeit, die Eheſcheidung wegen Geiſtes⸗ 
krankheit. Der ſpezielle Theil bringt die Darſtellung der einzelnen 
Geiſteskrankheiten. Beiſpiele ſtellen die Erörterungen klar. Die Be⸗ 
ſtimmungen des B. G. B. find berückſichtigt. In Bezug auf letzteres 
ſind beſonders intereſſant die Ausführungen des Verfaſſers über die 
Vorausſetzung der Eheſcheidung wegen unheilbarer Geiſteskrankheit 

1569 B. G. B.), „daß die geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen den 
Ehegatten aufgehoben und jede Ausſicht auf Wiederherſtellung dieſer 
Gemeinſchaft ausgeſchloſſen iſt“. Auch die gerichtliche Bedeutung der 
Hypnoſe iſt erörtert. Der Verfaſſer iſt der Meinung, daß einwandfreie 
Beobachtungen von Fällen, in denen Perſonen unter dem Einflu 
einer hypnotiſchen Suggeſtion ein Verbrechen begangen haben, bisher 
nicht bekannt geworden ſeien. 


3) Adolf Stölzel, Schulung für die civiliſtiſche Praxis. 
Zweiter Theil. Zur Lehre von der Eventualaufrechnung. Berlin, 
Franz Vahlen. Geb. 7 M. 
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Der erſte Theil von Stölzel's „Schulung für die civi⸗ 
liſtſche Praxis“ iſt Bd. 42 S. 184, Bd. 43 S. 180 dieſer 
Blätter beſprochen. Der ungewöhnliche buchhändleriſche Erfolg der 
Schrift hatte gezeigt, wie ſehr die Darſtellung der neuen Methode 
der Schulung der angehenden Juriſten einem Bedürfniß entſprochen, 
welchen lebhaften Beifall dieſe Methode in der Juriſtenwelt gefunden 
hat. Dieſes hat dem Präſidenten der Juſtizprüfungskommiſſion in 
Berlin Veranlaſſung gegeben, in einem zweiten Theile die „Eventual⸗ 
aufrechnung“ zu behandeln, d. h. die Frage, wie in dem Fall zu 
verfahren iſt, wenn einer geleugneten Klagforderung eine vom Kläger 
zugeſtandene Kompenſationsforderung im Prozeß gegenüber geſtellt wird. 
Während der erſte Theil der „Schulung“ im Weſentlichen eine wort— 
getreue Wiedergabe der in einer öffentlichen Vorleſung gehaltenen Vorträge 
war und auf Grund dieſer Vorträge entſtand, iſt der zweite Theil in der 
Form, in welcher er jetzt erſcheint, zunächſt ſchriftlich niedergelegt, dann 
aber im Sommerſemeſter 1897 für eine mit praktiſchen Uebungen 
verbundene öffentliche Vorleſung nutzbar gemacht worden. Die Menge 
der bei der Darſtellung der „Eventualaufrechnung“ auftauchenden 
prozeſſualen und materiellrechtlichen Fragen erforderte eine gründlichere 
wiſſenſchaftliche Erörterung, als ſie ſich in einer öffentlichen Vorleſung 
geben ließ; auch war es geboten, auf die in Theorie und Praxis 
hervorgetretenen abweichenden Anſichten näher einzugehen, als es auf 
dem Katheder geſchehen konnte. 


4) Peterſen, J. (Reichsgerichtsrath), Die Civilprozeßordnung 
für das Deutſche Reich nebſt dem Einführungsgeſetz. Für den prak⸗ 
tiſchen Gebrauch erläutert. 3. vollſtändig umgearbeitete Aufl. 5. fg. 
Lahr, Schauenburg. A 

Die 5. Lig. dieſes Bd. 42 S. 91. Bd. 44 S. 283 dieſer 
Blätter beſprochenen Kommentars reicht bis § 416 C. P. O. 


5. Buſſe, Hans H., Graphologie und gerichtliche Hande 
ſchriften. Unterſuchungen (Schriftexpertiſe). Leipzig. Paul Lift. 1 M. 

Der Inhaber des „Inſtituts für wiſſenſchaftliche Graphologie“ 
in München und Vorſitzende der „Deutſchen graphologiſchen Geſellſchaft“ 
führt aus, wie der Fall Dreyfus die große Rechtsunſicherheit dar- 
gelegt habe, welche entſtehe, wenn ein ſo ſchwer wiegendes Amt wie 
das des gerichtlichen Handſchriftenſachverſtändigen in den Händen von 
hierfür gänzlich unſachverſtändigen Kalligraphen, Lithographen oder 
Authographenſammlern liege, und wie dieſe Rechtsunſicherbeit durch 
die wiſſenſchaftliche Graphologie beſeitigt werden könne, für deren 
Unterſuchungsverfahren er ein Beiſpiel giebt durch die Vergleichung 
des bekannten Bordereaus mit Dreyfus' Handſchrift, woraus er die 
Unſchuld Dreyfus' herleiten will. Die Schrift enthält 17 Handichriften- 
proben, darunter Facſimiles des Bordereaus und zweier Originalbriefe 
von Dreyfus und Eſterhazy. Ihre Wichtigkeit für das Beweisver⸗ 
fahren über die Identität und Fälſchung von Handſchriften im Straf⸗ 
und Civilprozeß liegt auf der Hand. 
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6. Haidlen (Landrichter), Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Ein⸗ 
führungsgeſetz mit den Motiven und ſonſtigen geſetzgeberiſchen Vor⸗ 
arbeiten. 5 Bände. Stuttgart, W. Kohlhammer. 44 M. 

Dieſes Werk iſt der zuerſt vollendete umfangreichere Kommentar 
zum B. G. B. Es giebt eine Zuſammenſtellung der für die Kenntniß 
des bisherigen Rechts und die Auslegung des neuen Geſetzes in 
Betracht kommenden Stellen der Motive zum Entwurf J. der Protokolle 
der zur Ausarbeitung des Entwurfs II eingeſetzten Kommiſſion, der 
Denkſchrift, der Materialien zum Einführungsgeſetz und der Berichte der 
Reichstagskommiſſion nach der Reihenfolge der einzelnen vorgedruckten 
Paragraphen mit den Vormerkungen zu den einzelnen Büchern und 
Titeln aus den Motiven unter Weglaſſung deſſen, was ſich auf im 
Geſetz weggefallene oder abgeänderte Beſtimmungen der Entwürfe 
bezieht. Die hier gebotene bequeme Ueberſichtlichkeit der zerſtreuten 
Materialien erleichtert die Auslegung des Geſetzes ſehr. Dieſe werden 
bei dem hohen wiſſenſchaftlichen Werth namentlich der Motive zum 
Entwurf I immer ein hochgeſchätztes Auslegungsmittel bilden, und 
inſofern hat man dem Kommentar mit Recht nachgeſagt, daß er nicht 
veralten könne. Schulz. 


Veränderungen im Perſonalbeſtande 


der Richter, Staatsanwälte, Rechtsanwälte und Gerichts⸗ 
vollzieher im Bezirke des gem. Thür. Oberlandesgerichts 
zu Jena im Jahre 1897. 
(Vergl. Bd. 44 S. 87.) 
Zuſammengeſtellt von Helmrich. 
(Veränderungen bei den, Rechtsanwälten ſiehe am Schluß dieſer Zuſammenſtellung.) 
b. Brüger, Dr. K., Oberlandesgerichts-Präſident, iſt aus Anlaß 
ſeines 50⸗jährigen Dienſtſubiläums am 25. Juni zum „Wirklichen 
Geheimen Rath“ mit dem Ehrenprädikate „Excellenz“ ernannt und 
hat in Folge der Verleihung des Großkreuzes des Herzogl. S. 
Erneſtiniſchen Hausordens die „Rechte des Geburtsadels“ erworben. 
Schultze, Dr. Profeſſor an der Univerſität und Oberlandesgerichts⸗ 
rath ſeit 1. April (an Stelle von Franken). 
(Hermann, Geh. Juſtirath, geſtorben 5. Dezember.) 
(Thielemann, Gerichtsſchreiber, Ger.⸗Aſſeſſ., am 1. Januar 1898 
zum Amtsrichter in Gräfenthal ernannt.) 
Landgericht Altenburg. 
vacat. 


Amtsgericht Ronneburg. 
Ditel, Ger.⸗Aſſeſſ., Amtsanwalt feit 11. Nov. (an Stelle von Wolf). 
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Amtsgericht Eiſenberg. 
Löffler, Gerichtsvollzieher ſeit 1. Oktober (an Stelle von Golle). 
Amtsgericht Kahla. 
Frommelt, Amtsrichter ſeit 1. Jan. 1898 (an Stelle von Seifert). 


Amtsgericht Roda. 
Fiſcher, Aktuar, Amtsanwalt ſeit 1. April (an Stelle von Kuhfu h) 


Landgericht Eiſenach. 
Völler, Landrichter, erhielt den Titel: „Landgerichtsrath“ (29. X. 97). 


Staatsanwaltſchaft. 
Dr. A. Friderici, Staatsanwalt ſeit 1. April, bisher Amtsrichter 
in Vacha (an Stelle von Blüber). 


Amtsgericht Ilmenau. 

Hörſchelmann, Ger.⸗Aſſeſſ., Amtsanwalt ſeit 1. Dezember (an 
Stelle von Kromeye ). 

Amtsgericht Kaltennordheim. 

Becker, Oberamtsrichter, erhielt am 29. Oktober den Titel: „Juſtizrath“. 

Tunder, Amtsrichter ſeit 1. Oktober. 

(Dr. Hotzel, Amtsrichter ſeit 1. April 1897, am 1. Oktober an das 
Amtsgericht Weimar verſetzt. Voigt, Amtsrichter, am 1. Februar 
1897 nach Vieſelbach verſetzt). 

Amtsgericht Vacha. 
Bertram, Amtsrichter ſeit 1. April 1897. 
(Friderici, Staatsanwalt in Eiſenach ſeit 1. April 1897.) 


Landgericht Gera. 
P. Fiſcher, Landrichter ſeit 1. April, bisher Amtsrichter in Gera. 
(Greuner, Landrichter zum Regierungsrath ernannt.) 
Amtsgericht Gera. 
v. Voß, Amtsrichter ſeit 1. April, Juſtizrath ſeit 28. Mai, bisher 
Rechtsanwalt in Gera. 
Völkel, Gerichtsaſſ., ſeit 1. April Hülfsrichter. 
(Fiſcher, Amtsrichter zum Landrichter ernannt.) 
(Jahn, Amtsrichter, am 1. April zum II. Mitgliede der Sparkaſſe 
ernannt.) 
(Brager, Amtsrichter, ſeit 1. Auguſt penſionitt.) 
v. Haeften, Ger.⸗Aſſeſſ., Amtsanwalt ſeit 1. Oktober (an Stelle 
von Pleſſing bezw. Lungers hauſen). 
Amtsgericht Hohenleuben. 
Ott, Ger. ⸗Aſſeſſ., Kommiſſ. Amtsrichter ſeit 1. März. 
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(Junker, Amtsrichter, am 1. September zur Dispoſition geſtellt.) 
v. Haeften, Ger.⸗Aſſeſſ. in Gera, Amtsanwalt ſeit 1. Oktober (an 
Stelle von Pleſſing bezw. Lungers hauſen). 
Amtsgericht Weida. 
Spanier Oberamtsrichter, erhielt den Titel: „Juſtizrath“ am 
29. Oktober 1897. 
Landgericht Gotha. 

Berlet, Geh. Rath, Präſident des Landgerichts, aus Anlaß des 
80. Geburtstages der Titel „Excellenz“ verliehen am 15. Juni. 
Amtsgericht Thal. 

Erk, Gerichtsvollzieher ſeit 20. Dezember (an Stelle von Hering), 


Landgericht Meiningen. 

Simons, Landrichter ſeit 1. April, bisher Amtsrichter in Velbert. 
(Schwarz, Landrichter, am 1. April nach Marburg verſetzt.) 

H. Bernhardt, Landrichter ſeit 1. November, bisher Staatsanwalt 
in Rudolſtadt. (Dr. Herda, Landrichter, am 1. Juli zum Re⸗ 
gierungs⸗ und vortragenden Rath beim Staatsminiſterium in 
Meiningen ernannt.) 

Amtsgericht Meiningen. 

Diez, Amtsrichter ſeit 1. Januar 1898, bisher in Pößneck. (Bern⸗ 
hardt, Amtsgerichtsrath, ſeit 1. Auguſt unter Verleihung des 
Titels „Geheimer Juſtizrath“ penſionirt.) 

Amtsgericht Eisfeld. 

K. Kreß, Amtsgerichtsrath, ſeit 1. Januar 1898 zum auſſichts⸗ 
führenden Amtsrichter ernannt. (Thomas, Amtsgerichtsrath, Geh. 
Juſtizrath, im Auguſt 1897 verſtorben.) 

Luther, Amtsrichter ſeit 1. Januar 1898, bisher Amtsanwalt in 
Hildburghauſen. 

H. Höfling, Amtsanwalt (Ger.⸗Aſſeſſ.) in Hildburghauſen ſeit 
1. Januar 1898 (an Stelle von Luther). 

Amtsgericht Heldburg. 

H. Höfling, Amtsanwalt (Ger.⸗Aſſeſſ.) ſeit 1. Januar 1898 (an 
Stelle von Luther). 

Amtsgericht Hildburghauſen. 

H. Höfling, Amtsanwalt (Ger.⸗Aſſeſſ.) ſeit 1. Januar 1898 (an 
Stelle von Luther). 

Amtsgericht Römhild. 

H. Höfling, Amtsanwalt (Ger.⸗Aſſeſſ.) in Hildburghauſen ſeit 
1. Januar 1898 (an Stelle von Luther). 
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Amtsgericht Schalkau. 
Heim, Amtsanwalt (Ger.⸗Aſſeſſ.) ſeit 1. Januar 1898. 
(Lommer, Amtsanwalt, am 1. Januar 1898 zum Staatsanwalt 
in Rudolſtadt ernannt.) 
Amtsgericht Sonneberg. 
Heim, Amtsanwalt (Ger.⸗Aſſeſſ.) ſeit 1. Januar 1898 (an Stelle 
von Lommer). 
Amtsgericht Steinach. 
Heim, Amtsanwalt (Ger.⸗Aſſeſſ.) ſeit 1. Januar 1898 (an Stelle 
von Lommei). 
Amtgericht Themar. 
H. Höfling, Amtsanwalt (Ger.⸗Aſſeſſ.) in Hildburghauſen ſeit 
1. Januar 1898 (an Stelle von Luther). 
Amtsgericht Brotterode. a 
Rocholl, Amtsrichter ſeit 1. Dezember. (Quentin, Amtsrichter 
ſeit 1. Oktober nach Carlshafen verſetzt.) 
Amtsgericht Schleuſingen. 
Scheller, Senator, Amtsanwalt ſeit 1. Juli (an Stelle von Eck⸗ 
meye i). 
Amtsgericht Schmalkalden. 
Rüttgers, Gerichtsvollzieher ſeit 1. Juni. (Fuchs, Gerichtsvoll— 
zieher, am 1. Februar nach Steinau verſetzt.) 
Amtsgericht Steinbach- Hallenberg. 
v. Kienitz, Amtsrichter ſeit 1. Auguſt. 
Dr. Volgenau, Amtsrichter, am 16. Mai nach Caſſel verſetzt.) 
Amtsgericht Suhl. 
Hecht, Amtsrichter, ſeit 1. Januar 1897, bisher in Wettin. (Roloff, 
Amtsgerichtsrath, nach Erfurt verſetzt.) 


Landgericht Rudolſtadt. 
Ro ſe, Landgerichtsdirektor ſeit 1. Januar 1898, bisher Landgerichts— 
rath daſelbſt. 
Leonhardt, Friedrich, preuß. Gerichtsaſſeſſor, nicht ſtändiger 
Richter ſeit 1. März 1897. 
(Hercher, Landgerichtsdirektor, der Titel „Geheimer Juſtizrath“ vers 
liehen, am 27. Oktober geſtorben.) 


Staatsanwaltſchaft. 
Lommer, Joh., Staatsanwalt ſeit 1. Januar 1898, bisher Amts⸗ 
anwalt in Sonneberg. 
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(H. Bernhardt, Staatsanwalt, am 1. November zum Landrichter 
in Meiningen ernannt.) 

Amtsgericht Oberweißbach. 

(Körner, Amtsrichter, ſeit 1. Oktober zum 3. Mitgliede bei der 
Generaldirektion des Thür. Zoll⸗ und Steuervereins mit dem Titel: 
„Reg.⸗Aſſeſſor“ ernannt.) 

Amtsgericht Gräfenthal. 

Thielemann, Amtsrichter ſeit 1. Januar 1898, bisher Gerichts— 
ſchreiber beim Oberlandesgericht in Jena. (Keil, Amtsrichter, am 
1. Januar 1898 nach Pößneck verſetzt.) 

Amtsgericht Pößneck. 

Keil, Amtsrichter ſeit 1. Januar 1898, bisher in Gräfenthal. (Diez, 

Amtsrichter, am 1. Januar 1898 nach Meiningen verſetzt.) 


Landgericht Weimar. 

Dr. Linſenbarth, Landgerichtsdirektor ſeit 1. September, bisher 
Landgerichtsrath. (Trautvetter, Landgerichtsdirektor, am 1. Sep- 
tember zum vortragenden Rath im Juſtizdepartement mit dem 
Titel „Geh. Juſtizrath“ ernannt.) 

Dr. Rich. Deinhardt, Landrichter ſeit 1. Oktober, bisher Amts⸗ 
richter in Weimar. 

Dr. Ratz, Landrichter, erhielt am 29. Oktober den Titel: „Land⸗ 
gerichtsrath“. 

Amtsgericht Weimar. 

Dr. Flöl, Amtsrichter ſeit 1. Oktober, bisher Juſtizkommiſſar in 
Weimar. 

Dr. Rich. Hotzel, Amtsrichter ſeit 1. Oktober, bisher in Kalten⸗ 
nordheim. (Sachſe, Amtsgerichtsrath, am 1. Oktober in den 
Ruheſtand verſetzt. Rich. Deinhardt, Amtsrichter, am 1. Ok⸗ 
tober zum Landrichter in Weimar ernannt.) 

Amtsgericht Apolda. 

Kromayer, Amtsrichter ſeit 1. Juli 1897. (Clas, Amtsrichter, 
geſtorben 13. Mai.) ö 

Lotze, Ger.⸗Aſſeſſ., Amtsanwalt ſeit 10. Juni (an Stelle von Hotzel 
bezw. Tunder). 

Rechtsanwälte. 

Zulaſſungen: Dr. Salom. Tobler, beim Landgericht Meiningen 
ſeit 16. März. — Will. Oberländer, beim Landgericht Greiz 
ſeit 28. April. — Hartmann in Meuſelwitz, beim Amtsgericht 
Altenburg ſeit 13. Mai. — Dr. Mirus, beim Oberlandesgericht 
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Jena ſeit 15. Juni. — Dr. Körner, beim Landgericht Eiſenach. 
— Herold, beim Amtsgericht Ranis. 


Ernennungen: Kache in Waltershauſen zum Notar. Keßler in 


Sonneberg zum Notar. Hartmann in Meuſelwitz zum Notar. 
— Juſtizrath Haſe in Altenburg zum Geh. Juſtizrath. — Rechts⸗ 
anwalt und Notar Oertel in Eiſenberg zum Juſtizrath. — 
Müller in Gotha zum Juſtizrath. — Dr. Forkel in Coburg 
zum Juſtizrath. — C. Salzmann in Weimar zum Juſtizrath. — 
A. Stapf in Weimar zum Juſtizrath. — Dr. Voigt in Weimar 
zum Juſtizrath. 


Löſchungen: v. Voß in Gera zum Amtsrichter in Gera ernannt 


am 1. April. — P. Salzmann beim Amtsgericht Apolda. — 
Dr. Körner in Weimar. — Stapff beim Landgericht in Eife- 
nach und beim Amtsgericht Kaltennordheim. 


Geſtorben: Dr. Prüßing in Jena, am 16. Mai. — Juſtizrath 


Frank in Altenburg am 15. Dezember. 


Perzeichniß 
der im Jahre 1897 bei dem Oberlandesgericht geprüften 
Gerichtsaſſeſſoren und Referendare. 
(Vergl. Bd. 44 S. 95). 
Zuſammengeſtellt von Helmrich. 


1. Großherzogthum S.⸗Weimar. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: v. Haeften aus Weimar am 18. März, Walt h. 


Hörſchelmann aus Weimar am 12. November, Mar Ed. Lemmer⸗ 
zahl aus Weimar am 12. November. (1 gut, 2 ausreichend beſtanden.) 


b) Referendare: Arth. Henßge aus Mannſtedt am 6. Februar, Geor g 


Wolſchner aus Jena am 27. Februar, Max Rüdel ans Neuſtadt a. O. 
am 27. Februar, Karl Hartmaun aus Mellingen am 29. Mai, 
Ernſt Ortloff aus Ilmenau am 29. Mai, Fritz Bank aus Weimar 
am 11. Juli, Otto Röhrig aus Eiſenach am 17. Juli, Ernit Weißen. 
börn aus Eiſenach am 17. Juli, Karl Andrä aus Weimar am 
11. Dezember, Alfred Beyer aus Stadtſulza am 18. Dezember. 
(5 gut, 5 ausreichend, 1 nicht beſtanden, 1 auf 6 Monate zurückgewieſen.) 


2. Herzogthum S.⸗ Meiningen. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: vacat. | 
b) Referendare: Heinr. Neumann aus Meiningen am 10. Juli, Mar 


Albrecht aus Meiningen am 10. Juli, Alfr. Pfütſch aus Pößneck 
am 25. September, Arnold Tröbs aus Schaderthal am 11. Dezember. 
(1 gut, 3 ausreichend beſtanden.) 
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3. Herzogthum S.⸗Altenburg. 

a) Gerichtsaſſeſſoren: Paul Mahn aus Altenburg am 28. Mai, Joh. 

E: Fritzſche aus Altenburg am 28. Mai, Ad. Herbſt aus Altenburg am 
28. Mai, Osk. Böhme aus Rauſchwitz am 30. September, Paul 
Prater aus Wolpernhain am 30. September, Curt Schneider aus 
Eiſenberg am 30. September, Guido Vogel aus Altenburg am 
12. November. 

b) Referendare: Karl Schuſter aus Altenburg am 6. Februar, Max 
Rich. Müller aus Paitzdorf am 20. Februar, Th. Herm. Müller 
aus Kahla am 20. Februar, Paul Fiſcher aus Altenburg am 8. März, 
Karl Loſſius aus Altenburg am 4. Auguſt, Carl Poppe aus 
Altenburg am 4. Auguſt, Carl Kertſcher aus Altenburg am 4. Auguſt. 
(1 gut, 6 ausreichend beſtanden, 1 auf 6 Monate zurückgewieſen.) 


4. Herzogthum S.⸗Coburg u. Gotha. 

a) Gerichtsaſſeſſoren: Otto Buſch aus Ohrdruf am 18. März, Toni 
Morchutt aus Gotha am 18. März, Otto Rommel aus Zella am 
18. März, Otto Mittelsdorf aus Gotha am 30. September, Herm. 
Stoll II aus Gierſtädt am 30. ne (3 gut, 2 ausreichend 
beſtanden.) 

b) Referendare: Arno Buſch aus Ohrdruf am 6. Februar, Otto Pertſch 
aus Gotha am 29. Mai, Karl Klemann aus Coburg am 25. September, 
Otto Schröter aus Gotha am 11. Dezember, Leo Gutmann aus 
Coburg am 18. Dezember. (1 gut, 4 ausreichend beſtanden, 1 auf 6 
Monate zurückgewieſen, ſodann gut beſtanden.) 


5. Fürſtenthum Schw.⸗NRudolſtadt. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Karl Hecker aus Rudslſtadt am 12. November. 
b) Referendare: Erwin Stüber aus Könitz am 27. Februar. 


6. Fürſtenthum Reuß ä. L. 
a) Gerichtsaſſeſſoren: William Oberländer aus Greiz am 18. März. 
b) Referendare: Th. Dix aus Greiz am 29. Mai, Conſt. Möve aus 
Greiz am 4. Auguſt. 


| 7. Fürſtenthnm Reuß j. L. 
a) Gerichtsaſſeſſoren: Guſt. Mengel aus Gera am 12. November. 
b) Referendare: Mart. Rolle aus Hirſchfeld am 20. Februar, Walth. 
Braune aus Tanna am 20. Februar, Arthur Sonntag aus 
Kretzſchwitz am 25. September. (1 gut, 2 ausreichend beſtanden.) 


8. Andere Staaten. 


Referendare: Karl Meng aus Barchfeld am 10. Juli. 

Sa. 18 Gerichtsaſſeſſoren⸗ Prüfungen, wovon 5 gut und 13 ausreichend be⸗ 
ſtanden haben. 

Sa. 35 Referendar⸗Prüfungen, wovon 10 gut, 23 ausreichend und 2 nicht 
beſtanden haben, 3 auf 6 Monate zurückgewieſen find, wovon 1 ſodann 
gut beſtanden hat. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Rechtsfällen m. 


Die Stellung des Richters nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche. 
Von Herrn Dr. Ludwig Fuld, Rechtsanwalt in Mainz. 


Wie in ſo vielen Punkten, ſo iſt auch bezüglich der Anſchauungen 
über die Stellung des Richters gegenüber den Streittheilen am Aus- 
gang des 19. Jahrhunderts eine Aenderung zu beobachten, welche 
am letzten Ende auf eine Rückkehr zu der Auffaſſung hinauskommt, 
die vor 100 Jahren in dem Zeitalter des aufgeklärten Despotismus 
die herrſchende war und deren Einfluß man in den großen Kodifi- 
kationen unſchwer erkennen kann, die damals und in den unmittelbar 
folgenden Jahrzehnten entſtanden find. Dem Geiſte jener Zeit ent- 
ſprach es, dem Richter ein weitgehendes Recht zu der Beurtheilung 
der vor ihn gebrachten Rechtsfälle und Rechtsſtreitigkeiten unter dem 
Geſichtspunkte der Billigkeit und des vernünftigen, von einem gewiſſen 
Wohlwollen getragenen Ermeſſens einzuräumen, der Richter ſollte nicht 
nur nach den ein für allemal feſiſtehenden Satzungen des geſchriebenen 
Rechts, ſondern auch nach billigem Ermeſſen ſein Urtheil ſprechen und 
hierbei ſich insbeſondere von der Rückſichtnahme auf die Verhältniſſe 
der Unbemittelten und Schwächeren, von humanen Erwägungen in 
geeignetem Maaße leiten laſſen. Die Philoſophie der Aufklärungs- 
periode trug zum guten Theile dazu bei, dieſe an die engliſche Billig⸗ 
keitsgerichtsbarkeit einigermaßen erinnernde Stellung als diejenige er⸗ 
ſcheinen zu laſſen, welche einerſeits der Vernunft, andererſeits dem 
geſellſchaftlichen und ſtaatlichen Wohle ganz beſonders gerecht werde; 
auch geſchichtliche Erinnerungen wirkten wohl mit, um die Geſetzgebung 
zu veranlaſſen, den Richter bis zu einem gewiſſen Grade mit Befug⸗ 
niſſen auszuſtatten, welche eigentlich in ihr Gebiet und nicht in das 
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der Rechtſprechung und Gefegedanwendung gehören. Die Reaktion 
gegen dieſe Behandlung der Frage iſt in der Geſetzgebung der letzten 
Jahrzehnte der erſten und der ganzen zweiten Hälfte dieſes Jahr⸗ 
hunderts zu erblicken, ihren Höhepunkt hat ſie wohl in der deutſchen 
Civilprozeßordnung, ſowie in der Konkursordnung erreicht, welche 
beide in ſtärkſtem Maße unter dem Banne der Doktrin ſtehen, die 
man auf volkswirthſchaftlichem Gebiete als Mancheſterlehre zu be⸗ 
zeichnen pflegt. Das Zurücktreten der Offizialthätigkeit des Richters 
und der Erſatz des Offizialbetriebes durch den Parteibetrieb, die Durch⸗ 
führung dieſes und der ſogenannten Verhandlungsmaxime bis zu den 
äußerften Konſequenzen ſelbſt ohne Rückſicht auf die realen Verhält⸗ 
niſſe und die für dieſelben hieraus ſich ergebenden Nachtheile, das 
Verbot für den Richter, dem zahlungsunfaͤhigen Schuldner Zahlungs- 
friſten zu geſtatten, ſind, um von der Nennung weiterer Beiſpiele ab⸗ 
zuſehen, für dieſe Richtung der Geſetzgebung charakteriſtiſch. Aber 
auch in der Landesgeſetzgebung machte ſich dieſelbe geltend, fo in der 
preußiſchen Vormundſchaftsordnung, welche die Autonomie des Vor⸗ 
mundes erweitert, das Einſchreiten des Vormundſchaftsrichters er- 
ſchwert und vermindert und ihm ſelbſt auf dem Gebiete der Ver⸗ 
waltung des vormundſchaftlichen Vermögens, ſowie der Sorge für 
die Perſon und Erziehung des Mündels nicht die machtvolle Stellung 
giebt, die hier vor allem erforderlich iſt, wo es ſich nicht ſowohl um 
rechtliche Anordnungen im eigentlichen Sinne, als um verwaltende 
Maßregeln im Intereſſe der des obrigkeitlichen Schutzes vor allem 
bedürftigen Perſonen handelt. Die ſtaatsſozialiſtiſche Strömung, welche 
ihren Einfluß in Deutſchland ſeit nunmehr bald zwei Jahrzehnten 
geltend macht, mußte auch für die Regelung der Stellung des Richters 
von Bedeutung werden; zunächſt noch etwas unbewußt, ſpäter aber 
bewußt, hat ſich in dieſer Hinſicht eine Umwandlung vollzogen, 
die in dem Bürgerlichen Geſetzbuche nur einen vorläufigen Abſchluß 
erhalten hat. Die Geſetzgebung ſieht davon ab, den Richter durch 
die engen Schranken der Rechtsformeln zu binden, ſie überläßt ihm 
vielmehr die freieſte Würdigung der thatſächlichen Verhältniſſe und 
berechtigt ihn von Fall zu Fall zu entſcheiden, was dieſen Verhält⸗ 
niſſen angemeſſen iſt, was ihnen entſpricht. Auf ſtrafrechtlichem Ge⸗ 
biete iſt dies zuerſt geſchehen; das Geſetz vom 24. Mai 1880, welches 
in Abänderung des Strafgeſetzbuchs den Darlehenswucher wieder als 
ſtrafbare Handlung anerkannte, wich von der älteren Wuchergeſetz⸗ 
gebung darin ab, daß es nicht ſowohl das Ueberſchreiten eines be⸗ 
ſtimmten Zinsfußes zum Merkmal des Thatbeſtandes des Wucher⸗ 
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deliktes machte, als vielmehr das auffallende Mißverhältniß, welches 
im Einzelfalle zwiſchen den zugeſicherten Vermögensvortheilen und der 
verſprochenen Leiſtung vorhanden iſt, die der Bewucherte von dem 
Wucherer erhält. Hierdurch war der Rechtſprechung ſchon die Mög⸗ 
lichkeit gewährt, die praktiſche Bedeutung und Tragweite des Wucher⸗ 
deliktes zu beſtimmen; noch weiter ging die Novelle zu dieſem Geſetz 
vom 19. Juni 1893, welche neben das Delikt des Darlehnswuchers 
das des Sachwuchers ſtellte. Auch bei der Formulirung des That⸗ 
beſtandes dieſes hat der Geſetzgeber ſich nur auf die Aufſtellung des 
Thatbeſtandsmerkmals beſchränkt, daß nach den Umſtänden des Falles 
zwiſchen der Leiſtung und den dafür als Aequivalent gewährten oder 
verſprochenen Vermögensvortheilen ein auffälliges Mißverhältniß vor⸗ 
handen ſein müſſe. Da das Delikt des Sachwuchers jedem zwei⸗ 
ſeitigen Rechtsgeſchäfte gegenüber ohne Ausnahme möglich iſt, ſo 
erhöht ſich die Bedeutung, welche die freiere Stellung des Richters 
auf dieſem ſtrafrechtlichen Gebiete durch das frühere Geſetz bereits 
erhalten hatte, hierdurch in erheblichſtem Maße; das Geſetz macht den 
Richter, wie man nicht unzutreffend bemerkt hat, zu einem wirthſchaft⸗ 
lichen Cenſor, er ſoll beurtheilen, ob Leiſtung und Gegenleiſtung, 
Werth und Gegenwerth in einem angemeſſenen Verhältniß zu einander 
ſtehen oder die letztere die erſtere derart überſteigt, daß ein auffälliges 
Mißverhältniß anzunehmen iſt. Das Geſetz führt inſoweit in die die 
Preisbildung beeinfluſſenden Verhältniſſe ein neues und eigenartiges 
Moment ein, das der Angemeſſenheit von Leiſtung und 
Gegenleiſtung, was im Grunde genommen eine Rückkehr zu den 
Anſchauungen enthält, von welchen die romaniſtiſch⸗kanoniſche Rechts⸗ 
und Wirthſchaftslehre bei der Aufſtellung der Doktrin des pretium 
justum geleitet war. Ob mit dieſer Aufgabe dem Richter nicht eine 
Verpflichtung auferlegt wird, welche er in einer, den ſachlichen Ver⸗ 
hältniſſen gerecht werdenden Weiſe vielfach nicht erfüllen kann, iſt 
hier nicht weiter zu erörtern, es mag nur die Thatſache feſtgeſtellt 
werden, daß in den ſeit Inkrafttreten des Geſetzes vom 19. Juni 
1893 verfloſſenen Jahren die neue Beſtimmung über den Sachwucher 
nur in überaus ſeltenen Fällen angewendet worden iſt, was nicht 
ſowohl etwa darauf zurückgeführt werden kann, daß die Verhältniſſe, 
die zu der Erweiterung des Wuchergeſetzes Anlaß gaben, mit Erlaß 
des Geſetzes von 1893 auf einmal verſchwunden ſind, als vielmehr 
auf die Scheu des Richterthums, von den weitgehenden und in die 
wirthſchaftlichen Verhältniſſe tief einſchneidenden Befugniſſen Gebrauch 
zu machen, die den weſentlichen Inhalt des neuen Rechts ausmachen. 
7 
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Dieſe vorfichtige Zurückhaltung ift übrigens, um hierüber keinen Zweifel 
aufkommen zu laſſen, keineswegs zu tadeln, ſie bietet die Sicherheit 
dafür, daß die Rechtſprechung ſich nicht unter dem Einfluß leiden⸗ 
ſchaftlicher Entrüſtung und Erregung großer Kreiſe der Bevölkerung 
zu Entſcheidungen drängen läßt, welche vor der objektiven und leiden⸗ 
ſchaftsloſen Prüfung nicht beſtehen können, wozu gerade die An⸗ 
wendung der Wuchergeſetze, denen man ja durch die Bezeichnung als 
Geſetze ab irato nicht Unrecht thut, an ſich wohl Gelegenheit und 
Veranlaſſung hätten bieten können. Das Geſetz vom 16. Mai 1894 
über die Abzahlungsgeſchäfte eignete ſich die von der Wuchergeſetz— 
gebung angenommenen Grundſätze für die Anwendung auf civilrecht⸗ 
lichem Gebiete an; nach § 4 desſelben kann eine wegen Nichterfüllung 
der dem Käufer obliegenden Verpflichtungen verwirkte Vertragsſtrafe, 
wenn ſie unverhältnißmäßig hoch iſt, auf Antrag des Käufers durch 
Urtbeil auf den angemeſſenen Betrag herabgeſetzt werden, die Herab⸗ 
ſetzung einer entrichteten Strafe iſt jedoch hierbei ausgeſchloſſen; dieſe 
Ermäßigungsbefugniß des Richters gegenüber einer bei einem Ab⸗ 
zahlungsgeſchäft vereinbarten Vertragsſtrafe geht weiter als das auf 
Grund des Preuß. Landrechts I 5 § 301 dem Richter eingeräumte 
Recht, eine Vertragsſtrafe, welche das Doppelte des wirklich aus— 
zumittelnden Intereſſes überſteigt, auf den Betrag dieſes doppelten 
Intereſſes zu ermäßigen, das übrigens bei allen Vertragsſtrafen, gleich- 
viel auf Grund welchen Geſchäfts ſie vereinbart ſind, zur Anwendung 
kommt. 

Wenn das Bürgerliche Geſetzbuch dem Richter eine andere 
Stellung einräumen wollte, als er ſie bis dahin beſaß, ſo fand es 
den Weg hierfür durch die ſoeben genannten Geſetze bereits angegeben 
und gebahnt, es brauchte nur die Anſchauungen dieſer in den Fällen, 
wo es ihm geboten erſchien, ſich anzueignen und eventuell weiter zu 
entwickeln. Dies iſt denn thatſächlich auch geſchehen, vielleicht in einem 
Umfange, der nicht ganz unbedenklich iſt. Von Einfluß war hierbei 
auch ohne Zweifel die ſozialpolitiſche Geſetzgebung, und zwar nicht 
nur die Geſetzgebung über die Arbeiterverſicherung, ſondern auch die 
über die Errichtung von Gewerbegerichten; es heißt nur Be⸗ und An⸗ 
erkanntes feſtſtellen, wenn betont wird, daß in dieſer Geſetzgebung die 
Fürſorgepflicht des Richters, welche in dem Preußiſchen Landrecht und 
der allgemeinen Gerichtsordnung allerdings ebenfalls in ſtarkem Maaße 
zur Verkörperung gelangt war, als eines der leitenden Grundprinzipien 
betrachtet wird, und zwar nicht nur bezüglich des materiellen, ſondern 
auch in Anſehung des formellen Rechts; es iſt vollſtändig zutreffend, 
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wenn das NReichdverficherungsamt in einem Rundſchreiben vom 2. Juli 
1887 bemerkt: „Es darf nicht außer Acht gelaſſen werden, daß das 
ſchiedsgerichtliche Verfahren, beſtimmt zur Entſcheidung über die nicht 
nach privatrechtlichen Geſichtspunkten zu beurtheilenden, ſondern aus 
einer ſozialpolitiſchen Fürſorgepflicht entſpringenden und durch das 
Geſetz mit öffentlicher Natur und Gewähr ausgeſtatteten Unfallent⸗ 
ſchädigungsanſprüche, auf Ergründung materieller Wahrheit abzielt 
und daher nicht bloß auf freier Würdigung des von den Parteien 
beſchaffenen Beweismaterials, ſondern auch auf dem Rechte und der 
Pflicht freieſter Berückſichtigung alles deſſen beruht, was zur that⸗ 
ſächlichen Aufklärung dienlich iſt.“ Daß für das Anwendungs- und 
Geltungsgebiet der Sozialgeſetzgebung dieſe Stellung des Richters die 
richtige und dem Bedürfniß der hierbei in Betracht kommenden Ver⸗ 
hältniſſe allein entſprechende iſt, wird auch von denjenigen nicht be⸗ 
ſtritten, welche der analogen Regelung für das bürgerliche Recht im 
engeren Sinne widerſtrebend gegenüberſtehen oder ſogar darin ein 
Verlaſſen derjenigen Grundſätze erblicken, die ihrer Anſicht nach auf 
Richtigkeit allein Anſpruch haben. 

Für das Bürgerliche Geſetzbuch ergab ſich nun die Nothwendigkeit 
einer entſprechenden Behandlung der Frage, abgeſehen von den 
im Vorſtehenden enthaltenen Gründen, vor allem und ganz be- 
ſonders um deswillen, weil in ihm die ſozialpolitiſche Tendenz 
innerhalb gewiſſer Grenzen Anerkennung gefunden und zu einer 
eigenartigen Normirung verſchiedener Rechtsverhältniſſe geführt hat, 
welche von dem Inhalte des bisherigen Rechts zum Theil recht er— 
heblich abweicht. Sollte der ſoziale Gedanke, wie es doch faſt 
allgemein als nothwendig erachtet wurde, auch im bürgerlichen Rechte 
in höherem Maaße zum Durchbruch kommen denn ſeither, ſo mußte 
der Richter mit der Befugniß ausgeſtattet werden, gegebenen Falles 
die Forderungen der Billigkeit und der geſellſchaftlichen Angemeſſenheit 
durch ſeine Entſcheidung zu verwirklichen, ſo konnte der Geſetzgeber 
ihm die Möglichkeit nicht verſagen, in gewiſſen Fällen gewiſſermaßen 
an ſeiner Stelle ſelbſt zu beſtimmen, was Rechtens ſei und was der 
Rechtsordnung entſpreche, ſo konnte ſchließlich die Rechtsordnung auch 
ſich der Konſequenz nicht entziehen, die richterlichen Organe zu er⸗ 
mächtigen, in die Freiheit des Vertragsrechts einzugreifen, hier einen 
Vertrag aus Gründen höheren Rechts oder der Ethik für ungültig zu 
erklären, dort die Vereinbarung, durch welche ein beſtimmter Preis 
für die Entfaltung einer Thätigkeit verabredet iſt, in Anſehung dieſes 
einer Prüfung, und die verabredete Höhe einer Reduktion zu unter⸗ 
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ziehen und auf dieſe Weiſe die Fiktion der Vertragsfreiheit durch die 
wirkliche Vertragsfreiheit zu erſetzen. Für das Bürgerliche Geſetzbuch 
iſt dieſe Fiktion faſt als überwunden zu bezeichnen, wenn ſchon die 
Spuren der einſt allgemein anerkannten und beinahe als unbeſtrittenes 
Dogma betrachteten Lehre noch an verſchiedenen Stellen desſelben 
unſchwierig zu erkennen ſind. Aus dem Geſagten ergiebt ſich ohne 
Weiteres, daß derjenige Theil des Geſetzbuches, in welchem die ver⸗ 
änderte Stellung des Richters vor allem hervortritt, das Recht der 
Schuldverhältniſſe iſt, aber auch in anderen Theilen kommt dieſelbe 
zum Ausdruck, ſo namentlich in dem Perſonenrecht, ſpeziell in dem 
Ehe⸗ und Vormundſchaftsrecht. In welcher Weiſe ſich dieſe freie 
Stellung des Richters im einzelnen geltend macht, ſoll nun im Folgenden 
an Hand einiger der betreffenden Vorſchriften des Geſetzbuches dar⸗ 
geſtellt werden, wobei zu bemerken iſt, daß die Aufzählung auf den 
Charakter der Vollſtändigkeit keinen Anſpruch erhebt. 

In 8 6 hat das Geſetzbuch die Entmündigung wegen 
Trunkſucht geregelt, welche dem bisherigen Rechte nicht bekannt 
war; die Vorausſetzungen, von welchen dieſe in die Perſonen⸗ und 
Vermögensſphäre weit eingreifende Maßregel abhängig gemacht iſt, 
ſind einmal das durch die Trunkſucht hervorgerufene Unvermögen des 
Trinkers, ſeine Angelegenheiten zu beſorgen, ſodann die Entſtehung der 
Gefahr des Nothſtandes bei ihm ſelbſt oder ſeiner Familie oder end⸗ 
lich die Gefährdung der Sicherheit Anderer. Dieſe drei alternativen 
Vorausſetzungen enthalten elaſtiſche Begriffe, welche dem ſubjektiven 
Ermeſſen des Richters ziemlich weitgehenden Spielraum gewähren 
und inſofern auch, was bei jeder Verwendung ſolcher Begriffe 
in größerem oder geringerem Maße ſtets der Fall iſt, eine gewiſſe Willkür 
bei der Handhabung nicht unbedingt ausſchließen; ob Jemand durch 
ſeinen Hang zur Völlerei ſich und ſeine Angehörigen der Gefahr des 
Nothſtandes ausſetzt, läßt ſich niemals abſtrakt, ſondern nur von Fall 
zu Fall unter ſorgfältigſter Prüfung und Würdigung aller konkreten 
Momente beurtheilen; das Vorhandenſein der Gefahr des Nothſtandes 
genügt dem Geſetzbuch zu Folge für die Entmündigung, ob die Ge⸗ 
fahr eine entferntere oder nähere iſt, beeinflußt die Entſcheidung des 
Richters nicht; auch die noch weit entfernte Gefahr bildet eine aus— 
reichende Rechtfertigung der die Entmündigung ausſprechenden Ent⸗ 
ſcheidung des Richters und dieſer würde den eminent vorbeugenden 
Charakter der ganzen Maßregel verkennen, wollte er einer noch 
ziemlich weit entfernten Gefahr des Nothſtandes nicht die Bedeutung 
eines die Entmündigung rechtfertigenden Grundes beilegen. Die 
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Vorausſetzungen enthalten keine Rechts-, ſondern vielmehr wirthſchaft⸗ 
liche Begriffe, die dabei berückſichtigten Momente laſſen eine Nach⸗ 
prüfung durch den auf die Rechtsfrage beſchränkten Reviſionsrichter 
regelmaͤßig nicht zu und ſo ſteht dieſerhalb der mit der Entmündigung 
eines Trunkenbolds befaßte Richter dem ganzen Sachverhalt mit großer 
Machtvollkommenheit gegenüber, welche ihm geſtattet, dem Gedanken 
der Schutzfürſorge in weitgehendem Umfange nachzukommen. 

Die Stellung, welche das Geſetzbuch für den Richter als noth⸗ 
wendig erachtet hat, befähigt ihn auch Rechtsgeſchäfte für nichtig zu 
erklären, welche mit den guten Sitten in Widerſpruch ſtehen; als ein 
Unterfall der Verletzung der guten Sitten wird es nach § 138 be⸗ 
trachtet, wenn Jemand unter Ausbeutung der Nothlage, des Leicht⸗ 
finn® oder der Unerfahrenheit eines Anderen fi oder einem Dritten 
für eine Leiſtung Vermögensvortheile verſprechen oder gewähren läßt, 
welche den Werth der Leiſtung dergeſtalt überſteigen, daß nach den 
Umſtänden die Vermögensvortheile in auffälligem Mißverhältniß zu 
der Leiſtung ſtehen. Dieſe Beſtimmung begreift die geſammten Fälle 
der Bewucherung; ſowohl der Darlehns⸗ wie der Sachwucher 
wird hierdurch in civilrechtlicher Hinſicht als Nichtigkeitsgrund der 
Verträge und Vereinbarungen beſtimmt. Wie bereits oben andeutungs⸗ 
weiſe bemerkt wurde iſt dieſe Vorſchrift von überaus großer Be⸗ 
deutung und wenn dies bisher ſo gut wie nicht hervortrat, ſo muß 
doch mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß im Laufe der Zeit 
die Praxis ſich mit ihrer Anwendung mehr befreundet. Die Vor⸗ 
ſchrift giebt dem Richter die Möglichkeit, in die Preisbildung ein 
neues Moment einzuführen, das der Angemeſſenheit von Leiſtung und 
Gegenleiſtung, und bedeutet allerdings inſofern einen vollſtändigen 
Bruch mit dem hergebrachten Syſtem des Obligationenrechts nicht 
minder wie mit den Anſchauungen, welche noch den erſten Entwurf 
des Bürgerlichen Geſetzbuches beherrſchten, die dahin gingen, die Auf⸗ 
nahme eines Satzes über die Aufhebung eines Vertrags in Folge der 
laesio enormis des einen Theils als bedenklich und gefährlich für 
das Verkehrsleben zu bezeichnen. Im Vergleiche mit dieſer grund⸗ 
ſätzlich jo überaus einſchneidenden Befugniß des Richters zur Regu⸗ 
lirung der Preis- und Werthverhältniſſe iſt die in § 343 anerkannte 
Befugniß zur Minderung einer Vertragsſtrafe im Verhältniß nur 
von geringerer Wichtigkeit wenigſtens in grundſätzlicher Hinſicht; in 
der Praxis wird ſich allerdings die Sachlage ganz anders geſtalten, 
§ 343 wird aller Wahrſcheinlichkeit weit häufiger in Anwendung ge⸗ 
bracht werden als der Wucherparagraph, der Richter wird ſich viel 
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leichter dazu entſchließen, eine Vertragsſtrafe als übermäßig hoch zu 
qualifiziren, denn auszuſprechen, daß eine wirthſchaftliche Leiſtung 
in auffälligem Mißverhältniß zu dem für fie gewährten Vermögens⸗ 
vortheil ſteht. Es bedarf auch keiner eingehenden Beweisführung, 
um die Behauptung als eine durchaus berechtigte erſcheinen zu laſſen⸗ 
daß die letztere Thätigkeit auf ganz andere und größere Schwierig- 
keiten ſtößt denn jene. Nach § 343 kann eine verwirkte unverhältniß⸗ 
mäßig hohe Strafe auf Antrag des Schuldners durch Urtheil auf 
einen angemeſſenen Betrag herabgeſetzt werden; bei der Beurtheilung 
der Angemeſſenheit iſt jedes berechtigte Intereſſe des Gläubigers, 
nicht bloß das Vermöͤgensintereſſe, in Betracht zu ziehen. Nach der 
Entrichtung der Strafe iſt jedoch die Herabſetzung ausgeſchloſſen. Das 
Gleiche gilt auch für den Fall, daß eine Strafe mit Bezug auf die 
Vornahme oder Unterlaſſung einer Handlung verſprochen wurde. 
Dieſe Reduktionsbefugniß kommt nur auf dem Gebiete des Civilrechts 
im eigentlichen Sinne zur Anwendung; bezüglich derjenigen Rechts⸗ 
verhältniffe, deren Beurtheilung nach Handelsrecht erfolgt, greift fie 
nicht Platz, abgeſehen von den ſog. Konkurrenzklauſeln. Die auf 
Grund des Arbeits- und Dienſtvertrags entſtehenden Rechtsverhält⸗ 
niſſe dürften diejenigen ſein, bezüglich welcher der Richter von der 
ihm durch § 343 eingeräumten Macht am häufigften Gebrauch zu 
machen Veranlaſſung haben wird; iſt doch die Vereinbarung großer 
Vertragsſtrafen in dieſen geradezu zur Regel geworden, man erinnere 
ſich beiſpielsweiſe nur an die Vertragsſtrafen, welche in den Bühnen⸗ 
verträgen vorkommen, die ſich ja überhaupt durch rückſichtsloſe Aus⸗ 
nutzung derjenigen Befugniſſe kennzeichnen, welche der wirthſchaftlich 
Stärkere in der privatrechtlich organiſirten Geſellſchaft hat. Wenn 
das Geſetzbuch dem Richter die Berückſichtigung jedes berechtigten 
Intereſſes des Gläubigers, nicht nur des Vermögendintereſſes, zur 
Pflicht macht, jo liegt hierbei der Nachdruck auf dem Worte „be⸗ 
rechtigt“; der Richter wird zwiſchen einem Intereſſe des Gläubigers, 
welches den Schutz oder die ſei es auch nur ſtillſchweigende An⸗ 
erkennung der Rechtsordnung genießt und einem Intereſſe ſcharf zu 
unterſcheiden haben, dem die Rechtsordnung gleichgültig oder gar 
mißbilligend gegenüberſteht. Selbſtverſtändig kann es ſich hierbei nur 
um wirkliche Intereſſen und mit nichten um vermeintliche handeln, 
auch dann iſt die Rückſichtsnahme auf ſolche fiktive oder fingirte 
Intereſſen ausgeſchloſſen, die gerade bei der Bemeſſung der Vertrags⸗ 
ſtrafen eine ſehr große Rolle ſpielen, wenn der Gläubiger ernſthaft an 
ſie geglaubt hat und an dem Vorhandenſein der bona fides auf ſeiner 
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Seite ein Zweifel nicht beſtehen kann. Die aus 8 343 ſich ergebende 
Befugniß kann und wird mit dem nach § 138 beſtehenden Recht zur 
Nichtigkeitserklärung wucheriſcher Verträge nicht ſelten zuſammentreffen, 
und gerade die Verhältniſſe des Dienſt⸗ und Arbeitsvertrags, ſpeziell 
des Theatervertrags, bieten hierzu Gelegenheit. Iſt es nicht zweifel⸗ 
haft, daß der Theaterleiter, welcher zu einer Zeit, wo die Stellen für 
die Saiſon ſammt und ſonders beſetzt find, die Gagen ſeines Perſonals 
der Art herabſetzt, daß das Mißverhältniß zwiſchen Leiſtung und 
Gegenleiſtung ein ſchreiendes genannt werden muß, mit der die Ver⸗ 
tragserfüllung bezweckenden Klage auf Grund des 8 138 abzuweiſen 
wäre, ſo unterliegt es nicht minder keinem Zweifel, daß die für den 
Fall des Vertragsbruchs eines Mitglieds des Bühnenperſonals in 
einer derartigen Höhe angeſetzte Vertragsſtrafe, daß ſie den Verdienſt 
mehrerer Jahre desſelben umfaßt, unbedingt herabzuſetzen if. Je 
geringer die Bezahlung der Perſon bezw. ihr Verdienſt, welche ſich 
der Vertragsſtrafe unterworfen hat, um ſo eher wird von einer un⸗ 
verhältnißmäßigen Höhe bei derſelben die Rede fein können. Wie bei 
der Frage der Gültigkeit der Konkurrenzklauſeln iſt auch hierbei zu 
prüfen, ob der Ertrag aus dem Vertrag, deſſen Erfüllung durch die 
Vertragsſtrafen geſichert werden ſoll, ein Aequivalent für die Neben⸗ 
abrede bietet oder nicht. Für die Entwickelung des Arbeits⸗ und 
Dienſtrechts können dieſe beiden Beſtimmungen eine ſehr erhebliche 
Bedeutung gewinnen; die Arbeitsordnungen der Fabriken wimmeln 
vielfach geradezu von Vertragsſtrafen, und es ſcheint in der unſere 
Zeit beherrſchenden Strömung zu liegen, daß man bei den auf dem 
Boden des Dienftvertrag® beruhenden Verhältniſſen von ihrer Verein⸗ 
barung einen immer umfangreicheren Gebrauch macht. Das Er⸗ 
mäßigungsrecht des Richters bietet hiergegen ein gewiſſes Gegenge⸗ 
wicht, das in der künftigen Privatrechtsordnung um ſo weniger ent⸗ 
behrt werden konnte, als die Unterwerfung unter die mit der Ver⸗ 
tragsſtrafe verſehene Klauſel für den einen Vertragstheil vielfach nur 
dem Scheine nach eine freiwillige iſt. Eine ängſtliche Anwendung 
dieſes Rechts würde offenbar gegen die Tendenz verſtoßen, welche 
die Geſetzgebung bei ſeiner Anerkennung geleitet hat, der Richter 
würde durch eine übergroße Zurückhaltung beweiſen, daß er für die 
Stellung, die ihm der Geſetzgeber eingeräumt hat, nicht das nöthige 
Verſtändniß hätte und noch unter dem Banne von Vorſtellungen 
ſtände, welche einer Zeit entſprachen, die die Aufgabe der Juſtiz ledig— 
lich in der Auslegung des geltenden Geſetzes erblickten und gegen die 
Erweiterung ihrer Befugniſſe in der hier angegebenen Richtung jenes 
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Mißtrauen würde geltend gemacht haben, welches für die Erklärung 
der formaliſtiſchen Stellung des Richters in manchen Staaten viel⸗ 
leicht in erſter Linie in Betracht zu ziehen iſt. 

Eine konſequente Fortbildung und Erweiterung des Grundſatzes, 
welcher in § 343 anerkannt ift, enthält § 655 bezüglich der Stellung 
des Richters zu dem vereinbarten Mäklerlohn; wenn nämlich 
für den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluß eines Dienſtvertrags 
oder für die Vermittelung eines ſolchen Vertrags ein unverhältniß⸗ 
mäßig hoher Mäklerlohn vereinbart worden iſt, ſo kann er auf An⸗ 
trag des Schuldners durch Urtheil auf den angemeſſenen Betrag 
herabgeſetzt werden; nach der Entrichtung des Lohnes iſt die Herab⸗ 
ſetzung ausgeſchloſſen. Dieſe Vorſchrift iſt nicht mit Unrecht als eine 
der einſchneidenſten Aenderungen bezeichnet worden, welche das geltende 
Vertragsrecht je getroffen haben; „bisher haben wir an dem Satz“, 
fo äußerte ſich Jaſtrow vor der endgültigen Annahme des be⸗ 
treffenden Paragraphen, „daß jeder Menſch den Preis ſeiner Waare 
und ſeiner Arbeit beſtimmen dürfe, in dieſer Form nicht gerüttelt, die 
Einſchränkung, welche die Geſetzgebung im ſozialpolitiſchen Intereſſe 
beim Wucher getroffen hat, ſetzte beſondere Umſtände des Vertrags ⸗ 
abſchluſſes voraus, daß man aber die Vertragsfreiheit beſtehen läßt 
und daneben dem einen Kontrahenten das Recht eintäumt, darüber, 
ob ein justum pretium vorliege, einfach das Ermeſſen des Richters 
anzurufen iſt eine Norm, wie ſie bisher im modernen Privatrecht 
überhaupt noch nicht getroffen iſt 1).“ Ganz allein, alſo ohne daß die 
Befugniß in dem Vorhandenſein gewiſſer Ausnahmeverhältniſſe, Aus⸗ 
beutung der Nothlage, des Leichtſinns und der Unerfahrenheit ihre 
Rechtfertigung fände, iſt dem Richter das Recht eingeräumt, den Preis 
einer Arbeit zu beſtimmen und zwar ohne Rückſicht auf die verein⸗ 
barte Höhe und ohne Rückſicht auf die Willensäußerung desjenigen, 
welcher ſich hierzu gegen den verſprochenen Satz bereit erklärt hat; 
lediglich die Bemängelung der Höhe ſeitens desjenigen, der ſie ver⸗ 
ſprochen hat, bildet eine genügende Vorausſetzung für den Richter, 
um ſeine Reduktionsbefugniß zur Anwendung zu bringen. In dieſem 
Zuſammenhange handelt es ſich nicht darum zu unterſuchen, ob und 
in wie weit die Gerichte in der Lage ſein werden, von dieſer Be⸗ 
fugniß bei den durch den Mäklervertrag hervorgerufenen Verhältniſſen 
in allſeits befriedigender Weiſe Gebrauch zu machen, ſondern nur um 


1) Der Mäklervertrag im Bürgerlichen Geſetzbuch, Soziale Praxis, Bd. 5, 
S. 958—961. ö 
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die grundſätzliche Bedeutung dieſer eigenartigen Privatrechtsnorm für 
die Stellung des Richters: dem Mäklerlohn gegenüber hat inhaltlich 
derſelben der Richter eine Stellung wie gegenüber keiner anderen auf 
Grund eines Vertrags verabredeten Vergütung für Dienſtleiſtungen 
irgend welcher Art, die Freiheit der Feſtſetzung der Vergütung iſt 
vollſtändig aufgehoben und zwar zu Gunſten der Beſtimmung der⸗ 
ſelben durch die Organe des Staates. Es muß die Frage als eine 
offene bezeichnet werden, ob die künftige Rechtsentwicklung vielleicht 
dahin führt, den bis jetzt nur für das Gebiet des Mäklervertrags 
anerkannten Grundſatz derart zu verallgemeinern, daß ſeiner An⸗ 
wendung das geſammte Gebiet des Vertragsrecht unterſtellt würde, 
wenn wir die Veränderungen überblicken, welche in das Privatrecht 
im Laufe der letzten Jahre eingeführt wurden und gleichzeitig den 
einſchneidenden Modifikationen der Doktrin die ſachlich gebotene Auf⸗ 
merkſamkeit ſchenken, werden wir immerhin die Möglichkeit nicht ſchlechthin 
beftreiten können, daß früher oder fpäter die Preisbeſtimmung und 
die Feſtſetzung des für Dienſtleiſtungen jeder Art zu gewährenden 
Aequivalents ganz allgemein der richterlichen Kontrolle unterſtellt wird, 
es wäre dies die Erſetzung der Privatrechtsordnung durch eine Sozial⸗ 
rechtsordnung, alſo eine Reform, welche mit den geiſtigen Strömungen 
und Beſtrebungen unſerer Zeit theilweiſe ganz gut übereinſtimmt. 
Freilich darf man nicht glauben, daß mit der Einführung eines 
ſolchen allgemeinen und fait vorausſetzungsloſen richterlichen Kontroll- 
und Ermäßigungs rechts unſere Zeit eine Schöpfung aufzuweiſen hätte, 
für die ſie den Anſpruch auf beſondere Originalität zu erheben be⸗ 
rechtigt wäre; im Grunde genommen, iſt es auch hier nur die Lehre 
vom pretium justum, die wir damit als Richtſchnur für die Regu⸗ 
lierung der Verhältniſſe des modernen Lebens adoptiren würden — 
nur in etwas moderniſirter und neu aufgeputzter, d. h. mit den heute 
gang und gäbe gewordenen wiſſenſchaftlichen und pſeudowiſſenſchaft⸗ 
lichen Schlagwörtern verbrämter Form, ein Beweis für die Kreis⸗ 
laufsbewegung der menſchheitlichen Entwicklung in mancher Hinſicht. 
Bei dem Erlaß des Wuchergeſetzes von 1893 hat die Reichsgeſetz⸗ 
gebung es vermieden, im Hinblick auf die Erinnerung an die Lehre 
vom pretium justum die Ueberſchreitung des üblichen Nutzens oder 
des herkömmlichen Geſchäftsgewinns zu einem Thatbeſtandsmerkmal 
des neuen Delikts des Sachwuchers zu machen, man konnte ſich da⸗ 
mals noch nicht damit befreunden, dem Richter die Befugniß zu geben, 
einen Preis, eine Vergütung als angemeſſen, als allein den beſtehen⸗ 
den Verhältniſſen entſprechend zu bezeichnen; bei der Formulirung, 
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welche 8 654 erhalten hat, exiſtirten die damaligen Bedenken nicht 
mehr, und es iſt von großer Wichtigkeit, feſtzuſtellen, daß in den Ver⸗ 
handlungen des Reichstags auf die Tragweite dieſes Bruchs mit den 
Traditionen des Privatrechts überhaupt nicht aufmerkſam gemacht 
wurde, wie dieſelbe auch in der Litteratur mit nichten die gebührende 
Würdigung fand. Grundſätzlich würde nichts im Wege geſtanden 
haben, nachdem das Geſetzbuch ſich zu der Aufnahme dieſes Para- 
graphen entſchloſſen hatte, dem Richter auch die Befugniß zu ver« 
leihen, das Honorar, das ſich ein Arzt für eine Behandlung audbe- 
dungen oder das einem Künſtler für ſein Auftreten an einem Theater 
verſprochene Spielhonorar auf den angemeſſenen Betrag zu ermäßigen. 
Bezüglich des Extrahonorars, das ſich der Rechtsanwalt auf Grund 
des § 93 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte aus bedingen kann, 
iſt, wenn dasſelbe die Grenzen der Mäßigung überſchreitet, ſeine Herab⸗ 
ſetzung im Prozeßwege auf Grund eines eingeholten Gutachtens der 
Anwaltskammer bereits vorgeſehen. Daß dieſe Vorſchrift auf einem 
weſentlich anderen Rechtsboden ſteht als die des § 655 ergiebt ſich 
ohne Weiteres und es kann dieſerhalb die angeführte Beſtimmung 
der Gebührenordnung nicht als eine Art Vorläuferin der im Vor⸗ 
ſtehenden behandelten betrachtet werden. 

Auch die Regelung des Dienſtvertrags, dieſes für die heutigen 
Verhältniſſe wichtigſten Vertrags, enthält eine Vorſchrift, welche dem 
Richter eine überaus freie Stellung einräumt, es iſt dies § 618, 
welcher für die Geſtaltung aller Dienſtverhältniſſe von der größten 
Bedeutung werden wird; inhaltlich desſelben iſt es die Sache des 
Richters, zu entſcheiden, ob der Dienſtberechtigte Räume, Vorrichtungen 
und Geräthſchaften, die er zu der Verrichtung der Dienſte zu beſchaffen 
hat, ſo einrichtete und unterhielt, und die unter ſeiner Anordnung 
oder ſeiner Leitung vorzunehmenden Dienſtleiſtungen ſo regelte, daß 
der Verpflichtete gegen Gefahr für Leben oder Geſundheit ſoweit ae 
ſchützt iſt, als die Natur der Dienſtleiſtungen es geſtattet; da die 
Nichterfüllung dieſer öffentlich⸗rechtlichen und darum weder im Voraus 
durch Vertrag zu beſeitigenden noch zu beſchränkenden Verpflichtungen 
für den Dienſtberechtigten die Schadenserſatzpflicht begründet, fo hat 
der Richter über die Vorausſetzungen der Schadenderſatzklage und des 
Schadenderſatzanſpruchs ohne jede Beſchränkung zu erkennen. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß ihn hierbei die Anſicht von Behörden, welchen 
die Ueberwachung der ſog. Arbeiterſchutzvorſchriften übertragen iſt, in 
keiner Weiſe bindet, im Gegenſatze zu dieſen kann er die Voraus⸗ 
ſetzungen des Schadendserſatzanſpruchs als vorhanden anſehen, weil 


feiner Meinung nach die Gefährdung von Leben oder Befundheit des 
Verpflichteten in weitergehendem Maße zu verhüten geweſen wäre, 
als es thatſächlich geſchehen iſt. Nach Abſ. 2 dieſes Paragraphen 
obliegt den Berechtigten bezüglich der in die häusliche Gemeinſchaft 
aufgenommenen Perſonen die Verpflichtung, in Anſehung des Wohn- 
und Schlafraums, der Verpflegung, ſowie der Arbeits- und Erholungs⸗ 
zeit diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche mit Rückſicht auf die 
Geſundheit, die Sittlichkeit und die Religion derſelben erforderlich ſind. 
Ob das, was in dieſer Hinſicht im konkreten Falle geſchah, als ge- 
nügend anzuſehen iſt oder ob die Unterlaſſung den geltend gemachten 
Schadendserſatzanſpruch ausreichend begründet unterliegt ebenfalls der 
richterlichen Entſcheidung; da bei den im zweiten Abſatz in Betracht 
kommenden Anordnungen und Einrichtungen dem ſubjektiven Ermeſſen 
ein viel weitergehender Spielraum gelaſſen iſt, als bei den in Abſ. 1 
erwähnten ſo ergiebt ſich, daß, ſoweit es ſich um den Schutz der 
Sittlichkeit, Religion und Geſundheit der zu einer Dienſtleiſtung ver— 
pflichteten Perſonen handelt, der Richter geradezu an Stelle des Ge⸗ 
ſetzgebers oder, wenn dies vielleicht als zu weitgehend bezeichnet werden 
ſollte, an Stelle derjenigen oberſten Verwaltungsbehörde tritt, welcher 
durch ein Blankettgeſetz die Ermächtigung zum Erlaß von Ausführungs⸗ 
verordnungen dieſes Inhaltes ertheilt zu werden pflegt; die konſtante 
Rechtſprechung, welche in einem mangelhaften Zuſtande der Wohn⸗ 
und Schlafräume eine ſchuldhafte Unterlaſſung des Dienſtberechtigten 
erblickt, kann und wird zu dem Ergebniß führen, daß derſelbe beſeitigt 
wird, ſie wird alſo in letzter Linie den Erlaß poſitiver Vorſchriften 
wohnungd- und geſundheits polizeilicher Art überflüſſig machen. Wenn 
beiſpielsweiſe der Richter zu der Anſicht gelangt, daß der Dienſt⸗ 
berechtigte die ihm durch Abſ. 2 auferlegten Pflichten nicht erfüllt, ſo⸗ 
fern er ſein Geſinde in feuchten Zimmern ſchlafen läßt, oder wenn er 
nicht dafür ſorgt, daß die Zimmer der weiblichen Dienſtboten voll⸗ 
ſtändig von denjenigen des männlichen Geſindes getrennt ſind und 
ihn für allen hieraus entſtandenen Schaden erſatzpflichtig macht, ſo 
wird dieſe Rechtsauffaſſung den Erfolg haben, daß die genannten 
Uebelſtände beſeitigt werden. Die Urtheilsgründe dürften regelmäßig 
darüber Auskunft geben, durch welche Einrichtungen der Richter die 
Verpflichtung des Dienſtberechtigten als erfüllt betrachtet und die 
hierauf ſich beziehenden Ausführungen werden den Intereſſenten wohl 
als Richtſchnur und Maaßſtab hierbei dienen. 

Der zuletzt erwähnte Paragraph leitet ſchon zu der Stellung über, 
welche der Richter auf dem Gebiete der Delikts⸗ und Quaſidelikts⸗ 
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obligation einnimmt, dieſelbe entſpricht dem im Vorhergehenden Geſagten 
inſofern nicht ganz, als dem Richter die Berückſichtigung des mora⸗ 
liſchen Schadens in der Regel abgeſehen von den in § 847 be⸗ 
zeichneten Fällen, nicht geſtattet iſt, andererſeits ſteht ſie auch wieder 
mit den Grundanſchauungen im Einklang, von denen der Geſetzgeber 
bei der Anerkennung des Ermäßigungsrechts geleitet geweſen iſt. 
Hierfür iſt vor allem 8 826 des Geſetzbuchs ein Beweis, der endlich 
mit dem Grundſatz gebrochen hat, daß der Beſitz eines Rechtes dem 
Beſitzer ein Recht gebe, einem Anderen Schaden zuzufügen; qui jure 
suo utitur neminem laedit, nemini injuriam facit lautet der Satz 
des römiſchen Rechts, welcher der bisherigen Rechtsanſchauung in 
Fleiſch und Blut übergegangen war; im Gegenſatze dazu erklärt das 
neue Geſetzbuch, daß derjenige, welcher in einer gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Weiſe einem Anderen vorſätzlich Schaden zufügt, 
demſelben zum Erſatze dieſes Schadens verpflichtet iſt. Auf Grund 
dieſer den Keim einer ganz neuen und eigenartigen Rechtsentwickelung 
in ſich tragenden Vorſchrift wird der Richter in Zukunft die Grenz⸗ 
linien für die Geltendmachung der den Individuen zuſtehenden Rechte, 
ſoweit dadurch in die Rechtsſphäre oder auch nur in die Intereſſen⸗ 
ſphäre Anderer eingegriffen wird, ziehen; die Ausübung eigenen Rechts 
zum Zwecke der Chikane eines Anderen iſt auf Grund dieſer Be⸗ 
ſtimmung unſtatthaft, ſie bildet keinen ausreichenden Rechtfertigungs⸗ 
grund, um den Schadendserſatzanſpruch desjenigen zu beſeitigen, welcher 
wegen der ihm zugefügten Unbill denſelben erhebt. Der geſell⸗ 
ſchaftliche — um nicht wieder den Ausdruck ſozial zu gebrauchen 
— Charakter des Rechts kommt in dieſer Vorſchrift zu entſprechender 
Anerkennung, das Recht ſoll ſein die Summe der geſellſchaftlichen 
Exiſtenzbedingungen in Form des Zwanges, daher darf die Ausübung 
des eigenen Rechts nicht ſo weit gehen, daß durch ſie dieſe Exiſtenz⸗ 
bedingungen gefährdet würden, inſofern verkörpert ſich in dem an⸗ 
geführten Satze des römiſchen Rechts und der hier in Rede ſtehenden 
Beſtimmung des neuen Geſetzes der Gegenſatz zweier Rechtsanſchauungen, 
man könnte fogar jagen zweier Weltanſchauungen, dort die indivi⸗ 
dualiſtiſche, hier die foziale Auffaſſung. Für die Stellung des 
Richters iſt darum der erwähnte Artikel des Geſetzbuchs von 
größter Tragweite, ſeine Aufgabe iſt nach demſelben keine geringere, 
als Rechtsregeln darüber aufzuſtellen, wann der Einzelne die Aus⸗ 
übung ſeines Rechts mit Rückſicht auf die Intereſſen Dritter zu unter⸗ 
laſſen hat. Es bedarf keiner Darſtellung, wenigſtens nicht für den 
juriſtiſchen Leſer, daß der als Chikaneparag raph bezeichnete 
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Artikel auf den verſchiedenſten Gebieten des Nechtslebend wird An⸗ 
wendung finden können, nicht nur bezüglich der Schuldverhältniſſe 
auf Grund eines Vertrags und einer unerlaubten Handlung, ſondern 
auch in Anſehung der Beſitz⸗ und Eigenthumsverhältniſſe, ja über 
den Kreis des materiellen Rechts hinaus erſtreckt ſich ſeine Bedeutung; 
auch auf dem Gebiete des Prozeßrechts wird er in Betracht kommen 
können. Der bisher ſchon oft genug empfundene Uebelſtand, daß es 
einem Querulanten möglich iſt, fort und fort Prozeſſe gegen eine be⸗ 
ſtimmte Perſon anzuſtrengen, ohne daß dem mit Unrecht Beklagten 
etwas anderes übrig bleibt, als den Antrag auf Abweiſung der Klage 
mit Verurtheilung zur Tragung der Koſten zu ſtellen, wird ſich mit 
Hülfe des § 826 wenigſtens vielfach beſeitigen laſſen; es iſt nicht im 
geringſten fraglich, daß ein frivoles Prozeſſiren dem Beklagten einen 
Anſpruch auf Erſatz des ihm hierdurch entſtehenden Schadens ver- 
ſchafft und das Verſtändniß der Rechtſprechung für den Inhalt des 
neuen Rechts wird ſich nicht am wenigſten dadurch bekunden, daß ſie 
ın ſolchen Fällen den Schadenserſatzanſpruch voll und ganz zur Ver⸗ 
wirklichung bringt. Das Gleiche gilt von den Fällen, in welchen 
Jemand grundlos der Verübung einer ſtrafbaren Handlung beſchuldigt 
wird, § 826 kann inſoweit zu der Ergänzung des § 164 des St. G. B. 
benützt werden; nach dieſer Beſtimmung iſt bekanntlich lediglich die 
wider beſſeres Wiſſen erfolgende Denunziation Vorausſetzung für die 
angedrohte Beſtrafung, nach § 826 kann aber auch die fahrläſſige 
Denunziation, und zwar ohne Unterſcheidung zwiſchen der einfachen 
und groben eine Schadenserſatzklage begründen. Auch die Ausübung 
von Befugniſſen, welche den Schutz des öffentlichen Rechts genießen, 
iſt grundſätzlich von der Unterſtellung unter denſelben nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, es kann demgemäß unter Umſtänden Schadenderſatzklage nach 
Maßgabe ſeines Inhaltes gegen Beamte erhoben werden, welche eine 
ungerechtfertigte, mit Schaden für den davon Betroffenen verbundene 
Anordnung oder Maßregel vorgenommen haben, z. B. eine wider⸗ 
rechtliche Verhaftung, eine unbegründete Beſchlagnahme von Druck⸗ 
ſchriften, eine Unterſagung des Gewerbebetriebes u. dgl. m. Natur⸗ 
gemäß wird es ſchwer ſein, bei dieſen Fällen die Vorſätzlichkeit der 
Schadensverurſachung und den Verſtoß gegen die guten Sitten nach⸗ 
zuweiſen, allein unmöglich iſt dies in beſonders gearteten Fällen nicht. 
Ebenſowenig verſagt die Möglichkeit der Anwendbarkeit grundſätzlich bei 
den Verhältniſſen, welche aus dem durch die Gewerbeordnung ge⸗ 
regelten Arbeitsvertrag entſpringen, die Ausübung des Koalitionsrechts 
ſowohl auf Seiten der Arbeiter wie der Arbeitgeber kann unter Um⸗ 
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ſtänden zu einer Beurtheilung nach § 826 Anlaß geben, insbeſondere 
auch die Beeinfluſſung des Preiſes durch Ringe und Kartelle der 
Unternehmer eines beſtimmten Erwerbszweiges. Es wird ganz be- 
ſonderer Vorſicht bedürfen, um, ſoweit es ſich um die letztgenannten 
und die ihnen verwandten Fälle handelt, das öffentliche Rechtsbewußt⸗ 
ſein nicht durch eine Anwendung des § 826 zu verletzen und die 
Ausübung der individuellen Rechte nicht weiter einzuſchränken, als 
der Geſetzgeber dies gewollt hat; der Richter muß zu dieſem Behufe 
auf die Feſtſtellung der beiden darin enthaltenen Vorausſetzungen den 
größten Werth legen und gewiſſermaßen die Bedeutung der mit⸗ 
einander in Konflikt ſtehenden Intereſſen gegeneinander abwägen, ſtets 
von der Ueberzeugung geleitet, daß die Chikane ſchlechthin unſtatthaft 
iſt, auch dann, wenn ihr ein Rechtstitel zur Seite ſteht. 

Auch bei der Regelung der Eheſcheidungsgründe hat das 
Geſetzbuch dem Richter dieſe freie Stellung eingeräumt; die relativen 
Scheidungsgründe ſind nicht genau beſtimmt, man hat nur ein 
Prinzip aufgeſtellt, deſſen Anwendung auf die einzelnen Fälle dem 
Richter überlaſſen iſt; indem § 1568 ſagt, daß ein Ehegatte auf 
Scheidung klagen könne, wenn der andere Ehegatte durch ſchwere 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten oder durch ehr⸗ 
loſes oder unſittliches Verhalten eine ſo tiefe Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes verſchuldet hat, daß dem Ehegatten die Fortſetzung der 
Ehe nicht zugemuthet werden könne, ſetzt er die Rechtſprechung theil⸗ 
weiſe an Stelle des Geſetzes; denn die Würdigung jedes Vorfalles 
unter dem Geſichtspunkte der Verletzung der durch die Ehe begrün⸗ 
deten Pflichten fällt nunmehr lediglich dem Gericht anheim, die geſetz⸗ 
liche Vorſchrift enthält nur eine Direktive, von der es noch fraglich iſt, 
ob ſie im gegebenen Falle in dem Sinne wird angewendet werden, 
welchen das Geſetz mit ihr verbunden wiſſen will. Die Befugniß, 
welche dem Richter inſoweit eingeräumt iſt, geht um ſo weiter, als auf 
die Frage, ob ein Vorfall in der That eine ſolche Verletzung der ehe⸗ 
lichen Pflichten bildet, daß es gerechtfertigt erſcheint, dieſerhalb die 
Scheidung auszuſprechen, das Reviſionsgericht regelmäßig ſo gut wie 
keinen Einfluß wird ausüben können. Wenn einerſeits dieſe Regelung 
der Eheſcheidungsgründe den Vortheil hat, daß die Würdigung der 
behaupteten Verfehlungen faſt keiner Schranke unterliegt und dabei 
ſowohl dem Bildungsgrade und der geſellſchaftlichen Stellung der 
Parteien als auch allen ſonſtigen dabei in Betracht zu ziehenden 
Momenten in weiteſtgehendem Maße Rechnung getragen werden kann, 
ſo iſt andererſeits der Nachtheil damit verbunden, daß die Gefahr 
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der Ausbildung eines verſchiedenen Scheidungsrechts dadurch begründet 
wird, und zwar eines Rechts, das für die einzelnen Geſellſchafts⸗ 
klaſſen ein verſchiedenes iſt; dasſelbe Schimpfwort wird bei Ange⸗ 
hörigen der oberen Klaſſen die Scheidung in ausreichender Weiſe be⸗ 
gründen, während, wenn es ſich um Angehörige der unteren und 
unterſten Schichten dreht, der Richter ihm dieſe Bedeutung mit nichten 
zuerkennen dürfte. Wer dieſe Behauptung als eine durch nichts ge- 
rechtfertigte peſſimiſtiſche bezeichnen wollte, möge ſich daran erinnern, 
daß im Grunde genommen ſchon unter der Herrſchaft des bisherigen 
Scheidungsrechts die Rechtſprechung zuweilen verſucht hat, den Ver⸗ 
fehlungen in den einzelnen Ständen und Klaſſen unter dem hier in 
Betracht kommenden Geſichtspunkte eine ganz verſchiedene Bedeutung 
beizulegen. In den Entſcheidungen des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 34, S. 234 iſt ein Erkenntniß mitgetheilt, woraus zu entnehmen 
iſt, daß ein preußiſches Oberlandesgericht der Anſicht war, in den 
Kreiſen der Arbeiter würden erfahrungsgemäß auch längere Gefängniß⸗ 
ſtrafen nicht für ſo ſchwerwiegend angeſehen, daß dieſerhalb dem Ehe⸗ 
gatten des Beſtraften ein weiteres Zuſammenleben mit demſelben nicht 
zugemuthet werden könne; auf dieſe Argumentation geſtützt verneinte 
der Gerichtshof das Vorhandenſein einer harten und ſchmählichen 
Strafe im Sinne des Preußiſchen Landrechts bei einer Verurtheilung 
zu zweijähriger Gefängnißſtrafe wegen fortgeſetzten Diebſtahls. Das 
Reichsgericht hob dieſe Entſcheidung auf, es erklärte, das innere Weſen 
der Ehe ſei von dem Stande und der Lebensſtellung der Parteien 
unabhängig, es ſei daher vollſtändig verfehlt. aus der Lebensſtellung 
der dem Arbeiterſtande angehörigen Parteien die Folgerung abzuleiten, 
es würden in dieſen Kreiſen auch längere Gefängnißſtrafen nicht als 
ſo ſchwerwiegend betrachtet, daß dem Ehegatten das Zuſammenleben 
mit dem Beſtraften noch zugemuthet werden könne. Ob dem Reichs- 
gerichte nach Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs der Erlaß 
einer ſolchen Entſcheidung ſtets noch möglich ſein wird, muß bezweifelt 
werden. Dieſe Möglichkeit der Entwickelung eines Klaſſen⸗ und Stände⸗ 
rechts auf dem Gebiete der Eheſcheidung bildet bis zu einem gewiſſen 
Grade die nothwendige Folge der Stellung, welche der Geſetzgeber 
dem Richter angewieſen hat, und ſie muß daher als eine nicht zu 
vermeidende Konſequenz mit in den Kauf genommen werden. Wenn 
die Geſetzgebung es ſchon hierbei für unmöglich erachtete, der richter⸗ 
lichen Beurtheilung der einzelnen Fälle durch die ſcharfe Präziſirung 
des Thatbeſtandes jeder als Scheidungsgrund zu . Ver⸗ 
Blätter für Rechtspflege XLV. N. F. XXV. 
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fehlung Feſſeln aufzulegen, welche ſich der Rechtſprechung vielleicht 
hinderlich würden erwieſen haben, ſo konnte ſie bei der Normirung 
der Befugniſſe des Richters gegenüber der Ausübung der elterlichen 
Gewalt um fo weniger an ſolche Beſchränkungen des richterlichen Er⸗ 
meſſens denken; nach § 1666 hat das Vormundſchaftsgericht, wenn 
das geiſtige oder leibliche Wohl eines Kindes dadurch gefährdet wird, 
daß der Vater das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes 
mißbraucht, das Kind vernachläſſigt oder ſich eines ehrloſen oder un⸗ 
ſittlichen Verhaltens ſchuldig macht, die zur Abwendung der Gefahr 
erforderlichen Maaßregeln zu treffen, es kann insbeſondere anordnen, 
daß das Kind zum Zwecke der Erziehung in einer geeigneten Familie 
oder in einer Erziehungsanſtalt oder Beſſerungsanſtalt untergebracht 
werde, bei bevormundeten Kindern kann das Vormundſchaftsgericht 
auch unabhängig von dieſen Vorausſetzungen die Unterbringung des 
Mündels zum Zwecke der Erziehung in einer geeigneten Familie oder 
in einer Erziehungsanſtalt oder Beſſerungsanſtalt verfügen (§ 1838). 
Die in $ 1666 bezeichneten Vorausſetzungen find im Grunde ge- 
nommen nicht mehr denn Direktiven des Vormundſchaftsrichters, 
von deſſen Beurtheilung der perſönlichen und ſachlichen Verhältniſſe und 
Zuſtände es abhängt, ob er einen ſo weit reichenden Eingriff in die Rechte 
der elterlichen Gewalt für angezeigt und erforderlich erachtet oder nicht. 
Die patriarchaliſch⸗fürſorgende Stellung und Aufgabe des Richters 
kommt hierbei vielleicht noch mehr zum Ausdruck wie bei den aus 
Gründen der Sozial⸗ und Kriminalpolitik im Laufe der letzten Jahr⸗ 
zehnte erlaſſenen Landesgeſetzen über die Zwangserziehung verwahrloſter 
Kinder, welche nach § 135 des Einführungsgeſetzes nur theilweiſe 
aufrecht erhalten worden ſind. 

Auch bei den Vorſchriften über die Unterhaltspflicht iſt 
das Beſtreben des Geſetzes unverkennbar, dem Richter die freieſte 
Würdigung der thatſächlichen Verhältniſſe zu geſtatten; in dieſer Be⸗ 
ziehung iſt zunächſt ſchon § 1610 zu erwähnen, wonach das Maaß 
des zu gewährenden Unterhaltes ſich nach der Lebensſtellung des Be⸗ 
dürftigen beſtimmt, ſtandesgemäßer Unterhalt; was der Lebensſtellung 
des Bedürftigen entſpricht, entſcheidet der Richter, ohne hierbei durch 
Anträge der Parteien gebunden zu ſein, und auch hierbei iſt die 
Möglichkeit einer Aenderung ſeiner Erkenntniſſe durch höhere Inſtanzen 
nur innerhalb enger Grenzen gegeben. Nach § 1611 kann aber, wer 
durch fein ſittliches Verſchulden bedürftig geworden iſt, nur den noth⸗ 
dürftigen Unterhalt beanſpruchen; was als „ſittliches Verſchulden“ zu 
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betrachten iſt, ſagt das Geſetzbuch nicht und kann es nicht wohl ſagen; 
der hier verwendete Begriff entbehrt der objektiven Beſtimmtheit ſo 
gut wie vollſtändig, wie der Begriff der Sittlichkeit nur ein relativer, 
kein abſoluter iſt, ſo iſt auch der des ſittlichen Verſchuldens den ſub⸗ 
jektiven Erwägungen und Empfindungen unterthan und unterworfen 
und es wird deshalb immer mehr oder minder Sache eines nicht mit 
Unrecht als willkürlich zu charakteriſirenden Ermeſſens ſein, das Vor⸗ 
handenſein der Vorausſetzung für die Beſchränkung des Unterhalts 
auf das Maß des Nothdürftigen anzunehmen. Einem ziemlich un⸗ 
begrenzten Subjektivismus iſt inſoweit die Thüre weithin geöffnet und 
unbeſtreitbar können gerade bei der Anwendung dieſes Begriffes auf 
die Lebensverhältmiſſe die verſchiedenartigſten Anſchauungen der Gerichte 
über das, was den Geboten des Sittengeſetzes entſpricht oder wider⸗ 
ſpricht, zum Durchbruch kommen. 

Es würde ſich mit Leichtigkeit noch eine nicht kleine Anzahl von 
Vorſchriften aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch anführen laſſen, welche 
den im Vorſtehenden erwähnten angereiht werden könnten; da aber 
eine vollſtändige Beſprechung aller derjenigen Beſtimmungen außerhalb 
des Zwecks dieſer Arbeit fällt, in welchen und durch welche die ge⸗ 
kennzeichnete Stellung des Richters Anerkennung gefunden hat, ſo 
darf die Beſchränkung auf das Vorangegangene als genügend erachtet 
werden. Es dürfte aus demſelben mit größter Deutlichkeit hervor⸗ 
gehen, daß das neue Geſetzbuch dem Richter weitgehende Befugniſſe 
und eine überaus freie Stellung eingeräumt, daß es mit der forma⸗ 
liftifchen Tendenz inſoweit gebrochen und ihm die Macht gegeben hat, 
vielfach nicht nur nach den Forderungen des ſtrengen Rechts, ſondern 
auch nach den Anſprüchen der Billigkeit zu entſcheiden und hierdurch 
das eine mit dem anderen zu vereinigen. Nicht bei jedem Volke und 
nicht auf jeder Kulturſtufe könnte die Geſetzgebung es wagen, die 
Richter mit einer ſolchen Stellung zu bewidmen; auch in Deutſchland 
wird nur die Erfahrung der Jahre die Gewißheit darüber verſchaffen 
können, ob es möglich iſt, ohne ernſte Nachtheile für die Rechts⸗ 
ſicherheit in einer Zeit, welche durch politiſche, ſoziale und religiöſe 
Kämpfe ſo bewegt wird, wie die heutige, den doch immerhin an 
dieſen Kämpfen ebenfalls theilnehmenden Richtern das Recht zu ge⸗ 
währen, theilweiſe an Stelle des Geſetzes die für die Ordnung be- 
ſtimmter Kategorien von Lebensverhältniſſen geltenden Normen auf⸗ 
zuſtellen; es iſt eine große und ſchwierige Aufgabe, die das neue 
Geſetzbuch dem deutſchen Richterthum ſtellt, möge dasſelbe ſich ihrer 

| g* 


— 116 — 


Größe bewußt und würdig zeigen, möge das neue Recht eine Richter⸗ 
generation finden, welche mit voller Hingabe und verſtändnißvollſter 
Einſicht von ſeinen weitgehenden und inhaltsreichen Befugniſſen den 
Gebrauch und die Anwendung macht, die das Recht als billig und 
das Billige als recht erſcheinen laſſen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
A. Oberlandesgericht. 
I. Aus dem I. Civilſenat. 


Mitgetheilt von Herrn Senatspräſidenten Dr. Blomeyer. 


4. Zum Begriff der Superficied. Die Annahme einer 
ſolchen erſcheint nicht ſchon dadurch als ausge⸗ 
ſchloſſen, daß dem Eigenthümer der Grundfläche 
die Befugniß vorbehalten, jederzeit Beſeitigung 
des errichteten Gebäudes fordern zu können. 

Auf dem ſog. Anger bei Rudolſtadt, einem im Eigenthum der 
Stadtgemeinde ſtehenden freien Platz, auf welchem das Vogelſchießen, 
Volksfeſte und Luſtbarkeiten verſchiedener Art ſtattzufinden pflegen, be⸗ 
findet ſich ſeit vielen Jahrzehnten — vielleicht ſeit noch längerer Zeit — 
ein von Privatperſonen beſeſſenes Gebäude, in welchem das Schank⸗ 
gewerbe betrieben wird. Dieſes Gebäude — ohne zugehörige Grund⸗ 
fläche — iſt von dem zuſtändigen Gericht der freiwilligen Gerichts- 
barkeit mehrfach wiederholt zum Gegenſtand von Uebereignungen und 
Einträgen im Hypothekenbuch gemacht worden. Als es aber im Jahre 
1895 abgebrannt war, entſtand über die Rechtsnatur des fraglichen 
Gebäudes Streit. Während nämlich der eingetragene Hypotheken⸗ 
gläubiger die Brandentſchädigungsſumme für ſich in Anſpruch nahm, 
beſtritt ein anderer Gläubiger des Entſchädigungs berechtigten, der deſſen 
Brandentſchädigungsforderung hatte pfänden laſſen, dieſen Anſpruch 
mit der Behauptung, daß das abgebrannte Gebäude überhaupt nicht 
die Natur einer Superficies gehabt habe und der bezügliche Hypotheken⸗ 
eintrag der Rechtswirkſamkeit entbehre. 

Der entſtandene Rechtsſtreit wurde in erſter und zweiter Inſtanz 
zu Gunſten des Hypothekengläubigers entſchieden. 
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In den Gründen des Oberlandesgerichtsurtheils vom 20. Septbr. 
1897 ( I U 63/97) findet ſich unter Anderem Folgendes ausgeführt: 

Nach dem Geſammtergebniß der Beweiſe ſieht das Berufungs⸗ 
gericht in Uebereinſtimmung mit der von den Richtern der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ſtets unterhaltenen Auffaſſung und im gegenwärtigen 
Prozeß auch vom Landgericht vertretenen Meinung als feſtgeſtellt an, 
daß ſchon Guſtav St. (ſeit 1841) an der im Eigenthum der Stadt⸗ 
gemeinde Rudolſtadt ſtehenden Parzelle 7421/88 das dingliche Recht 
der Superficies beſeſſen hat und daß dieſes Recht in gleicher Qualität 
auf ſeine Rechtsnachfolger übergegangen iſt. Wenn demgegenüber von 
der Berufung geltend gemacht wird, das die Annahme eines fuper- 
ficiariſchen Rechtes unvereinbar ſei mit dem bereits in dem Adjudikations⸗ 
ſcheine vom 20. September 1841 enthaltenen und ſpäter mehrfach wieder⸗ 
holten Vorbehalte, daß das auf der Parzelle ſtehende Bauwerk auf 
Verlangen des Stadtraths jeder Zeit ohne Entſchädigung entfernt 
werden müſſe, jo kann dem nicht beigetreten werden. Das Merkmal 
der Dauer, welches dem dinglichen Rechte allerdings beiwohnen muß, 
iſt hier ſchon dadurch gegeben, daß der dem ſuperficiariſchen Rechte 
entſprechende faktiſche Zuſtand mindeſtens ſchon ſeit 1841 unangegriffen 
beſtanden hat und daß ſonach von einer mit dem Weſen der Super⸗ 
ficies unverträglichen Verleihung auf ein modicum tempus (vergl. 
Windſcheid, Pandekten Bd. 1 § 223 Anm. 12) nicht die Rede 
fein kann. Zweifellos iſt aber der beſtehende faktiſche Zuſtand — das 
Haben des Gebäudes auf fremdem Grund und Boden zum Zweck 
des Schankgewerbebetriebes — ſowohl von dem Grundherrn, d. h. der 
Stadtgemeinde, wie von dem jedesmaligen Beſitzer des Gebäudes auch 
als Ausfluß eines wirklichen dinglichen Rechtes, nämlich der Super- 
ficies, betrachtet worden. Hierfür ſpricht nicht bloß der Umſtand, daß 
die für das Haben des Gebäudes auf der Parzelle 742/188 entrichtete 
Jahredsabgabe unter dem Namen eines „Erbpachtgeldes“ gegeben und 
genommen worden iſt, ſondern vor allem die Thatſache, daß das ge⸗ 
richtlich zugeſchriebene Recht in den oben dargeſtellten Fällen veräußert 
und vererbt worden iſt, der Stadtrath aber trotz Kenntniß von den 
vorgekommenen Veränderungen dieſelben ohne Widerſpruch geduldet 
und damit die Veräußerlichkeit und Vererblichkeit des das ſtädtiſche 
Grundſtück belaſtenden Rechts unzweideutig anerkannt hat. Unter dieſen 
Umſtänden kann aus dem erwähnten Widerrufsvorbehalte nichts für 
die Annahme eines bloßen Prekariums hergeleitet werden. Denn der 
Vorbehalt trifft, nach der thatſächlichen Geſtaltung des ganzen Ver⸗ 
hältniſſes, nicht den Entſtehungsgrund des fraglichen ſuperficiariſchen 
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Rechts, fondern vielmehr die Zuläſſigkeit der Wiederaufhebung des 
rechtsgültig entſtandenen Rechts. Der Vorbehalt charakteriſirt ſich dem⸗ 
nach als ein, der Reſolutivbedingung gleichzuachtender Reſolutivtermin 
und eine ſolche Befriſtung iſt wie bei jedem dinglichen Rechte, ſo auch bei 
der Superficies ſtatthaft (vergl. Wächter, Abhandlungen der Mit⸗ 
glieder der Juriſtenfakultät zu Leipzig Bd. 1. Das Superficiar⸗ oder 
Platzrecht S. 108; Windſcheid, Pandekten Bd. 1 § 223 Anm. 16; 
§ 222 Anm. 2; Motive z. E. B. G.B. Bd. 3 S. 467; Raſſo w 
und Küntzel, Beiträge Bd. 40 S. 1125). — Nach Rudolſtadt 
O 110/96. 


5. 8 12 der Konkursordnung und die preuß. Verord⸗ 
nung vom 16. Oktober 1895 betreffend die Wieder- 
herſtellung der Grundbücher des Amtsgerichts 
Brotterode. 

Bei dem zu Brotterode 1895 ſtattgehabten Brand wurden auch 
die Grundbücher des Amtsgerichts vernichtet. Behufs ihrer Wieder⸗ 
herſtellung und zur einſtweiligen Ordnung der betreffenden Verhältniſſe 
iſt die Verordnung vom 16. Oktober 1895 erlaffen worden. Nach 
Inkrafttreten derſelben bewilligte ein Grundeigenthümer einem ſeiner 
Gläubiger einen Hypothekeneintrag. Einige Monate nachher, aber 
vor Wiederherſtellung des Grundbuches, wurde über das Vermögen 
des Eigenthümers der Konkurs eröffnet. Der Gläubiger, dem die 
Hypothek bewilligt worden war, beanſpruchte abgeſonderte Befriedigung 
aus den Immobilien, welche die Hypothekenbewilligung zum Gegen⸗ 
ſtande hatte. Er wurde indeſſen in erſter und zweiter Inſtanz damit 
abgewieſen. 

Das Oberlandesgericht ſtützte ſeine Entſcheidung im Weſentlichen 
auf § 12 der K. O., nach welchem Pfand⸗ und Hypothekenrechte an 
Gegenftänden der Konkursmaſſe mit verbindlicher Kraft nicht mehr ein⸗ 
getragen werden können, mag immerhin der Anſpruch auf die Ein⸗ 
tragung ſchon vor Eröffnung des Verfahrens begründet geweſen ſein. 
Nach der Verordnung vom 16. Oktober 1895 ſei aber die Wirkſamkeit 
der Hypothekenbewilligung immer dadurch bedingt, daß nachträglich 
die Eintragung erfolge. Sei dieſe aber, wie es hier wegen der in⸗ 
zwiſchen ſtattgehabten Konkurseröffnung der Fall ſei, unmöglich ge⸗ 
worden, ſo könne auch eine Befugniß des Gläubigers, abgeſonderte 
Befriedigung aus den Immobilien, an welchen ihm die Hypothek be⸗ 
willigt worden, zu verlangen, nicht zur Entſtehung kommen. 

Es wurde dabei anerkannt, daß die Verordnung ihren Zweck für 
Fälle der vorliegenden Art nicht erfülle, man vermochte aber einen 
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Weg, auf dem man zu einem dem Gläubiger günſtigeren Ergebniß 
hätte gelangen können, nicht zu finden. 

Urth. in Sachen Völler /. Endter vom 11. November 1897. 
I U 122/97. — Nach Meiningen O 107/96. 


6. Fall der Erſtattung fähigkeit der Gebühren und 
Auslagen eines Korreſpondenzmandatars. 
Aus den Gründen einer Entſcheidung des I. Civ.⸗Senates vom 
29. November 1897. I W 78/97. 

Die Beſchwerde richtet ſich dagegen, daß unter die vom Be⸗ 
klagten der Klägerin zu erſtattenden Koſten auch die Gebühren und 
Auslagen des Anwaltes, welcher den Verkehr zwiſchen der Klägerin 
und deren Prozeßbevollmächtigten vermittelt hat, eingeſetzt worden ſind. 
Die Klägerin hat in England ihren Sitz; der Beklagte hat Einwen⸗ 
dungen vorgeſchützt, welche ſich auf die Organiſation der klägeriſchen 
Geſellſchaft beziehen, dieſe Organiſation gründet ſich auf die Statuten 
der Klägerin und auf engliſches Recht. Da es als Ausnahme an⸗ 
geſehen werden muß, wenn der Vertreter einer engliſchen Handels⸗ 
geſellſchaft der deutſchen Sprache und der deutſchen Gerichtseinrich⸗ 
tungen, ein inmitten von Deutſchland wohnhafter Rechtsanwalt der 
engliſchen Sprache und des engliſchen Rechtes kundig iſt, ſo kann für 
den vorliegenden Fall nicht angenommen werden, daß ein unmittel⸗ 
barer Briefwechſel zwiſchen der Klägerin und ihrem beim Prozeß⸗ 
gerichte zugelaſſenen Anwalte dem Letzteren die nöthige Inſtruktion 
zur Führung des Rechtsſtreites in ausreichender Weiſe verſchafft 
haben würde. Es erſcheint vielmehr die Vermittelung durch einen 
weiteren Anwalt als zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung noth⸗ 
wendig geweſen, und müſſen daher die Koſtenanſätze, deren Ab⸗ 
ſtrich die Beſchwerde des Beklagten erſtrebt, für gerechtfertigt gehalten 
werden. — Nach Rudolſtadt O 319/95. 


7. Gebühren berechnung im Fall doppelter, nämlich 
ſowohl von dem Cridar als auch von dem Konkurs 
verwalter ergriffener, gleichzeitig verhandelter 
Berufungen. 

Ein Beſchluß des I. Civ.⸗Sen. vom 8. Nov. 1897 (I W 87/97) 
verbreitet ſich hierüber folgendermaßen. | 

Der Kaufmann Louis B. in Meiningen hatte gegen die Wittwe 
Caroline B. daſelbſt — ſeine Mutter — Klage erhoben auf Rech⸗ 
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nungslegung über die von der Beklagten angeblich ſelbſtändig beſorgte 
Führung des ihrem ſpäter verſtorbenen Ehemann Adolf B. gehörigen, 
unter der Firma Gebr. B. betriebenen Weinhandelsgeſchäftes. Das 
Landgericht zu Meiningen erkannte durch Urtheil vom 30. März 1897 
auf koſtenpflichtige Abweiſung der Klage. Nach erfolgter Zuſtellung 
dieſes Urtheils wurde über das Vermögen des Louis B. der Konkurs 
eröffnet und der Juſtizrath H. in Meiningen zum Konkursverwalter 
beſtellt. Gegen das Urtheil vom 30. März ꝛc. legte nunmehr ſowohl 
Louis B. als auch der Konkursverwalter H. — letzterer unter gleich⸗ 
zeitiger Aufnahme des Rechtsſtreites — Berufung ein. In der Be⸗ 
rufungsverhandlung ſtellten Beide den Prinzipalantrag auf Verur⸗ 
theilung der Beklagten nach dem Klaggeſuche und knüpften daran 
weiter den aus dem Thatbeſtande des zweitinſtanzlichen Urtheils er- 
ſichtlichen Eventualantrag. Von der Beklagten wurde um Zurückwei⸗ 
ſung beider Berufungen gebeten. Das Berufungsgericht erkannte 
durch Urtheil vom 12. Juli 1897 dahin, daß die Berufung des Louis 
B. als unzuläſſig zu verwerfen, die des Konkursverwalters H. als 
unbegründet zurückzuweiſen ſei und daß jeder der beiden Berufungs- 
kläger die Koſten ſeines Rechtsmittels zu tragen habe. Dieſes Urtheil 
iſt rechtskräftig geworden. Im Koſtenfeſtſetzungs verfahren hat ſodann 
die Beklagte zwei beſondere Koſtenberechnungen aufgeſtellt und zwar 
die eine gegen den Konkursverwalter H., die andere gegen Louis B. 
Die den Konkursverwalter H. betreffende Rechnung enthält Koſten 
beider Inſtanzen; unter den Koſten der Berufungsinſtanz befinden ſich 
82 M. 40 Pf. Gebühren und Auslagen des Rechtsanwalts M. in 
Jena, als zweitinſtanzlichen Vertreters der Beklagten, und darunter 
ſpeziell 36 M. Prozeßgebühr, ſowie 36 M. Verhandlungsgebühr des 
genannten Anwalts. Die den Kläger Louis B. betreffende Koften- 
rechnung umfaßt nochmals 36 M. Prozeßgebühr und 36 M. Ver⸗ 
handlungsgebühr des Rechtsanwalts M., ſowie 2 M. 20 Pf. Neben⸗ 
koſten, zuſammen 74 M. 20 Pf. Das Landgericht Meiningen hat 
durch zwei beſondere Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe vom 6. Oktober 1897 
1) die von dem Konkursverwalter H. an die Beklagte nach den 
Urtheilen vom 30. März u. 12. Juli ꝛc. zu erſtattenden Koſten auf 
337 M. 60 Pf. — darunter 36 M. Prozeß⸗ und 36 M. Ver⸗ 
handlungsgebühr des Rechtsanwalts M. — nebſt 1 M. 70 Pf. 
Beſchlußkoſten, ſowie 
2) die von dem Kläger Louis B. an die Beklagte nach dem Be- 
rufungsurtheile vom 12. Juli 1897 zu erſtattenden Koſten auf 74 M. 
20 Pf. — darunter wiederum 36 M. Prozeß⸗ und 36 M. Ver⸗ 
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handlungsgebühr des Rechtsanwalts M. — nebſt 80 Pf. Beſchluß⸗ 

koſten 
feſtgeſezt. Gegen den Beſchluß zu 2. iſt von Louis B. rechtzeitig 
ſofortige Beſchwerde eingelegt mit dem Antrage, das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
geſuch der Beklagten, ſoweit letztere neben der ihr von dem Konkurs⸗ 
verwalter H. bereits erſtatteten zweitinſtanzlichen Prozeß⸗ und Ver⸗ 
handlungdgebühr dieſelben Gebühren auch von Louis B. fordere, 
koſtenpflichtig zurückzuweiſen. Der ſofortigen Beſchwerde kann jedoch 
nur zum Theil ſtattgegeben werden. 

Eine beſondere Prozeßgebühr ſteht dem zweitinſtanzlichen 
Vertreter der Beklagten in der Richtung gegen Louis B. deshalb 
nicht zu, weil durch die bloße Thatſache, daß Letzterer neben dem 
Konkursverwalter auch ſeinerſeits Berufung eingelegt hat, nicht zwei 
ſelbſtändige Prozeſſe entſtanden ſind und auch der Geſchäftsbetrieb 
des beklagtiſchen Anwalts — einſchließlich der Information — nur 
ein einheitlicher geweſen iſt. Als Schuldner der hiernach nur einmal 
zu beanſpruchenden zweitinſtanzlichen Prozeßgebühr kann aber allein 
der Konkursverwalter angeſehen werden, da — wie in dem Beru⸗ 
fungsurtheile näher dargelegt iſt — lediglich ihm die Verfügung 
über den zur Konkursmaſſe gehörigen Anſpruch auf Rechnungslegung 
zuſtand und dieſer Anſpruch von ihm durch die Berufung verfolgt wor⸗ 
den iſt. — Anders verhält es ſich dagegen mit der zweitinſtanzlichen 
Verhandlungsgebühr. Bei der Berufungsverhandlung hatte 
ſich die Beklagte mit Rückſicht auf den ſowohl von Louis B. als 
von dem Konkursverwalter H. geſtellten Antrag, worauf Jeder der⸗ 
ſelben den erwähnten Anſpruch ſelbſtändig geltend machte, in erſter 
Linie nach der Richtung hin zu vertheidigen, ob die Aktivlegitimation 
des Louis B. oder die des Konkursverwalters Platz greife und fo- 
nach von vornherein die eine oder die andere der beiden Berufungen 
als unzuläſſig zu verwerfen ſei. Jedem der beiden Gegner gegenüber 
muß daher die Berufungsverhandlung als eine beſondere, je zum 
vollen Bezuge der Verhandlungsgebühr berechtigende, angeſehen 
werden, und daran ändert auch der Umſtand nichts, daß in der Sache 
ſelbſt — mochte nun die Frage der Aktivlegitimation gegen Louis 
B. und zu Gunſten des Konkursverwalters oder umgekehrt beant⸗ 
wortet werden — der ſonſtige Streitſtoff ein und derſelbe war. Hier⸗ 
aus folgt, daß gegen Louis B. zwar nicht die berechnete zweitinſtanz⸗ 
liche Prozeßgebühr, wohl aber die Verhandlungsgebühr zur Erſtattung 
zuzulaſſen iſt. — Nach Meiningen O 107/96. 
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8. Zur Rechtsnatur der ſog. Gemeinderechte im Herzog⸗ 
thum S.⸗ Meiningen. Das angebliche Naturaleizen⸗ 
thum an Grundſtücken nach S.⸗Meiningenſchem Recht. 
Vielfach find im Herzogthum S.⸗Meiningen die ſog. Gemeinde⸗ 

rechte ſo geſtaltet, daß ſie an das Eigenthum an einem beſtimmten 
Hausgrundſtücke geknüpft ſind und daß eine Abtrennung von demſelben 
überhaupt nur in der Weiſe möglich, daß ſie mit einem anderen Haus, 
das der Eigenthümer des berechtigten. Hauſes erworben, verbunden 
werden. 

Nach erfolgtem Abbrennen eines gemeindeberechtigten Wohnhauſes 
zu Brünn verhandelte die Eigenthümerin mit der Gemeinde wegen An⸗ 
kaufs von deren Hirtenhaus und Uebertragung des Gemeinderechts 
auf letzteres. Es kam auch zum Abſchluß eines Kaufvertrags und 
angeblich ſoll auch die Zuſtimmung zur Uebertragung des Gemeinde⸗ 
rechts auf das Hirtenhaus von der Gemeinde ertheilt worden ſein. 
Doch wurde nachträglich der abgeſchloſſene Kaufvertrag wieder auf⸗ 
gehoben und kam es zu einer Uebereignung an die Käuferin nicht. 
Später erwarb der Schwiegerſohn der Letzteren das Hirtenhäuschen 
von der Gemeinde. Vorher aber war ſchon die Subhaſtation der 
Brandſtätte wegen Schulden der Eigenthümerin erfolgt. Obgleich nun 
in der Subhaſtation ein Erlös erzielt worden, der dem Werth des 
Grundſtückes mitſammt dem Werth des Gemeinderechts entſprach, 
entſtand nachträglich doch Streit über die Zugehörigkeit des Gemeinde⸗ 
rechts. Es wurde dasſelbe einmal von dem Erſteher der Brand⸗ 
ſtätte in Anſpruch genommen, dann aber auch von dem Schwieger- 
ſohn der früheren Eigenthümerin. Dieſer behauptete, das Gemeinde⸗ 
recht ſei in rechtsgültiger Weiſe von der Brandſtätte auf das Hirten⸗ 
haus und mit dieſem auf ihn übergegangen. Der Erſteher machte da⸗ 
gegen geltend, daß eine Abtrennung und Uebertragung beabſichtigt, 
aber nicht zur Ausführung gekommen ſei, aber auch gar nicht rechts⸗ 
wirkſam habe erfolgen können, da die Eigenthümerin der Brandſtätte 
niemals Eigenthum an dem Hirtenhaus erlangt habe. Dies konnte 
der Gegner nicht beſtreiten; er berief ſich aber darauf, daß das Hirten⸗ 
haus nach abgeſchloſſenem Vertrag ſeiner Schwiegermutter übergeben 
worden ſei, alſo in deren Naturaleigenthum übergegangen ſei. Auch 
mit einem ſolchen könne ein Gemeinderecht verbunden werden. 

Die Gerichte erſter und zweiter Inſtanz erkannten zu Gunſten 
des Erſtehers der Brandſtätte. Im Urtheil des Oberlandesgerichts 
wurde Folgendes ausgeführt: 

Nach dem Beweisergebniß ſind in der Gemeinde Brünn die 
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Gemeinderechte dingliche, an das Eigenthum einer Hofftätte gebundene 
Rechte, die nach Herkommen nur ausnahmsweiſe von dem berechtigten 
Grundſtück losgelöſt und auf eine andere Hofſtätte übertragen werden 
können, insbeſondere in den Fällen, wo, wie dies auch die Klage be⸗ 
hauptet, ein berechtigtes Haus niedergebrannt iſt und der Eigenthümer 
es nicht wieder aufbaut, ſondern an anderer Stelle ſich ein Haus er⸗ 
richtet oder ſich ein anderes Haus eigenthümlich erwirbt. Hiernach 
erſcheint es rechtlich nicht angängig, daß in Brünn die Nachbarn ihr 
Gemeinderecht von ihrem berechtigten Hausgrundſtück auf ein fremdes, 
im Eigenthum eines Anderen ſtehendes, Hausgrundſtück übertragen, 
alſo ihr eigenes Gemeinderecht zum Zubehör eines nicht eigenen Haus⸗ 
grundſtückes machen. Daraus folgt, daß auch in dem vorliegenden 
Falle die Wittwe M. rechtlich außer Stande war, ihr Gemeinderecht 
von ihrer Brandſtätte 4a hinweg auf das Gemeindehirtenhaus Nr. 8, 
ſolange dasſelbe noch volles Eigenthum der Gemeinde als Bucheigen⸗ 
thümerin war, als Zubehör zu übertragen. Trotz des Verkaufs des 
Hauſes Nr. 8 an die M. und der Geſtattung des Gemeindevorſtandes, 
daß die Käuferin es, wie geſchehen, in Beſitz nahm, hatte die im 
Grundbuch als Eigenthümerin noch eingetragene Gemeinde Brünn nach 
Art. 2 des meiningiſchen Geſetzes Nr. 20 vom 15. Juli 1862 nicht 
aufgehört, Eigenthümerin zu ſein. Die M. iſt auf Grund des Kaufs 
als Eigenthümerin des Hauſes Nr. 8 in das Grundbuch nicht ein⸗ 
getragen worden, alſo wirkliche Eigenthümerin überhaupt nicht geworden. 
Sie hatte in Folge der Uebergabe des Kaufgegenſtandes nur deſſen 
juriſtiſchen Beſitz ohne jede dingliche Wirkung erlangt und nach Art. 26 
des gedachten Geſetzes nur einen perſönlichen Anſpruch gegen die ver⸗ 
kaufende Gemeinde auf Geſtattung der Eintragung ihres Erwerbes in 
das Grundbuch und auf Erlangung des bürgerlichen Eigenthums er⸗ 
worben. 

Fehlſam iſt die Auffaſſung, daß die M. Naturaleigenthümerin 
des Hauſes Nr. 8 geworden und geweſen ſei und als ſolche ihr Ge— 
meinderecht von der Brandſtätte 4a auf das Naturaleigenthum an 
dem Haus Nr. 8 habe übertragen können. Nach dem angezogenen 
meiningiſchen Geſetz giebt es neben dem Bucheigenthum ein natür⸗ 
liches Eigenthum an einem im Grundbuch als Volleigenthum eines 
Anderen eingetragenen Grundſtück überhaupt nicht. Bei der vertrags⸗ 
mäßigen Uebertragung des Grundeigenthums „vollzieht ſich die Rechts⸗ 
änderung, der Eigenthumsübergang, erſt mit der Eintragung“, „bis 
zur Eintragung unterliegt das Eigenthumsrecht der Verfügung der bis⸗ 
her als Eigenthümer eingetragenen Perſon“, und es iſt daher rechtlich 
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unmöglich, daß neben dem Bucheigenthum ein natürliches Eigenthum 
beſtehe, „d. h. Rechte, auf welche die Eigenthumsbezeichnung paßt“. 
(Vergl. Unger, Handbuch des meining. Privatrechts Bd. 2 S. 32 flg. 
Note 39, 40; Bolze, Praxis des R. Ger. in Civilſ. Bd. 7 Nr. 55; 
Blätter für Rechtspflege Bd. 44 S. 157 a. E. 158.) 

Gegen die Annahme der rechtlichen Möglichkeit eines natürlichen 
Eigenthums an eingetragenen Grundſtücken ſprechen auch die Be— 
ſtimmungen des meiningiſchen Geſetzes Nr. 27 vom 21. Juni 1879, 
betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, 
welche nach 8 11 für die Anwendung des Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahrens gegen den Naturaleigenthümer eines eingetragenen Grundſtückes 
feinen Raum gewähren. Jedenfalls erſcheint es aber rechtlich aus 
geſchloſſen, daß ein zuläſſiger Weiſe nur mit einem Hausgrundſtück als 
Zubehör verbindbares Recht mit dem ſog. Naturaleigenthum an einem, 
einem Anderen volleigenthümlich zugehörigen Grundſtück, als mit einem 
nicht dinglichen, nur perſönlichen Recht auf das Grundſtück, als Zus 
behör dieſes Rechtes verkauft werde und dieſe Verbindung rechtliche 
Wirkſamkeit genöſſe. 

Urth. des I. Civ.⸗Sen. vom 18. November 1897. I U 17/97. — 
us Meiningen O 86/96. 


9. Gebühr für Zurücknahme einer Widerklage. 

Iſt eine Widerklage nur ſchriftſätzlich angekündigt, nicht aber in 
einem Verhandlungstermine geltend gemacht worden, fo iſt, mag ſpäter 
immerhin ausdrücklich ihre Zurücknahme erklärt worden fein, eine Ges 
bühr für die Zurücknahme nicht zu berechnen. Allerdings ſtellt in 
Bezug auf die Klage § 46 Abſ. 1 d. G. K. G. einen anderen Grund» 
ſatz auf. Dieſe Beſtimmung kann aber nicht ohne Weiteres auf die 
Widerklage ausgedehnt werden, indem der weſentliche zwiſchen Klage 
und Widerklage nach dieſer Richtung hin beſtehende Unterſchied nicht 
außer Betracht bleiben darf. Auch wenn nämlich die Klagzuſtellung 
unterbleibt, ſo wird doch immerhin ſchon durch die Einreichung der 
Klage zur Terminsbeſtimmung die Thätigkeit der Gerichtsbehörden in 
Gang geſetzt. Durch die bloße ſchriftſätzliche Ankündigung einer Wider⸗ 
klage geſchieht das nicht. 

Beſchluß d. I. Civ.⸗Sen. v. 23. Nov. 1897. I W 84/97. — 
Nach Rudolſtadt O 144/97. 
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II. Aus dem II. Civilſenat. 
Mitgetheilt vom Herrn Geheimen Juſtizrath Schulz. 


8. Zeugnißverweigerungs recht des Rechtsanwaltes. 
Begriff der anvertrauten Thatſachen, deren Ge— 
heimhaltung durch die Natur derſelben oder durch 
geſetzliche Vorſchrift geboten iſt (§ 348 Nr. 5 C. P. O.). — 
Koſten des Zwiſchenſtreites. 

a) A. forderte im Prozeßweg von B. die Zahlung einer beſtimmten 
Geldſumme auf Grund eines Vertrags, welchen Beide auf dem Bureau 
eines von ihnen mit Aufſetzung einer Urkunde über den Vertrags- 
abſchluß beauftragten Rechtsanwaltes vereinbart und nach Formulirung 
durch den Rechtsanwalt unterſchrieben hatten. Es beſtanden Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten über die Auslegung des Vertrags und der Kläger 
gab über ſeine Behauptung, daß die Parteien bei Abſchluß des Ver⸗ 
trags über beſtimmte in der Vertragsurkunde nicht zum Ausdruck ge⸗ 
kommene Punkte einverſtanden geweſen ſeien, dieſen Rechtsanwalt als 
Zeugen an. Dieſer verweigerte die Ablegung des Zeugniſſes, weil er 
von der Thatſache, über welche er vernommen werden ſolle, in ſeiner 
Eigenſchaft als Anwalt beider Parteien Kenntniß erhalten habe und 
zu deren Geheimhaltung dem Gericht und Dritten gegenüber ver⸗ 
pflichtet ſei. 

Das Landgericht hat die Zeugnißverweigerung durch Zwiſchen⸗ 
urtheil für ungerechtfertigt erklärt, weil nicht erhelle, weshalb es in 
der Abſicht der Vertragskontrahenten gelegen haben ſolle, daß eine der⸗ 
artige Vereinbarung geheim bleibe. 

Dieſe Entſcheidung iſt auf von dem Zeugen eingelegte Beſchwerde 
vom Oberlandesgericht gebilligt worden. 

Denn die Vornahme und Formulirung einer Vertragsverabredung 
zwiſchen zwei ſich über vermögensrechtliche Streitigkeiten auseinander⸗ 
ſetzenden Perſonen vor einem und durch einen Rechtsanwalt hat — von 
anderen Zwecken abgeſehen — regelmäßig auch den Zweck, bei über 
die Auslegung der Vertragsverabredung entſtehendem Streit in dem 
Zeugniſſe des bei deren Abſchluß anweſenden rechtskundigen Dritten ein 
Mittel der Feſtſtellung des wahren Sachverhalts zu gewinnen. (Be⸗ 
ſchluß vom 26. Juni 1897 nach Eiſenach. II. W 61/97.) 

b) Ueber dieſelbe Frage äußert ſich ein in der Zeitſchrift für 
deutſchen Civilprozeß Bd. 22 S. 152 abgedruckter Beſchluß des Land⸗ 
gerichts Limburg vom 18. April 1895, aus dem wir nachſtehende 
Mittheilung machen: 
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In einer Prozeßſache des A. gegen den D. auf Zahlung von 
Koſten, welche D. in einem Vergleiche, der in einer zwiſchen A. und D. 
früher anhängig geweſenen Privatklageſache wegen Beleidigung ab⸗ 
geſchloſſen worden war, übernommen hatte, wendete der Beklagte D. 
ein, er ſei zur Zeit der Uebernahme der Koſten durch den Vergleich 
noch minderjährig geweſen und ſein Vater habe dem Vergleich nicht 
zugeſtimmt. Kläger A. benannte als Zeugen dafür, daß der Vergleich 
von dem damals noch minderjährigen D. mit Zuſtimmung ſeines 
Vaters abgeſchloſſen worden ſei, den Rechtsanwalt Z., welcher in dem 
Privatklageverfahren als Vertheidiger des D. thätig geweſen war. 
3. verweigerte auf Grund des § 348 Nr. 5 C. P. O. das Zeugniß 
mit der Begründung, daß er über die zum Beweis verſtellte Behauptung, 
wenn überhaupt, nur durch ſeine damalige Stellung als Vertheidiger 
des jetzigen Beklagten unterrichtet ſein könne. Das Amtsgericht erklärte 
in einem Zwiſchenurtheil die Zeugnißverweigerung für unbegründet 
und legte dem Rechtsanwalt Z. die Koſten des Zwiſchenſtreites auf. 
Die dagegen von Z. eingelegte ſofortige Beſchwerde wurde vom Land- 
gericht für unbegründet erachtet. 

Aus den Gründen: 

Dem Beſchwerdeführer iſt darin beizupflichten, daß die i in ſein 
Zeugniß geſtellte Thatſache, ob der Vater des Beklagten D. zu dem 
von dieſem in der Privatklageſache abgeſchloſſenen Vergleiche ſeine 
Zuſtimmung gegeben habe, eine dem Rechdanwalt anvertraute That⸗ 
ſache im Sinne des 8 348 Nr. 5 C. P. O. iſt. Z. hat zwar die Kennt⸗ 
niß dieſer Thatſache nicht durch eine Mittheilung Seitens ſeines Klienten, 
des Beklagten D., erlangt, ſondern durch die Aeußerungen des Vaters 
ſeines Klienten bei einer Unterredung zwiſchen dem D. und feinem 
Vater, welcher Z. als Vertheidiger des D. beiwohnte. Allein unter 
den anvertrauten Thatſachen im Sinne des § 348 Nr. 5 C. P. O. find 
nicht bloß Mittheilungen an die zur Verſchwiegenheit verbundene Perſon, 
ſondern auch in Veranlaſſung der Vertrauensſtellung von dieſer Perſon 
ohne förmliche Mittheilung gemachte Wahrnehmungen zu verſtehen. 
Es ſtellt ſich aber die dem Beſchwerdeführer anvertraute Thatſache 
weder als eine ſolche dar, deren Geheimhaltung durch die Natur der⸗ 
ſelben, noch als eine ſolche, deren Geheimhaltung durch geſetzliche 
Vorſchrift geboten iſt. Als eine derartige geſetzliche Vorſchrift kann nur 
der 8 300 St. G. B. in Betracht kommen. Derſelbe bedroht mit Strafe 
Rechtsanwälte, wenn ſie überhaupt Privatgeheimniſſe offenbaren, die 
ihnen Kraft ihres Amtes anvertraut ſind. Ein Privatgeheimniß im 
Sinne dieſer Vorſchrift iſt nun zunächſt jede mit der anddrücklichen 
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Auflage, fie geheim zu halten, gemachte Mittheilung (vgl. Olshauſen, 
St. G. B. zu § 300). Von einer derartigen Auflage kann im vor⸗ 
liegenden Falle keine Rede ſein, da nach der eigenen Angabe des Be⸗ 
ſchwerdeführers der Vater ſeines Klienten ihm eine ſolche Auflage der 
Geheimhaltung nicht gemacht hat. Dann aber kann die Pflicht der 
Geheimhaltung ſich auch aus den Umſtänden ergeben, und zwar werden 
ſolche anzunehmen ſein, wenn diejenige Perſon, welche die Mittheilung 
an den Rechtsanwalt macht oder machen läßt, ein erkennbares Intereſſe 
an der Geheimhaltung hat. Deshalb find zwar alle Mittheilungen, 
welche der Klient ſelbſt dem von ihm bevollmächtigten Rechtsanwalt 
in dieſer ſeiner Eigenſchaft macht, als dem Rechtsanwalt anvertraute 
Privatgeheimniſſe ſeines Vollmachtgebers anzuſehen, weil ſich eben 
dieſem gegenüber der bevollmächtigte Rechtsanwalt in einer Vertrauens⸗ 
ſtellung befindet (vgl. Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 30 
S. 383); nicht aber genügt dieſe Vertrauensſtellung des Rechtsanwaltes 
ſeinem Klienten gegenüber, um auch die Aeußerungen dritter Perſonen, 
welche der Rechtsanwalt bei Ausübung ſeiner Berufspflicht wahrnimmt, 
zu anvertrauten Geheimniſſen im Sinne des § 300 St. G. B. zu ſtempeln, 
und zwar genügt dieſe Vertrauensſtellung ſelbſt dann nicht, wenn 
lediglich Kraft ihrer der Rechtsanwalt jene Wahrnehmungen gemacht 
hat. Es muß vielmehr noch hinzukommen, daß die dritte Perſon, 
um deren Aeußerung es ſich handelt, dieſe als Geheimniß behandelt 
hat. Davon iſt aber nach den Angaben des Beſchwerdeführers im 
vorliegenden Fall nicht die Rede. 

Auch durch die Natur der anvertrauten Thatſache war deren 
Geheimhaltung im vorliegenden Fall nicht geboten. Dies kann viel⸗ 
mehr nur dann angenommen werden, wenn ſich die anvertraute That⸗ 
ſache ihrem Inhalt nach als eine ſolche darſtellt, deren Kenntniß nur 
für gewiſſe Perſonen beſtimmt erſcheint (vgl. Entſch. des Reichsgerichts 
in Civilſachen Bd. 33 S. 363). Daß dieſes hier der Fall ſei, hat 
der Beſchwerdeführer nicht dargelegt. 

Schließlich ſei noch hervorgehoben, daß auch der Umſtand, daß 
die Offenbarung der dem Zeugniſſe des Rechtsanwalts Z. unterſtellten 
Thatſache durch dieſen als Zeugen dem prozeſſualen Intereſſe des 
Klienten widerſtreiten würde, noch nicht den Schluß rechtfertigt, daß 
die Geheimhaltung der Thatſache durch deren Natur geboten ſei (vgl. 
Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 33 S. 364, 365). 

Was die Entſcheidung über die Koſten anlangt (bezüglich welcher 
die Beſchwerde eventuell die Auferlegung an die im Prozeß unterliegende 
Partei beantragt hatte), ſo iſt davon auszugehen, daß die Civilprozeß⸗ 
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ordnung in den 88 352—354 den Streit über die Rechtsmälßigkeit 
einer Zeugnißverweigerung als einen Zwiſchenſtreit behandelt, deſſen 
Gegenſtand nicht das den Streitgegenſtand des Prozeſſes bildende 
Rechtsverhältniß, ſondern die Erfüllung der dem öffentlichen Recht an⸗ 
gehörigen Zeugnißpflicht iſt und bei welchem die beweisführende Partei 
einerſeits und der Zeuge andererſeits als Parteien gedacht find (vgl. 
Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 13 S. 414 Bd. 20 S. 379). 
Daraus ergiebt ſich, daß die durch einen ſolchen Zwiſchenſtreit er⸗ 
wachſenden Koſten mit den Koſten des Hauptprozeſſes in keinem Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen, und daß die Entſcheidung über fie von der Ente 
ſcheidung über die Koſten des Hauptprozeſſes unabhängig und daß 
demgemäß die Entſcheidung über die Koſten des Zwiſchenſtreites in 
dem dieſen abſchließenden Zwiſchenurtheil zu treffen, nicht aber der 
Entſcheidung des Hauptprozeſſes vorzubehalten iſt. Nach § 87 C. P. O. 
ſind die Koſten des Zwiſchenſtreites von der im Zwiſchenſtreit unter⸗ 
liegenden Partei zu tragen. — Nach Eiſenach O 64/96. 


9. Vorausſetzungen des Erlaſſes eines Bollftredung : 
urtheils aus dem Urtheil eines öſterreichiſchen Ge⸗ 
richts, welches auf die Klage des in Oeſterreich 
wohnhaften Fabrikanten den im Deutſchen Reiche 
wohnenden Abkäufer zur Zahlung von Kaufgeld für 
gelieferte Waaren auf Grund des Gerichtsſtandes 
des Vertrags verurtheilt hatte. — Bedeutung des 
Fakturenvermerks „zahlbar in T.“ 

Die Firma K. in Taus in Böhmen verklagte den Kaufmann G. 
in Eiſenberg bei dem k. k. Kreisgericht in Pilſen, als dem Gericht des 
Ortes der Vertragserfüllung, auf Bezahlung von 700 M. Kaufgeld 
für Waaren, die ſie mit Fakturen, welche die Bemerkung „zahlbar in 
Taus“ enthielten, dem G. auf Beſtellung zugeſandt hatte, und erlangte 
unter dem 8. Mai 1896 ein rechtskräftig gewordenes Urtheil, das unter 
Verwerfung der vom Beklagten vorgeſchützten Einrede der Unzuſtändig⸗ 
keit des angerufenen Gerichts den Beklagten zur Zahlung verurtheilte 

Auf Grund dieſes Urtheils hat die Firma K. bei dem Landgericht 
Altenburg Klage auf Erlaß des Vollſtreckungsurtheils erhoben, und 
zur Entkräftung des aus § 661 Satz 2 Ziff. 3 der C. P. O. herzuleitenden 
Einwandes auf den Gerichtsſtand des Vertrags verwieſen, der aus der 
vorbehaltloſen Annahme der mit der Bemerkung „zahlbar in Taus“ 
verſehenen Fakturen durch den Beklagten zu erſehen ſei. Das 
Landgericht Altenburg hat die Klage abgewieſen, weil der Satz, daß 
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die vorbehaltloſe Annahme der Faktura mit einem beſtimmten vom 
geſetzlichen abweichenden Zahlungsort als eine nachträgliche ſtillſchwei⸗ 
gende Vereinbarung dieſes Ortes als Erfüllungsort für die Kauf⸗ 
gelderforderung anzuſehen ſei, nach deutſchem Rechte nicht gelte. 

Gegen dieſes Urtheil hat die Klägerin Berufung eingelegt mit 
der Begründung, die Frage, ob die unbeanſtandete Annahme der von 
der Klägerin zugeſchickten mit der erwähnten Bemerkung verſehenen Fak⸗ 
tura durch den Beklagten den Gerichtsſtand des Vertrags für das Kreis⸗ 
gericht Pilſen begründet habe, ſei von dem letzteren Gericht endgültig 
entſchieden, und könne von dem Landgericht Altenburg nicht nachgeprüft 
werden. Das Oberlandesgericht hat die Berufung zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: 

Der 8 661 Satz 2 Ziff. 3 der EBD. ſetzt eine Ausnahme von 
dem allgemeinen Grundſatze, daß jedes Gericht die prozeſſualen und 
die materiellrechtlichen Vorausſetzungen ſeiner Zuſtändigkeit nach den 
Geſetzen ſeines Landes zu beurtheilen hat, zu Gunſten der Deutſchen 
feſt, die ſich die Zwangs vollſtreckung aus dem Urtheile eines auslän⸗ 
diſchen Gerichts gefallen laſſen ſollen. Dieſer Geſetzesparagraph be⸗ 
gründet für das deutſche Gericht, bei welchem der durch das auslän- 
diſche Gericht verurtheilte Deutſche ſeinen ordentlichen Gerichtsſtand 
hat, das Recht und die Pflicht der Nachprüfung der Zuſtändigkeit des 
ausländiſchen Gerichts; er berechtigt und verpflichtet das deutſche Ge⸗ 
richt zu deren Nachprüfung nach Maßgabe des deutſchen Rechts und 
nicht nur in civilprozeſſualer Hinſicht, ſondern auch bezüglich der Frage 
der Erheblichkeit und des Beweiſes der Thatſachen, auf welche der aus⸗ 
ländiſche Richter ſeine Zuſtändigkeit geſtützt hat; es hat aber das deutſche 
Gericht bei der Nachprüfung der Zuſtändigkeit auch die Thatſachen 
zu berückſichtigen, welche der Kläger zur Begründung der Zuſtändig⸗ 
keit des ausländiſchen Gerichts an der Hand der deutſchen Geſetze in 
dem vor dem deutſchen Gericht über die Zuläſſigkeit der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung anhängigen Prozeſſe bis zum Erlaß des Urtheils dem vor 
dem ausländiſchen Gericht bereits erörterten Thatſachenmaterial 
hinzufügt. (Reincke, Die deutſche Civilprozeßordnung zu § 661 A. 3.) 
Hiernach hängt das Schickſal der Berufung von der Beantwortung der 
Frage ab, ob der in dem Urtheil vom 8. Mai 1896 für das öſterreichiſche 
Recht ausgeſprochene Satz, daß mit der widerſpruchsloſen Annahme einer 
vom Verkäufer mit der Waare an den Käufer geſendeten Faktura mit 
dem Vermerk „zahlbar in Taus“ eine ſtillſchweigende Vereinbarung 
der Kaufkontrahenten dahin gegeben ſei, daß für die Zahlungsver⸗ 


pflichtung des Käufers Taus Erfüllungsort ſein ſolle, u das im 
Blätler für Rechtspflege XLV. N. F. XXV. 
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Landgerichtsbezirk Altenburg geltende deutſche Recht richtig iſt. Die 
Frage iſt zu verneinen. Die Rechtsübung der deutſchen Gerichte iſt 
in ihrer Verneinung feſtſtehend. Hat aber, wie man hiernach annehmen 
muß, über den Ort der Erfüllung der dem Käufer obliegenden Ver⸗ 
bindlichkeit zur Zahlung des Kaufpreiſes an die Verkauferin der Waaren 
nach deutſchem Recht eine Vereinbarung nicht ſtattgefunden, ſo iſt 
nach Art. 324 Satz 2 des deutſchen Handelsgeſetzbuches der Wohn- 
ort des zur Zahlung Verpflichteten, alſo Eiſenberg, als Erfüllungsort 
anzuſehen, und daran kann auch der von der Klägerin zur Begrün⸗ 
dung jener ſtillſchweigenden Vereinbarung noch herangezogene Umſtand, 
daß der Beklagte einen Theil des aus dem fraglichen Kaufvertrag 
geſchuldeten Kaufgeldes an den Wohnort der Verkäuferin nach Taus 
geſchickt hat, nach Art. 325 Satz 2 H. G. B. nichts ändern. Ein 
Gerichtsſtand des Vertrags beſtand demnach für das Kreisgericht 
Pilſen nach dem im Landgerichtsbezirk Altenburg geltenden Recht nicht. 

Urtheil vom 10. Juli 1897 nach Altenburg. U 41/97 0 290/96. 


10. Welches Recht entſcheidet über die Art der Ver⸗ 
pflichtung (pro rata oder ſolidariſch) zweier Käufer von 
Grundſtücken zur Bezahlung des Kaufgeldes, wenn 
die Käufer in einem anderen Rechtsgebiet wohnen. 
als dem Orte der belegenen Verkaufsgrundſtücke? 
Der Wohnort des Verkäufers von Grundſtücken und de. 

Ort der belegenen Grundſtücke liegen im Gebiet des gemeinen Rechts, 
der Wohnort der beiden Käufer zur Zeit des Vertragsabſchluſſes im 
Gebiet des Preuß. Landrechts (Vieſelbach). Nach dem letzteren Recht 
haften die Käufer für das Kaufgeld ſolidariſch (A.L.R. I Tit. 5 
85 424, 425), nach dem gemeinen Recht nach Bruchtheilen (Wind⸗ 
ſcheid, Pand. II § 292). Das Landgericht hat die beiden Käufer 
nach Bruchtheilen zur Bezahlung des Grundſtückskaufgeldes verurtheilt, 
das Oberlandesgericht hat dagegen auf die Berufung des Verkäufers die 
ſolidariſche Verurtheilung der Käufer zur Zahlung des Kaufgeldes 
ausgeſprochen. 

Aus den Gründen: 

Eine beſondere Vereinbarung darüber, ob die Verpflichtung der 
Käufer zur Zahlung des Grundſtückskaufgeldes nach dem am Ort der 
belegenen Grundſtücke (Landſendorf im Fürſtenthum Rudolſtadt) oder 
dem am Wohnort der Käufer geltenden Rechte zu beurtheilen ſei, 
haben die Kaufkontrahenten nicht getroffen; auch ſind Umſtände, aus 
denen ſich ein Vertragswille in dieſer Hinſicht ermitteln ließe, nicht 
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hervorgetreten. Es hat daher, wie das Landgericht mit Recht an⸗ 
genommen hat, der Ort der Erfüllung der eingeklagten Forderung 
zu entſcheiden. Daß als dieſer Erfüllungsort der Ort der belegenen 
Kaufgrundſtücke zu gelten habe, würde dann anzunehmen ſein, wenn 
wirklich, wie vom Vertreter der Käufer behauptet worden iſt, nach 
der Abſicht der Vertragskontrahenten die Erfüllung Seitens der beider⸗ 
ſeitigen Kontrahenten Zug um Zug zu leiſten geweſen wäre. Dieſe Be⸗ 
hauptung der Käufer iſt aber widerlegt. Denn ſie iſt unvereinbar mit 
der Vertragsbeſtimmung, daß für die Zahlung des Kaufpreiſes ein von 
der Zeit der Grundſtücksübereignung ganz unabhängiger Termin feſt⸗ 
geſetzt worden iſt. Sonſtige Umſtände, aus denen zu folgern, daß 
nach Willen der Kontrahenten der Ort Landſendorf als Erfüllungs⸗ 
ort nicht nur für den Verkäufer, ſondern auch für die in Vieſelbach 
wohnhaften beiden Käufer zu gelten habe, find nicht erſichtlich. Es muß 
daher im vorliegenden Falle bei der Regel, wonach der Wohnort des 
Schuldners als Erfüllungsort anzuſehen iſt, ſein Bewenden behalten. 
Demzufolge iſt, weil die Schuldner des Kaufgeldes zur Zeit des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes in Vieſelbach ihren Wohnfig hatten und noch haben, 
dort die ihnen obliegende Pflicht zur Bezahlung des Kaufgeldes zu 
erfüllen. In Vieſelbach aber hat das Preußiſche Landrecht Geltung. 
und nach dieſem (Th. 1 Tit. 5 § 424) iſt, wenn mehrere Perſonen zu⸗ 
gleich ſich einem Dritten in einem und demſelben Vertrage verpflichtet 
haben, wenn nicht das Gegentheil ausdrücklich verabredet worden iſt, 
anzunehmen, daß einer für alle und alle für einen dem Berechtigten 
für die Erfüllung haften. 

Urtheil vom 30. Juni 1897 nach Weimar. U 35/97 0 262/95. 


11. Nach gemeinem ſächſiſchen Rechte und der Alten- 
burger Eheordnung braucht die Ehefrau, welche 
ihre Illaten vom Ehemann zurückfordert, nur ihr 
Eigenthum an den zurückgeforderten Vermögens⸗ 
ſtücken zu beweiſen, nicht die Uebergabe dieſer an 
den Ehemann in deſſen Beſitz und Verwaltung. 
Eine Ehefrau, welche nach Auflöſung ihrer Ehe durch Scheidung 

ihr in die Ehe ein⸗ und zugebrachtes Vermögen von ihrem früheren 

Ehemann zurückverlangt, braucht nach dem im Herzogthum Altenburg 

geltenden Rechte nichts weiter zu beweiſen, als daß fie das Vermögen 

zur Zeit der Eheſchließung beſaß oder nachher erworben hat, weil nach 

§ 139 der Altenburger Eheordnung vom 13. Mai 1837, welche in 

dieſem Punkte das gemeine ſächſiſche Recht kodifizirt hat, eine geſetzliche 
9* 
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Vermuthung dahin aufgeſtellt worden iſt, daß das Vermögen einer Ehefrau 
ſolange als dem Nießbrauch und der Verwaltung des Ehemannes 
unterliegendes Dotal⸗ und Paraphernalgut angeſehen werden foll, bis 
die Eigenſchaft desſelben als Spillgut, d. h. als der ausſchließlichen 
Verfugung und Verwaltung der Frau vorbehaltenes Rezepticiengut nach⸗ 
gewieſen wird. Es haben zwar ſächſiſche Rechtslehrer (vgl. Hau⸗ 
bold, Sächſ. Recht, Ausgabe 3 $ 74 not. d) und ſächſiſche Gerichte 
und unter Letzteren auch ſolche im Herzogthum Altenburg dieſe Geſetzes⸗ 
vermuthung auf die Fälle beſchränken wollen, wenn Gläubiger des 
Ehemannes gegen den Willen der Ehefrau den Nießbrauch an deren 
Vermögen zum Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung nehmen wollen, 
oder bei einem Streite über das Recht der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung am Frauengut zwiſchen den Ehegatten; allein zu dieſer Be⸗ 
ſchränkung bieten weder die Worte des § 139 der Eheordnung noch 
die Natur der Sache einen Anhalt. Die Vermuthung für die Eigen⸗ 
ſchaft des eheweiblichen Vermögens als eines dem Recht der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Mannes unterliegenden Vermögens ſchließt 
aber die Vermuthung dafür, daß der Ehemann von dieſem ſeinem 
Rechte auch Gebrauch gemacht habe, in ſich. Dieſer Auffaſſung iſt 
das Oberlandesgericht in dem Bd. 32 dieſer Blätter S. 259 abgedruckten 
Urtheil vom 11. Februar 1884 gefolgt, wir haben keinen Anlaß, von 
dieſer dort ausgeſprochenen Rechtsanſicht abzuweichen. Das preußiſche 
Obertribunal hat die mit den §§ 138 und 139 der Altenburger Ehe⸗ 
ordnung im Weſentlichen übereinſtimmenden Beſtimmungen des A. L. R. 
Th. II Tit. 1 $ 210, 8 212 in dem gleichen Sinne ausgelegt. 
Dernburg, Lehrbuch des preuß. Privatrechts Bd. III § 32 A. 30. 

Urtheil vom 22. Mai 1897 nach Altenburg. U 19/97 0 100/95. 


12. In Reverturſachen iſt für die Rechtshülfe nicht 
§ 157 G. V. G., ſondern die Beſtimmung der Aus 
führungsgeſetze über die Rechtshülfe in Angelegen- 
heiten, welche zur ordentlichenſtreitigen Gerichts— 
barkeit nicht gehören, maßgebend. — Um Vollzug 
der Haftſtrafe in Reverturſachen iſt nicht das Amts⸗ 
gericht zu erſuchen, ſondern der Gerichtsvollzieher 
oder Gerichtsſchreiber anzugehen. 

Die Ehefrau A., welche mit ihrem Ehemanne in Buttſtädt wohnte, 
hatte ihren Ehemann verlaſſen und ſich nach Uhlſtädt im altenburgiſchen 
Amtsgerichts bezirk Kahla begeben. Sie wurde wegen Nichtbefolgung eines 
auf Antrag des Ehemannes erlaſſenen Rückkehrbefehls vom Landgericht 
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zu drei Tagen Haft verurtheilt. Der Vorſitzende der Civilkammer ſtellte 

unter Beifügung einer mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit ver⸗ 

ſehenen Ausfertigung des verurtheilenden Kammerbeſchluſſes an das 

Amtsgericht Kahla das Erſuchen um Vollſtreckung der Haftſtrafe an 

der Ehefrau A. Das erſuchte Amtsgericht lehnte das Erſuchen ab, 
„da die Vollſtreckung einer derartigen Zwangshaft nach 85 774, 
789, 790, 674 C. P. O. im Auftrag der Gegenpartei durch einen 
Gerichtsvollzieher zu bewirken iſt und nicht von Amtswegen durch 
das Gericht, daher auch nicht im Wege der Rechtshülfe zu erfolgen 
hat (Bl. für Rechtspfl. in Thüringen Bd 39 S. 256).“ 

Die Civilkammer des Landgerichts Weimar legte gegen dieſen 
Beſchluß des Amtsgerichts Kahla auf Grund des § 160 des G. V. G. 
Beſchwerde an das Oberlandesgericht ein mit der Begründung, daß, 
weil im Reverturverfahren die Grundſätze des alten ſächſiſchen Ehe⸗ 
prozeſſes maßgebend ſeien, und nach dieſem die Strafhaftbefehle von 
den Gerichten auf Antrag des verlaſſenen Ehegatten zu vollziehen 
ſeien (CEangnick, Der ſächſiſche Eheprozeß, 1847 S. 118), das Amts⸗ 
gericht die Haftſtrafe zu vollſtrecken habe. 

Das Oberlandesgericht beſchloß: 

Der Beſchluß des Amtsgerichts Kahla wird für gerechtfertigt erklärt. 

Aus den Gründen: 

Die ſtreitige Gerichtsbarkeit iſt die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten und in Strafſachen, die ordentliche ſtreitige Gerichts⸗ 
barkeit iſt diejenige Gerichtsbarkeit, welche von den ordentlichen Gerichten 
($ 12 G. V. G.) in den gedachten Rechtsſachen ausgeübt wird (vergl. 
Motive des G. V. G. S. 3, 32, 208; Löwe, St. P. O. 8. Aufl. S. 4 
Note 2 a). Nach 8 3 des Einführungsgeſetzes zur C. P. O. findet die 
C. P. O. Anwendung auf alle bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, die vor die 
ordentlichen Gerichte gehören. Das Reverturverfahren des weimariſchen 
Rechts gehört vor die ordentlichen Gerichte. Nach der Rechtsſprechung 
des Reichsgerichts ſtellt dieſes Verfahren nicht eine durch die C. P. O. 
geregelte bürgerliche Rechtsſtreitigkeit, insbeſondere nicht eine Eheſache 
im Sinne des 6. Buches der C. P. O. dar, ſondern es handelt ſich dabei 
um eine Vorbedingung für die Erhebung einer Eheſcheidungsklage, die 
auf dem materiellen partikularen Eherechte beruht, durch dieſes nach 
Inhalt und Form des Verfahrens beſtimmt wird und nach § 16 
Z. 6 des Einführungsgeſetzes zur C. P. O. durch die C. P. O. unberührt 
geblieben iſt (vergl. Bl. für Rechtspfl. in Thüringen Bd. 43 S. 148, 
Bd. 44 S. 352). — Die Konſequenz dieſer Rechtsanſchauung iſt, daß 
das Reverturverfahren zur ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit im 
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Sinne des § 2 des Einführungsgeſetzes zum G. V. G. nicht gehört 
und eine bürgerliche Rechtsſtreitigkeit im Sinne des $ 157 G. V. G. 
nicht iſt (vergl. Wilmowski u. Levy, C. P. O. 7. Aufl. S. 1368 
und 1340). Nach 8 157 G. V. G. und § 2 des Einfuͤhrungsgeſetzes 
dazu iſt demnach das G. V. G. nicht maßgebend für die Entſcheidung 
der Frage, ob die Weigerung des Amtsgerichts Kahla begründet ſei. 

Trotzdem iſt das Oberlandesgericht zur Entſcheidung dieſer Frage 
berufen und zwar nach § 47 des weimariſchen Ausführungsgeſetzes 
zum G. B. G. vom 20. März 1879 und nach 8 60 des altenburgiſchen 
Ausführungsgeſetzes zum G.V. G. vom 22. März 1879, welche gleich⸗ 
lautend beſtimmen: 

„die Gerichte haben ſich (auch) in den Angelegenheiten, welche 
zu der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, Rechts⸗ 
hülfe zu leiſten. Die Leiſtung der Rechtshülfe erfolgt unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung der Vorſchriften der 88 158—160, 162, 164, 
167 G. V. G.“ 

Die Frage nach der Berechtigung der Weigerung des Amtsgerichts 
Kahla iſt aber vom Oberlandesgericht zu bejahen geweſen, da es ſich im 
vorliegenden Fall um eine Rechtshülfe, d. h. um die Hülfe, die ein 
Gericht dem anderen zu leiſten hat, nicht handelt. 

Darüber, wie im Herzogthum Altenburg eine Haftſtrafe zur Voll⸗ 
ziehung zu bringen iſt, entſcheidet das Altenburger Recht. Durch 87 
des altenburgiſchen Geſetzes vom 27. März 1879, die Uebergangs⸗ 
beſtimmungen zu den deutſchen Prozeßordnungen betreffend, wird die 
Abſicht des Geſetzgebers zum Ausdruck gebracht, daß in Altenburg in 
allen Rechtsſachen, die den bisherigen Prozeßgeſetzen unterſtellt bleiben, 
die Ausführung der Zwangsvollſtreckung nach Maßgabe der C. P. O. 
erfolgen ſoll. Es beſtimmt dabei der 8 7 noch ſpeziell, daß in Fällen 
ſolcher Art der Gerichtsvollzieher durch den Gerichtsſchreiber zu be⸗ 
auftragen ſei, ſofern der Gläubiger nicht ſelbſt den Auftrag ertheilt. 
und daß der vom Gerichtsſchreiber beauftragte Gerichtsvollzieher als 
vom Gläubiger beauftragt gelte. Sowohl dieſer $ 7 als wie der hier: 
nach auch einſchlagende $ 162 G. V. G. ſchließen eine Beihülfe des 
Amtsgerichts aus. Nicht das Amtsgericht Kahla, ſondern der dortige 
Gerichtsvollzieher oder Gerichtsſchreiber war von der Civilkammer des 
Landgerichts Weimar als Prozeßgerichts in der Reverturſache um Voll⸗ 
ziehung der Haftſtrafe zu erſuchen. 

Beſchluß vom 18. Dezember 1897 nach Kahla. R 36/1897. 
40, II/97. 

Bemerkung des Einfenderd Wenn die Zuläſſigkeit der 
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Haft beſtritten wird, iſt nach 8 685 C. P. O. zu verfahren (vergl. 
Seuffert's Archiv Bd. 50 S. 239). 


13. Unlauterer Wettbewerb. Unrichtige Angaben that- 
ſächlicher Art im Sinne des § 1 des Reichsgeſetzes 
zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes vom 
27. Mai 1896. 

a) Dem Beklagten „Zahnartiſten“ Th. iſt auf Antrag des Klägers 
„Zahnarzt“ Sch. durch einſtweilige Verfügung des Landgerichts bei Ver⸗ 
meidung einer Geldſtrafe von 100 M. für jeden Zuwiderhandlungsfall 
verboten worden, e 

„ſich in feinen geſchäftlichen Bekanntmachungen aller Art, insbeſondere 
in geſchäftlichen Zeitungsinſeraten, ſowie auf öffentlich ausgeſtellten 
Namensſchildern oder Reklametafeln als Doctor of dental surgery 
(Doktor der Zahnheilkunde) zu bezeichnen“, 
auch iſt ihm aufgegeben worden, die am Eingang des Hauſes, in 
welchem ſich feine Geſchäftsraume befinden, angebrachte, die Bezeichnung 
ſeiner Perſon als Dr. dent. surg. (dipl. Chicago IIlinois U. S. A.) 
tragende Tafel binnen eintägiger Friſt zu entfernen. 

Dieſe einſtweilige Verfügung iſt auf Widerſpruch des Beklagten durch 
Urtheil des Landgerichts vom 24. Juni 1897 beſtätigt und die gegen 
dieſes Landgerichtsurtheil eingelegte Verufung zurückgewieſen worden. 

Aus den Gründen des Berufungsurtheils: 

Die von dem Kläger angefochtene Angabe des Beklagten, er ſei 
Dr. of dental surgery (Doktor der Zahnheilkunde), betrifft nicht rein 
perſönliche, ſondern geſchäftliche Verhältniſſe des Beklagten; denn 
fie ſteht zu der geſchäftlichen Eigenſchaft des Geſchäftsinhabers in Be⸗ 
ziehung (vergl. Müller, Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbes S. 24). Die Angabe iſt aber auch in thatſächlicher 
Beziehung unrichtig. Der Beklagte behauptet zwar, daß er mit der 
Bezeichnung „Dr. dental surgery“ mit der Hinzufügung „dipl. Chicago 
Illinois U. S. A.“ nur geſagt habe, daß er ein in Chicago ausgeſtelltes 
Diplom, das ihm den Titel eines Doktors der Zahnheilkunde zuſpreche, 
beſitze, und dieſe Angabe ſei wahr. Er meint, er habe durch ſeine 
richtige Angabe keine falſche Vorſtellung hervorgerufen, eventuell ſei 
eine ſolche falſche Vorſtellung nicht auf ſeine objektiv richtige Angabe zu⸗ 
rückzuführen, ſondern auf die dem Publikum innewohnende mangelhafte 
ſubjektive Vorſtellung von dem Weſen und der Bedeutung des von 
dem German medical college ihm rite verliehenen Doktortitels. Es 
iſt aber dieſen Ausführungen des Beklagten gegenüber mit dem Land⸗ 
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gericht anzunehmen, daß Beklagter über den Beſitz von Auszeichnungen 
unrichtige Angaben thatſächlicher Art gemacht habe. Beklagter hat 
ſich, indem er ſich als Doktor der Zahnheilkunde bezeichnete, den Doktor⸗ 
titel beigelegt. Wer ſich hier zu Lande als Dr. bezeichnet, behauptet 
damit, er fei von der Fakultät einer inländiſchen oder ausländiſchen 
Univerſität zum Doktor promovirt worden. Nach unſerer Rechtsordnung 
und Rechtsanſchauung darf ſich nur der Doktor nennen, dem dieſer 
Titel von einer Univerſität oder ähnlichen Korporation des öffentlichen 
Rechts des Inlandes oder Auslandes unter ſtaatlicher Autorität und 
Anerkennung verliehen worden iſt; ein Doktortitel, der etwa von einer 
privaten Geſellſchaft, möge dieſe auch im höchſten wiſſenſchaftlichen An⸗ 
ſehen ſtehen, verliehen worden wäre, würde als ſolcher weder vom 
Staate noch von der Geſellſchaft anerkannt werden. Nun verleihen 
die deutſchen Univerſitäten den Doktortitel mit der Beſchränkung auf 
die Zahnheilkunde nicht. Der Zuſatz zum Doktortitel „dental surgery“ 
und weiterer Zuſatz „dipl. Chicago IIlinois U. 8. A.“ bringen klar 
zum Ausdruck, daß der Doktortitel nicht deutſchen, ſondern amerikaniſchen 
Urſprungs ſei. Wäre dem Beklagten von einer amerikaniſchen Kor⸗ 
poration des öffentlichen Rechts unter ſtaatlicher Autorität und An⸗ 
erkennung der Doktortitel verliehen worden, ſo würde ſeine Angabe der 
Wahrheit entſprechen. So liegt die Sache aber nicht. Das Doktor⸗ 
diplom iſt ihm zugegangen von einer Stelle, die die Doktorwürde, 
den Doktortitel, nicht verleihen kann. Das German medical college, 
welches das Diplom des Beklagten ausgeſtellt hat, iſt nicht befugt, 
Doktoren zu promoviren; das Geſetz hindert das college zwar ſcheinbar 
nicht daran, als Doktordiplom bezeichnete Schriftſtücke auszuſtellen, 
durch die Ausſtellung eines ſolchen Schriftſtückes wird aber derjenige, 
dem es audgeftellt iſt, nicht Doktor, er erlangt nicht unter ſtaatlicher 
Autorität und Anerkennung die Doktorwürde, den Doktortitel (vergl. 
auch Veröffentlichungen des Kaiſ. Geſundheitsamtes 1894 S. 257). 
Behauptet Jemand, im Beſitze eines Titels, einer Würde, einer Aus⸗ 
zeichnung zu ſein, die nach den an dem Orte, wo ſie geführt werden, 
herrſchenden Anſchauungen nur von einer Korporation des öffentlichen 
Rechts unter ſtaatlicher Autorität und Anerkennung verliehen werden 
kann, ſo iſt ſeine Angabe falſch, nicht nur, wenn ihm der Titel u. ſ. w. 
überhaupt nicht verliehen worden iſt, ſondern auch dann, wenn er ſich 
zwar auf eine Verleihung berufen kann, dieſe aber nicht von einer 
Korporation des öffentlichen Rechts ausgegangen iſt und der ſtaatlichen 
Anerkennung entbehrt. 

Urtheil v. 2. Oktober 1897 nach Altenburg. U 92/1897 0 11/97. 
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b) Dagegen iſt eine unrichtige Angabe thatfächlicher Art im Sinne 
des 8 1 des Reichsgeſetzes vom 27. Mai 1896 nicht gefunden worden in 
der Anpreiſung von „geröſtetem, garantirt reinem Gerſtenmalz, à Pfund 
25 Pfg.“ als „Erſatz für Kathreiner's Malzkaffee“, weil hierin der An⸗ 
preiſende nicht ſage, daß das (billigere) Gerſtenmalz dem (theueren) 
Malzkaffee objektiv gleichartig ſei, ſondern nur, daß es den Malzkaffee 
erſetze, d. h. daß der Konſument nichts entbehre, wenn er an Stelle des 
Malzkaffees das (anders geartete) Gerſtenmalz trinke, und die Worte 
der Anpreiſung — da über die Frage, ob bei dem Genuß einer Flüſſigkeit 
eine andere nicht entbehrt werde, die individuelle Anſchauung des Einzelnen 
entſcheide — ſich auf dem Gebiet des Urtheils bewegen und eine Angabe 
thatſächlicher Art nicht enthalten. Beſchluß vom 15. Jan. 1898 nach 
Altenburg in Sachen der Firma Kathreiner'8 Malzkaffee⸗Fabriken, Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung, in München gegen Kaufmann K. 
in Altenburg wegen Erlaſſes einer einſtweiligen Verfügung. Q 21/97. 


14. Entſchädigung für den Begleiter eines gebred- 
lichen Zeugen. § 12 der G. O. für Zeugen. 

Der Gaſtwirth J. in J. hatte, als er vor das Landgericht 
als Zeuge geladen war, wegen Gebrechlichkeit den A. ſeines 
Wohnortes als Begleiter mitgenommen. Er hatte über den Be⸗ 
weisſatz, der ihm in der Ladung mitgetheilt worden war, nichts 
auszuſagen vermocht. Die Gerichtskaſſe zahlte nur dem Zeugen die 
Gebühren aus, und als A. mittels Eingabe bei dem Landgericht 
ſeine Entſchädigung auf Grund des § 12 G. O. für Zeugen verlangte, 
wies das Landgericht das Geſuch ab, weil nur der Zeuge auch für 
die Entſchädigung des Begleiters forderungsberechtigt ſei, und J. die 
durch Mitnahme des Begleiters entſtandenen Mehrausgaben durch 
Unterlaſſung einer vorherigen Anzeige der Sachlage und ſeiner 
Nichtwiſſenſchaft vom Beweisſatz ſchuldhaft verurſacht habe. Auf die 
Beſchwerde des A. billigte das Oberlandesgericht dem A. die geſetz⸗ 
liche Entſchädigung zu. 

Aus den Gründen: An ſich würde der Zeuge J. die Ent⸗ 
ſchädigung des § 12 a. a. O. auch für ſeinen Begleiter zu bean⸗ 
ſpruchen haben. Es iſt aber nach dem glaubhaften Inhalt des Ge— 
ſuches und der Beſchwerdeſchrift des A. anzunehmen, daß A. im 
Auftrag des J. die dieſem gebührende Entſchädigung für ſeine Be⸗ 
gleitung beanſprucht. Damit fällt das in dem angefochtenen Land⸗ 
gerichtsbeſchluſſe ausgeſprochene Bedenken, daß nicht der Begleiter 
eines gebrechlichen Zeugen, ſondern nur der Letztere dem Gerichte 
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gegenüber der Forderungsberechtigte für die dem Begleiter zu ge⸗ 
währende Entſchädigung ſei. Aber auch die weiteren für Zurück- 
weiſung des Geſuches des A. vom Landgericht angeführten Gründe 
ſind nicht zutreffend. 

Der vom Gericht vorgeladene Zeuge J. war keineswegs ver⸗ 
pflichtet, dem Gerichte von ſeinem körperlichen Gebrechen lediglich 
aus dem Grunde Anzeige zu erſtatten, weil in Folge ſeines Leidens 
ein größerer Koſtenaufwand für ſeine Reiſe nach dem Gerichtsſitz er⸗ 
wuchs. Eine ſolche Anzeige würde nur dann nöthig geweſen ſein, 
wenn wegen der Gebrechlichkeit die Möglichkeit ſeiner Reiſe nach dem 
Landgerichtsſitz in Frage geſtellt geweſen wäre. Er war unter An⸗ 
drohung der geſetzlichen Strafen geladen und mußte annehmen, daß 
ſein Erſcheinen vor dem Prozeßgericht für nothwendig erachtet worden 
ſei. Ebenſowenig kann dem von einer Partei zum Beweis behaup⸗ 
teter Thatſachen benannten und vom Gericht zu ſeiner Vernehmung 
vorgeladenen Zeugen angeſonnen werden, dem Gericht vor der Be⸗ 
folgung der Ladung darüber Mittheilung zu machen, daß er über die 
Thatſache, zu der er als Zeuge benannt ſei, nichts werde bekunden 
können. Eine ſolche Mittheilung würde völlig unbeachtlich fein, da 
erſt durch eidliche Vernehmung des Zeugen vor dem Gericht ſeine 
Wiſſenſchaft oder ſein Nichtwiſſen von der auf ſein Zeugniß geſtellten 
Thatſache feſtgeſtellt werden ſoll und die Parteien auf Grund des 
ergangenen Beweisbeſchluſſes ein Recht auf die Vorladung und . 
nehmung des Zeugen erlangt hatten. 

Beſchluß vom 7. April 1897 nach Eiſenach. W 25/97 8 36/96. 


15. Berechnung des Werthes des Streitgegenſtandes 
im Streit um die ſachliche Zuſtändigkeit in der 
Berufung 8inſtanz, wenn zur Zeit der Berufungs- 
verhandlung der in erſter Inſtanz verhandelte 
Klaganſpruch zum Theil erledigt war. 

Der Kläger T. hatte dem Beklagten H. einen Gaſthof mit Wirth- 
ſchaftsinventar und dazu gehörigen Feldgrundſtücken auf die Zeit vom 
1. April 1896 bis 1. April 1898 gegen ein jährliches Pachtgeld von 
1140 M. mit der Abrede verpachtet, daß der Pächter in der Wirth⸗ 
ſchaft das Lagerbier nur aus der Brauerei in A. entnehmen dürfe, 
im Fall des Zuwiderhandelns gegen dieſe Verpflichtung ſofortige 
Kündigung zu gewärtigen und 150 M. Konventionalſtrafe dem Kläger 
zu zahlen habe. Als der Pächter anderes Lagerbier verſchänkte, wurde 
von dem Kläger das Pachtverhältniß gekündigt, auch mittels im 
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Auguſt 1896 dem Beklagten zugeſtellter Klage Räumung der Pacht⸗ 
grundſtücke und Zahlung der Konventionalſtrafe begehrt. 

Dieſe Klage, auf Grund des § 23 Ziff. 2 des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes beim Amtsgericht erhoben, wurde durch am 16. Sep⸗ 
tember 1896 verkündetes Urtheil wegen fachlicher Unzuſtändigkeit 
abgewieſen, die gegen dieſes amtsgerichtliche Urtheil vom Kläger ein⸗ 
gelegte Berufung vom Landgericht durch Urtheil vom 8. Januar 1897 
zurückgewieſen. 

Am 1. Oktober 1896 hatte der Beklagte den Gaſthof und die 
Feldgrundſtücke geräumt. 

Für die Berechnung der Gerichtskoſten der Berufungsinſtanz 
hat auf Antrag der Gerichtsſchreiberei das Landgericht den Werth 
des Streitgegenſtandes dieſer Inſtanz auf 150 M. feſtgeſetzt. da nach 
Räumung des Gaſthofes und der Feldgrundſtücke nur noch die For⸗ 
derung der Konventionalſtrafe in Streit geweſen ſei. 

Dieſen Beſchluß hat der Sachführer des Beklagten Rechtsanwalt 
G. mit der Beſchwerde des § 12 der G. O. f. R. angegriffen und die 
Feſtſetzung des Werthes zu dem Satze von 1600 — 2000 M. begehrt. 

Das Oberlandesgericht hat der Beſchwerde ſtattgegeben unter 
Zugrundlegung der ein und einhalbfachen Jahrespacht von 1140 M., 
zuzüglich de? Betrags der Konventionalſtrafe von 150 M. für die 
Werthsannahme, das Reichsgericht auf eingelegte weitere Beſchwerde 
dieſen Beſchluß beſtätigt. 

Aus den Gründen des Reichsgerichts: 

In der Berufungsinſtanz war lediglich die Frage ſtreitig, ob das 
Amtsgericht zur Verhandlung und Entſcheidung des vorliegenden 
Klaganſpruches zuſtändig geweſen iſt. Für dieſe Frage war nach 
§ 4 C. P. O. der bei Erhebung der Klage beſtehende Geſammt⸗ 
werth des Klaganſpruches maßgebend und daher auch noch für die 
Verhandlung jener Streitfrage in der Berufungsinſtanz zu Grunde 
zu legen, während für dieſe Frage die nachträgliche erhebliche Minde- 
rung des urſprünglichen Klaganſpruches nach § 235 Ziff. 2 C. P. O. 
außer Betracht zu bleiben hatte. 

Beſchluß vom 20. Februar 1897 nach Buttſtedt. II W 13/97. 


8 111/96. 


16. Vorausſetzungen der es Zuſtellung im 
Civilprozeß. 
Der Ehemann D. hatte unter dem 27. Auguſt 1897 bei dem 
Landgericht ſeines Wohnortes gegen ſeine Ehefrau Klage auf Ehe⸗ 
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ſcheidung erhoben und gleichzeitig den Antrag auf öffentliche Zuſtellung 
dieſer Klage geſtellt. Die Begründung dieſes Antrages beſchränkte ſich 
auf die auf das Zeugniß zweier Perſonen geſtellte Behauptung, 
die Beklagte habe ſeit etwa 2 Monaten den Kläger heimlich ver⸗ 
laſſen und halte ſich in unbekannter Ferne auf. 
Der Antrag wurde vom Landgericht abgelehnt, weil die Voraus⸗ 
ſetzungen desſelben nicht glaubhaft gemacht feien. 

Die dagegen erhobene Beſchwerde des Klägers will die nackte 
Behauptung der Unbekanntheit des Aufenthaltes der Beklagten für 
genügend erachtet wiſſen, weil dem Kläger eine Glaubhaftmachung 
dieſes Umſtandes nicht möglich ſei. 

Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen mit der Begründung: 

Wenn auch im § 180 C. P. O. nicht ausdrücklich vorgeſchrieben 
iſt, daß die Unterlagen des Antrages auf öffentliche Zuſtellung glaub⸗ 
haft zu machen ſind, die Bewilligung einer öffentlichen Zuſtellung 
alſo vom richterlichen Ermeſſen abhängt, ſo falgt doch aus der Natur 
der Sache, daß dieſe zum Erſatz der nicht ausführbaren ordentlichen 
Zuſtellung mit der Fiktion wirklich erfolgter Behändigung gegebene 
Art der Zuſtellung erſt nach Erſchöpfung der ſonſt zur Erforſchung 
des Aufenthaltes einer abweſenden Perſon dem Antragſteller zu Ge— 
bote ſtehenden Mittel erfolgen darf, und daß dieſe Mittel von ihm 
ohne Erfolg in Anwendung gebracht ſeien, hat der Antragſteller zu 
beſcheinigen (Seuffert' 8 Archiv Bd. 43 S. 462; Annalen des 
Oberlandesgerichts Dresden Bd. 1 S. 273). Daß dem Kläger 
ſolche Mittel von vornherein verſagt ſeien, iſt nicht begründet. Es 
ſei nur an die Hülfe der Polizei und die Einziehung von Erkundigungen 
bei Verwandten und Freunden der Abweſenden erinnert. 

Beſchluß vom 18. Sept. 1897 nach Weimar. II W 94/97 397. 
R 56/97. 


17. Die Abtretungd- und Alimentations verträge ent- 
halten keine Univerſalſucceſſion. 

Die bei der bäuerlichen Bevölkerung Thüringens häufig vor— 
kommenden Verträge, mittels welcher die betagten Eltern ihren Grund— 
beſitz gegen Ausbedingung einer Alimentation an ihre Kinder abtreten, 
begründen, auch wenn ſie das ganze Vermögen der Eltern betreffen, 
nach gemeinem deutſchen und gemeinem ſächſiſchen Recht eine (die 
Uebernahme der Schulden der Eltern durch die Kinder nach ſich 
ziehende) Univerſalſucceſſion nicht. Dieſe Rechtswirkung tritt vielmehr 
nur dann ein, wenn ſie auf partikularrechtlicher Beſtimmung beruht. 
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(Blätter für Rechtspflege in Thüringen Bd. 9 S. 215, Bd. 25 
S. 293.; Heimbach, Erörterungen Bd. 1 S. 58). Ein ſolches 
Partikularrecht exiſtirt in Reuß j. L. nicht. 

Urtheil vom 12. Juni 1897 nach Gera U 66/96. O 97/95. 


18. Zur Frage, wann Klage und Widerklage den— 
ſelben Streitgegenſtand betreffen. (§ 11 des Gerichts- 
koſtengeſetzes.) 

Mit der Klage iſt die Zahlung des Reſtbetrages für angeblich 
vertragsmäßige Herſtellung eines Hausneubaues begehrt, während der 
Widerkläger unter der Behauptung, daß Theile des Neubaues nicht 
vertragsmäßig hergeſtellt ſeien, deren vertragsmäßige Herſtellung ver⸗ 
langt und Zahlung des geklagten Reſtbetrages ſo lange verweigert 
hat, bis dieſem Verlangen entſprochen ſein werde. Da es ſich hier 
wie dort um Erfüllung eines und desſelben zweiſeitigen Vertrags im 
Rahmen desſelben Werthbetrags handelt, ſo betreffen Klage und 
Widerklage denſelben Streitgegenſtand. Mit Recht hat daher der 
angefochtene Beſchluß des Landgerichts den Streitwerth für Klage und 
Widerklage einheitlich und zwar nach dem Werthe des durch die Klage 
beſtimmten Streitgegenſtandes feſtgeſetzt, und die Beſchwerde erſtrebt 
zu Unrecht beſondere Berechnung des Gegenſtandes der Widerklage. 

Beſchluß vom 30. Juni 1897 nach Eiſenach. W 63/97. O 32/96. 


19. Der proviſions berechtigte Agent kann von ſeinem 
Auftraggeber Auskunft und Rechnungslegung 
fordern, nicht aber eidliche Rechnungslegung. 

Eine übereinſtimmende Gerichtspraxis hat dem Agenten zur 
Verfolgung ſeiner Anſprüche auf Proviſion das Recht zugeſtanden, vom 
Auftraggeber zu verlangen, daß er ihm über dieſe Aufträge — ſei es 
durch Zufertigung eines Buchauszuges, ſei es durch Geſtattung der 
Einſichtnahme in die Bücher — Auskunft ertheile und Rechnung lege. 
Dagegen kann der auf eid liche Rechnungslegung erhobene Anſpruch 
nicht für begründet erachtet werden. Denn es läßt ſich dieſer Anſpruch 
aus der Natur des zwiſchen dem Agenten und ſeinem Auftraggeber 
beſtehenden Rechtsverhältniſſes nicht herleiten, auch iſt er in der Ge⸗ 
richtspraxis nicht anerkannt, und einen Rechtsſatz, der den Anſpruch 
auf eid liche Rechnungslegung begründet erſcheinen ließe, vermag 
der Kläger (der Agent) nicht für ſich geltend zu machen. 

Urtheil vom 29. Mai 1897 nach Altenburg. U 23/97. 0 310/95, 
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III. Aus dem Strafſenat. 


Mitgetheilt von Herrn Oberlandesgerichtspräſidenten Geh. Rath Dr. v.n Wrüger. 


2. Verfahren in Privatklageſachen, wenn der ver- 
urtheilte Angeklagte ſtirbt, bevor das Urtheil die 
Rechtskraft erlangt hat. Koſten des Verfahrens 
in ſolchem Falle. 

In einer Privatklagſache war der Angeklagte erſtinſtanzlich wegen 
Beleidigung des Privatklägers zu Strafe und zu ſämmtlichen Koften 
des Verfahrens verurtheilt. Er hatte gegen das Urtheil rechtzeitig 
Berufung eingewendet, war jedoch vor der Abhaltung des angeſetzten 
zweitinſtanzlichen Verhandlungstermins verſtorben. Nunmehr ertheilte 
die landgerichtliche Strafkammer in nicht- öffentlicher Sitzung dahin 
Entſcheidung, daß wegen des inzwiſchen eingetretenen Todes des An⸗ 
geklagten das Verfahren einzuſtellen und der Privat- 
kläger die Koſten desſelben zu tragen ſchuldig ſei. 


Dieſen Beſchluß hat der Straffenat des O. L. Gerichts auf Be⸗ 
ſchwerde des Privatklägers aufgehoben mit folgender Begründung: 

Die Vorinſtanz hat ihre Entſchließung auf die §8 497 Abſ. 2 
und 503 Abſ. 2 St. P. O. geſtützt. Dieſe Vorſchriften rechtfertigen 
aber den Ausſpruch nicht. Denn § 497 Abſ. 2 ſpricht nicht von 
Einſtellung des Verfahrens und trifft über die Koſtenpflicht nur eine 
negative Beſtimmung; und in § 503 Abſ. 2 wird über die Folgen 
der Einſtellung, nicht über ihre Vorausſetzungen gehandelt. 

Die Strafprozeßordnung hat die Einſtellung des Verfahrens 
nicht durch eine ausdrückliche generelle Beſtimmung geordnet, ſondern 
ihrer nur in Einzelfällen gedacht. Die Einſtellung ſeitens des Gerichts 
ſoll — von der hier nicht in Betracht kommenden vorläufigen Ein⸗ 
ſtellung abgeſehen — erfolgen nach $ 259: wenn der erforderliche 
Strafantrag nicht vorliegt oder rechtzeitig zurückgenommen iſt; nach 
§ 429: wenn ſich nach verhandelter Sache herausſtellt, daß für das 
Delikt der Weg der Privatklage nicht ſtatthaft iſt; nach § 433: 
wenn der Privatkläger verſtorben iſt. Man kann ohne Weiteres zu⸗ 
geben (vgl. auch Hahn, Materialien zur Strafprozeßordnung S. 876), 
daß hiermit die Fälle der Einſtellung nicht erſchöpfend aufgezählt ſein 
ſollen. Aber immerhin wird dem Richter, wenn er dem Sinne des 
Geſetzes entſprechen will, eine Vervollſtändigung nur mit rechtsähn⸗ 
lichen Fällen geſtattet ſein. Dies im Privatklageverfahren um ſo 
mehr wegen des materiellen Effekts der Einſtellung des Verfahrens, 


— 13 — 


die nach § 503 St. P. O. für den Privatkläger die Tragung der Koſten 
des Verfahrens einſchließlich der dem Beſchuldigten erwachſenen noth⸗ 
wendigen Auslagen zur geſetzlichen Folge hat. Nun ergiebt aber die 
Vergleichung des Falles des Todes des Angeklagten (Beſchuldigten, 
Angeſchuldigten) mit den vom Geſetz benannten Fällen eine prinzipielle, 
die analoge Anwendung ausſchließende Verſchiedenheit. In jedem 
der Geſetzesfälle iſt eine Perſon vorhanden, gegen die ein Straf⸗ 
verfahren eingeleitet worden iſt. Der Eintritt des durch den Geſetzes⸗ 
fall bezeichneten Ereigniſſes mag dieſes Verfahren nicht mehr als 
rechtlich begründet erſcheinen laſſen. Thatſächlich beſteht dasſelbe aber 
trotz des Ereigniſſes fort. Der Angeklagte bleibt immer noch im 
Verfahren befangen, ſo daß es hier, um die Beendigung des Ver⸗ 
fahrens zu kennzeichnen, noch eines beſonderen richterlichen, nach Sach⸗ 
prüfung zu treffenden Ausſpruchs bedarf. Dieſes iſt anders, wenn 
der Angeklagte ſtirbt. Mit dem Wegfalle des Angeklagten fällt die 
erſte Vorausſetzung jeden Strafverfahrens fort. Ohne einen An 
geklagten iſt ein Strafverfahren nicht denkbar. Denn das ſogenannte 
objektive Strafverfahren iſt ebenſowenig wie das Wiederaufnahme⸗ 
verfahren aus § 411 St. P. O. ein eigentliches Strafverfahren, da 
dieſe Sonderfälle mit der Beſtrafung einer Perſon nichts zu thun 
haben. Der Tod beendet das Strafverfahren thatſächlich ohne 
Weiteres ſelbſt und macht den richterlichen Einſtellungsbeſchluß un⸗ 
nöthig. Es läßt ſich der Fall des Todes des Angeklagten dem Falle 
der Abolition gleichſtellen. Iſt die Unterſuchung niedergeſchlagen, alſo 
beendet, ſo gebricht es für einen nachträglichen Beendigungsbeſchluß 
des Richters an Raum. 

Man hat in der Rechtſprechung die Nothwendigkeit des Einſtellungs⸗ 
beſchluſſes, wenn der Tod des Angeklagten nach eröffneter Haupt⸗ 
verhandlung erfolgt, aus § 259 St. P. O. herleiten wollen, da nach 
dieſer Vorſchrift die Hauptverhandlung mit Erlaſſung des Urtheils 
ſchließen und das Urtheil auf Freiſprechung, Verurtheilung oder Ein⸗ 
ſtellung des Verfahrens lauten müſſe. S. Entſch. des O.L. Gerichts 
München in Strafſachen, Bd. 2, S. 241 (der Angeklagte war nach 
Ladung zur Hauptverhandlung vor Abhaltung derſelben verſtorben; 
das Gericht erkannte in berathender Sitzung auf Einſtellung des 
Verfahrens). Indeſſen iſt dieſer Deduktion zunächſt entgegen zu halten, 
daß, wie mit dem Reichsgerichte angenommen werden darf, Frei⸗ 
ſprechung, Verurtheilung und Einſtellung nicht die allein möglichen 
Formen des Urtheils ſind, und daß dieſe Einſchränkung auch in 
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8 259 nicht hat zum Ausdruck gebracht werden ſollen. (Vgl. Steng⸗ 
lein, Komm. z. St. P. O. § 259 Nr. 2; Loewe, ebenda Nr. 3; 
Entſch. des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. 9 S. 15.) Es trifft 
daher nicht zu, zu ſagen, es müſſe, wenn nicht Freiſprechung oder 
Verurtheilung ausgeſprochen werden könne, auf Einſtellung erkannt 
werden. Weiter iſt darauf hinzuweiſen, daß, wenn mit § 259 in 
der angezeigten Richtung operirt werden ſoll, doch vor Allem die 
Möglichkeit einer Hauptverhandlung beſtehen muß. Denn der § 259 
ſpricht nur von Urtheilen, die in einer Hauptverhandlung zu erlaſſen 
ſind. Nun iſt aber zweifellos die Hauptverhandlung, wenn der An⸗ 
geklagte vor derſelben verſtorben iſt, thatſächlich unmöglich geworden. 
Man kann einen Verſtorbenen nicht laden und nicht gegen ihn ver- 
handeln. Es iſt daher § 259 für unſere Frage nicht zu verwerthen. 
(Vgl. Loewe, a. a. O. Buch II Abſchn. 1 Ziff. VI; Stenglein, 
ebenda § 259 Nr. 2 ff; Bennecke, Lehrbuch des Strafprozeßrecht 
S. 144, 503, 39.) 

Die vorſtehenden Ausführungen ergeben, daß ſich der Tod des 
Angeklagten nicht unter die Fälle einreihen läßt, in denen im Sinne 
der Strafprozeßordnung auf Einſtellung des Verfahrens zu erkennen 
iſt. Es durfte ſonach die Vorinſtanz die Einſtellung nicht verfügen 
und alſo auch nicht in Anwendung des § 503 Abſ. 2 St. P. O. die 
Koftenlaft dem Privatkläger aufbürden. War deshalb in Folge der 
Beſchwerde der angefochtene Beſchluß zu beſeitigen, ſo konnte doch 
nicht vom Beſchwerdegerichte eine weitere Entſcheidung in der Sache 
nach Maßgabe des § 351 Abſ. 2 St. P. O. erlaſſen werden. Denn, 
um die Beendigung des Strafverfahrens zu markiren, genügt die in 
den Akten bereits hinreichend erfolgte Konſtatirung des Todes des 
Angeklagten. Es war alſo nach dieſer Richtung eine Entſcheidung 
nicht „erforderlich“. Für eine richterliche Entſcheidung über die Koſten⸗ 
pflicht aber fehlt es bei der Art der Beendigung der gegenwärtigen 
Strafſache an der geſetzlichen Unterlage. Insbeſondere liegen bezüglich 
des Privatklägers die Vorausſetzungen einer Koſtenentſcheidung aus 
§ 501 St. P. O. nicht vor und der Nachlaß des Angeklagten würde 
jedenfalls durch § 497 Abſ. 2 geſchützt ſein. 

Beſchluß vom 25. September 1897 nach Gotha. W 106/97. 


3. Zu § 48 des S.⸗Weimariſchen Geſetzes vom 20. Mär 
1879 zur Ausführung des deutſchen Gerichts ver 
faſſungsgeſetzes. 
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Der 8 48 des in der Ueberſchrift bezeichneten Geſetzes beſtimmt: 
„Die Vorſchriften der 88 177—185 des G. V. G. über die 
Aufrechterhaltung der Ordnung finden in gerichtlichen Ange— 
legenheiten, welche zu der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit 
nicht gehören, entſprechende Anwendung.“ 


Eine wörtlich gleichlautende !) Beſtimmung enthalten auch die 
in den übrigen zum Bezirke des gemeinſchaftlichen Thüringiſchen Ober- 
landesgerichts gehörigen Staaten zur Ausführung des G.. G. er⸗ 
laſſenen Landesgeſetze. 


Ein in einer Strafſache bei einem Großh. S. Amtsgericht ver⸗ 
nommener Zeuge hatte, während er in der Gerichtsſchreiberei des 
Amtsgerichts über Auszahlung feiner Zeugengebühr mit dem zu« 
ſtändigen Kaſſebeamten verhandelte, eine Cigarre in den Mund ge⸗ 
nommen und war deshalb auf Anzeige des Beamten von dem Amts⸗ 
gericht unter Bezugnahme auf § 179 des G. V. G. und § 48 des 
Landesausführungsgeſetzes vom 20. März 1879 in eine Ordnungs- 
ſtrafe genommen worden. Er hatte friſtzeitig Beſchwerde an das 
Oberlandesgericht eingelegt. Der Strafſenat hob die amtsrichterliche 
Entſcheidung auf mit im Weſentlichen folgender Begründung: 

Der Vorderrichter geht von der Anſicht aus, daß die Beſtim⸗ 
mung in § 48 des Geſetzes vom 20. März 1879 die dem Richter 
durch die 88 177—185 des G. V. G. eingeräumten ſitzungs polizeilichen 
Befugniſſe auch auf Fälle, wie den vorliegenden, ausdehnen wolle, 
in denen Verhandlungen in Frage ſtehen, die vor nicht richterlichen 
Beamten ſtattfinden. Dieſer Auffaſſung konnte jedoch nicht beige⸗ 
pflichtet werden. 

Die angeführten 88 177—185 beſchäftigen ſich ausſchließlich 
mit der Aufrechthaltung der Ordnung in der Sitzung, bezw. ſoweit 
§ 182 in Betracht kommt, bei Amtshandlungen des einzelnen Richters 
außerhalb der Sitzung. Sie beziehen ſich alſo durchweg nur auf 
richterliche Verhandlungen. 

Aus der Stellung des § 48 des Geſetzes vom 20. März 1879 
in dem „Oeffentlichkeit und Sitzung polizei“ überſchriebenen Ab⸗ 


1) Nur in dem für Reuß ä. L. erlaſſenen Ausführungsgeſetz vom 17. April 
1879 iſt abweichend geſagt: „in Angelegenheiten, welche, zur ordentlichen ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit nicht gehörig, vor den Gerichten des Landes oder ein⸗ 
zelnen richterlichen Beamten vorgenommen werden“, ein Zuſatz, der 
unnötig, da, was er ausſpricht, ſchon in den für entſprechend anwendbar erklärten 
Paragraphen des G. V. G. enthalten iſt. 
Blätter für Rechtspflege XV. N. F. XXV. 10 
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ſchnitte ergiebt ſich, daß auch dieſer nur unter richterlicher Leitung 
ſtehende Verhandlungen im Auge hat, keineswegs aber Befugniſſe, 
die das G. V. G. dem Richter zum Zwecke der Sitzungsleitung an die 
Hand giebt, ihm auch für diejenigen Verhandlungen einräumen will, 
die nicht unter feiner Leitung ſtehen. Indem das Geſetz beſtimmt, 
daß dieſen Vorſchriften in gerichtlichen Angelegenheiten, welche zu der 
ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, Anwendung zu⸗ 
kommen ſoll, will es lediglich ihr Anwendungsgebiet in der Richtung 
erweitern, daß es dasſelbe über das Gebiet der ordentlichen ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit hinaus ausdehnt, nicht aber die Beſtimmungen des 
G. V. G. zugleich einer grundſätzlichen Aenderung unterwerfen. 

Unterſtützend für dieſe Annahme ſpricht auch Folgendes: Nach 
§ 183 Abſ. 2 des G. V. G. iſt lediglich die nach § 179, alſo die 
wegen Ungebühr in der Sitzung vom Gericht erlaſſene Entſcheidung, 
unabhängig von der Einlegung der Beſchwerde, ſofort vollſtreckbar. 
Hinſichtlich der vom Richter gemäß § 182 bei Amtshandlungen 
außerhalb der Sitzung getroffenen Verfügung hat dagegen die Be— 
ſchwerde aufſchiebende Wirkung. Als Intention des Geſetzgebers iſt 
dabei insbeſondere auch zu betrachten, daß nur in denjenigen Fällen, 
in denen die thatſächliche Unterlage der Entſcheidung Vorgänge bilden, 
die ſich in breiter Oeffentlichkeit abſpielen und hinſichtlich deren That⸗ 
beſtand daher in der Regel ein Zweifel nicht obwalten wird, die Ent⸗ 
ſcheidung ſofort vollſtreckbar ſein ſoll. Während alſo der Richter auf 
Grund eigener Wahrnehmung bei Amtshandlungen außerhalb der 
Sitzung eine ſofort vollſtreckbare Entſcheidung nicht treffen kann, 
würde er, wenn man annehmen wollte, daß das Geſetz vom 
20. März 1879 in feinem § 48 die Beſtimmungen der 88177 —185 
auch auf nicht richterliche Verhandlungen habe ausdehnen wollen, 
unter Umſtänden in die Lage kommen, auf Grund der Bekundungen 
Dritter, insbeſondere des die Verhandlung leitenden Beamten, gemäß 
§ 179 eine Entſcheidung zu erlaſſen, hinſichtlich deren eine etwa ein⸗ 
gelegte Beſchwerde nach § 183 Abſ. 2 keine aufſchiebende Wirkung 
hätte. Daß aber der Geſetzgeber dieſen mit den Intentionen des 
G. V. G. in Widerſpruch ſtehenden Erfolg habe herbeiführen wollen, 
iſt nicht anzunehmen. 

Hiernach war der angefochtene Beſchluß aufzuheben. Es bleibt 
jedoch dem Vorderrichter anheimgegeben, das Verhalten des Beſchwerde⸗ 
führers anderweit in angemeſſener Weiſe zu ahnden, wozu die all- 
gemeine Ordnungspolizei, wie ſie jedem Gericht innerhalb ſeines 
Amtsbereichs zuſteht und wie ſie insbeſondere auch das Geſetz vom 
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15. März 1850 in $ 16 2) vorausſetzt, die geeignete Handhabe bieten 
wird. In Gemäßheit des § 351 Abſ. 2 der St. P. O. eine Ent⸗ 
ſcheidung in vorgedachter Richtung an Stelle des Großh. Amtsgerichts 
zu treffen, iſt das jetzt erkennende Gericht nicht befugt. Denn nach 
dem angez. § 48 des Landesgeſetzes vom 20. März 1879 in Ver⸗ 
bindung mit § 183 Abſ. 3 des G. V. G. iſt die dort geordnete Zu⸗ 
ſtändigkeit des Oberlandesgerichts auf diejenigen Fälle von Ordnungs⸗ 
widrigkeiten beſchränkt, die auf Grund der einſchlagenden Beſtimmungen 
des G. V. G. zu ahnden find. 
Beſchluß vom 18. Januar 1898 nach Vacha. W 6/98, 


B. Landgerichte. 


Landgericht Meiningen. 
Von Herrn Landgerichtsrath Dr. Höfling in Coburg. 
(Schluß.) 


6. Rechtliche Bedeutung einer bei einem Vieh⸗Kauf⸗ 
geſchäft ſtattgefundenen Abrede, — als Haftung 
für Viehmängel oder als Bedingung des Vertrags 
aufzufaſſen. — 

Civilkammer I des Landgerichts Meiningen in S. H. /a Z. Ol 
57/96 Urth. vom 23. März 1897. Civilſenat I Oberlandesgericht 
Jena, Urth. vom 24. März 1897. 

Die Civilkammer des Landgerichts hatte auf Grund der über die 
Einrede des Beklagten ſtattgefundenen Beweisaufnahme als erwieſen an« 
genommen, daß die bei Kaufabſchluß zwiſchen den Parteien getroffene 
Vereinbarung dahin gegangen ſei, daß der Käufer berechtigt ſein 
ſolle, das gekaufte Pferd zurückzugeben, wenn er innerhalb 14 Tagen 
nach dem Kaufabſchluß an ihm einen Fehler finden und innerhalb 
der nämlichen Friſt dem Verkäufer davon Anzeige machen werde. 
Auf Grund dieſes Beweisergebniſſes nahm der Gerichtshof an, daß 
die Einrede des Beklagten nicht begründet ſei, da nach § 25 des 
Viehgewährſchaftsgeſetzes vom 6. Juli 1844 das Verſprechen einer 


2) Das angezogene Geſetz über die Zuſtändigkeit der Gerichte ꝛc. beſtimmte 
in 8 16: „Bis zur Bildung einer Anwaltskammer übt die Disziplinargewalt über 
die Anwälte und Notare das Appellationsgericht, vorbehältlich jedoch der jedem Ge⸗ 
richte auch über die Anwälte innerhalb des Bereiches der vor ihnen anhängigen 
Rechtsſachen zuſtehenden Ordnungspolizei.“ 

10* 
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allgemeinen Gewährleiſtung für alle Fehler und Mängel, wenn der- 
gleichen nicht namentlich aufgeführt ſeien, immer nur auf die geſetz⸗ 
lichen Fehler und Mängel bezogen werden ſolle, ein geſetzlicher Fehler 
oder Mangel vom Beklagten aber nicht behauptet worden ſei. 

Das Oberlandedgericht Jena hob das Urtheil auf, indem es die 
Einrede zuließ mit folgender Begründung: 

Es fragt ſich lediglich, welche rechtliche Bedeutung dieſer Abrede 
beizumeſſen, ob dieſelbe ſo aufzufaſſen iſt, daß der Verkäufer für alle 
innerhalb der genannten Friſt an dem Pferde zu Tage tretenden 
Mängel haften wollte, oder ob fie eine Bedingung des Ver— 
trages bildete, fo daß das Zuſtandekommen bezw. Beſtehen des Ge— 
ſchäftes zur Vorausſetzung haben ſollte, daß innerhalb der geſetzten Friſt 
keinerlei Mängel des Pferdes gefunden und dem Verkäufer angezeigt 
worden ſeien. 

Die erſtere Annahme erſcheint im vorliegenden Falle als ausge— 
ſchloſſen. Hätten die Parteien eine Haftung des Verkäufers für Fehler 
des Pferdes begründen wollen, fo müßte ihre Abſicht darauf gegangen 
ſein, daß im Falle der Fehlerhaftigkeit des Pferdes von dem Verkäufer 
alles das zu leiſten ſein ſolle, was nach dem geltenden Rechte im 
Falle eines geſetzlich begründeten Gewährſchaftsanſpruches zu leiſten 
iſt, demnach (nach SS 16, 17 des S.⸗Meiningenſchen Geſetzes vom 
6. Juli 1844, die Gewähr der Viehmängel betreffend) außer Rückgabe 
des Kaufpreiſes auch Erſatz des in der Zwiſchenzeit aufgewendeten 
Futters, ſowie Erſatz aller Nebenunkoſten (vergl. § 17 Ziff. e des 
cit. Gef.) und Zinſenzahlung. Soweit iſt aber offenſichtlich die Ab- 
ſicht der Parteien nicht gegangen, vielmehr war ihr Wille darauf ges 
richtet, den Käufer für den Fall nachträglich auftretender, beim 
Kaufabſchluß nicht erkennbarer oder nicht erkannter Fehler des Pferdes 
zu ſichern, indem ihm für ſolchen Fall die Möglichkeit des Rücktrittes 
vom Vertrage offen gehalten werden ſollte. Von dieſem Geſichtspunkte 
aus kann die fragliche Vereinbarung nur als eine dem Vertrage hinzu— 
gefügte Bedingung erſcheinen, weshalb der § 25 des Gewährſchafts— 
geſetzes hier nicht Platz greift. 

Nun iſt der Nachweis eines weſentlichen Fehlers des Kaufobjektes 
im vorliegenden Fall ſchon inſofern erbracht, als nach den Ausſagen 
der Zeugen und des Sachverſtändigen feſtſteht, daß das Pferd mit 
einem anderen paſſenden zuſammengeſpannt nicht zieht, worin unzweifel⸗ 
haft ein Fehler zu finden iſt. Da ferner auf Grund des vom Be— 
rufungskläger in erſter Inſtanz verweigerten Eides als erwieſen zu 
erachten iſt, daß die Benachrichtigung, der Käufer wolle von dem 


— 149 — 


Handel abſtehen, innerhalb der vereinbarten Friſt an den Verkäufer 
gelangt iſt (88 429, 495 der C. P. O.), fo iſt der Nachweis des Aus⸗ 
falls der Bedingung vollſtändig erbracht. Der Kauf beſteht infolge- 
deſſen nicht und folgeweiſe auch kein Anſpruch des Verkäufers auf 
Zahlung des Kaufpreiſes. 


7. Schenkung, auf den Inteſtat⸗Erbtheil eines der 
Erben gelegt; — Rechtswirkſamkeit einer ſolchen 
Verfügung als Schenkungs vertrag unter Leben- 
den oder auf den Todesfall, — oder als Ver— 
mächtnißvertrag? — Befugniß des gütergemein- 
ſchaftlichen Wittwers über die ideelle Hälfte des 
Geſammtvermögens bei fortgeſetzter Gütergemein— 
ſchaft zu verfügen? 

(Civilkammer I des Landgerichts Meiningen in Sachen Hörnlein /a 
Fiedler (O 39/96). Urtheil vom 29. Dezember. 1896. I. Civilſenat 
des Oberlandesgerichts Jena, Urtheil vom 31. Mai 1897. 

Johann Fiedler in Oberneubrunn (A. G. Bezirk Eisfeld) hatte 
unterm 10. Juni 1892 mit feinem Enkel Auguſt Fiedler ſ. O. folgen- 
den „Schenkungsvertrag“ abgeſchloſſen: 

Erſterer verſpricht hiermit, ſeinem Enkel Auguſt Fiedler 600 M. 
ſchenkungsweiſe zu gewähren und zwar ſollen dieſe 600 M. erſt nach 
dem Tode des Johann Fiedler zur Auszahlung an Auguſt Fiedler 
gelangen. Sie ſollen bis zum Tod des Johann Fiedler unverzinft 
bleiben. Johann Fiedler erklärt noch, daß er dieſe Schenkung aus 
dem Grunde ſeinem Enkel mache, weil er von dieſem gut behandelt ſei 
und werde und weil er ſich ſeiner angenommen, als er von ſeinem 
Schwiegerſohn Berthold Hörnlein bedroht und ſchlecht behandelt 
worden ſei. 

Er ſei deshalb zu Dank verpflichtet und mache daher dieſe 
Schenkung. 

Johann Fiedler verpflichtet ſich weiter, dieſe 600 M. auf ſeinen 
Grundbeſitz hypothekariſch eintragen zu laſſen. 

Ferner erklärt er, daß dieſe 600 M. von dem auf ſeine Tochter 
Fanny, verehel. Hörnlein, nach feinem Tod fallenden Erbtheil in An- 
rechnung gebracht werden ſollen. 

Vor dem zuſtändigen Amtsgericht erkannten ſodann die Inter⸗ 
eſſenten dieſen „Schenkungsvertrag“ an, Johann Fiedler beantragte 
Eintrag der Hypothek und beſtimmte nochmals ausdrüdlih, daß der 
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Betrag von 600 M. beim dereinſtigen Erbgang nicht von der ganzen 
Erbmaſſe, ſondern lediglich ſeiner Tochter Fanny, verehel. Hörnlein, 
in Anrechnung gebracht werden ſolle. 

Die Hypothek wurde demgemäß eingetragen. Johann Fiedler 
— der mit ſeiner vor ihm verſtorbenen Ehefrau in allgemeiner 
Gütergemeinſchaft gelebt hatte, — iſt demnächſt verſtorben und von ſeinen 
drei Kindern, darunter der Ehefrau des Fr. Berthold Hörnlein, Fanny, 
beerbt worden, welche mit ihrem genannten Ehemann in Gütergemein- 
ſchaft lebt. In der Erbtheilung iſt der Grundbeſitz des Johann 
Fiedler, der mit der qu. Hypothek belaſtet worden war, größtentheils 
auf die Hörnlein'ſchen Eheleute übergegangen. Das von Johann 
Fiedler hinterlaſſene Vermögen, aus welchem die Schenkung vollzogen 
werden ſollte, hatte das Geſammigut gebildet, welches er mit feiner 
Ehefrau beſeſſen hatte. 

Auf Grund dieſer Thatſachen erhob Friedrich Berthold Hörnlein 
Klage für ſich und ſeine Ehefrau Fanny, geb. Fiedler gegen Auguſt 
Fiedler mit dem Antrag, auszuſprechen, daß Beklagter anzuerkennen 
habe, daß der zwiſchen Johann Fiedler und ihm, dem Beklagten, 
abgeſchloſſene Vertrag rechtsunwirkſam und Beklagter verpflichtet ſei, 
in Löſchung der qu. Hypothek zu willigen. 

Kläger führte aus, daß der qu. Vertrag ſowohl als Schenkungs⸗ 
vertrag ungültig ſei, da er über die Verwaltungsbefugniſſe hinausgehe, 
welche dem Wittwer Johann Fiedler zuſtanden, — als auch als 
Vermächtnißvertrag. 

Beklagter behauptete dem gegenüber, daß der verpfändete Grund- 
befig lediglich von Johann Fiedler herrühre. Der qu. Vertrag 
ſei eine remuneratoriſche Schenkung, befriſtet bis zum Tod des 
Schenkgebers, kein Vermächtnißvertrag und keine Schenkung auf den 
Todesfall. 

Kläger hat ſodann auf gerichtliches Befragen noch weiter aus— 
geführt: Sofern man den Vertrag dahin auslegen wolle, daß 300 M. 
aus der dem Johann Fiedler und 300 M. aus der ſeiner Ehefrau 
gehörigen Hälfte des Geſammtvermögens an den Beklagten ausgezahlt 
werden ſollten, ſo ſei er ungültig, inſoweit er die Vermögenshälfte 
feiner Ehefrau betreffe. — Wolle man den Vertrag aber dahin aus⸗ 
legen, daß die 600 M. aus der dem Johann Fiedler gehörigen 
Hälfte des Geſammtvermögens ausgezahlt werden ſollten, ſo ſei die 
Verfügung wegen Pflichttheildverlegung ungültig. Die Hälfte des 
Geſammtbetrags habe zur Zeit des Todes des Johann Fiedler 
1500 M. betragen; — der Pflichttheil berechne ſich daher auf 166 M. 
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Die Mitklägerin Hörnlein habe aus dem Geſammtvermögen ihrer 
Eltern 1000 M. erhalten, — es ſeien ſonach 500 M. für die Hälfte 
des Vaters Johann Fiedler zu rechnen, von dieſen der Pflicht⸗ 
theilsbetrag von 166 M. gekürzt, blieben 334 M. als für Vollziehung 
der Schenkung verfüglich. Weitergehende Verbindlichkeiten brauche 
ſie nicht anzuerkennen. 

Ueber die allein unter den Parteien ſtrittige Thatſache der Höhe 
des Nachlaſſes des Johannes Fiedler iſt Beweis erhoben worden. 
Die Civilkammer I des Landgerichts hat die Klage ab— 
gewieſen, da die Verfügung des Johannes Fiedler ſich als nicht 
rechtsunwirkſam darſtelle, die Klage auf Hypothekenlöſchung daher 
unbegründet ſei. 

Aus den Gründen: 

Kläger ſpricht nur das der Hypothekbeſtellung zu Grunde liegende 
Rechtsgeſchäft, wie es ſich aus dem gerichtlich anerkannten Vertrag 
vom 10. Juni 1892 ergiebt, als rechtsunwirkſam an und folgext 
hieraus auch die Ungültigkeit der Hypothekbeſtellung, mithin die Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten, die zu Unrecht eingetragene Hypothek löſchen 
zu laſſen. Kläger bezeichnet den Vertrag als ungültig, weil er einen 
unwirkſamen Vermächtnißvertrag, aber auch einen unwirkſamen 
Schenkungsvertrag enthalte. 

Daß eine Schenkung unter Lebenden vorliege und beabſichtigt 
ſei, verneint das Gericht. Denn der Wortlaut des Vertrages ergiebt, 
daß die Zuwendung der 600 M. an den Beklagten erſt aus dem 
Nachlaß und zwar aus dem der Fanny Hömlein, geb. Fiedler, zu⸗ 
kommenden Erbtheil entnommen werden ſolle; dasſelbe ergiebt auch 
das gerichtliche Protokoll vom 25. Mai 1893. Jedenfalls iſt die 
Abſicht des Johann Fiedler, ſofort ein Forderungsrecht des Be⸗ 
klagten zu begründen, welches nur erſt bei ſeinem Ableben fällig 
werden ſollte, nicht deutlich erkennbar, zumal Johann Fiedler, wenn 
er dem Beklagten ſofort eine Zuwendung machen wollte, dies in der 
leichteſten Weiſe dadurch herbeiführen konnte, daß er ev. gegen ihm 
mögliche Hypothekbeſtellung, — ſein Grundbeſitz war hypothekenfrei —, 
ein Darlehn aufnahm und den erborgten Betrag dem Beklagten 
übergab. 

Zudem würde, ſelbſt wenn man eine Schenkung unter Lebenden 
anzunehmen hätte, dieſe nicht ungültig ſein, da, wie noch anzugeben 
iſt, fie als eine unverhältnißmäßige nicht angeſehen werden kann. 

Hat man ſo eine letztwillige Zuwendung als vorliegend anzuſehen, 
ſo mag zunächſt bemerkt werden, daß ſie der erforderlichen Form nicht 
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entbehrt. Soweit ein Vermächtnißvertrag vorliegt, iſt eine beſondere 
Form nicht erforderlich (vgl. Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen 
Bd. 8 S. 134, Bd. 21 S. 188), ſoweit aber die Verfügung des 
Johann Fiedler, die 600 M. ſollten nicht aus der gemeinſchaftlichen 
Maſſe, ſondern von dem Erbtheil der Fanny Hörnlein, geb. Fiedler 
entnommen werden, die Auflage eines Vermächtniſſes an die Inteſtat⸗ 
erbin Fanny Hörnlein enthält, iſt die erforderliche Codicillarform durch 
die Erklärung des Johann Fiedler zu gerichtlichem Protokoll, und 
zwar vor Richter und Gerichtsſchreiber, als gewahrt zu erachten. 
Es ſteht mithin nur in Frage, ob dem Johann Fiedler eine letzt⸗ 
willige Verfügung geſtattet war. 

Das Gericht hat, wiewohl es nicht verkennt, daß in dieſer Be- 
ziehung auch entgegenſtehende gerichtliche Entſcheidungen, insbeſondere 
eine Entſcheidung des vorm. Herzogl. Appellationsgerichts vom 10. Juli 
1865 in Sachen Frauenberger ca Gadow (Bl. f. Rechtspfl. in Thür. 
Bd. 29 S. 200), welch letztere Entſcheidung ſich aber auf die An⸗ 
nahme der ehelichen Genoſſenſchaft als eines einzigen Recht 8sſub— 
jekt ſtützt, vorliegen, der auch von Unger in Bl. f. Rechtspflege 
Bd. 30 S. 362 f. näher begründeten Anſicht ſich angeſchloſſen, daß 
eine einſeitige Teſtirbefugniß des Ehegatten ſchon früher beſtanden 
und nach Einführung der allgemeinen Gütergemeinſchaft als das Ver⸗ 
mögen, über welches der eine Ehegatte bei Lebzeiten des anderen 
letztwillig verfügen darf, die Hälfte des Geſammtvermögens angefehen 
werden muß. 

Geht man hiervon aus und erwägt man, daß es ſich nicht recht⸗ 
fertigen läßt, den überlebenden Ehegatten nach dem Tode des zuerſt 
verſtorbenen ſchlechter zu ſtellen, als bei deſſen Lebzeiten, erwägt man 
weiter, daß nach Einführung der allgemeinen Gütergemeinſchaft beim 
Tode des einen Ehegatten bei beerbter Ehe die Kinder die ideelle 
Hälfte des Geſammtvermögens erben (cf. Unger, a. a. O. Bd. 30. 
S. 365), ſo kann dem überlebenden Ehegatten die Befugniß, über die 
andere ideelle Hälfte des Geſammtvermögens auch bei fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft letztwillig zu verfügen, nicht abgeſprochen werden, 
wie denn auch ſchon früher (cf. Entſch. des vorm. Appellationsgerichts 
zu Hildburghauſen in S. Flittner ca. Müller, Bl. f. Rechtspfl. 
Bd. 29 S. 208) dem Ueberlebenden zwar nicht die letztwillige Ver⸗ 
fügung über das Geſammtvermögen, wohl aber diejenige über ſeinen 
Idealtheil zugeſtanden worden iſt. 

Daß aber Johann Fiedler über das Geſammtgut letzt— 
willig habe beſtimmen wollen, iſt nicht anzunehmen, da er ausdrück⸗ 
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lich beſtimmt hat, daß die 600 M. nicht aus der Geſammtmaſſe, 
ſondern aus dem Erbtheil der Fanny Hörnlein entnommen werden 
ſollten, welche Beſtimmung, auch hingeſehen auf die für letztwillige 
Verfügungen im Allgemeinen geltenden Auslegungsregeln und den 
Umſtand, daß die ideelle Hälfte des Geſammtvermögens auf die 
Fanny Hörnlein beim Ableben der Johann Fiedler'ſchen Ehefrau 
bereits vererbt war, ſich recht wohl dahin auslegen läßt, 
daß die 600 M. aus dem der Fanny Hörnlein gebüh— 
renden Antheil an der dem Johann Fiedler zuſtehenden ideellen 
Hälfte des Geſammtvermögens entnommen werden ſollen. 

Läßt ſich ſo die Teſtirbefugniß des Johann Fiedler inſoweit 
nicht beſtreiten, ſo wird man annehmen müſſen, daß ihr nur dadurch 
Schranken geſetzt ſind, daß die allgemein geltenden Beſtimmungen 
über Hinterlaſſung des Pflichttheils beobachtet werden müſſen, wie 
denn auch ſchon früher die Gültigkeit letztwilliger Verfügungen des 
überlebenden Ehegatten von Einhaltung dieſer Schranken abhängig 
gemacht worden iſt (cf. Unger, a. a. O. Bd. 30 S. 137, 141, 
172, 173, 245, 290 f. 367 f). Im vorliegenden Fall iſt aber der 
Pflichtteil der Fanny Hörnlein jedenfalls nicht verletzt. Die ein— 
geholten Taxen der Gerichtsſchätzer ergeben, daß das Wohnhaus H's 
Nr. 9, welches dem Johann Fiedler bzw. ihm und ſeinen Kindern 
in fortgeſetzter Gütergemeinſchaft zuſtand, auch ohne die Konzeſſion zum 
Wirthſchaftsbetrieb, mit Garten und Hofrecht auf 5600 M., der 
übrige Grundbeſitz auf 2190 M. geſchätzt worden iſt. Darnach ſtellt 
ſich die Geſammtmaſſe, — ohne Mobiliar, über deſſen Werth die Parteien 
keine genaueren Angaben gemacht haben, auf 7790 M. Geht man 
davon aus, daß hiervon die ideelle Hälfte 3895 M. Werth beim 
Ableben der Johann Fiedler'ſchen Ehefrau bereits auf deren 3 Kinder 
vererbt worden iſt, fo ſtellt ſich der Erbtheil der Fanny Hörnlein = 3 
der anderen ideellen Hälfte auf 1298 M. 333 Pf. Dieſer Antheil 
iſt mit dem Vermächtniß von 600 M. belaſtet. Es verbleibt der Fanny 
Hörnlein nach Abzug dieſer Summe noch ein Werth von 698 M. 
333 Pf., mithin mehr als ihr auf 432,777 M. ſich berechnender 
Pflichttheil. Und wollte man auch noch darauf Gewicht legen, daß ihr 
vom Erbtheil nach Abzug des Pflichttheils 4 freibleiben müſſe von 
Vermächtniſſen, ſo iſt auch dem genügt, da 1298,33 (Erbtheil) — 
432,77 (Pflichttheil) = 855,56 M. durch 4 getheilt 213,89 M. ergiebt, 
und dieſe Summe zuſammen gerechnet mit dem Betrag des Pflichttheils 
(432,77) immer noch weniger ergiebt, als die der Fanny Hörnlein 
verbleibenden 698 M. 331 Pf. 
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Aus dieſem Grund ift auch die Verfügung des Johann Fiedler, 
falls man in ihr eine Schenkung erblicken will, nicht als eine über⸗ 
mäßige anzuſehen. 
Selbſtverſtändlich find der Berechnung des Erb- und Pflichttheild 
der Fanny Hörnlein nicht die in den Theilungsvertrag vom 10. April 
1894 eingeſetzten Beträge, ſondern die jetzigen Schätzungen der Ge«- 
richtsſchätzer zu Grunde zu legen geweſen, und zwar zum vollen Betrag, 
da der Grundbeſitz, abgeſehen von der für den Beklagten eingetragenen 
Hypothek von 600 M. nach Ausweis der Grundakten Bl. 199 nicht be⸗ 
laſtet war. 
Da eine Verletzung des Pflichttheils der Fanny Hörnlein nicht 
vorliegt, ihr auch außerdem die Falcidiſche Quart gewahrt iſt, kann 
dahingeſtellt bleiben, ob es eine unzuläſſige Klagänderung enthielt, 
wenn Kläger noch nachträglich aus dieſen Geſichtspunkten die Ver⸗ 
fügung des Johann Fiedler als wenigſtens theilweiſe ungültig 
angeſprochen haben. 
Auf eingewendete Berufung hat das Oberlandesgericht 
das Urtheil der Civilkammer aufgehoben und erkannt, 
daß feſtgeſtellt werde, daß der zwiſchen dem Gaſtwirth Johann 
Fiedler und dem Beklagten am 10. Juni 1892 über 600 M. ab⸗ 
geſchloſſene Vertrag unwirkſam ſei und Beklagter verurtheilt 
werde, in Löſchung der wegen dieſer 600 M. eingetragenen Hypo⸗ 
thek zu willigen 

mit folgender Begründung: 

Ohne daß es des Eingehens auf die vom Berufungskläger wieder 
angeregte Frage bedarf, ob, beziehentlich in wie weit, der überlebende 
Ehegatte zu Verfügungen über das Geſammtvermögen der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft befugt ſei, muß die als „Vertrag“ bezeichnete Ab⸗ 
rede zwiſchen Johann Fiedler und dem Beklagten vom 10. Juni 
1892 ſchon deshalb gemäß dem Klagantrage als unwirkſam erklärt 
werden, weil ſie, auch wenn ſie von Erſterem lediglich über eigenes 
Vermögen getroffen worden wäre, doch ſchon an ſich wegen ihres 
Inhaltes nicht hätte zur Rechtswirkſamkeit gelangen können. Die 
Abrede enthält zwei verſchiedene Willensäußerungen, eine Zuwendung 
an den Beklagten, eine Belaſtung der Ehefrau des Klägers. Zweifellos 
giebt es rechtsgeſchäftliche Geſtaltungen, durch welche, abgeſehen von 
dem hier nicht in Anwendung gebrachten Teſtament, beide Willens⸗ 
richtungen zur Verwirklichung hätten gelangen können. 

Als die eine dieſer Geſtaltungen bot ſich ein Vermächtniß— 
vertrag dar, an welchem die klägeriſche Ehefrau als Belaſtete hätte 
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theilnehmen müſſen, da Johann Fiedler durch einen ſolchen Vertrag 
wohl die Beziehungen zwiſchen ſeinem Vermögen und dem Bedachten, 
nicht aber die Beziehungen zwiſchen ſeinen künftigen Erben zu ordnen 
vermochte. Von dieſer Geſtaltung iſt kein Gebrauch gemacht worden. 

In anderer Weiſe hätte nur durch eine Mehrheit von Rechts— 
geſchäften Johannes Fiedler ſeinen Zweck erreichen können, nämlich 
durch vertragsmäßige Konſtituirung einer Forderung und durch letzt— 
willige Verfügung, entweder Theilung der Eltern unter den Kindern 
oder Inteſtatkodizill mit Schuldvermächtniß unter Beſchwerung aus⸗ 
ſchließlich des Inteſtaterbtheils der klägeriſchen Ehefrau mit dieſem 
Vermächtniſſe. Allein vorliegend hat Johannes Fiedler offenbar nicht 
zwei innerlich getrennte und nur äußerlich verbundene Geſchäfte, von 
denen jedes einen ſelbſtändigen, von dem des anderen unabhängigen 
Beſtand haben ſollte, ſondern nur ein einziges Rechtsgeſchäft, wenn 
auch mit einer Mehrheit einzelner Beſtimmungen, vornehmen wollen. 
Hierauf weiſt außer der äußeren Verbindung in derſelben Urkunde 
und derſelben gerichtlichen Verlautbarung einmal die gekünſtelte und 
der Vorſtellung eines ländlichen Gaſtwirths jedenfalls fernliegende 
Geſtalt eines mit einem Vertrage verbundenen Inteſtatkodizills hin, 
ſodann aber beſonders der vom Beklagten in erſter Inſtanz geltend 
gemachte Beweggrund der ganzen Verfügung des Johann Fiedler, 
welcher dem Beklagten, der ihm das gewährt, was der Kläger verſagt 
hatte, zur Vergeltung das geben wollte, was er dem Kläger zu nehmen 
beabſichtigte. 

Hat hiernach Johann Fiedler nicht das Bewußtſein, zwei 
Rechtsgeſchäfte verſchiedener Art vorzunehmen, ſondern den Willen 
gehabt, durch einen und denſelben Rechtsakt ſeine Abſicht durchzuführen, 
ſo gewinnt der Umſtand rechtliche Bedeutung, daß einzelne Elemente 
ſeiner Willenserklärung unter einander in Widerſpruch ſtehen. Nach 
dem unſtreitigen Wortlaute des ſchriftlich geſchloſſenen Geſchäftes iſt 
dieſes ausdrücklich als Schenkungsvertrag von den Kontrahenten 
bezeichnet, und hat eine Annahme Seitens des Empfängers der Zu— 
wendung ſofort ſtattgefunden; es kann hiernach keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß die das Geſchäft Schließenden einen wirklichen Schenkungs— 
vertrag haben vornehmen und den Schenkgeber vertragsmäßig haben 
binden wollen. 

Die weiter in demſelben Rechtsgeſchäfte abgegebene Erklärung 
des Schenkgebers, daß die geſchenkte, bei feinem Tode fällige 
Summe von dem nach ſeinem Tode auf die Ehefrau des Klägers 
fallenden Erbtheil in Anrechnung gebracht werden ſolle, iſt eine 
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einſeitige letztwillige Verfügung dahin, daß nicht der Vermögens⸗ 
inbegriff des Schenkgebers als ſolcher, ſondern das Vermögen einer 
dritten Perſon, welches dieſe dereinſt durch Beerbung und Theilung 
des Vermögens des Schenkgebers zu erwerben ein Recht habe, durch 
Ausſcheidung des geſchenkten Gegenſtandes oder Betrags vermindert 
werden ſolle. Ob ſich nicht ſchon in Anſehung der Form Bedenken 
gegen die Verbindung einer Vertrags- und einer dem Widerrufe 
unterliegenden letztwilligen Erklärung in demſelben Rechtsgeſchäfte 
erheben, kann hier dahingeſtellt bleiben; jedenfalls ergiebt der Inhalt 
der rechtsgeſchäftlichen Erklärung, daß Johann Fiedler ſeine Abſicht, 
zu ſchenken, ausgeſprochen, trotzdem aber nicht ſeinen eigenen Ver— 
mögendinbegriff hat belaſten, ſondern lediglich die klägeriſche Ehefrau 
hat verpflichten wollen, daß er ſich vertragsmäßig dem Beklagten 
hat binden, zugleich aber dieſe Bindung von einem Theile ſeiner 
Erben hat abwenden wollen. 

Dieſe Abſichten erſcheinen aber unvereinbar, und da dieſelben 
in einer und derſelben rechtsgeſchäftlichen Erklärung kundgegeben ſind, 
ſo muß dieſe als eine ſich ſelbſt widerſprechende, die Willenserklärung 
als keinen einheitlichen Sinn gebend und daher als wirkungslos 
angeſehen werden, ſo daß der Beklagte auf keinen einzelnen Theil 
derſelben Anſprüche zu ſtützen vermag. 

Dies hat zur Folge, daß auch die zur Sicherung der erklärten 
Zuwendung beſtellte Hypothek als hinfällig und der geklagte Anſpruch 
auf Richtigſtellung des Hypothekenbuches begründet erſcheint. 


8. Iſt der Urkundenprozeß auch aus zweiſeitigen Ver— 
trägen ſtatthaft? Wann muß der Kläger in ſolchem 
Falle die ihm obliegende Vorleiſtung behaupten 
und urkundlich darthun? 

(Civ.⸗Kammer I des Landgerichts Meiningen P 1/97 in Sachen 

K. /. B. Urth. v. 6. IV. 97. 

Kläger klagt im Urkundenprozeß gegen B. mit dem Anführen: 
Lt. Pachtvertrags habe er dem B. ſein Gut vom 1. April 1896 ab 
auf 12 Jahre um den jährlichen Pachtzin8 von 1000 M., zahlbar 
zur Hälfte 1. Juni, zur Hälfte 1. November verpachtet. Im § 20 
ſei beſtimmt, daß B. das Pachtgut bereits am 15. Juni 1895 beziehen 
und den Betrieb übernehmen ſolle. Die 1895er Ernte werde ihm 
gegen Zahlung von 1000 M. als Entſchädigung für Samengetreide, 
Ackerlohn und Futter überlaſſen. 

Den urkundlichen Nachweis hat Kläger durch Vorlegen des 
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Pachtvertrags geführt; Beklagter hat dieſe Urkunde als ſolche anerkannt, 
jedoch unter Beſtreiten der Zuläſſigkeit des Urkundenprozeſſes, da 
ſich aus dem Pachtvertrag nicht die dem Kläger obliegende Vorleiſtung 
— Uebergabe des Pachtobjektes und der 1895er Ernte — urfund- 
lich ergebe. Kläger hat in der mündlichen Verhandlung noch ein 
Zeugniß des zuſtändigen Ortsvorſtandes vorgetragen, nach welchem 
B. das Pachtgut ſeit Mitte Juli 1895 bewirthſchafte und die Früchte 
von 1895 und 1896 eingeerntet habe. Dieſe Urkunde iſt vom Be⸗ 
klagten anerkannt und es iſt ihm ferner der Eid uber dieſe Behauptung 
zugeſchoben worden, den er angenommen hat. Auf gerichtliches Be. 
fragen hat Beklagter ſodann noch zugeſtanden, daß die Uebergabe 
des Pachtobjektes und der 1895er Ernte im Ganzen zur vertrags— 
mäßigen Zeit an ihn ſtattgefunden habe. 

Aus den Gründen: 

Die Beklagten haben einen weiteren Einwand gegen die Statt⸗ 
haftigkeit des Urkundenprozeſſes daraus erhoben, daß aus einem zwei— 
ſeitigen Rechtsgeſchäft geklagt und nicht die Erfüllung der nach dieſem 
zweiſeitigen Rechtsgeſchäft dem Kläger obliegenden Verpflichtungen in 
der Klage behauptet und urkundlich nachgewieſen ſei. Es ift befannt- 
lich ſchon eine Streitfrage des gemeinen Rechts geweſen, ob aus 
zweiſeitigen Rechtsgeſchäften im Urkundenprozeß geklagt werden könne. 
Indeſſen hatte ſich die Meinung in Wiſſenſchaft und Rechtsſprechung 
dahin geneigt, daß dieſer Umſtand an ſich der Statthaftigkeit des 
Urkundenprozeſſes keinen Eintrag thue, daß es aber, wenn nicht 
die Vorleiſtung des klägeriſchen Theils zur Klagbegründung gehört, 
dem Beklagten freiſtehe, die Einrede des nicht erfüllten Vertrags vor- 
zuſchützen und daß in einem ſolchen Fall Kläger die Erfüllung des 
Vertrags ſeinerſeits replicando vorſchützen und in geſetzlich zuläſſiger 
Weiſe darthuen müſſe. 

Auch nach der Reichdcivilprozeßordnung iſt die Zuläſſigkeit, im 
Urkundenprozeß aus zweiſeitigen Rechtsgeſchäften zu klagen, nicht zu 
bezweifeln, ſofern nur die ſämmtlichen, zur Begründung des An⸗ 
ſpruchs erforderlichen Thatſachen durch Urkunden bewieſen werden 
können. ö 

Was zur Begründung des Anſpruchs erforderlich erſcheint, ob 
insbeſondere zur Begründung des Anſpruchs aus einem zweiſeitigen 
Vertrag die Behauptung der Erfüllung ſeitens des Klägers gehört, 
oder ob dieſe als Replik gegen die exceptio non adimpleti contrac- 
tus aufzufaſſen, iſt nach dem bürgerlichen Recht zu beurtheilen. 
Gehört eine Vorleiſtung zur Klagbegründung, ſo iſt dieſe Vorleiſtung 


— 158 — 


vom Kläger zu behaupten und urkundlich nachzuweiſen, während in 
allen Fällen, in denen eine Vorleiſtung nicht in Frage kommt, die 
vom Kläger behauptete Erfüllung nur den Gegenſtand einer Replik 
gegenüber dem von der beklagtiſchen Partei vorgeſchützten exceptio 
non adimpleti contractus bildet. (Gaupp, Civilprozeß § 555 
S. 165, Seuffert's Archiv Bd. 42 S. 109.) 

In dem hier fraglichen Fall handelt es ſich um zwei verſchiedene 
zweiſeitige Rechtsgeſchäfte, einmal um einen Pachtvertrag und deſſen 
Erfüllung und dann um käufliche Ueberlaſſung der 1895er Ernte 
ſeitens des Klägers an den Beklagten. Hinſichtlich der aus dem 
Pachtvertrag hergeleiteten klägeriſchen Anſprüche würde allerdings 
zuzugeben ſein, daß ſie von der Uebergabe des Pachtgutes Seitens 
des Verpächters an den Pächter als Vorleiſtung abhängig zu 
machen ſind, während ein Gleiches bezüglich des hinſichtlich der 1895er 
Ernte abgeſchloſſenen Kaufvertrags nicht zu behaupten iſt, da in dieſer 
Beziehung vertragsmäßig feſtgeſetzt iſt, daß die Zahlung des Kauf— 
geldes von 1000 M. bei dem Anzug des Pächters erfolgen ſolle. 
Es würde alſo hinſichtlich des Pachtgeldes die Uebergabe des Pacht— 
gutes zur Klagbegründung gehören, die Klage auf Zahlung des 
Kaufgeldreſts aber als zuläſſig erſcheinen, ohne daß bereits bei 
Klagerhebung der Kläger die Uebergabe des Kaufobjektes behaupten 
und urkundlich nachweiſen muß. 

Es hat nun zwar in erſterer Beziehung der Kläger bei Klag- 
erhebung eine bezügliche Behauptung nicht aufgeſtellt und urkundlich 
dargethan; wohl hat er dies aber ſpäter nachgeholt und behauptet, daß 
die Uebergabe der Pachtobjekte und ihre Beſitzergreifung durch den 
Pächter zu der vertragsmäßig feſtgeſetzten Zeit erfolgt ſei. Die von 
ihm in dieſer Beziehung beigebrachte Urkunde des Ortsvorſtandes 
von O. vom 16. Februar 1897 dürfte, für ſich allein betrachtet, nur 
als eine unbeſchworene ſchriftliche Zeugenausſage gelten. Dagegen 
ſteht durch das im Termin vom 6. April 1897 durch den Prozeß— 
bevollmächtigten des Beklagten nachträglich noch erfolgte Zugeſtändniß 
die von ihm anfangs beſtrittene Thatſache feſt, daß die Vorleiſtung 
des Verpächters, die Uebergabe der Pachtgrundſtücke an den Pächter 
und die Beſitzergreifung der Pachtgrundſtücke durch den Pächter zu der 
vertragsmäßig feſtgeſetzten Zeit erfolgt iſt, und daß ſich Letzterer ſeit 
dem 15. Juli 1895 und noch heute im Beſitz der Pachtgrundſtücke 
befindet. Es iſt dieſe Klagergänzung nicht als unzuläſſige Klag— 
änderung anzuſehen und es bedürfen zugeſtandene Thatſachen in 
einem Fall, wie dem vorliegenden, auch im Urkundenprozeß nicht 
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erſt noch des urkundlichen Beweiſes, denn nur der dem Kläger „ob— 
liegende“ Beweis iſt durch Urkunden zu führen (§ 560 Abſ. 2 
C. P. O.; Gaupp, Civilprozeß 8 555 S. 165; R. G.⸗Entſch. 
Bd. 12 S. 133, Bd. 13 S. 370). 

Hiernach war die Klage als begründet und im Urkundenprozeß 
zuläſſig anzuſehen. 


9. Ueber die laesio enormis beim Erbſchaftskauf. 
— Civ.⸗Kammer II Landgerichts Meiningen, Urth. v. 30. II. 95 
in S. Schleifer /. Eck O 96/93. — O. L. G. Jena, I. Civ.⸗Sen. 
Urth. v. 13. V. 97. 

Zwiſchen den Klägern und der Beklagten iſt ein Vertrag geſchloſſen 
worden, nach welchem die Letztere alle ihre Rechte aus der Erbſchaft 
ihrer Eltern den Klägern abtritt und ſich wegen aller erbſchaftlichen 
Anſprüche für befriedigt erklärt. Ueber dieſen Vertrag iſt eine notarielle 
Urkunde vom 30. März 1885 aufgeſetzt worden. Vor Errichtung 
dieſer Urkunde haben die Kläger mit der Beklagten vereinbart, daß 
Letztere für Aufgabe ihrer Rechte am Nachlaß, ſoweit es ſich um Aecker, 
Wieſen und Mobilien handle, von den Klägern 300 M. erhalten ſolle, 
daß dagegen betreffs der zum Nachlaß gehörigen Häuſer und 
Waldungen beſondere Vereinbarung noch erfolgen ſolle. — 

Kläger beanſpruchen auf Grund des Vertrags vom 30. März 1885, 
daß die Beklagte das ihrem Erbantheil entſprechende Viertheil der 
zum Nachlaß gehörenden, oben erwähnten, Aecker und Wieſen ihnen 
auflaſſe. 

Die Beklagte hat gegen den Klaganſpruch geltend gemacht, das 
mit den Klägern für Abtretung der erwähnten Erbländereien ver— 
einbarte Entgelt ſei geringer, als die Hälfte deren wahren Werthes, der 
mindeſtens 1000 M. betrage, — unter näherer Darlegung deſſen. 

Der Beweis eines den doppelten Betrag des vereinbarten 
Entgelts überſteigenden Werthes iſt durch Sachverſtändige erbracht 
worden. 

Das erſtinſtanzliche Urtheil hatte die Einrede der 
laesio enormis verworfen. 

Aus den Gründen: 

Die Anfechtung wegen J. e. ſetzt voraus, daß die beiderſeitigen 
Leiſtungen zur Zeit des Vertragsabſchluſſes einen allgemein geltenden 
und mit Sicherheit beſtimmbaren Werth haben. Nun iſt aber bez. 
der vereinbarten Leiſtung der Kläger hervorzuheben, daß die qu. 300 M. 
die Abfindung nicht für die Abtretung des beklagtiſchen Erbtheils 
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überhaupt, ſondern nur für Veräußerung des ideellen Viertheils der Be— 
klagten an den Nachlaß⸗Aeckern,⸗Wieſen und⸗Mobilien ſein ſollten, 
daß aber damit der Beſtand des Nachlaſſes durchaus nicht erſchöpft 
iſt. Es fehlt alſo bis jetzt an einer vollſtändigen Feſtſtellung der 
Leiſtung, welche die Kläger der Beklagten für Aufgabe ihres Erbtheils 
als ſolchen zu gewähren haben. Die Beklagte hat auch nicht angegeben, 
welche Mobilien zum Nachlaß gehört haben. Der Verkaufswerth einer 
Erbſchaft weiter iſt nicht allein von dem Taxwerthe der zur Erbſchaft 
gehörigen Immobilien und Mobilien, dem Betrag der Außenſtände 
und Nachlaßſchulden, ſondern auch von der Realiſirbarkeit bezw. Ver⸗ 
käuflichkeit der Nachlaßobjekte abhängig, welche zumeiſt unſicher und 
ſchwer zu beſtimmen iſt. 

Schon deshalb gehört der Erbſchaftskauf für gewöhnlich zu den 
ſog. „gewagten“ Geſchäften, bei denen eine Anfechtung wegen laesio 
enormis regelmäßig ausgeſchloſſen iſt. Der Werth eines Erbantheiles, 
wie er vorliegend veräußert iſt, würde auch nicht ohne Weiteres der 
dem Erbantheile entſprechenden Quote von dem Werthe des Geſammt— 
nachlaſſes gleich zu achten ſein, da es ſich nicht um reale, ſondern um 
ideelle Antheile handelt, die ohnehin ſchwer verkäuflich ſind. — Weiter 
wird ausgeführt, daß die thatſächlichen Unterlagen für Berechnung 
des Nachlaſſes und des beklagtiſchen Erbtheils nicht genügen und nament— 
lich jede Angabe über Außenſtände und Schulden vermiſſen laſſen. 
Auch könne nicht behauptet werden, daß der Nachlaß der Eltern zur 
Zeit des Vertragsabſchluſſes bereits feſtgeſtellt oder vertheilt geweſen 
wäre. Es ſei ſonach nicht anzunehmen, daß die Vertragsſchließenden 
bei Abſchluß des Vertrags eine genügend beſtimmte Vorſtellung von 
dem Betrag des ganzen Nachlaſſe8 und dem Werth des von der Bes 
klagten verkauften Antheils gehabt hätten. — 

Das Oberlandesgericht hat die Einrede der 1. e. dagegen als 
begründet zugelaſſen. 

Aus den Gründen: 

Es wird zunächſt unter Bezugnahme auf Windſcheid II 
§ 396; Dernburg II §§ 94, 102 Entſch. des R.⸗Ger. X, 128 
die Charakteriſirung als „gewagten“ Geſchäfts abgelehnt und fort⸗ 
gefahren: 

Es liegt ein nach Analogie des Kaufs zu beurtheilender Erbſchafts— 
kauf vor. Wenn davon auszugehen iſt, daß beim Kauf beſtimmter 
Sachen ihr Werth in beſtimmtem Verhältniß zum Kaufpreiſe ſteht, 
ſo beruht das Weſen des „gewagten“ oder Spekulationskaufs darin, 
daß den Gegenſtand des Geſchäfts nicht nur die Kaufſache als ſolche, 
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ſondern auch eine mit ihr verbundene Gewinnchance, mithin etwas 
dem Werth nach beim Kaufabſchluß Unbeſtimmbares, bildet, ſo daß 
ein beſtimmtes Verhältniß der Werthe von Leiſtung und Gegenleiſtung 
von vorneherein nicht zu bemeſſen iſt. 

Hier handelt es ſich dagegen um Veräußerung beſtimmter Länder⸗ 
antheile, deren Werthe nach Lage und Qualität ermittelt werden können 
und bei denen im Allgemeinen die Möglichkeit der Veräußerung zu 
einem ihrem wahren Werthe entſprechenden Preiſe beſteht. Daß die 
Möglichkeit einer ſolchen Verwerthung im vorliegenden Falle unſicher 
ſei oder daß die Möglichkeit höherer Verwerthung mit Rückſicht auf be⸗ 
ſondere Umſtände beſtehe, iſt nicht dargethan worden. 


10. Ueber Berechnung des Streitgegenſtandes von 
Klage und Widerklage auf Leiſtung und Gegen- 
leiſtung aus demſelben Rechts verhältniſſe. — 
Civilkammer I. Landgerichts Meiningen in S. P. /. M. 0214/96. — 
O. G. Jena, I. Civ. Sen. Beſchl. v. 26. IV. 97. 

Kläger verlangt aus einem ihm vom Beklagten eingeräumten 
Vorkaufsrecht Uebergabe und Zuſchreibung gewiſſer Grundftüde, 
während der Beklagte widerklagend aus demſelben Vertragsverhältniß 
eine Kaufgelderreſt⸗Anzahlung von 8000 M. und 1058 M. Tilgungs⸗ 
rente beanſprucht. Bei Klage und Widerklage handelt es ſich um 
Leiſtung und Gegenleiſtung, auf der gemeinſamen Grundlage eines 
und deſſelben Rechtsverhältniſſes, der Streit bewegt ſich beiderſeits um 
Erfüllung eines dem Kläger ein Vorkaufsrecht einräumenden Miethver⸗ 
trags, betrifft alſo im Sinne des § 11 des Ger.⸗Koſten⸗Geſ. denſelben 
Streitgegenſtand. Für die Beſtimmung des Werths des Streitgegen⸗ 
ſtandes bei ſolchen Anſprüchen auf Leiſtung und Gegenleiſtung aus 
gegenſeitigen Verträgen iſt daher nach § 11 der Betrag desjenigen 
Anſpruchs, der den höheren Werth hat, maaßgebend und zwar ohne 
Abzug für die aufzuwendende Gegenleiſtung, nicht aber die Summe 
der Werthe der Leiſtung und Gegenleiſtung. 


11. Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand gegen Verſäumung der Friſt zur Begrün- 
dung der Reviſion (88 44, 385 St. P. O.), geſtützt auf 
einen in der Perſon des mit Wahrung des Rechts- 
mittels beauftragten, hierzu aber nicht geeigneten 
Vertreters (§ 138 Abſ. 2 St. P. O.) eingetretenen un⸗ 
abwendbaren Zufall. 

Blätter für Rechtspflege KLV. N. F. XXV. 11 


— 162 — 


Strafkammer Coburg. U. S. /. S. in S. wegen Majeſtätsbe⸗ 
leidigung M 11/97. — Reichsgericht III. Strafſenat, Beſchl. v. 
17./6. 1897. 

Angeklagter hatte gegen das ihn in Strafe nehmende Urtheil 
vom 1. V. zu Protokoll des Gerichtsſchreibers Reviſion eingelegt, ohne 
indeß nach Zuſtellung des Urtheils an ihn (7. V.) innerhalb der ein⸗ 
wöchigen Friſt des § 385 St. P. O. feine Reviſionsanträge zu begründen. 
Das Rechtsmittel wurde daher durch Beſchluß der Strafkammer als 
unzuläſſig verworfen. Nunmehr reichte am 21. V. der Rechtsanwalt 
Dr. St. für Angeklagten die Reviſionsbegründung mit einem Antrag 
auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ein, letzteren wie folgt 
begründend: Angeklagter habe den vormaligen Hofſekretär O. am 
10. V. unter Aushändigung des ihm am 7. V. zugeſtellten Urtheils mit 
Wahrung des Rechtsmittels beauftragt, dieſer aber habe in Folge lebens⸗ 
gefährlicher Erkrankung den Auftrag bis 15. V. nicht ausführen können. 
An dieſem Tage erſt habe Angeklagter hiervon Kenntniß erhalten. 

Das Reichsgericht (III. Strafſenat) hat den Antrag auf 
Wiedereinſetzung verworfen in der Erwägung: 

„daß der Antragſteller nach ſeiner eigenen Angabe mit der „Wah⸗ 
rung ſeines Rechtsmittels“ eine zur Vertretung Prozeßbetheiligter bei Ge⸗ 
richt an ſich nicht befugte Perſon, den vormal. Hofſekretär O., beauftragt 
hat, von deſſen Seite in Ermangelung einer ihm ertheilten, vom Gericht 
genehmigten Vollmacht (§ 138 Abſ. 2 St. P. O., Entſch. des R. Ger. in 
Str. Bd. 9 S. 78 ff.) mit rechtlicher Wirkung Reviſionsanträge nicht 
geſtellt werden konnten, 

daß deshalb der Antragſteller ſich der eigenen Sorge um recht⸗ 
zeitige und formgerechte Begründung ſeines Rechtsmittels nicht über⸗ 
hoben erachten konnte, 

mithin ein Hinderniß in der Perſon jenes Beauftragten, durch 
welches dieſem unmöglich gemacht wurde, dem erhaltenen Auftrag 
nachzukommen, wie die behauptete ſchwere Erkrankung desſelben, nicht 
als ein unabwendbarer Zufall im Sinne von § 44 St. P. O., durch 
welchen der Antragſteller an der Einhaltung der in Frage be⸗ 
fangenen Friſt gehindert worden wäre, angeſehen werden kann, 

daß vielmehr durch deſſen eigenes Verſchulden die Verſäumung 
der rechtzeitigen und formgerechten Begründung ſeines Rechtsmittels 
herbeigeführt worden iſt.“ 
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Aus der Praxis des Herzoglichen Landgerichts Altenburg. 
Von Herrn Landrichter Dr. Porzig. 


1. Findet das Arreſtverfahren der Civilprozeßordnung 
auf den „Kummerſchlag“ des § 60 des altenburgiſchen 
Geſetzes über das Heimaths recht und das Armen— 
weſen vom 9. Aug uſt 1833 Anwendung? Mit⸗ 
wirkung der Gerichte bei dieſer „Verkümmerung“. 
8 60 des Heimathsgeſetzes vom 9. Auguſt 1833 lautet: 
„Sicherungsmaßregeln der Gemeinden bei annähernder Ver⸗ 

armung. | 

Bei annähernder Verarmung, die fih auf merkliche Weiſe offen. 
bart. ſteht der betreffenden Gemeinde zu, deſſen (d. h. des 
Verarmenden) Vermögen bis auf die oben ... angegebenen 
Summen von ... zu verkümmern. Sie hat ſich deshalb mit ihrem 
Geſuche auf Kummerſchlag an die ihr vorgeſetzte Berwaltungsbehörde 
zu wenden, welche nach vorgängiger Sacherörterung, ... wenn fie 
die angeführten Urſachen annähernder Verarmung zureichend und 
in der Wahrheit begründet erachtet, den gebetenen Arreſt ... durch 
die betreffende Juſtizbehörde, welche von ihr zu dem Ende anzugehen 
iſt, verfügen läßt. In Fällen ſehr naher Gefahr kann auch ein 
proviſoriſcher Kummerſchlag der Erörterung vorausgehen. Die 
requirirte Erbgerichtsbehörde hat auf Gefahr der Behörde, von 
welcher ſie angegangen iſt, den Arreſt jeder Zeit zu verfügen 
und die Ausführung von Appellationen dagegen an letztere zu 
verweiſen. | 

Ein dergleichen von der Gemeinde erlangter Kummerſchlag 
erwirkt für dieſelbe ein geſetzliches Unterpfandsrecht an dem Ver⸗ 
mögen des Verarmenden Betrifft der Kummerſchlag ein 
Grundſtück, ſo iſt dies Unterpfandsrecht von der betreffenden Be⸗ 
hörde im Hypothekenbuche gehörig zu annotiren.“ 

Wohl allſeitig hat die Praxis der altenburgiſchen Gerichte, nach⸗ 
dem die Civilprozeßordnung mit dem 1. Oktober 1879 in Kraft ge⸗ 
treten war, an das im Geſetze ſelbſt enthaltene Wort Arreſt an⸗ 
knüpfend dieſen § 60 des Heimathsgeſetzes als einen beſondern Fall 
des neuen Arreſtprozeſſes gemäß § 796 ff. der Civilprozeßordnung 
aufgefaßt, indem ſie als formelle Handhabe den § 16 Ziff. 4 des 
Einführungsgeſetzes zur C. P. O. benutzte, wonach die Vorſchriften des 
bürgerlichen Rechts, nach denen in beſtimmten Fallen einſtweilige 
115 
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Verfügungen erlaſſen werden können, durch die C. P. O. nicht berührt 
werden, alſo fortbeſtehen. 

Daß dieſe Auffaſſung eine irrthümliche iſt, ergiebt eine Be⸗ 
trachtung der innern Natur des Rechts, das den Gemeinden in dem 
Kummerſchlage des § 60 verliehen worden iſt. 

Daß dieſes Recht an ſich noch beſteht, auch nachdem Heimaths— 
und Armenweſen durch Reichsgeſetze auf weſentlich andere Grundlagen 
geſtellt worden ſind, als es im Geſetze vom 9. Auguſt 1833 geſchehen 
war, das hat das Landgericht mit ausführlicher Begründung in der 
Entfcheidung vom 30. November 1892 (8 40/92) bereits aus⸗ 
geſprochen. 

Der Kummerſchlag ſoll den Gemeinden nach § 60 Abſ. 2 ge⸗ 
währen: ein geſetzliches Unterpfandsrecht an dem Ver— 
mögen des Verarmenden, bei Grundſtücken eine Hypo— 
thek. Das letztere wurde bei Einführung der Hppothekengeſetz⸗ 
gebung dahin feſtgeſtellt, daß den Gemeinden von Geſetzeswegen 
ein Rechtstitel zur Hypothek zuſteht, der unter denſelben Vorausſetz⸗ 
ungen eintritt, die 8 60 für den Kummerſchlag überhaupt aufſtellt 
(8 40 VI des Gef. über die Grund⸗ und Hypothekenbücher und das 
Hypothekenweſen vom 13. Oktober 1852). 

Der Zweck dieſes Pfandrechts iſt in der Ueberſchrift des § 60 
und in § 40 VI angedeutet. Es ſoll die Gemeinde bei annähernder 
Verarmung des Gemeindeglieds wegen ihrer Unterhaltungspflichten 
ſichern, es iſt ein Sicherungspfand, die Hypothek des 8 40 VI 
iſt eine Sicherungshypothek. 

Die Konſtruktion dieſes Sicherungspfandes im Einzelnen, nament⸗ 
lich im Verhältniß zu dem zu ſichernden Hauptanſpruche mag Schwierig. 
keiten machen. Es mag ſogar richtig fein, daß man in 8 60, ebenſo 
wie in § 67 a / des Heimathsgeſetzes nur an eine partielle Güter— 
pflege gedacht hat, um die unzweckmäßige Verwendung der letzten 
Mittel des Verarmenden zu verhindern und ſie für deſſen Unterhalt 
ſicher zu ſtellen, den ſonſt die Gemeinde aus ihren Mitteln zu be- 
ſtreiten haben würde. Feſtzuhalten iſt, daß das Geſetz mit klaren 
Worten die Begründung eines Pfandrechts am Vermögen des 
Verarmenden fordert, durch das die Gemeinde für alle Fülle geſichert 
werden ſoll. 

Und dieſes Recht iſt durchaus nichts Einſtweiliges, das 
erſt noch einer endgültigen Regelung harrte, wie ein Pfandrecht, das 
einſtweilen durch Arreſt oder einſtweilige Verfügung be- 
gründet werden kann. Es ſteht vielmehr auf gleicher Stufe wie die 
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ſonſt im Rechte vorkommenden Anſprüche auf Sicherung durch Pfand 
oder andere Sicherungsmittel, z. B. der Anſpruch des Eigenthümers 
auf Sicherheitsleiſtung des Nießbrauchers, der Anſpruch des Ver⸗ 
mächtnißnehmers auf Sicherheitsleiſtung des Beſchwerten. Alle dieſe 
Anſprüche auf Sicherheitsleiſtung würden inhaltlich nicht erſchöpft, 
wenn ſie lediglich durch Arreſt oder einſtweilige Verfügung ver- 
wirklicht werden ſollten. Denn Arreſt und einſtweilige Verfügung 
ſind nur einſtweilige Sicherungsmittel und können als ſolche auch 
bei bloßen Sicherungsanſprüchen als Vorläufer in der Verwirklichung 
des Hauptanſpruchs vorkommen. (Wilmowski u. Levy, Kommen⸗ 
tar zur C. P. O. § 796 Anm. 4. Gaupp, Kommentar zur C. P. O. 
§ 796 II, nach Note 13. Motive zur C. P. O. (zu § 741) S. 448, 
449. Motive zum Entwurf I des B. G. B. Bd. 1, S. 257. O. L. G. 
Jena in Bl. f. Rechtspfl. Bd. 44, S. 155. 

Alſo würde auch den Gemeinden das in 8 60 zugeſprochene 
Recht auf Sicherung durch Pfandrecht nicht gewährt, ſondern nur 
einſtweilen geſichert, wenn gegen den Verarmenden Arreſte im 
Sinne der C. P. O. erlaſſen würden, wie es die Praxis bisher gethan 
hat. Das ergiebt ſich für den Fall des Kummerſchlags auf un⸗ 
bewegliche Güter mit beſonderer Klarheit aus den Vorſchriften des 
inländiſchen Rechts über Vollziehung des Arreſts in das unbewegliche 
Vermögen. Denn nach § 811 C. P. O. und 8 23 des Ausführungs- 
geſetzes dazu vom 25. März 1879 kann zur Vollziehung des Arreſts 
in das unbewegliche Vermögen nur eine „Vormerkung“ in das 
Grund⸗ und Hypothekenbuch eingetragen werden. Eine Vormerkung 
giebt aber nach SS 53 und 90 des Hypothekengeſetzes dem Berechtigten 
kein Pfandrecht, keine Hypothek am Grundſtücke — wos 
zu der Kummerſchlag doch gerade führen ſoll —, ſondern ſie bedeutet 
nur eine Sperrung des Buchs, ein Offenhalten der Stelle für die 
ſpäter förmlich einzutragende Hypothek und verliert bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung und im Konkurſe ihre Kraft. (Siegmann, Komm. 
zum ſächſ. Geſ. vom 6. Nov. 1843, S. 162.) 

Das Recht auf Kummerſchlag d. h. das Recht auf ein geſetzliches 
Pfandrecht am Vermögen des Verarmenden, wie es § 60 den Ge- 
meinden zuſpricht, kann ſonach im Wege des Arreſts (nach der Civil⸗ 
prozeßordnung) in unbewegliche Güter gar nicht verwirklicht werden. 

Die verſchiedene Wirkung der Arreſtvollziehung beim beweglichen 
(8810 C. P. O.) gegenüber dem unbeweglichen Vermögen (8811 C. P. O., 
§ 23 des Ausf.⸗Geſ. und § 53 des Hyp.⸗Geſ.) iſt zwar ein Zwieſpalt, 
aber fie beſtand nach Einführung der C. P. O. auch in Sachſen 
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(Schurig, Subhaſt.⸗Ordn. S. 28, 32) und in Preußen (R. G. 
Entſch. 3, 316 ff. 5, 296 ff.), iſt aber dort durch Geſetze von 1882 
und 1883 beſeitigt worden. Die mindere Wirkung des vollzogenen 
Arreſts bei Immobilien entſpricht dem Rechtszuſtande im partikulären 
Prozeßrechte der ſächſiſchen Länder vor Einführung der C. P. O. Denn 
der Pfandarreſt des früheren ſächſiſchen Rechts, der ſpezifiſch den 
Namen Kummer führte und ein Pfandrecht an den mit Arreſt be⸗ 
legten Gegenſtänden hervorbrachte, war überall aufgehoben, es beſtand 
nur noch der ſog. einfache Arreſt, dem die Wirkung, ein dingliches 
Recht zu begründen, abging. Prozeßordnung v. 1744 P. I. Cap. 38 
§ 4. Heſſe, Altenb. Priv.⸗Recht, § 237. Kori, Sächſiſcher ſum⸗ 
mariſcher Prozeß, 8102. Heimbach, Sächſiſcher ſummariſcher Prozeß, 
§ 141 Anm. 3. 

Wenn nun in $ 60 des Heimathsgeſetzes das Recht der Ge⸗ 
meinden auf ein geſetzliches Pfandrecht am Vermögen des Ver⸗ 
armenden geſetzlich feſtgelegt und der Akt, durch den es begründet 
wurde, Kummerſchlag und Arreſt genannt wurde, ſo mag dies 
an den alten ſächſiſchen Arreſt erinnern, allein eine Wiedereinführung 
dieſes Prozeßinſtituts für dieſen beſonderen Fall iſt darin nicht zu 
finden. Denn das Geſetz regelt ſelbſt bis ins Einzelne genau die 
Vorausſetzungen und das Verfahren für die Begründung dieſes Pfand⸗ 
rechts, und dieſe Vorſchriften enthalten nichts von dem, was für die 
Anlegung des Pfandarreſts im ſächſiſchen Rechte vorgeſchrieben war 
(Kori, a. a. O. 8 98), laſſen vielmehr erkennen, daß nach beiden 
Richtungen hin ein ſelbſtändiges, nicht im Rahmen des ſonſtigen 
rechtlichen Verfahrens ſich bewegendes Inſtitut geſchaffen werden ſollte. 
Dies iſt um ſo einleuchtender, als die Vorſchriften über Proſekution 
und Renovation des ſächſiſchen Arreſts (Nori, a. a. O.) ebenſo⸗ 
wenig auf den Kummerſchlag des § 60 paſſen, wie § 806 C. P. O. 
über die Anſtellung der Hauptklage. 

Aus alledem ergiebt ſich, daß die Gemeinden, wenn in § 60 
über das Verfahren keinerlei Vorſchriften getroffen wären, ihren 
Anſpruch auf Sicherung weder vor noch nach Einführung der C. P. O. 
im Wege des civilprozeſſualen Arreſtverfahrens, ſondern vielmehr im 
ordentlichen Verfahren zu verfolgen gehabt hätten, wie z. B. auch der 
Eigenthümer gegen den Nießbraucher ſeine Kaution durch Klage zu 
verlangen hat. (Windſcheid, Pandekten, 7. Aufl. $ 204 Anm. 7.) 

Und bei der Verfolgung dieſes Anſpruchs wäre dann zu deſſen 
einſtweiliger Sicherung auch für Arreſte und einſtweilige Ver⸗ 
fügungen Raum, wie denn auch 8 60 felbft einen ſog. proviſo⸗ 
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riſchen Kummerſchlag zuläßt. Dieſes Arreſtverfahren ſtünde natür⸗ 
lich unter den Vorſchriften der C. P. O., im Arreſtgeſuche wäre glaub⸗ 
haft zu machen, daß der Gemeinde der Sicherungsanſpruch zuſteht 
(das würden die in Satz 1 des 8 60 bezeichneten Thatſachen fein), 
und daß ein nach §§ 796, 797 C. P. O. zu beurtheilender Arreſtgrund 
(die Beſorgniß, daß die Gemeinde ohne Arreſt um ihren Sicherungs⸗ 
anſpruch kommen könnte) vorliegt. Ueber dieſe Vorausſetzungen hätte 
das Gericht zu befinden. 

Nun enthält aber § 60 gerade eingehende Vorſchriften über das 
Verfahren, deren Bedeutung jetzt zu prüfen iſt. 

Nach 8 60 liegt die Erörterung und Entſcheidung, ob die Vor⸗ 
ausſetzungen des fraglichen Sicherungsanſpruchs gegeben find, in der 
Hand der Verwaltungsbehörde, die der kummerſchlagſuchenden Ge⸗ 
meinde vorgeſetzt iſt; und es iſt beſtimmt, daß die Juſtizbehörde auf 
das Erſuchen dieſer Verwaltungsbehörde den Arreſt auf Gefahr dieſer 
jederzeit zu verfügen hat. Der Juſtizbehörde, dem Richter, iſt 
alſo die Kognition, die Entſcheidung, ob der Anſpruch beſteht, ent⸗ 
zogen, ſie hat nur in ſoweit mitzuwirken, als ihre Thätigkeit zur Be⸗ 
gründung eines richterlichen Pfandrechts (das geſetzliche Pfandrecht 
des § 60 ift eben ein „richterliches“) erforderlich if. Auch die An⸗ 
fechtung des verhängten Arreſts ſoll nicht bei der der Juſtizbehörde 
übergeordneten Inſtanz erfolgen, ſondern bei der der Verwaltungs⸗ 
behörde vorgeſetzten Stelle. 

Aus dieſen Vorſchriften in Verbindung mit § 106 des Heimaths⸗ 
geſetzes, wonach Heimaths⸗ und Armenangelegenheiten Verwaltungs⸗ 
ſachen find, und mit § 107 daſelbſt, worin nur die Verfolgung ge: 
wiſſer Alimentations- und Regreßanſprüche dem Rechtswege vorbe⸗ 
halten worden iſt, ergiebt ſich, daß für die Geltendmachung des 
Sicherungsanſpruchs nach § 60, der (wie ſchon das Urtheil des 
Landgerichts vom 30. November 1892 [8 40/92] ausgeführt hat) 
zu den vorbeugenden Maßregeln der Armenpflege zu rechnen iſt, deren 
Durchführung ihrer Natur nach der Verwaltungsthätigkeit zufällt, der 
Rechtsweg audgefchloffen fein ſoll, ſoweit der Verarmende 
und ſeine Familie dabei in Frage kommt. Die Thätigkeit des Richters 
beſchränkt ſich auf Rechtshülfeleiſtung im Executionsſtadium. 

Die Regelung des Rechtswegs iſt der Landesgeſetzgebung grund⸗ 
ſätzlich überlaſſen, nur einzelne Schranken ſind reichsrechtlich gezogen 
in 88 9, 13, 17 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, § 11 des Einführungs⸗ 
geſetzes dazu und 88 4, 5 des Einführungsgeſetzes zur C. P. O. Keiner 
dieſer Paragraphen iſt auf § 60 des Heimathzsgeſetzes anwendbar, 
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insbeſondere auch nicht § 4 des Einf. Gef. zur C.P. O. Denn dieſe 
Vorſchriſt findet nach Wortlaut und Sinn nur Anwendung, wenn 
der Rechtsweg durch Landesgeſetze lediglich aus Rückſichten auf die 
fiskaliſche Parteiſtellung ohne objektive Gründe (z. B. wegen des 
Gegenſtands oder der Art des Anſpruchs) ausgeſchloſſen wird. Reincke, 
Komm. zur C. P. O. Anm. zu § 4 des Einf. Gef. und die übrigen 
Kommentare. Im vorliegenden Falle aber ergeben die §§ 56 ff. 
106 ff. des Heimathsgeſetzes, daß objektive Gründe, die Art des 
Anſpruchs, zur Ausſchließung des Rechtswegs geführt haben. 

Sonach find die Vorfchriften des § 60 über das Verfahren noch 
in Geltung und der Rechtszuſtand iſt folgender: 

Die ſicherungsberechtigte Gemeinde hat ſich an die ihr vorgeſetzte 
Behörde zu wenden. Dieſe Verwaltungsbehörde erörtert im Ver⸗ 
waltungswege die Verhältniſſe und hat dieſe Erörterung ſoweit aus⸗ 
zudehnen, bis ſie die angeführten Urſachen annähernder Verarmung 
zureichend und in der Wahrheit begründet (nicht alſo bloß 
glaubhaft gemacht, womit ſich im Arreſtverfahren der Richter zu be— 
gnügen hat) erachtet. Das Gericht hat in dieſem Theil des Verfahrens 
nicht mitzuwirken. Ergeht dann von der Verwaltungsbehörde auf 
Grund ihrer Entſcheidung, daß der Kummerſchlag begründet iſt, das 
Erſuchen an den Richter, ein richterliches Pfandrecht auf beſtimmte 
Vermögensſtücke des Verarmenden zu legen, ſo hat er dieſem Erſuchen 
ebenſo ſtattzugeben, wie etwa dem Erſuchen der Behörden im Erecu- 
tionsverfahren nach dem Geſetze vom 31. März 1879 (§ 7, 9) [vergl. 
auch § 13 der Ausführungsverordnung zum Bundesgeſetz über den 
Unterſtützungswohnſitz vom 3. Juni 1871], ſelbſtverſtändlich aber nur in 
den Fällen, wo er heute noch nach der C. P. O. zwecks Begründung 
eines Pfandrechts thätig werden kann, d. h. wenn es ſich um Pfand- 
rechte an Forderungen, andern Vermögensrechten und unbeweglichen 
Gütern handelt. Sollen Mobilien gepfändet werden, ſo würde der 
Gerichtsvollzieher unmittelbar zu beauftragen ſein, denn der Richter 
iſt zur Pfändung ſolcher nicht mehr zuſtändig, wie er es zu der 
Zeit war, wo das Heimathsgeſetz erlaſſen wurde. (Heimbach, ſächſ. 
bürgerl. Prozeß, § 179). 

Es kommt nur darauf an, daß die Gemeinde ein pignus judi- 
ciale erlangt. Das konnte ſie nach den damaligen Prozeßgeſetzen 
nur durch den Richter. Heute iſt auch das Pfändungspfandrecht, das 
der Gerichtsvollzieher anlegt, ein pignus judiciale. Da die Adminiſtra⸗ 
tivexecution Sache der Landesgeſetzgebung geblieben iſt (Reincke, C. P. O. 
VIII. Buch Anm. 1), ſo hätten auch für die Execution der nach § 60 


— 169 — 


von der Verwaltungsbehörde gefällten Entſcheidung beſondere Vor⸗ 
ſchriften erlaſſen werden können. So lange das nicht geſchehen iſt, 
muß ſich die Verwaltungsbehörde an diejenigen Organe der Gerichts— 
verfaſſung wenden, die an dem Vermögendgegenſtande, der verkümmert 
werden ſoll, nach den heutigen Prozeßgeſetzen ein pignus judiciale be⸗ 
gründen können. Dieſe Organe verfahren dann nach den allgemeinen 
Prozeßgeſetzen. Das Erſuchen um Vollſtreckung vertritt für ſie den 
vollſtreckbaren Titel, ein gerichtliches Verfahren, das erſt dieſen 
Titel ſchaffen ſoll, iſt nicht zuzulaſſen. 

Urtheil der II. Civilkammer vom 12. Mai 1897. (S 39/97). 

(Fortſetzung folgt.) 


C. Amts⸗ und Schöffengerichte. 


Vergehen an einem Automaten Betrug oder Diebſtahl? 
Mitgetheilt von Herrn Juſtizrath und Amtsrichter von Voß in Gera. 


Der Schloſſergeſelle W. aus M. wurde vom Fürſtlichen Schöffen⸗ 
gericht zu Gera laut der Akten D 144/97 am 22. 4. 97 wegen Betrugs 
verurtheilt. Aus den Entſcheidungsgründen: 

„Angeklagter iſt glaubhaft geſtändig, am 7. April d. J. in dem 
RT. Then Lokale hier ſich zehn mit Zuckerzeug gefüllte Blecheier in der 
Weiſe (kaufweiſe) angeeignet zu haben, daß er in einen im F. ſchen Lokale 
aufgeſtellten (aus Metall gefertigten) und mit (Zuckerzeug enthaltenden) 
Blecheiern gefüllten ſogenannten Automaten, welcher eine Henne dar— 
ſtellt, und zwar mittels einer im Kamme der Henne enthaltenen Oeffnung, 
welche gerade zum Einwurf eines Zehnpfennigſtückes deutſcher Reichs- 
münze hinreicht, in einem Falle ein richtiges Zehnpfennigſtück, in neun 
Fällen aber je eine däniſche Kupfermünze einwarf. Dieſe Kupfermünzen 
ſind nach unſerem Gelde je zwei „einen“ viertel Pfennig werth, da ſie 
den Werth von zwei däniſchen Oeren haben, 100 Oere aber eine 
däniſche Krone darſtellen und eine Krone nach unſerem Gelde 1 M. 
121% Pfg. werth iſt. 

Der fragliche Automat iſt dazu beſtimmt, gegen Einwurf eines 
Zehnpfennigſtückes (deutſche Nickelmünze) unter Hinzutritt einer weiteren 
Handbewegung des Kaufluſtigen (Drehen einer an der Henne an— 
gebrachten Kurbel) je ein Ei der bezeichneten Art in der Weiſe heraus- 
zugeben und zur Aneignung durch den Käufer freizuſtellen, daß aus 
einer Oeffnung, welche dort angebracht iſt, wo die natürlichen Hennen 
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ihre Eier herauslegen, je ein Ei der bezeichneten Art dort herauskommt 
und in einen daſelbſt angebrachten Becher fällt. 

Die Wirkſamkeit des Mechanismus beruht darauf, daß derſelbe 
durch die erwähnte Kurbeldrehung (allein) nicht, wohl aber dann in 
Wirkſamkeit tritt, wenn gerade ein Zehnpfennigſtück (nach Größe, Ge- 
ſtalt und Gewicht) hineingeworfen wird. 

Angeklagter machte ſich nun den Umſtand zu Nutze, daß ein 
2 Oerſtück (was Herr F. als Inhaber und Beſitzer des Automaten 
nicht vorausgeſehen) nach Größe, Geſtalt und Gewicht einem deutſchen 
Zehnpfennigſtück entſpricht, ſomit aber auch beim Einwurf eines 2 Oer⸗ 
ſtückes der Mechanismus in Wirkſamkeit tritt. 

Angeklagter, welcher die erlangten zehn Eier nach Einwurf je 
einer Münze an ſich genommen und an die in der Feſchen Reſtauration 
anweſenden Mädchen und Kinder verſchenkt hat, welchem auch die 
betreffende Einrichtung des Automaten bekannt war (ſolche Automaten 
kommen ſo vielfach vor, daß ſie nach Art und Einrichtung allgemein 
und auch gerichtsbekannt ſind, auch ſind die Bedingungen der betr. 
Benutzungen durch eine entſprechende Inſchrift kenntlich gemacht), wußte 
alſo, daß er nur Anſpruch auf ein Ei hatte, wenn er je ein Zehn— 
pfennigſtückhineinwarf. Dem ungeachtet hatte er in neun Fällen 
ſtatt deſſen je ein 2 Oerſtück eingeworfen und ſich auf die gedachte Weiſe 
dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvortheil verſchafft, daß er behufs 
Erlangung je eines Eies nur eine ausländiſche hier werthloſe Münze, 
welche auch in ihrem Heimathlande nur 2¼ Pfennig unſerer Münze 
werth iſt, an Stelle eines Zehnpfennigſtückes einwarf. 

Wenn ſonach der Handlung des Angeklagten nicht nur eine un— 
zweifelhafte Unredlichkeit innewohnt, ſondern auch dieſe ihrer Natur 
nach offenbar der Art fein muß, daß fie auch der Ahndung der Staats— 
gewalt, des Strafgeſetzes und inſonderheit des Strafgeſetzbuches im 
engeren Sinne unterliegt, ſo kann es ſich nur noch darum handeln, 
welcher Paragraph des Strafgeſetzbuches (welches Vergehen im weiteren 
Sinne) in Frage kommt. Man könnte hierbei an den Fall der Ideal— 
konkurrenz, der Verletzung mehrfacher Strafbeſtimmungen durch eine und 
dieſelbe Handlung denken, aber dieſer Fall erſcheint ausgeſchloſſen, wie 
ſich aus dem Nachſtehenden ergiebt. 

Vorweg mag bemerkt werden, daß bei der verhältnißmäßigen Neu- 
heit der in den ſogenannten „Automaten“ gegebenen Einrichtung die 
Annahme an ſich nicht undenkbar iſt, daß es ſich um eine Unredlichkeit 
handle, welche der Geſetzgeber bei Erlaß des Strafgeſetzbuches nicht 
gekannt und vorausgeſehen, daß alſo eine ſittlich verwerfliche Handlung 
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vorliege, die aber in Ermangelung einer ſtrafrechtlichen Beſtimmung von 
der Staatsgewalt nicht verfolgbar iſt. 

Man hat dies bekanntlich z. B. von dem Falle behauptet, in 
welchem elektriſche Kraft (als nicht bewegliche Sache unter Ablehnung 
des Betrugs) widerrechtlich abgeleitet wird. 

Man hat ſich indeſſen bereits oben dahin ausgeſprochen, daß die 
vorliegende That ſtrafrechtlich faßbar iſt und zwar im Rahmen eines 
beſtimmten Vergehens, wodurch ſich auch die Frage erledigt, ob man 
es etwa mit einer Handlungsweiſe zu thun hat, welche in ihrem That⸗ 
beſtande zwar keine Einzelſtrafthat darſtellt, aber, als gegen die ſtaatliche 
Rechtsordnung verſtoßend, auf Grund der Strafbeſtimmung gegen den 
„groben Unfug“ der Beſtrafung unterworfen werden kann. 

Bei der Frage, welches Strafgeſetz in Anwendung zu bringen iſt, 
kann es ſich nur darum handeln: Diebſtahl (bez. als Unterart: Ent- 
wendung von Nahrungsmitteln zum alsbaldigen Verbrauch [S 370, 5. 
des St. G.B.]) oder Betrug? 

Behufs Beantwortung dieſer Frage mag auch der einigermaßen 
verwandte Begriff der Unterſchlagung herangezogen werden. Die be⸗ 
treffenden Unterſchiede mögen im Folgenden gekennzeichnet werden. 

Bei dem Diebſtahl iſt das Entſcheidende das Wegnehmen einer be— 
weglichen Sache durch den Dieb, wobei eine Thätigkeit des Eigen- 
thümers ausgeſchloſſen iſt, woraus es ſich auch erklärt, daß dieſem 
Vergehen regelmäßig eine gewiſſe Heimlichkeit inſofern innewohnt, 
als die Thätigkeit des Diebes dem Geſchädigten (bis zur Entdeckung) 
verborgen iſt, indem Letzterer die That nicht leiden, geſchehen laſſen 
würde, wenn er ſie beobachtete und zur Abwendung in der Lage wäre. 

Angewendet auf den vorliegenden Fall erſcheint hiernach Diebſtahl 
ausgeſchloſſen, da in demſelben eine Thätigkeit des betr. Eigen- 
thümers der von dem Angeklagten widerrechtlich angeeigneten Eier 
inſofern ſtattgefunden hat, als derſelbe die Eier dem Angeklagten zwar 
nicht in eigener Perſon, aber durch den ihn vertretenden Mechanismus 
des Automaten verabreichte und zur Anſichnahme anbot, eben in der 
irrthümlichen, vom Angeklagten verſchuldeten Meinung, dieſer habe die 
von dem Inhaber des Automaten als Vorausſetzung des Verabreichens 
und Anbietens hingeſtellte Bedingung (die Gewährung des Kauf— 
preiſes durch Einwerfung eines Zehnpfennigſtückes) erfüllt. Wie 
nachſtehend weiter auszuführen iſt, handelt es ſich bei der fraglichen 
Art des Automaten um ein Kaufgeſchäft; wo aber ein ſolches in 
Frage iſt, entfällt die Wegnahme im Sinne des § 242 des St. G. B., 
der Diebſtahl. 


— 12 — 


Daß dieſe Anſicht richtig iſt, ergiebt ſich auch daraus, daß, wollte 
man die That als Diebſtahl anſehen, nur ausgezeichneter Diebſtahl 
(§ 243, 3 des St. G. B.) vorliegen würde, da Angeklagter behufs 
Erlangung je eines Eies ſtatt des zur Wirkſamkeit des betr. Mechanis⸗ 
mus einzuwerfenden Zehnpfennigſtückes die obige minderwerthige bez. 
werthloſe ausländiſche Münze, alſo ein Werkzeug verwendete, welches 
zur ordnungsmäßigen Eröffnung des Behältniſſes nicht diente. Der 
Anwendung als ausgezeichneter Diebſtahl ſteht aber (neben den gegen 
den Diebſtahlsbegriff an ſich vorliegenden Bedenken, insbeſondere 
hinſichtlich des ſchweren Diebſtahls in fraglichem Sinne) eben entgegen, 
daß es ſich gar nicht um Eröffnung eines Raumes oder Behält— 
niſſes, ſondern nur darum handelt. daß aus dieſem Behältniſſe (der 
Henne) ein einzelnes Ei (das Kaufei) herausgelangt wurde. 

Liegt fo Diebſtahl überhaupt nicht vor, fo entfällt auch die 
Frage, ob Entwendung von Nahrungsmitteln vorliegt (welchenfalls 
der ausgezeichnete Diebſtahl außer Betracht bleiben muß), denn 
auch hier iſt der Diebſtahlsbegriff, an dem es eben vorliegend fehlt, 
maaßgebend; nur nebenbei mag deshalb bemerkt werden, daß der An- 
nahme einer Nahrungsmittelentwendung mehrfache Bedenken entgegen 
ſtehen (Mittheilung an Andere, keineswegs zu Befriedigung eines 
dringenden Nahrungsbedürfniſſes u. ſ. w.), daß alſo in dem (von uns 
nicht angenommenen) Diebſtahlsfalle doch nur ausgezeichneter 
(ſchwerer) Diebſtahl übrig bliebe. 

Die Unterſchlagung ſetzt, um auch dies nur behufs Neben- 
einanderſtellung zu erwähnen, gleich dem Diebſtahl einen gewiſſen 
rechtlich beſtehenden Zuſtand voraus; der Unterſchied aber 
beſteht darin, daß beim Diebſtahl der rechtliche Zuſtand vom Diebe 
widerrechtlich geändert wird, bei der Unterſchlagung aber der Unter⸗ 
ſchlagende den rechtlich beſtehenden Zuſtand dadurch zum unberechtigten 
und ſtrafbaren macht, daß er die ihm rechtlich obliegende Aende— 
rung des nur bisher rechtlichen Zuſtandes (die Ablieferung der 
fremden beweglichen Sache) unterläßt. 

Während es ſich nun beim Diebſtahl wie geſagt um ein Thun 
des Strafthäters handelt, iſt es beim Betrug gerade umge— 
kehrt; es handelt ſich um ein Thun des Geſchädigten und be- 
ſteht die Strafthat hierbei regelmäßig darin, daß der Geſchädigte 
durch eine Irrthumserregung des Strafthäters gegenüber dem Betro- 
genen zu ſeiner (dem Strafthäter vortheilhaften, dem Geſchädigten 
nachtheiligen) Handlung bewogen wird (ſ. z. B. bei der Zechprellerei, 
wobei der Wirth Speiſen und Getränke in der vom Zechpreller ſchuld— 
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haft verurſachten Annahme verabreicht, der Beſteller werde — bez. 
ſofortige — Zahlung leiſten u. ſ. w.). 

Eben dieſer Fall liegt hier vor und haben wir es alſo mit Be- 
trug zu thun, da alle Merkmale desſelben vorliegen (nicht aber die 
des Diebſtahls). 

Um dies auch weiter nachzuweiſen, bedarf es eines kürzlichen 
Eingehens auf die rechtliche Natur der mit dem „Automaten“ gemachten 
bez. zu machenden Rechtsgeſchäfte. Das Eigenthümliche dieſer Auto- 
maten beſteht darin, daß zwar die Bedingungen des fraglichen Rechts— 
geſchäfts durch eine Inſchrift am Automaten Seitens des Inhabers 
kundgegeben werden, ſeinerſeits aber die dem Rechtsgeſchäfte ent— 
ſprechenden Leiſtungen nicht in eigener Perſon, ſondern durch einen 
den Inhaber vertretenden Mechanismus verrichtet und 
vermittelt werden. Derartige Automaten können verſchiedenartigen 
Rechtsgeſchäften dienen, z. B. der Sachmiethe (wenn mittels der Au⸗ 
tomaten ein Wiegeapparat zur Verfügung geſtellt wird), im vorliegenden 
Falle aber dem Kaufgeſchäfte. 

Hierbei entwickelt ſich die Sache (in Folge Veranſtaltung des 
Automateninhabers) alſo: 

Letzterer bietet eine gewiſſe Art von Waaren in einer gewiſſen 
Einzahl oder Menge, ſowie gegen einen beſtimmten Kaufpreis mittels 
einer ſchriftlichen (auf dem Automaten angebrachten) Bekanntmachung 
jedem Kaufluſtigen an, der den Kaufpreis auf die vom Verkäufer be⸗ 
dingte Art und Weiſe, nämlich in einer genau beſtimmten Münzſorte 
und mittels Einwurfs bez. Einwerfung in eine beſtimmte Oeffnung 
entrichtet. 


Gegen die fo bedingte Kaufpreisentrichtung erbietet ſich der Auto⸗ 
mateninhaber, die betr. Waare aus dem Automaten heraus zu⸗ 
reichen und dem Käufer zur Anſichnahme freizuſtellen, wobei dieſe 
Darreichung vermittelſt der betr., die perſönliche Darreichung des Ver⸗ 
käufers darſtellenden und erſetzenden Einrichtung in Folge des von 
ihm berechneten und eingerichteten Umſtandes bewirkt wird, daß der 
Einwurf der vereinbarten (beſtimmten) Münzſorte (vorliegenden Falls 
unter Hinzutritt einer weiteren Handbewegung der Kaufluſtigen, des 
Drehens an einer Kurbel) die mechaniſche Darreichung des Kaufgegen- 
ſtandes in Wirkſamkeit ſetzt. 

Bei dieſer Sachlage liegen im vorliegenden Falle die zum Be⸗ 
griffe des Betrugs erforderlichen Umſtände alſo vor: 

Der Betrugsbegriff erfordert ($ 263 des Strafgeſetzbuchs): 
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a) die Abſicht des Strafthäters (des Angeklagten), ſich oder einem 

Anderen einen Vermögendvortheil zu verſchaffen und zwar 

b) einen rechtswidrigen, 
c) eine Vermögensbeſchädigung des Anderen (des Automateninhaber?) 

und zwar n 

d) durch Vorſpiegelung falſcher oder durch Entſtellung oder Unter⸗ 
drückung wahrer Thatſachen mittels 
e) Erregung oder Unterhaltung eines in der Perſon des Anderen 

(des Automateninhabers) entſtehenden Irrthums. 

Alle dieſe Vorausſetzungen liegen im vorliegenden Falle klar zu 
Tage. 

Zu a. Liegt vor: Angeklagter wollte ſich (bez. Anderen) einen 
Vermögendvortheil verſchaffen, indem er behufs Erlangung je eines 
Eies anſtatt der verlangten 10 Pfg. nur eine ausländiſche Münze ge- 
währte, welche hier gar nicht gangbar iſt, aber auch in ihrem Heimath⸗ 
lande nur 2 Oere, alſo nach unſerem Gelde 2¼ Pfennige gilt (eine 
Krone däniſch = 1 M. 12 Pfg. = 100 Oere), er ſparte alſo 
an dem Kaufpreis mindeſtens je 75 / Pfg. 

Zu b. Dieſer Vermögensvortheil war auch rechtswidrig, da 
eben dem Rechte nach je 10 Pfg. zu zahlen waren. 

Zu Cc. Der Automateninhaber wurde an feinem Vermögen da- 
durch geſchädigt, daß er an Stelle des Kaufpreiſes von je 10 Pfg. nur 
je 21¼ Pfg. erhielt und zwar in einer hier gar nicht verwendbaren 
ausländiſchen Münze. 

Zu d. Angeklagter ſpiegelte dabei dem Automateninhaber vor, 
daß er ein Zehnpfennigſtück ſtatt dieſer ausländiſchen Kupfermünze 
eingeworfen, und zwar unter Vermittelung des Umſtandes, daß der 
Mechanismus das Ei darreichte, ſobald (unter Hinzutritt der gedachten 
Handbewegung) gerade ein Zehnpfennigſtück (nach Größe und Gewicht) 
eingeworfen wurde; da nun ein kupfernes 2⸗Oerſtück die Größe und 
Stärke, ſowie annähernd das Gewicht eines Zehnpfennigſtückes hat, 
ſo trat der Mechanismus auch auf den Einwurf dieſer Münze in 
Wirkſamkeit. Getäuſcht wurde alſo gewiſſermaaßen der betr. Me⸗ 
chanismus, thatſächlich aber (da dieſer an ſich und allein ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht willens und denkfähig iſt) der Automateninhaber, 
welcher ſeinen Willen auf den Automaten-Apparat über⸗ 
tragen. In dem Augenblick des Einwurfs wurde auf Grund dieſer 
Willensübertragung die Täuſchung vollzogen. Ebenſo wie der Auto⸗ 
mateninhaber durch Vermittelung des Automaten leiſtete (das Ei her⸗ 
ausgab), ebenſo wurde derſelbe auch auf gleiche Weiſe getäuſcht. 
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Zu e. Sonach liegt auch der erforderliche Irrthum des Ver⸗ 
käufers vor, welcher annahm, es ſei ein Zehnpfennigſtück an Stelle 
der fraglichen Kupfermünze eingeworfen worden, eben auf Grund der 
Annahme, daß der Mechanismus nur erſteren Falls in Wirkſamkeit 
trete. Auch hier trat in Folge der erwähnten Willensübertragung 
der Irrthum mit dem Einwurfe der Münze ein, worauf erſt die 
Gegenleiſtung (die Darreichung des Eies) erfolgte. In der That muß 
es gleichgültig erſcheinen, ob eine Perſon perſönlich oder durch Ver⸗ 
mittelung einer von ihr ſelbſt geſchaffenen Einrichtung ſowohl ge— 
täuſcht wird wie leiſtet, zumal konkludenten Handlungen dieſelbe recht⸗ 
liche Wirkſamkeit innewohnt wie mündlichen oder ſchriftlichen Er⸗ 
klärungen. 

In der That kommen derartige Rechtsgeſchäſte ſehr häufig mittels 
konkludenter Handlungen zu Stande, namentlich gerade beim Kauf. 
Tritt z. B. Jemand in einen Laden, in dem er ſich Waaren zur An⸗ 
ſicht vorlegen läßt, bezahlt er den (auf irgend eine Weiſe kenntlichen) 
Preis und nimmt er alsdann den Kaufsgegenſtand an ſich, ſo liegt 
ein rechtsgültiges Kaufgeſchäft vor, ohne daß eine ausdrückliche 
Kaufs vereinbarung (mündlich oder ſchriftlich) ſtattgefunden. 

Daß auch beim Betrug konkludenten Handlungen bei der 
Irrthumserregung dieſelbe Bedeutung beiliegt wie mündlichen oder 
ſchriftlichen Erklärungen, iſt längſt anerkannt (Ol8shauſen, Kom⸗ 
mentar zum Strafgeſetzbuch, Anmerkung 10 zu § 263). 

Vorliegenden Falls hatte der Kaufluſtige durch ſeine konkludente 
Handlung (den Einwurf des Zehnpfennigſtücks) feinen Willen zu er⸗ 
klären, das zum Kauf ausgebotene Ei für dieſen Kaufpreis zu er— 
werben, er verſetzte aber den Verkäufer dadurch in Irrthum, daß er 
an Stelle dieſer Münze die geringwerthige bez. hier werthloſe Kupfer⸗ 
münze einwarf; Verkäufer aber erklärte durch die ſeinerſeitige kon⸗ 
kludente Handlung (durch das Bereitſtellen, Offenlegung des Eies 
zur Wegnahme) ſeinen Willen, das Ei gegen das gezahlte Geldſtück 
käuflich abzutreten, und gab es zur Kaufderfüllung heraus, worauf 
es Angeklagter in ſeinerſeitiger Erfüllung an ſich nahm. 

Sonach kann es auch keinem Bedenken unterliegen, die Willens— 
erklärung des Angeklagten in den Augenblick des Einwurfs und 
diejenige des Geſchädigten in den Augenblick zu verlegen — allent- 
halben durch Vermittelung des Mechanismus, ſiehe oben —, in wel⸗ 
chem der Mechanismus das Ei herausgab. 

Daß dieſe Anſicht richtig iſt, ergiebt ſich auch daraus, daß zahl- 
reiche Rechtsgeſchäfte durch Vermittelung kleiner Kinder vor ſich gehen, 
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die ebenſowenig (an ſich) willens⸗ und (ſelbſtändig) vertragsfähig 
ſind, wie mechaniſche Gegenſtände, ſowie daraus, daß anderweite 
durch Automaten vermittelte Rechtsgeſchäfte (wie Sachmiethe) offenbar 
ſtrafrechtlich derſelben Beurtheilung unterliegen wie Kaufgeſchäfte, ja 
daß durch den Automaten vermittelte anderweite Täuſchungen (eben 
Betrug) — wie bei der Sachmiethe — ſtrafrechtlich gar nicht faßbar 
ſein würden, wenn nicht das Betrugsmoment als das Weſent— 
liche und Entſcheidende (allen Automatengeſchäften Gleichartige) 
angeſehen und herangezogen würde. 

Unter allen Umſtänden hat ſich auch die Rechtsordnung den 
Einrichtungen des neuzeitlichen Verkehrs unterzuordnen bez. denſelben 
anzugliedern, wenn der Anwendung des Rechtsbegriffs nichts 
weiter entgegenſteht, als „eine beſondere, von dem Bisherigen ab⸗ 
weichende Willens⸗ und Verkehrsvermittelung.“ 

Ein Rechtsmittel iſt nicht eingewendet worden. 


Zuſammenſtellung der in den zum Oberlandesgericht Jena 
vereinigten Thür. Staaten im Jahre 1897 ergangenen 
Landesgeſetze, Verordnungen, Miniſterialerlaſſe und dergl., 
ſoweit ſie für die Praxis der Gerichte von beſonderem Intereſſe ſind. 
Aufgeſtellt von Helmrich. 


1. Großherzogthum S.⸗Weimar. 

Berggeſetz. Geſetz betr. die Aufſuchung und Benutzung von Säure⸗, Gas⸗ 
und Mineralquellen vom 1. April 1897. Reg.⸗Bl. S. 49. 

Begräbniſſe. Miniſterial⸗ Bekanntmachung betr. Vorſchriſten zur Verhütung 
von Ungehörigkeiten bei Begräbniſſen vom 8. Dezember 1897. Reg.⸗Bl. 
S. 269. 

Gewerbebetrieb im Umherziehen. Geſetz vom 7. April 1897 betr. 
einen Nachtrag zu dem Geſetze vom 12. April 1877 über Beſteuerung 
des Gewerbebetriebes im Umherziehen. Reg.⸗Bl. S. 53. (Die Steuer 
wird für das Kalenderjahr auf 48 M. feſtgeſetzt.) — Miniſterial⸗Bekannt⸗ 
machung betr. die Handhabung des Geſetzes vom 12. April 1877 über 
die Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen in der Faſſung des 
Geſetzes vom 7. April 1897. Reg.⸗Bl. S. 257. 

Landeskreditkaſſe. Geſetz über die Großherzogl. Landeskreditkaſſe vom 
16. September 1897. Reg.⸗Bl. S. 218, 

Lotterie. Miniſterial⸗Bekanntmachung vom 16. Juli 1897 betr. die Er⸗ 
richtung der thüringiſch⸗anhaltiſchen Staatslotterie. Reg.⸗Bl. S. 171. 


Radfahrer. Miniſterial⸗Bekanntmachung vom 21. Mai 1897 betr. die 
gegenſeitige Giltigkeit der Radſahrerkarten im Großherzogthum S. Weimar 
und im Königreich Sachſen und Herzogthum S.⸗Altenburg. Reg.⸗Bl. S. 66. 
— Desgleichen im Herzogthum S.⸗Meiningen. Reg. Bl. S. 51. 

Steuerverfaſſung. Geſetz vom 2. Juni 1897 betr. die Abänderung 
des revidirten Geſetzes über die Steuerverfaſſung vom 18. März 1869 
nebſt Nachträgen, ſowie des neurevidirten Geſetzes über die allgemeine Ein⸗ 
kommenſteuer vom 10. September 1883. Reg.⸗Bl. S. 73. — Ein 
kommenſteuergeſetz vom 2. Juni 1897. Reg.⸗Bl. S. 99. 


Unfallverſicherung. Geſetz vom 27. März 1897 über die Abänderung 
des Geſetzes, betr. die Unfallverſicherung der Mitglieder der Feuerwehren 
vom 2. April 1890. Reg.⸗Bl. S. 27. — Ausfuͤhrungs⸗Verordnung 
hierzu vom 2. April 1897. Reg.⸗Bl. S. 35. 


2. Herzogthum S.⸗Meiningen. 
Gebühren der Aerzte, Zahnärzte und Thierärzte, Ausſchreiben des Herzogl. 
Staatsminiſteriums, Abtheilung des Innern, vom 14. März 1897. Aus⸗ 
ſchreibenſammlung Bd. 11 S. 101. 


Gemeindebehörden. Verordnung vom 18. Juni 1897 betr. die Amts⸗ 
bezeichnung der Gemeindebehörden. (Das Amt des Gemeindevorſtandes 
führt in den Städten Meiningen, Salzungen, Hildburghauſen, Eisfeld, 
Sonneberg, Saalfeld und Pößneck die Bezeichnung „Der Magiſtrat“, in 
den übrigen Städten „Das Bürgermeiſteramt“, in den ſonſtigen Gemeinden 
„Der Gemeindevorſtand“. Der Stelleninhaber führt in Meiningen den 
Titel: „Oberbürgermeiſter“, in den übrigen Städten „Erſter bezw. Zweiter 
Bürgermeiſter“, in den Landgemeinden „Schultheiß“.) Geſetzſammlung Bd. 28 
S. 263. 

Gemeindeordnung vom 16. März 1897. (Geſetzſammlung Bd. 23 
S. 211.) — Ausſührungs⸗Verordnung dazu vom 21. Juni 1897. 
Ausſchreibenſammlung Bd. 11 S. 167. 


Medizinaltaxe. Geſetz vom 14. März 1897. (Betrifft die Aufhebung des 
Geſetzes über die Medizinaltaxe vom 14. April 1868.) Geſetzſammlung 
Bd. 23 S. 189. 

Richterbeſoldungen beim Landgericht Meiningen. Nachtrag 
zu dem Staatsvertrag vom 17. Oktober 1878 über das Landgericht 
Meiningen vom 19. Februar 1897. (Abänderung des Art. 10, wonach 
die Gehälter der Landrichter nach Dienſtaltersſtufen geregelt werden und 
das Beſoldungsdienſtalter von der etatsmäßigen Anſtellung in einem Richter⸗ 
amte oder dem Amte eines Staatsanwalts berechnet wird.) Geſetzſammlung 
Bd. 23 S. 265. 

Strafverfolgung. Ausſchreiben des Herzogl. Staatsminiſteriums, Ab⸗ 
theilung der Juſtiz, vom 15. Juli 1897 über das Verfahren der Juſtiz⸗ 
behörden behufs vorläufiger Feſtnahme von Verbrechern, die ſich nach Bra⸗ 
ſilien geflüchtet haben. — Desgl. vom 11. Oktober 1897 betr. die ſtraf⸗ 
rechtliche Verfolgung von Deutſchen wegen der von ihnen in der Schweiz, 
und von Schweizern wegen der von ihnen in Deutſchland begangenen 
Verbrechen ꝛc. — Desgl. vom 27. Dezember 1897 betr. Auslieferung 
Blätter für Rechtspflege XLV. N. F. XX v. 12 


zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Schweiz wegen ſtrafbarer Handlungen. 
Ausſchreibenſammlung Bd. 11 S. 193, 199, 213. 


Verwaltungsſtreitverfahren. Geſetz vom 15. März 1897. Ge⸗ 
ſetzdaammlung Bd. 23 S. 193. 


Zuſtellungen an Handelsfirmen durch die Poſt. ($ 35 der 
Geſchäftsanweiſung für Gerichtsvollzieher.) Ausſchreiben des Herzogl. Staats⸗ 
miniſteriums, Abtheilung der Juſtiz, vom 15. Mai 1897. Ausſchreiben⸗ 
ſammlung Bd. 11 S. 133. 


Zwangsverfahren im Verwaltungswege. Geſetz vom 12. März 
1897. Geſetzſammlung Bd. 23 S. 167. 


3. Herzogthum S.⸗Altenburg. 

Berggeſetz. Ausführungs⸗Anweiſung vom 31. Dezember 1896 zum 
Geſetze vom 1. September 1896 betr. die Abänderung und Ergänzung 
einzelner Beſtimmungen des Allgem. Berggeſetzes vom 18. April 18 72. 

Geeſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 1. 

Dampffäſſer. Verordnung, die Einrichtung und den Betrieb von Dampf⸗ 
fäſſern betreffend vom 11. Juni 1897. Geſetzſammlung Jahrg. 1897 
S. 59. 

Geſindeordnung für das Herzogth. S.⸗Altenburg vom 25. November 
1897. Geſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 83. 


Gewerbebetrieb. Verordnung des Herzogl. Miniſteriums, Abtheilung 
des Innern vom 23. Dezember 1897, die Namensangaben Gewerbe⸗ 
treibender an offenen Läden, Gaſt⸗ und Schankwirthſchaften betr. Geſetz⸗ 
ſammlung Jahrg. 1897 S. 124. 


Lotterien. Geſetz betr. das Verbot des Spielens in auswärtigen Lotterien, 
vom 9. Juli 1897. (Bis zu 200 M. wird beſtraft, wer in auswärtigen 
Lotterien ſpielt, bis zu 600 M. wird beſtraft, wer ſich dem Verkaufe oder 
Vertriebe von Looſen auswärtiger Lotterien unterzieht.) Geſetzſammlung 
Jahrg. 1897 S. 74. — Miniſterial⸗Bekanntmachung betr. die thüringiſch⸗ 
. Staatslotterie vom 9. Auguſt 1897. Geſetzſammlung Jahrg. 
1897 S. 75. 


Schonzeit des Wildes. Geſetz, die Schonzeit des Trutwildes betr. vom 
22. Dezember 1897. Geſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 121. 

Sonntagsfeier. Geſetz, die äußere Heilighaltung der Sonn: und Feier⸗ 
tage nebſt Ausführungs⸗Verordnung vom 25. November 1897. Geſetz⸗ 
ſammlung Jahrg. 1897 S. 111. 


Städteordnung für das Herzogth. S.⸗Altenburg vom 10. Juni 1897. 
Geſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 23. 

Strafverfolgung. Miniſterial⸗Verordnung betr. die ſtrafrechtliche Ver⸗ 
folgung von Deutſchen wegen der von ihnen in der Schweiz, und von 
Schweizern wegen der von ihnen in Deutſchland begangenen Verbrechen ꝛc. 
vom 12. Oktober 1897. Geſetzſammlung Jahrg. 1897 ©. 81. 


Tahakrauchen. Verordnung, betr. das Verbot des Tabakrauchens und den 


Zündholzgebrauch in Waldungen, vom 23. September 1897. Geſetzſammlung 
Jahrg. 1897 S. 80. 
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Zwangsvollſtreckung. Juſtizminiſterial⸗Bekanntmachung vom 29. Dezbr. 
1897, die Vollſtreckung deutſcher Urtheile in Oeſterreich betr. Geſetzſammlung 
Jahrg. 1897 S. 126. 


4. Herzogthum S.⸗Coburg und Gotha. 
a) Gemeinſchaftliche Geſetze. 

Beſoldung der Richter. Geſetz, betr. die Richterbeſoldungen vom 25. Juni 
1897 (8 12 regelt die Gehälter der Landrichter in 5 Stufen von 3500, 
4000, 4500, 5000 u. 5500 M. vom 1. bis 5., 6. bis 10., 11. bis 15., 
16. bis 20. und vom 21. Dienſtjahre; 8 1b die Gehälter der Amtsrichter 
in 7 Stufen von 3000, 3300, 3700, 4200, 4700, 5100, 5500 vom 
1. bis 5., 6. bis 10., 11. bis 15., 16. bis 20., 21. bis 25., 26. bis 30. 
und vom 31. Dienſtjahre ab. Das Beſoldungsdienſtalter wird berechnet 
von der erſten unwiderruflichen Anſtellung ab als Richter oder Staatsanwalt). 
Geſetzſammlung Nr. 595 Jahrg. 1897 S. 45. — Desgleichen Richterbe⸗ 
ſoldungen beim Landgericht Meiningen. Geſetzſammlung Nr. 596 Jahrg. 1897 
S. 49. Vergleiche oben unter Meiningen. 

Beſoldung gemeinſchaftlicher Beamten. Geſetz betr. die Be⸗ 
ſoldungsverhältniſſe gemeinſch. Beamten vom 1. Aug. 1897. (Regelt u. a. 
die Gehälter des Erſten Staatsanwalts in 5 Stufen von 3500, 4000, 
4500, 5000 und 5500 M., des Staatsanwalt in 6 Stufen von 2700, 
3300, 3800, 4300, 4900 und 5500 M. vom 1. bis 5., 6. bis 10., 
11. bis 15., 16. bis 20., 21. bis 25. und vom 26. Dienſtjahre ab.) 
Geſetzſammlung Nr. 599 Jahrg. 1897 S. 79. 

Lotterie. Miniſterial⸗Bekanntmachung, die thüringiſch⸗anhaltiſche Staats⸗ 
lotterie betr. vom 1. Juli 1897. Geſetzſammlung Nr. 597 Jahrg. 1897 
S. 53. 

b) Coburg. 

Bierdruck⸗Vorrichtungen. Verordnung betr. die Einrichtung und den 
Gebrauch von Bierdruck⸗Vorrichtungen vom 1. April 1897. (Zuwider⸗ 
handlungen gegen die in dieſer Verordnung erlaſſenen Vorſchriften werden 
mit Geldſtrafe bis zu 60 M. geahndet.) Geſetzſammlung Nr. 1247. 


Chauſſeegeld. Geſetz die Aufhebung des Chauſſeegeldes betreffend. Vom 
30 Juni 1897. Geſetzſammlung Nr. 1255. 

Lotterie. Verordnung vom 31. Dezember 1897 betr. die Aufhebung der 
Verordnung über die ausſchließliche Konzeſſionirung der Königl. ſächſ. Landes⸗ 
lotterie im Herzogthum Coburg vom 16. Mai 1859. Geſetzſammlung Nr. 
1266. 

Sonntagsfeier. Verordnung vom 31. Mai 1897, die Ergänzung der 
Verordnung über die äußere Heilighaltung der Sonn⸗ und Feſttage vom 
30. September 1879 betr. (Hinſichtlich des Todtenfeſttages gelten die in 
§ 16 enthaltenen Beſtimmungen.) Geſetzſammlung Nr. 1249, 

c) Gotha. 

Beſoldungen. Geſetz betr. die Beſoldungsverhältniſſe gothaiſcher 
Staatsbeamter, vom 11. Oktober 1897. Geſetzſammlung Jahrg. 1897 
S. 99. 

12* 
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Bierdruck⸗Vorrichtungen. Verordnung betr. die Einrichtung und den 
Gebrauch von Bierdruck⸗Vorrichtungen vom 4. März 1897. (Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die in dieſer Verordnung erlaſſenen Vorſchriften werden mit 
Geldftrafe bis zu 60 M. geahndet.) Geſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 1. 

Fleiſchſcha u. Verordnung, die Unterſuchung geſchlachteter Schweine, ein⸗ 
zelner Schweinefleiſchtheile und von Fabrikaten aus Schweinefleiſch auf 
Trichinen und Finnen betr. (Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe bis 
zu 150 M. geahndet.) Geſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 13. 

Handelskammer. Verordnung betr. die Wahlen zur Handelskammer für 
das Herzogthum Gotha vom 30. März 1897. Nach § 1 find 16 Mit: 
glieder, und zwar nach $ 14 auf die Dauer von 4 Jahren zu wählen; 
88 2 bis 4 enthalten Vorſchriften über Wahlberechtigung, SS 5 bis 7 
über Wählbarkeit. Geſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 7. 

Lotterie. Verordnung vom 31. Dezember 1897 betr. die Aufhebung der 
Miniſterialbekanntmachung der zum Beſten gemeinnütziger Anſtalten des 
Herzogthums Gotha der Königl. ſächſ. Landeslotterie ertheilten Privilegien 
vom 27. März 1841 betr. Geſetzſammlung 1898 S. 1. 

Sonntagsfeier. Verordnung vom 15. Mai 1897. Die Ergänzung 
der Verordnung über die äußere Heilighaltung der Sonn: und Feſttage 
vom 6. September 1879 betr. (Hinſichtlich des Todtenfeſtſonntags gelten die 
im § 16 enthaltenen Beſtimmungen.) Geſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 11. 


5. Fürſtenthum Schwarzburg⸗NRudolſtadt. 


Dampffäſſer. Verordnung vom 9. Oktober 1897, die Einrichtung und 
den Betrieb von Dampffäſſern betr. Geſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 53. 

Grundbücher. Miniſterial⸗Verordnung vom 15. Januar 1897, wegen 
anderweiter Ergänzung der Anweiſung 1 für das Verfahren bei der Fort⸗ 
ſchreibung der Grundſteuerbücher und Karten vom 9. Dezember 1872, 
ſowie der Verordnung vom 10. Juli 1894 zur Ausführung des Geſetzes, 
die Anlegung von Grundbüchern betr. Geſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 5. 

Lotterie. Geſetz vom 5. April 1897 betr. das Verbot des Spielens in 
auswärtigen Lotterien. (Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe bis zu 
300 M. geahndet.) Geſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 43. 

Strafverfolgung. Verordnung vom 15. Oktober 1897 betr. die ſtraf⸗ 
rechtliche Verfolgung von Deutſchen wegen der von ihnen in der Schweiz, 
und von Schweizern wegen der von ihnen in Deutſchland begangenen 
Verbrechen und Vergehen. Geſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 50. — 
Miniſterialbekanntmachung vom 10. Dezember 1897, die Erweiterung des 
Auslieferungsvertrags mit der Schweiz vom 24. Januar 1874 betr. Ge⸗ 
ſammlung Jahrg. 1897 S. 59. 


6. Fürſtenthum Reuß ä. L. 


Börfenregifter. Regierungs⸗Bekanntmachung vom 12. Januar 1897, 
betr. die Ausführung des Börſengeſetzes vom 22. Juni 1896. (Die Füh⸗ 
rung der Börſenregiſter wird dem Amtsgericht Greiz auch für die Amts⸗ 


gerichtsbezirke Zeulenroda und Burgk übertragen). Geſetzſammlung Jahrg. 
1897 S. 1. 
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Konfeſſionen. Landesherrliche Verordnung vom 13. Januar 1897 betr. 
den Uebertritt von Ausländern von einer chriſtlichen Konfeſſion zur anderen. 
(Der Uebertritt von Ausländern und Angehörigen deutſcher Bundesſtaaten iſt 
nur geſtattet, wenn ſie in ihrem Heimathſtaate kein Domizil mehr beſitzen.) 
Geſetzſammlung Jahrg. 1897 S. 1. 

Vormundſchaft. Regierungsverordnung vom 22. Dezember 1897 zur 
Ausführung des Geſetzes vom 7. Juni 1884 einige Beſtimmungen in Be⸗ 
zug auf die Führung der Vormundſchaft über Minderjährige und andere 
Pflegebefohlene betr. (Die von der Mitteldeutſchen Bodenkreditanſtalt aus⸗ 
gegebenen Kommunal⸗Obligationen gelten als Hinterlegungspapiere.) Geſetz⸗ 
ſammlung 1897 S. 45. 


7. Fürſtenthum Reuß j. L. 

Jagdgeſetz für das Fürſtenthum Reuß j. L. vom 7. April 1897. Geſetz⸗ 
ſammlung Bd. 22 S. 91. 

Schreibwerk. Miniſterial⸗Verfügung vom 6. November 1897, die Ver⸗ 
einfachung des Geſchäftsganges und die Verminderung des Schreibwerks betr. 
Amts⸗ u. Verordnungsblatt Jahrg. 1897 Nr. 47. 

Strafverfolgung. Miniſterialbekanntmachung vom 14. Oktober 1897 
betr. die ſtrafrechtliche Verfolgung von Deutſchen wegen der von ihnen in 
der Schweiz, und von Schweizern wegen der von ihnen in Deutſchland be⸗ 
gangenen Verbrechen und Vergehen. Amts: u. Verordnungsblatt Jahrg. 
1897 Nr. 43. 

Wittwen⸗- und Waiſen⸗ Penſion. Geſetz vom 10. April 1897 die 
allgem. Beamten⸗, Wittwen⸗ und Waiſen⸗Penſionsanſtalt betr. Geſetz⸗ 
ſammlung Bd. 22 S. 79. 


Bücherbeſprechungen. 


1. Unger, A. (Oberlandesgerichtsrath), Handbuch des im Her- 
zogthum Sachfen- Meiningen geltenden partikularen Privatrechts. 
3. Band. Hildburghauſen, Keſſelring'ſche Hofbuchhandlung. 10 M. 

Der vorliegende Schlußband des Unger'ſchen Werkes iſt mit 
436 Seiten der umfangreichſte; er iſt aber auch der wichtigſte. Denn 
er enthält in dem ehelichen Güter⸗ und Erbrecht denjenigen Theil des 
meiningiſchen Privatrechts, der bei dem Zuſtand der Quellen der 
wiſſenſchaftlichen Erkenntniß die meiſten Schwierigkeiten bietet, und 
nach dem 1. Januar 1900 am längſten in Geltung bleiben wird, 
letzteres in Folge der Vorſchrift des Art. 200 des Einführungsgeſetzes 
zum B. G. B., nach welcher für die zur Zeit des Inkrafttretens des 
Geſetzbuches beſtehenden Ehen der Güterſtand und deſſen erbrechtliche 
Wirkungen nach den bisherigen Geſetzen beurtheilt werden ſollen. 
Dieſem im dritten Abſchnitt des beſonderen Theiles des Werkes („Die 
einzelnen Privatrechte“) als Unterabtheilung des Eherechts (Verlöbniß, 
Schließung und Rechtswirkungen der Ehe, Eheſcheidung) dargeſtellten 
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ehelichen Güter⸗ und Erbrecht folgen im vierten bis ſechſten Ab⸗ 
ſchnitt die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Eltern und Kindern, das Vor⸗ 
mundſchaftsrecht und das Erbrecht. 

Die Vorzüge, welche wir bei Beſprechung der beiden erſten 
Bände, Bd. 36 S. 277 und Bd. 41 S. 363, hervorzuheben hatten, 
treten auch hier und noch mehr hervor. 11 verſchiedene Ehegüter⸗ 
rechte ſind es, mit denen das kleine Herzogthum geſegnet iſt, 3, das 
gemeine ſächſiſche, das auf den Coburger Statuten ruhende und das 
hennebergiſche eheliche Güterrecht, die für weitere Gebiete gelten, und 
8 Stadtſtatuten, das erſtgenannte auf ſächſiſchen, die übrigen auf 
fränkiſchen Rechtsanſchauungen fußend. Unter dieſen Ehegüterrechten 
haben nur das hennebergiſche und die ſtädtiſchen eine geſetzliche 
Grundlage von größerem Umfange, die übrigen beruhen in der 
Hauptſache auf Gewohnheitsrecht. Die Quellen der ſämmtlichen 
Ehegüterrechte aber ſind dürftig, auch zum Theil nicht klar verſtänd⸗ 
lich und laſſen eine Menge von Punkten ungewiß, welche nur zum 
Theile, am meiſten noch im gemeinen ſächſiſchen Recht, durch feſte 
Gewohnheitsrechtsbildungen entſchieden ſind. 

Auf die Methode, in der der Verfaſſer dieſen ſpröden Rechts- 
ſtoff zur wiſſenſchaftlichen Darſtellung bringen werde, konnte man ge⸗ 
ſpannt ſein, und das, was er darüber in ſeinen Vorbemerkungen 
über die Darſtellung des ehelichen Güterrechts ſagt, iſt u. E. ſo 
treffend und muſtergültig, und dabei gegenüber dem, was die Lehr⸗ 
bücher des deutſchen Privatrechts über die Behandlung des Ehegüter⸗ 
rechts bis jetzt gebracht haben, ſo neu, daß wir uns nicht verſagen 
können, daſſelbe in den Hauptgeſichtspunkten hier herauszuſtellen: 

„Ein gemeines deutſches Ehegüterrecht hat ſich nicht gebildet; 
und ſoweit ſich die Lehrbücher darauf beſchränken, für jede Gruppe 
von EChegüterrechten (allgemeine Gütergemeinſchaft u. ſ. w.) die in 
der Mehrzahl derſelben entwickelte Geſtaltung darzuſtellen, iſt erſtens 
die hergebrachte Eintheilung und Kennzeichnung, welche aus einer 
Zeit ſtammt, in der man die Menge und Unterſchiede der partikularen 
Bildungen noch nicht zu überſehen vermochte, bezüglich ihrer Richtigkeit 
zweifelhaft und jedenfalls für die Erkenntniß unſerer Ehegüterrechte 
von jeher mehr irreführend als fördernd geweſen; zweitens aber wird 
die Annahme, daß jeder in der Mehrzahl der in den Hauptzügen 
gleichartigen Ehegüterrechte entſtandene einzelne Rechtsſatz in der natür⸗ 
lichen Entwickelung liege und deshalb für jedes einzelne Ehegüterrecht 
derſelben Gattung als geltend zu vermuthen ſei, durch das unbeſtreit⸗ 
bare Forſchungsergebniß ausgeſchloſſen, daß die die Ausbildung der 
einzelnen Ehegüterrechte beeinfluſſenden Zuſtände in den einzelnen 
Gegenden ganz verſchiedenartige, oft auf kleinere Kreiſe beſchränkte, 
und die in der jetzigen Geſtaltung derſelben ſich zeigenden Grundzüge 
oft mehr zufällige Schlußergebniſſe als mitwirkende Grundlagen der 
geſchichtlichen Entwickelung geweſen ſind. Es können deshalb, ſo 
unvollſtändig die beſonderen Quellen der einzelnen Ehegüterrechte 
auch ſind, doch nur aus einer dieſe zum Ausgangspunkte nehmenden 
eingehenden Unterſuchung zuverläſſige Ergebniſſe gewonnen werden. 
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Eine weit größere Bedeutung, als für die Klarlegung der meiſten 
anderen Theile des deutſchen Privatrechts, hat für die genaue Er- 
kenntniß der einzelnen heutigen Ehegüterrechte die Unterſuchung ihrer 
geſchichtlichen Entwickelung. Zwar iſt auch das Ehegüterrecht in der 
älteren Zeit, wo das Rechtsleben hauptſächlich durch das Gutdünken 
der ungelehrten Schöffen und Rathsmänner geleitet wurde, lediglich 
durch wirthſchaftliche Bedürfniſſe, ſittliche Anſchauungen und ſoziale 
Verhältniſſe ohne Rückſicht auf wiſſenſchaftliche Konſtruktion beſtimmt, 
ſpäter durch die Auffaſſung der Rechtsgelehrten, beſonders des 16. 
Jahrhunderts, welche das römiſche Recht als das der Vernunft ent⸗ 
ſprechende, die alleinige Quelle wiſſenſchaftlicher Rechtsbegriffe, ja als 
das urſprünglich geltende, die deutſchen Rechtsübungen nur als ſpätere 
vereinzelte Abweichungen von demſelben anſah, in ſeiner natürlichen 
Entwickelung unterbrochen, in ſeiner weiteren Geſtaltung durch die 
mehrfach verſchiedenen, oft unrichtigen wiſſenſchaftlichen Anſichten der 
folgenden Jahrhunderte erheblich beeinflußt worden. Eine Beſonderheit 
des Ehegüterrechts iſt jedoch, daß daſſelbe weit häufiger und ein⸗ 
dringlicher wie andere Rechtseinrichtungen ſeine Bedeutung für die 
Vermögensverhältniſſe der einzelnen Perſonen und Familien fühlbar 
macht, daß deshalb an deſſen Geſtaltung von jeher ein ſehr reges 
Intereſſe ſämmtlicher Volkskreiſe beſtand, und daß in Folge deſſen 
faſt jede Aenderung der wirthſchaftlichen, der Verkehrs- und der ſozialen 
Verhältniſſe und Anſchauungen, und zwar oft nur der einer Gegend, 
ja einzelner Orte nach einer entſprechenden Aenderung des Ehegüter⸗ 
rechts hindrängte. Dies hat, auch bei uns, zur Bildung einer Menge 
örtlich beſchränkter Ehegüterrechte geführt, deren jedes ſeine eigene 
Geſchichte hat, durch deren Studium das erſetzt werden muß, was 
für andere Rechtseinrichtungen aus der allgemeinen Rechtsgeſchichte 
gewonnen wird. Sodann aber haben jene beſtändig auf Weiterent⸗ 
wickelung treibenden Momente nur ſelten auf ihrer ganzen Angriffd- 
linie den Hang der Rechtſprechung am Hergebrachten und wider— 
ſtrebende Anſchauungen der Rechtsgelehrten überwunden, auch oft 
von Anfang an nur gegen einzelne Theile oder Sätze des Ehegüter⸗ 
rechts ſich gewendet, ſo daß die Fortentwickelung der einzelnen Theile 
eine ungleichartige geworden, der innere Zuſammenhang und damit 
die Folgerichtigkeit der Ehegüterrechte zum großen Theil verloren ge⸗ 
gangen iſt, die einzelnen jetzt noch geltenden Rechtsſätze aus verſchie⸗ 
denen Zeitaltern ſtammen und aus ganz verſchiedenen Wirthſchafts⸗ 
und Kulturverhältniſſen entſtanden und zu erklären ſind, und zur Ge⸗ 
winnung des richtigen Verſtändniſſes derſelben die Ermittelung der 
Zeit ihrer Entſtehung oder Umbildung geboten iſt.“ . N 

Daß bei dieſer Erkenntnißmethode des Verfaſſers die Geſchichte 
der einzelnen ehelichen Güterrechte eine große Rolle ſpielt, iſt natür⸗ 
lich, und es lag für ihn die Gefahr nahe, daß gegen das hiſtoriſche 
Material die Darſtellung des geltenden Rechts in einer die Ueberſicht 
beeinträchtigenden Weiſe zurücktreten werde. Der Verfaſſer hat aber 
dieſe Gefahr ſorgfältig vermieden, indem er die geſchichtlichen Aus- 
führungen auf das beſchränkt hat, was zum Verſtändniß des geltenden 


1841 


Rechts nöthig war. Das Recht des Sachſenſpiegels, der Einfluß des 
Magdeburger Weichbildrechts, die Weiterentwickelung bis zu den 
kurſächſiſchen Konſtitutionen und die wiſſenſchaftliche Arbeit der ſächſi⸗ 
ſchen Juriſten in der Carpzov'ſchen Zeit geben den einzelnen Perioden 
der Geſchichte des gemeinen ſächſiſchen ehelichen Güterrechts, die Dar⸗ 
ſtellung der Rechtsentwickelung bis zum Anfang des 17. Jahrhunderts, 
der Einfluß des Coburger Schöppenſtuhls, die Coburger Statuten 
und ihr Zeitalter den Geſchichtsperioden des ehelichen Guͤterrechts der 
ehemaligen Pflege Coburg ihren Inhalt. Der Gang dieſer geſchicht⸗ 
lichen Entwickelung bietet intereſſante Einblicke in den Kampf des ein⸗ 
dringenden römiſchen Rechts mit den hergebrachten deutſchen Rechts⸗ 
gewohnheiten, ein Kampf, der beſonders lebhaft in Coburg geführt 
wurde, wo der Stadtrath die auf fränkiſchen Rechtsanſchauungen be⸗ 
ruhende einheimiſche Gütergemeinſchaft vertheidigte, der Schöppenſtuhl 
das römiſche Recht zur Geltung zu bringen ſtrebte. Die Frage, ob 
die Frau im Konkurs des Mannes die Ausſonderung ihres Ver⸗ 
mögens verlangen könne, gab meiſtens den Anlaß zum Streit. Die 
Bejahung dieſer Frage im Meininger Oberland durch das Coburger 
Regierungsreſkript vom 10. März 1730, ihre Verneinung im ehemaligen 
Fürſtenthum Hildburghauſen durch die Verordnung vom 30. Januar 
1747 führte zur Scheidung des ehelichen Güterrechts in der Pflege 
Coburg in die allgemeine Gütergemeinſchaft in Hildburghauſen und die 
Errungenſchaftsgemeinſchaft des Kreiſes Sonneberg. Dem gemeinen 
ſächſiſchen Recht iſt die Gütergemeinſchaft fremd geblieben. Dieſer 
Umſtand gab dort dem römiſchen Dotalrecht erhöhten Einfluß. Die 
hennebergiſche Landesordnung fußt überwiegend auf dem römiſchen 
Recht. Ihre Beſtimmungen ſtehen namentlich in der Ablehnung jedes 
Erbrechts des Ehegatten und in der durch ſpätere, auf Mißverſtänd⸗ 
niſſen beruhende landesrechtliche Verordnungen zu einem praemium 
secundarum nuptiarum gewordenen Dritttheilung in einem ſo ſchroffen 
Widerſpruch mit den Rechtsanſchauungen der Bewohner ihres Geltungs⸗ 
gebietes, daß die Abänderung ihrer erbrechtlichen Vorſchriften im An⸗ 
ſchluß an das Erbrecht des B. G. B. durch die Landesgeſetzgebung noch 
vor dem 1. Januar 1900 dringend geboten erſcheint. | 

Die Refultate, zu denen der Verfaſſer in der Betrachtung des 
geltenden Rechts gelangt, ſind durch erſchöpfende Anführungen der 
einſchlagenden gerichtlichen Entſcheidungen belegt. In der Darſtellung 
bah {on wird auch die Fideikommißfolge und die Lehnsfolge 
ehandelt. 


2. Strohal, E. (Prof. in Leipzig), Der Sachbeſitz nach dem 
B. G.B. für das Deutſche Reich. Sonderabdruck aus Iherings Jahr— 
büchern für die Dogmatik des bürgerlichen Rechts, Bd. 38. Jena, 
Fiſcher. 3 M. 

Die jetzt geltenden Grundſätze des gemeinen Rechts über die 
Vorausſetzungen und Wirkungen des Verhältniſſes einer Perſon zu 
einer Sache, welches wir in der Jurisprudenz Beſitz nennen, ſind im 
Weſentlichen die der römiſchen Juriſten, wie fie in den Pandekten ent⸗ 
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halten und von Savigny zuerſt wiſſenſchaftlich dargeſtellt worden find. 
Sie unterſcheiden den juriſtiſchen Beſitzer von dem Detentor, und geben 
den Schutz der Beſitzklagen nur dem Erſteren; ſie verlangen zum Er⸗ 
werb des Beſitzes neben der thatſächlichen Gewalt über die Sache 
den animus possidendi und laſſen den Beſitz verloren gehen durch 
den Wegfall nur eines der beiden Erforderniſſe, des corpus oder des 
animus. Dieſe römiſch rechtlichen Grundſätze bildeten noch im erſten 
Entwurf des B. G. B. die Grundlage, fie find in der zweiten Leſung 
und im Geſetzbuch davon abweichenden deutſchrechtlichen Grundſätzen 
gewichen. Der animus possidendi iſt zum Erwerb des rechtlich ge⸗ 
ſchützten Beſitzes nicht mehr nöthig, es iſt vielmehr jeder, der die that⸗ 
ſächliche Gewalt über eine Sache erworben hat, damit ſchon Beſitzer im 
techniſchen Sinn. Die Unterſcheidung zwiſchen juriſtiſchem Beſitz und 
Detention iſt gefallen und dagegen der Unterſchied zwiſchen ſelbſtän⸗ 
diger und unſelbſtändiger Inhabung hervorgetreten. Wer eine Sache 
für einen Anderen inne hat, wird, wenn dem Vertretungsverhältniß 
noch ein Verhältniß der Abhängigkeit des Inhabers in Betreff ſeines 
Verhaltens zur Sache von dem Vertretenen hinzutritt, unſelbſtändiger 
Inhaber, und dieſem find die zum Schutz gegen Störung oder Ent- 
ziehung des Beſitzes gegebenen Rechtsmittel verſagt. Im Verhältniß 
des rechtlich geſchützten ſelbſtändigen Beſitzes ſteht jetzt auch der Nieß⸗ 
braucher, Pfandgläubiger, Pächter, Miether, Verwahrer. Um aber klar⸗ 
zuſtellen, daß neben dieſen Perſonen auch der eine Sache in den 
Nießbrauch eines Anderen Gebende, auch der Pfandſchuldner, Verpächter 
und Vermiether rechtlich geſchützter Beſitzer bleibt, iſt neben dem aus 
ſelbſtändiger Inhabung für den Inhaber ſelbſt entſpringenden Beſitz 
in engerem Sinne, noch ein Beſitz anderer Art, welcher durch die felb- 
ſtändige Inhabung des Einen einem Anderen vermittelt wird, unter 
der Bezeichnung „mittelbarer Beſitz“ hervorgehoben worden (§ 868 
des B. G. B.), fo daß man es in den Fällen des mittelbaren Beſitzes 
mit einem zweifachen Beſitz zu thun hat, dem unmittelbaren Beſitz des 
Verwahrers, Pächters und dem mittelbaren des Hinterlegers, des Ver— 
pächters. Dieſer mittelbare Beſitz iſt ein nothwendiges Ergebniß der 
Entwickelung, welche der Beſitzbegriff in den modernen Anſchauungen 
gefunden hat. Auf dieſer Entwickelung beruht auch der den Vor— 
ſchriften des B. G.B. zu Grunde liegende Gedanke, daß der Beſitz— 
ſchutz, weil er dazu beſtimmt iſt, den Rechtsfrieden durch Aufrecht— 
erhaltung des äußeren Herrſchaftsverhältniſſes der Perſon zur Sache zu 
bewahren, dem Beſitzer zu gewähren iſt ohne Unterſchied, ob der Beſitz 
auf einem dinglichen oder auf einem obligatoriſchen Rechtsverhältniſſe 
beruht, ob der Beſitzer die Sache als ihm gehörig beſitzt oder nicht. 

Das Buch Strohal's, welches er der Erinnerung an den 24. Dez. 
1897, als den hundertſten Geburtstag Wächter's gewidmet hat, 
entwickelt die Vorſchriften des Beſitzrechts des B. G.B. in klarer, licht- 
voller Darſtellung. Es zerfällt in drei Abſchnitte; der erſte behandelt die 
Grundlagen des Beſitzrechtes, der zweite die Vorausſetzungen des Be— 
ſitzes hinſichtlich des Subjekts und des Gegenſtandes, der dritte und 
vierte die rechtliche Bedeutung, Erwerb und Verluſt des Beſitzes, der 
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fünfte den Mitbeſitz und der ſechſte die beſitzrechtlichen Anſprüche 
wegen verbotener Eigenmacht. Zahlreich eingeſtreute Beiſpiele erleich- 
tern das Verſtändniß der Erörterungen. 


3. Engelmann, A. Das alte und das neue bürgerliche Recht 
Deutſchlands mit Einſchluß des Handelsrechts hiſtoriſch und dogmatiſch 
dargeſtellt. 1. und 2. Heft. Berlin, J. J. Heine. Vollſtändig 
etwa 10 M. 

Der Oberlandesgerichtsrath Engelmann in Breslau hat ſich als 
Schriftſteller bereits einen Namen gemacht. Von ſeinem ſeit 1888 
erſcheinenden größeren, auf drei Bände berechneten Werke „Der Civil— 
prozeß, Geſchichte und Syſtem“, ſind bis jetzt zwei Bände erſchienen, 
von welchem der erſte Band die Grundlehren des Prozeßrechts be— 
handelt, der zweite Band die Geſchichte des Civilprozeſſes bringt. Der 
noch ausſtehende dritte Band ſoll die Reichscivilprozeßordnung dar— 
ſtellen. Sein „Preußiſches Privatrecht in Anknüpfung an das gemeine 
Recht“ hat ſeit 1883 ſechs Auflagen erlebt. Die im Jahre 1896 er⸗ 
ſchienene ſechſte Auflage hat nach dem Vorbilde von Dernburg's „Lehr: 
buch des preußiſchen Privatrechts und der Privatrechtsnormen des Reichs“ 
das Syſtem des preußiſchen Rechts durch die Einfügung des (letzt 
geltenden) Reichsprivatrechts, insbeſondere des Handels- und Wechfel- 
rechts vervollſtändigt. Der Erfolg und die Anerkennung, die dem 
letzteren Werke zu Theil geworden iſt, hat den Verfaſſer veranlaßt, 
ein Werk, das etwa denſelben Umfang haben wird, über das bis— 
her geltende gemeine und das neue bürgerliche Recht zu geben. Die 
bis jetzt vorliegenden zwei Hefte behandeln nach einer den bisherigen 
und den künftigen Privatrechtszuſtand darſtellenden Einleitung im erſten 
Buch die allgemeinen Lehren über das Recht im objektiven Sinne 
und das ſubjektive Recht, die Rechtsſubjekte (phyſiſche und juriſtiſche 
Perſon), die Rechtsobjekte (Sache, Vermögen, Geld, Werthpapiere), 
die juriſtiſchen Thatſachen (Handlungen, Rechtsgeſchäfte mit den Vor⸗ 
ausſetzungen ihrer Wirkſamkeit, Zeitablauf, Verjährung) und den Rechts⸗ 
ſchutz. Das zweite Buch enthält die „Perſönlichkeitsrechte“. Als ſolche 
werden unterſchieden das Recht auf den Genuß perſönlicher Güter 
(Namen-, Firmen⸗, Marken⸗ und Zeichenrechte) und die Rechte auf 
Bethätigung der Geiſtes- und Körperkräfte (Wahl des Wohnſitzes, Aus— 
übung einer Erwerbsthätigkeit, Rechtsſchutz gegen unlauteren Wett— 
bewerb, Urheberrecht, Erfinderrechty) . Das dritte Buch bringt das 
Recht der Schuldverhältniſſe. Darin iſt bis jetzt behandelt der Begriff, 
der Gegenſtand und Inhalt der Obligation, die Entſtehungsgründe 
und Subjekt der Schuldverhältniſſe u. ſ. w.). Das Buch zeichnet ſich 
durch die Einfachheit und Klarheit der Darſtellung vortheilhaft aus. 


4. Stölzel, A., Schulung für die juriſtiſche Praxis. 1. Thl. 
3. Aufl. Berlin, Franz Vahlen. Geb. 9 M. 

Dieſes „Unſeren jungen Juriſten und ihren Berathern“ gewidmete 
Buch hat einen ſeltenen buchhändleriſchen Erfolg gehabt. Im Sept. 
1894 erſchien die erſte Auflage, die nach wenigen Monaten ſchon durch 
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einen neuen Abdruck ergänzt wurde, zu Weihnachten 1895 die zweite 
und nach weiteren zwei Jahren die jetzt vorliegende dritte Auflage. 
Es iſt das ein deutlicher Beweis dafür. wie ſehr die hier dargeſtellte 
Methode der Schulung unſerer jungen Juriſten durch Anknüpfung der 
Rechtslehre an die Praxis der Gerichte, der Anwälte, der Gerichts⸗ 
ſchreibereien, der Gerichtsvollzieher ſchon in den erſten Studienſemeſtern 
Anklang gefunden hat, wie fie allgemein für richtig gehalten und ge— 
übt wird; und in der That enthält dieſe Methode gegen die früher 
auf den deutſchen Univerſitäten gebräuchliche, auf die Anhörung der 
Kollegien beſchränkte Art des Unterrichts der Rechtsſtudenten einen ge- 
waltigen Fortſchritt. Es iſt erſtaunlich, welche Menge von Fragen 
von hervorragend praktiſcher Bedeutung Stölzel an die Bearbeitung 
und Beſprechung von acht thatſächlich höchſt einfach geſtalteten Rechts⸗ 
fällen anzuknüpfen, wie er Begriffe wie Rechtskraft, Rechtshängigkeit, 
Einſpruch und vorläufige Vollſtreckbarkeit klarzuſtellen, und über die 
trockenen Lehren von der Klagbegründung, dem Verhältniß der Ein⸗ 
reden zu den Klagbehauptungen, der Beweislaſt, dem Parteieid und 
ſeiner Formulirung, dem Urtheilsthatbeſtand, der Art der Vollſtreckung 
eines auf Leiſtung gegen Gegenleiſtung lautenden Urtheils u. a. in 
anziehender Weiſe mit ſeinen Schülern zu plaudern verſteht. 

Er wendet die rechten Mittel an, um, wie der Reichsgerichtsrath 
Daubenſpeck in einer Beſprechung der „Schulung“ im Jahrgang 6 des 
juriſtiſchen Litteraturblattes S. 227 ſich ausdrückt, „den praktiſchen 
Blick und die Urtheilskraft der jungen Juriſten zu ſchärfen, und ihr 
Verſtändniß für praktiſche Fragen zu erhöhen“. Die erſte Auflage 
des Stölzel'ſchen Buches iſt Bd. 42 S. 184 dieſer Blätter beſprochen. 
Die Vorrede zur dritten Auflage enthält eine Auseinanderſetzung des 
Verfaſſers mit den Gegnern ſeiner Auffaſſung von der Beweislaſt bei 
fufpenfiv bedingten oder mit der Verabredung einer zur Zeit der Klag⸗ 
erhebung noch nicht abgelaufenen Zahlungsfriſt abgeſchloſſenen Kauf⸗ 
verträgen. Stölzel erachtet in dieſen Fällen, wie im Fall des Kaufes zum 
angemeſſenen Preis, dem der auf Zahlung des Kaufpreiſes verklagte 
Käufer die Behauptung, daß ein geringerer als der eingeklagte Kauf— 
preis verabredet worden ſei, entgegenſtellt, den klagenden Verkäufer 
beweispflichtig für die Behauptung, daß unbedingt und ohne Preis- 
vereinbarung (um angemeſſenen Preiſe) gekauft ſei, und verficht Diele 
ſeine Meinung gegen die Anariffe, welche ſie in einem im Jahre 1895 
in der Kölner juriſtiſchen Vereinigung gehaltenen Vortrag und im 
Jahrgang II der deutſchen Juriſten⸗Zeitung S. 395 von dem Land⸗ 
gerichtsrath Dr. Brandt in Hanau erfahren hat. 


5. Apt, M. (Gerichtsaſſeſſor), Die grundlegenden Entſcheidungen 
des deutſchen Reichsgerichts auf dem Gebiete des Strafrechts. Für 
das Studium und die Praxis bearbeitet. 2. verbeſſerte und vermehrte 
Auflage. Berlin J. J. Heine. 5 M. 

Die im Jahre 1892 erſchienene erſte Auflage dieſes von der 
Kritik mit Beifall aufgenommenen und namentlich zum Gebrauch für 
die Studirenden recht werthvollen Buches iſt Bd. 40 S. 188 dieſer 
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Blätter beſprochen. Die neue Auflage hat die ſeit 1892 ergangenen 
Entſcheidungen nachgetragen, und dadurch an Umfang zugenommen. 
Bei den einzelnen Entſcheidungen iſt möglichſt überall die Stellung 
der Lehrbücher von Berner, Binding, von Lis zt und Meyer 
und der Kommentare von Olshauſen und Frank angegeben, und 
auch auf Parallelentſcheidungen des Reichsgerichts iſt hingewieſen worden. 
Die Anlage der erſten Auflage, welche Beifall gefunden hatte, iſt beibe- 
halten worden. 


6. Pfafferoth, C. (Kanzleirath im Reichszuſtizamt), Jahrbuch 
der deutſchen Gerichtsverfaſſung. Herausgegeben auf Veranlaſſung 
05 e Jahrgang 1897. Berlin, Carl. Heymann. 

eb. 6 


Dieſes bald beliebt gewordene Auskunftsbuch zerfällt in drei 
Theile. Der erſte Theil behandelt nach einer kurzen Ueberſicht der Ber- 
faſſung und Einrichtung der ordentlichen Gerichte im Deutſchen Reich, 
die beſonderen Gerichte (Militärgerichte, Gewerbegerichte, Gemeinde— 
gerichte (in Württemberg und Baden), Auseinanderſetzungsbehörden, 
Konſulargerichte, Schiedsgerichte zur Entſcheidung über Entſchädigungs⸗ 
anſprüche aus den Unfallverſicherungsgeſetzen, und über Anſprüche 
betreffend die Renten aus dem Invaliditäts- und Altersverſicherungs⸗ 
geſetz u. a.), die Vorſchriften über die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
und die Kompetenzkonflikte, das Richteramt, die Rechtsanwälte, die 
Regelung der juriſtiſchen Prüfungen und des Vorbereitungsdienſtes, 
die Beſoldungs⸗ und Penſionsverhältniſſe der Richter und Staatsan⸗ 
wälte. Der zweite und dritte Theil bringen die Organiſation und Be⸗ 
ſetzung der oberſten Juſtizverwaltungs-Behörden, der Prüfungs⸗Kom⸗ 
miſſionen und der Gerichte und Staatdanwalifchaften vom Reichsge⸗ 
richt bis zu dem kleinſten Amtsgericht, ſowie die Gerichtsbehörden in 
den deutſchen Schutzgebieten und die Rechtsanwälte. Ein Verzeichniß 
derjenigen Orte, an welchen ſich ordentliche Gerichte befinden oder ſtän⸗ 
dige Gerichtstage abgehalten werden, und ein Namenverzeichniß erleich- 
tert das Nachſuchen nach der Beſetzung der einzelnen Behörden und der 
Stellung, welche der einzelne deutſche Juriſt gegenwärtig einnimmt. 
Die größten Bezirke mit über 4000 000 Einwohnern haben die Ober- 
landesgerichte in Berlin mit 82, Breslau mit 34, Köln mit 31 Richtern, 
die kleinſten Bezirke Oldenburg mit 337000 Einwohnern und 6 
Richtern und Braunſchweig mit 434000 Einwohnern und 9 Richtern. 
Am ſchwächſten im Verhältniß ſind beſetzt Colmar und Darmſtadt, 
am ſtärkſten Bamberg und München; bei den erſten beiden Ober— 
landesgerichten kommen auf einen Oberlandesgerichtsrath 9 500 und 
8 800, bei den letzten beiden 4500 Einwohner. Das größte Land— 
gericht iſt das den Stadtkreis Berlin umfaſſende Landgericht Berlin I 
mit 1677000 Einwohnern und 151 Richtern, das kleinſte das Landge⸗ 
richt Bückeburg mit 41200 Einwohnern und 7 Richtern. Das größte 
Amtsgericht iſt Berlin mit 153 Richtern, das kleinſte Königsberg in 
Franken im Herzogthum Coburg. Die Geſammtzahl der Richter im 
Deutſchen Reich iſt von 7733 im Jahre 1896 auf 7806, die Zahl 
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der Beamten der Staatsanwaltſchaft von 641 auf 660, die Zahl der 
Rechtsanwälte von 6128 auf 6350 geſtiegen. 

Die höchſten Richtergehalte zahlt Hamburg (Oberlandesgerichts⸗ 
räthe bis 14000 M., Amtsrichter bis 10000 M.), Sachſen (beide bis 
9000 M.), Mecklenburg (bis 9600 und 7000 M.) und Preußen (bis 
7200 und 6600 M. ausſchließlich Wohnungsgeldzuſchuß, der in Naum⸗ 
burg 540 M. beträgt), die niedrigſten Württemberg und einige thüring. 
Staaten (Amtsrichter bis 4200 M. ausſchließlich der Dienſtaufſichts⸗ 
zulage). An der erſten juriſtiſchen Prüfung haben im Deutſchen Reich 
1896 1993 Kandidaten, an der zweiten Prüfung 1338 Referendare 
Theil genommen; von den erſten ſind 24 Prozent, von den Referendaren 
12 Prozent durchgefallen. Schulz. 


7. Oberneck, Herm. Rechtsanwalt, Dr. jur., Das Hypotheken⸗ 
recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Ein Vortrag, gehalten im Berliner 
Anwalt⸗Verein. Berlin, Siemenroth und Troſchel, 1897. (Veröffent- 
lichungen des Berliner Anwalt⸗-Vereins, Heft 6.) 

Der unter obigem Titel im Druck erſchienene Vortrag des als Schrift- 
ſteller über preußiſches Hypothekenrecht bekannten Verfaſſers (vergl. 
Oberneck, Die preuß. Grundbuchgeſetze) iſt der Beachtung zu empfehlen. 

Die Schrift bietet, mit Ausſchluß von Grundſchuld und Rentenſchuld, 
eine Darſtellung der Grundzüge des Hypothekenrechts nach dem B. G. B. 

An die Spitze der Betrachtung wird geſtellt die rein acceſſoriſche 
Hypothek, wie fie im B.G. B. unter dem Namen der Sicherungshypothek 
Aufnahme gefunden hat (Kautionshypothek, Inhaberhypothek, Zwangs— 
bez. Arreſthypothek). Sodann folgt die Lehre von der Normal- oder 
Verkehrshypothek. Es wird ausgeführt, daß bei dieſer Grundbelaſtungs— 
form das Band zwiſchen Forderung und Hypothek überhaupt nicht 
mehr als Begriffselement zu bezeichnen, die acceſſoriſche Natur der 
Normalhypothek des B. G.B. alſo abzulehnen iſt. Hierauf werden be⸗ 
ſprochen: Begründung der Hypothek, Unterſchied zwiſchen Buch⸗ und 
Briefhypothek (namentlich bei der Ceſſion), Inhalt und Gegenſtand 
der Hypothekenbelaſtung, Eigenthümerhypothek, Korrealhypothek, end- 
lich die hypothekariſche Klage und die gegen letztere zuläſſigen Ein- 
wendungen. Ueberall find die einſchlägigen Beſtimmungen des B. G. B. 
angezogen; zugleich werden dieſelben fortlaufend mit den preußiſchen 
Grundbuchgeſetzen verglichen, da — wie der Verfaſſer zutreffend hervor⸗ 
hebt — das Hypothekenrecht des B. G. B. trotz erheblicher Abweichungen 
im Einzelnen doch weſentlich ein Niederſchlag des durch Rechtswiſſen— 
ſchaft und Rechtſprechung fortgebildeten preußiſchen Hypothekenrechts 
iſt. Die Behandlung des ſchwierigen Stoffes zeichnet ſich aus durch 
Klarheit, Beſtimmtheit, Ueberſichtlichkeit. Der Zweck der Schrift, eine 
orientirende Einleitung in das Studium des Hypothekenrechts nach 
dem B. G. B. zu geben und namentlich dem preußiſch⸗ rechtlichen Juriſten 
dieſes Studium zu erleichtern, iſt daher erreicht. 


8. Riedel, Dr. E., Amtsgerichtsrath, Das Bürgerliche Ge⸗ 
ſetzbuch in Vergleichung mit dem preußiſchen Recht. Lieferungen 4 
und 5 zu je 1 Mark. Berlin 1897, Siemenroth & Troſchel. 
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Die erſten Hefte des Buches ſind bereits im vorigen Jahrgang dieſer 
Zeitſchrift beſprochen worden. Das damalige günſtige Urtheil iſt auch 
auf die jetzt vorliegenden beiden weiteren Lieferungen zu erſtrecken. 
Dieſelben bringen zunächſt den Schluß der Lehre von den Stiftungen; 
ſodann werden abgehandelt in Lieferung 4: die Sachen (Ver- 
kehrsfähigkeit; Sachbegriff, insbeſondere Sachgeſammtheiten, Körper- 
lichkeit, Beweglichkeit und. Unbeweglichkeit. Vertretbarkeit und Ver⸗ 
brauchbarkeit; Begriff des Beſtandtheils; Zubehör; Früchte); in Lie⸗ 
ferung 5: Die Rechtsgeſchäfte und zwar in den Einzelabſchnitten: 
Rechtsgeſchäft und Willenserklärung; Willensdogma und Erklärungs⸗ 
theorie; einſeitige Rechtsgeſchäfte, insbeſondere empfangsbedürftige 
und nicht empfangsbedürftige Willenserklärungen; zweiſeitige Rechts⸗ 
geſchäfte oder Verträge; Auslegungsregeln für Rechtsgeſchäfte; ſtill— 
ſchweigende Willenserklärungen; ſonſtige Rechtshandlungen. Hierauf 
folgt die noch nicht beendigte Beſprechung der Geſchäftsfähigkeit. 

Auch in dieſen beiden Lieferungen hat es der Verfaſſer verſtanden, 
in knapper und überſichtlicher Darſtellung zu zeigen, inwieweit ſich 
das B. G. B. rückſichtlich der vorbezeichneten Materien mit dem preuß. 
A.L. R. im Einklang befindet oder inwieweit es, von demſelben ab- 
weichend, moderne Rechtsanſchauungen zur Geltung bringt. Sie bieten 
daher namentlich für den preußiſch-rechtlichen Juriſten ein brauchbares 
Hülfsmittel zum Studium des B. G. B. | 

Das gemeine Recht iſt, ſoweit erforderlich, überall mit heran⸗ 
gezogen. Schell bach. 


9. Leske, Dr. Franz (Geh. Juſtizrath und vortragender Rath im 
K. Preuß. Juſtizminiſterium) und Löwenfeld, Dr. W. (Rechtsan⸗ 
walt), Die Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr. Darſtellung 
der Juſtizorganiſation, des Civilprozeßrechts, des Konkursrechts, der 
Erbſchaftsregulirung und der Konſulargerichtsbarkeit in den euro- 
päiſchen und außereuropäiſchen Staaten. Zweiter Band. Berlin, Carl 
Heymann, 1897. 28 M., geb. 31 M. 

Der zweite Band diefed Werkes, deſſen erſter Band in dieſer 
Zeitſchrift Band 43 S. 90 und 282 beſprochen wurde, bringt die 
europäiſchen Staaten und ihre Kolonien zum Abſchluſſe. In derſelben 
gründlichen Weiſe, wie im erſten Bande bezüglich der übrigen euro- 
päiſchen Staaten, ſind hier die einſchlägigen Theile der Rechte von 
Griechenland, Rumänien, Serbien, Bulgarien, Montenegro, Türkei, 
Schweden, Finland, Rußland, Ruſſiſch⸗Polen, Dänemark und Nor⸗ 
wegen behandelt. Um die Brauchbarkeit des Werkes dauernd zu 
erhalten, iſt beabſichtigt, die durch geſetzgeberiſche Aenderungen ver⸗ 
altenden Abſchnitte des Buches durch neue Darſtellungen zu erſetzen. 
Demgemäß iſt in dieſem Bande in einem beſonderen Exkurſe das 
engliſche Konkursrecht und die engliſche Nachlaßregulirung neubear- 
beitet. Außerdem enthält dieſer Band Nachträge für eine Reihe der 
im erſten Bande behandelten Staaten, ſowie eine Zuſammenſtellung 
der in Preußen über den internationalen Rechtsverkehr in Civilſachen 
erlaſſenen Juſtizminiſterialverfügungen. Ein ausführliches Sachregiſter 
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iſt auch dieſem Bande beigegeben. Eine durch den oben angedeuteten 
Zweck erforderte neue Darſtellung des öſterreichiſchen Civilprozeßrechts 
und des niederländiſchen Konkursrechtes iſt dem dritten Bande vor— 
behalten, welcher in der Hauptſache die außereuropäiſchen Staaten 
und zwar zunächſt die Vereinigten Staaten von Amerika behandeln ſoll. 

Was in der Beſprechung des erſten Bandes über die Bedeutung 
des Werkes für Rechtsverkehr und Rechtswiſſenſchaft in dieſer Zeit 
ſchrift geſagt iſt, gilt in noch erhöhtem Maße für dieſen Band. Das 
Recht der meiſten in dieſem Bande behandelten Staaten wird hier 
zum erſten Male in deutſcher Sprache wiſſenſchaftlich dargeſtellt. Der 
verdienten Anerkennung darf das Unternehmen der Verfaſſer gewiß ſein! 


10. Hirſch, Dr. Robert (Rechtsanwalt), Die Rechtsverhältniſſe der 
unehelichen Kinder nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche (als I. Heft 
einer Sammlung „Monographien über das Bürgerliche Geſetzbuch“ 
bezeichnet). Stuttgart, W. Kohlhammer, 1897. 1 M. 50 Pf. 

Die Schrift will nicht nur dem Juriſten die Beſtimmungen des 
B. G. B. über die Rechtsſtellung des unehelichen Kindes und die Ver⸗ 
pflichtungen des unehelichen Vaters erläutern, ſondern auch Laien, 
welche in Streitigkeiten aus unehelicher Schwängerung verwickelt 
werden, berathen. Nach einer Darſtellung der einſchlägigen allgemeinen 
Grundſätze des B. G. B. wird der Inhalt jedes einzelnen der 88 1705 
bis 1718 kommentarähnlich erklärt, es werden hierbei die nöthigen 
Begriffsbeſtimmungen gegeben, die Bedeutung der einzelnen Vorſchriften 
nach jeder Richtung erläutert, das Verhältniß zu den bisherigen Rechten, 
das räumliche und zeitliche Geltungsgebiet, die praktiſche Geſtaltung 
der Geltendmachung der einzelnen Anſprüche und der Vertheidigung 
hiergegen erörtert. Verwerthet ſind außer den Geſetzes materialien und 
dem übrigen Reichs rechte auch die Materialien einzelner in das Ge— 
ſetzbuch übernommenen bisherigen landesrechtlichen Beſtimmungen. 
Angefügt ſind eine Tabelle zur Berechnung der Empfängnißzeit und 
ein Regiſter. Die Schrift iſt wohl geeignet, zum richtigen Verſtändniſſe 
der betreffenden Beſtimmungen zu dienen. 


11. Scherer, Dr. M. (Rechtsanwalt am Reichsgericht), Allgemeiner 
Theil des Bürgerlichen Geſetzbuches für das Deutſche Reich. Erlangen, 
Palm und Enke, 1897. M. 8,80. 

Dieſes das erſte Buch des Bürgerlichen Geſetzbuches in Kommentare 
form erläuternde Werk hat ſich die Förderung nicht nur des theore— 
tiſchen Verſtändniſſes, ſondern hauptſächlich auch der richtigen An- 
wendung des neuen Rechtes zur Aufgabe geſetzt und hierzu außer den 
Geſetzgebungsmaterialien in ausgedehntem Maße die bisherige Praxis 
verwerthet. Unter den Geſetzgebungsmaterialien werden mit Recht die 
Motive des erſten Entwurfes als das Haupthülfsmittel für das Studium 
des Geſetzbuches angeſehen, und um deren Benutzung zu erleichtern, 
ſind die Paragraphen des erſten Entwurfes den entſprechenden Para⸗ 
graphen des Geſetzbuches gegenübergeſtellt, die zur Erklärung der Ge— 
ſetzesbeſtimmungen dienenden Motivenſtellen wörtlich wiedergegeben, 
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bezüglich der nicht in das Geſetz aufgenommenen Beſtimmungen des 
erſten Entwurfes die Gründe der Streichung und die Stellung des 
Geſetzbuches zu den in den geſtrichenen Sätzen geregelten Fragen dar- 
geſtellt. Sodann hat der Verfaſſer, welcher in den Gebieten ſowohl 
des gemeinen, als des preußiſchen und des rheiniſch⸗franzöſiſchen Rechtes 
praktiſch thätig geweſen iſt und ſich bereits durch Veröffentlichung von 
Sammlungen von Entſcheidungen des Reichsgerichts über alle drei 
Rechte (vergl. auch dieſe Zeitſchrift Bd. 43 S. 187) verdient gemacht 
hat, hinſichtlich einer großen Menge praktiſch wichtiger Fragen die bis⸗ 
herigen Entſcheidung derſelben in jedem der genannten drei Rechte, 
ſodann die Ausführungen der Motive über dieſelben und hierauf die 
Entſcheidung, welche von dem Standpunkte des B. G. B. über dieſelben 
zu treffen iſt, erörtert, und zwar unter reichhaltiger Belegung durch 
höchſtrichterliche Urtheile. Im Uebrigen beſtehen die Anmerkungen zu 
den einzelnen Paragraphen in Auszügen aus den Motiven der zweiten 
Kommiſſion über die von dieſer beſchloſſenen Abänderungen und Zuſätze, 
Feſtſtellungen der Sprachweiſe des Geſetzes, Aufdeckung der Lücken 
des Geſetzbuches und Erörterungen, wie dieſe auszufüllen, Erklärungen 
an der Hand praktiſcher Beiſpiele, Hinweiſungen auf den Zufammen- 
hang mit anderen Vorſchriften, Vergleichungen mit verwandten oder 
abweichenden Vorſchriften über ähnliche Materien. Ueberall iſt die 
einſchlägige Litteratur eingehend verarbeitet. Das Buch bietet für die 
Rechtsanwendung eine ſehr zuverläſſige Anleitung, ſich in das neue 
Recht hineinzufinden und dasſelbe in der Prozeßführung und Recht⸗ 
ſprechung richtig zu handhaben. Es iſt dasſelbe daher hauptſächlich 
dem Praktiker zu empfehlen. Dasſelbe iſt aber nicht nur für die Ueber⸗ 
gangszeit von dem erheblichſten Nutzen, ſondern wegen der geeigneten 
Benutzung der Materialien auch von bleibendem Werthe. 


12. Joſef, Dr. Eugen (Notar a. D. in Freiburg i. Br.), Rechts⸗ 
fälle zum Bürgerlichen Geſetzbuch. Berlin, Franz Vahlen, 1897. M. 2. 

Das Buch geht von der unbeſtreitbaren Annahme aus, daß zur 
richtigen Anwendung der Rechtsſätze auf einen gegebenen Thatbeſtand 
Uebung gehöre; es will für die Rechtsſätze des B. G.B. ſchon jetzt den 
Praktikern die Gelegenheit zu ſolchen Uebungen dadurch verſchaffen, 
daß es fingirte Rechtsfälle aufſtellt, bei deren jedem die zur Ent⸗ 
ſcheidung zu verwerthenden Paragraphen des Geſetzbuches angegeben 
find. Es find darunter auch ſolche Fälle, über welche die Entſcheidung 
nicht in einer ausdrücklichen klaren Beſtimmung des Geſetzes zu finden, 
ſondern hinſichtlich deren der Wille des Geſetzes zweifelhaft iſt. Die 
in 124 Nummern, von welchen viele eine Mehrheit von Fällen ent⸗ 
halten, . Thatbeſtände ſind faſt durchweg gut gewählt 
und werden die Einarbeitung in das neue Recht Jedem erleichtern, 
der die Erfahrung gemacht hat, daß Verdeutlichungen an Beiſpielen 
ihm die Rechtsregeln feſter einprägen, als theoretiſche a 

nger. 


Abhandlungen, Befpredhungen von Redtsfällen ic. 


Iſt in Armenſachen der Gerichtsvollzieher berechtigt, die Koſten 
der Zwangsvollſtreckung von dem zwangsweiſe eingehobenen 
Betrag zu decken auch dann, wenn die beigetriebene Summe 
zur Tilgung der Forderung der armen Partei nicht, oder 
nur gerade hinreicht? 
Von Herrn Juſtizrath H. Gräſel, Amtsrichter in Gera. 


Die Frage wird, ſoweit der Verfaſſer dieſer Zeilen auf Grund 
von Veröffentlichungen darüber hat nachkommen können, in der Praxis 
verneint. Es find vor Jahren ſchon verſchiedentlich und auch neuer- 
dings wieder gerichtliche, und zwar zum Theil in beiden angerufenen 
Inſtanzen gleichlautende Erkenntniſſe ergangen, in denen dem Gerichts⸗— 
vollzieher das Recht abgeſprochen worden iſt, in Armenſachen bei 
Unzulänglichkeit des Erlöſes die Koſten der Zwangsvollſtreckung vom 
zwangsweiſe beigezogenen Betrag zu decken. 

Man hat ſich zur Begründung dieſer Stellungnahme zu der in 
der Ueberſchrift dieſes Aufſatzes enthaltenen Frage auf Kommentare 
zur Civilprozeßordnung berufen, z. B. in einer neuerdings erlaſſenen 
zweitinſtanzlichen Entſcheidung auf Gaupp. C. P. O. 8 116 Anm. 2, 
8 115 Anm. III a. E., ferner in anderen Entſcheidungen auf v. Wil⸗ 
mowski und Levy, C. P. O., 7. Auflage $ 115 Anm. 1 S. 211 
und die dort Citirten, wo zu leſen iſt: 

„. . . bei der Konkurrenz einer für feine eigenen Koften vorge⸗ 
nommenen Pfändung mit einer Pfändung für die Forderung der 
armen Partei muß der Gerichtsvollzieher hinter dieſer zurückſtehen, 
weil er ſonſt Befriedigung zum Nachtheile der armen Partei erlangen 
würde, was dem Zwecke ſeiner Beſtellung widerſpricht . 5 

Blätter für Rechtspflege XLV. N. F. XX v. 
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Auch die überwiegende Mehrzahl der Verfaſſer von in verſchie⸗ 
denen Zeitſchriften veröffentlichten Abhandlungen, die ſich ſpeziell die 
Unterſuchung unſerer Frage zur Aufgabe geſtellt hatten, ſind im Laufe 
ihrer Erörterungen zu einer Verneinung derſelben gelangt. 

Theorie und Praxis nehmen alſo bei Beantwortung unſerer 
Frage denſelben Standpunkt ein und man wird, geſtützt auf die des⸗ 
fallſigen Veröffentlichungen, mit Recht ſagen können, es liege darüber, 
in welcher Ausdehnung dabei die dafür maßgebenden Vorſchriften des 
poſitiven Rechts heranzuziehen ſeien und was der Geſetzgeber mit den 
hiernach zu Grunde zu legenden Normen habe feſtſetzen wollen, bei 
den Rechtslehrern und in der Rechtſprechung eine an Einſtimmigkeit 
grenzende Uebereinſtimmung vor, man finde bei erfteren ſowohl, als 
in der letzteren Gleichmäßigkeit der Auslegung der die Frage regelnden 
geſetzlichen Beſtimmungen, Einigkeit über den wahren und ganzen 
Inhalt dieſer Normen. 

Herrſcht über den Umfang und den Sinn, in dem das geltende 
Recht für ein konkretes Rechtöverhältniß zur Anwendung zu bringen iſt, 
in Theorie und Praxis anſcheinend allgemeines Einverſtändniß, fo wird 
in der Regel wenig Veranlaſſung gegeben ſein, das mit der Aus— 
legung der betreffenden Geſetzesnormen allgemein gewonnene Reſultat 
auf ſeine Richtigkeit einer eingehenden Prüfung zu unterziehen. Wenn 
das für den gegebenen Fall, obwohl bei demſelben derartige Weber- 
einſtimmung vorliegt, in den nachſtehenden Zeilen trotzdem unter⸗ 
nommen wird, ſo genügt es wohl, zur Rechtfertigung dieſes Vorgehens 
auf das allgemeine Intereſſe zu verweiſen, das bei der Entwickelung 
des Inhaltes des durch die Civilprozeßordnung eingeführten Armen- 
rechts ohne Zweifel in Frage kommt. 

Denn es find bekanntlich die Vortheile desſelben für die arme 
Partei viel bedeutender, als dies bis zum Inkrafttreten des genannten 
Reichsgeſetzes in den meiſten deutſchen Staaten der Fall war, natur- 
gemäß aber bildet die Kehrſeite dieſer Vortheile die ebenfalls durch das 
Geſetz eingeführte Beläſtigung der Staatskaſſen und der Vollſtreckungs⸗ 
beamten, von den Rechtsanwälten hier einmal ganz abgeſehen. 

Es ſei erlaubt, daran zu erinnern, daß für die Staatskaſſen 
dabei in Betracht kommen die Konſequenzen der von den armen Par« 
teien nach § 107, 1 der C. P. O. erlangten Befreiung vom Gerichts- 
koſtenvorſchuß und von der einſtweiligen Einziehung der Gerichtskoſten 
nach $ 86 ff. 93, 94 des Gerichtskoſtengeſetzes, nicht minder der Um⸗ 
ſtand, daß fie unter der in § 21 der Gebührenordnung für die Ges 
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richts vollzieher enthaltenen Vorausſetzung den Gerichtsvollziehern die 
baaren Verläge zu vergüten haben. 

Der der armen Partei beigeordnete Gerichtsvollzieher aber 
hat nicht nur die Gebühren vorläufig zu ſtunden, ſondern auch die 
baaren Auslagen vorzuſchießen. Es iſt nun zwar, wie ſchon erwähnt, 
rückſichtlich der baaren Auslagen unter gewiſſen Vorausſetzungen der 
Staat zur Entlaſtung eingetreten; es bleibt aber für den Gerichts 
vollzieher, der feine Gebühren von dem zahlungd- bez. erſtattungs⸗ 
pflichtigen Gegner der armen Partei nicht beizuziehen vermocht hat, 
immer noch die Nothwendigkeit, dieſe Gebühren vorläufig zu ſtunden, 
vorläufig, das wird für die meiſten Fälle gleichbedeutend ſein mit 
ad Calendas Graecas, denn mit dem im Geſetz ſelbſt rückſichtlich der 
Friſtbeendigung nicht definirten Ausdruck: „vorläufig unentgeltlich“ 
(C. P. O. § 107, 3) wird für den Fall, daß dieſe Gebühren nicht nach 
§ 697 der C. P. O. haben beigetrieben werden können, bei der praf- 
uſchen Anwendung des Geſetzes der Sinn verbunden, die Stundung 
habe zu dauern bis dahin, wo dem Gerichtsvollzieher die Möglichkeit 
gegeben ſei, mit Ausſicht auf Erfolg eine nach Analogie von § 116 der 
C. P. O. zu begründende Klage auf Nachzahlung der Gebühren zu erheben. 

Um alſo nun an den beabſichtigten Verſuch der Auslegung der 
für die Beantwortung unſerer Frage in Betracht kommenden geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften heranzutreten, ſo wird man bei ihm damit beginnen 
müſſen, das vorliegende konkrete Rechtsverhältniß genau zu beſtimmen. 
Iſt letzteres geſchehen, dann iſt eine allgemeine Ueberficht zu geben 
darüber, welche geſetzlichen Beſtimmungen über Koſtenpflicht für Rechts⸗ 
verhältniſſe der fraglichen Art im Allgemeinen in Betracht kommen. 

Das hiernach gewonnene Reſultat hat endlich die Grundlage zu 
bilden für die definitive Ermittelung des Umfanges und des Sinnes, 
in dem das gefundene, im Allgemeinen geltende Recht auf das vor⸗ 
liegende konkrete Rechtsverhältniß zur Anwendung zu bringen iſt. 

Hiermit iſt der Umfang und der Inhalt der geſtellten Aufgabe 
in allgemeinen Umriſſen vorgezeichnet. 

Mit dem Verſuche, ſie zu löſen, ſoll gefunden werden: 

die korrekte Anwendung des Inhaltes des be— 

ſtehenden Rechts auf das konkrete Rechts verhältniß 

I. zuvörderſt in der Annahme und Vorausſetzung, 

daß keiner der Streittheile das Armenrecht hat; 

II. in der jetzt vorliegenden Geſtaltung, nach 

welcher der betreibenden Partei das Armenrecht er- 


theilt iſt, 
13 
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und zwar durch Erörterung folgender Fragen: 
Zu J. 

1) Wie iſt das vorliegende konkrete Rechtsverhältniß zu beſtimmen, 
welche geſetzlichen Vorſchriften regeln die Koſtenpflicht in Prozeſſen 
überhaupt, welche diejenige im Zwangsvollſtreckungsverfahren 
etwa beſonders, in welcher Ausdehnung find fie im gegebenen 
Falle heranzuziehen und was iſt im Hinblick insbeſondere auf 
die Beziehungen, in denen die einzelnen maßgebenden Vorſchriften 
zu einander ſtehen, der Inhalt des ſo gefundenen poſitiven Rechts? 

2) Wie geſtaltet ſich in der Praxis die Anwendung des letzteren 
insbeſondere auch bei Mitberückſichtigung des Umſtandes, daß 
ſeitens der Vollſtreckungsbeamten, die in Thätigkeit zu treten 
haben, daneben noch von der Juſtizverwaltung innerhalb des ge⸗ 
ſetzlichen Rahmens erlaſſene inſtruktionelle Vorſchriften zu bes 
folgen ſind? 

Zu II. 

Erleidet das nach Nr. 1 gefundene Reſultat Modifikationen 

dadurch, daß der klagenden Partei das Armenrecht ertheilt iſt, 

daß alſo bei der Interpretation des zur Anwendung zu bringenden 

Rechtsmaterials neben allgemeinen und etwaigen beſonderen 

Normen noch die in dem vom Armenrecht handelnden Titel der 

C. P. O. erſichtlichen Vorſchriften in Berückſichtigung zu ziehen 

und in ihrem Verhältniſſe zum übrigen Recht einer Würdigung 

zu unterwerfen ſind, eventuell welche? 

Dieſen Erörterungen wird einverleibt werden bez. ſich noch an« 
ſchließen eine kurze Beſprechung einiger von Gegnern der im gegen- 
wärtigen Aufſatz vertretenen Anſicht aufgeſtellten Behauptungen, und 
zum Schluß wird eine Betrachtung unſerer Frage von allgemeinen 
Geſichtspunkten aus ſich anreihen. 


I. 


1) Ueber das konkrete Rechtsverhältniß, welches vorliegt, iſt Fol⸗ 
gendes zu ſagen: | 

Es beſtand zwiſchen den Parteien urſprünglich ein den Anſpruch 
des Gläubigers gegen den Schuldner auf Zahlung einer Geldſumme 
enthaltendes Rechtsverhältniß. Die Klarſtellung der causa für letzteres 
iſt nicht erforderlich, weil für den Gläubiger in dem vorhandenen 
verurtheilenden Urtheil ein neuer ſelbſtändiger Grund liegt, Befriedig⸗ 
ung ſeines Anſpruchs vom Schuldner zu verlangen; thatſächlich hat 
der Gläubiger im gegebenen Falle gegen den dem Urtheile nicht ge⸗ 
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horchenden Schuldner in der geſetzlich vorgeſchriebenen Weiſe unmittel⸗ 
bar Zwang eintreten laſſen, und es handelt ſich nunmehr um ein 
vom Gläubiger betriebenes Zwangsvollſtreckungsverfahren wegen einer 
Geldforderung in das bewegliche Vermögen des Schuldners und zwar 
um gerichtliche 1), jedoch ohne Leitung oder Dazwiſchenkunft des Ge⸗ 
richts auf Grund der vollſtreckbaren Ausfertigung vom Gerichtsvoll⸗ 
zieher vorgenommene, mit, wenn auch nur theilweiſem, Erfolg durch⸗ 
geführte Zwangszvollſtreckung in das bewegliche Vermögen des 
Schuldners. Mit anderen Worten: es liegt ein. in der Exekutions⸗ 
inſtanz befindlicher Rechtsſtreit vor. 

Ein Rechtsſtreit, Prozeß, einſchließlich der ihn abſchließenden ge⸗ 
richtlichen Zwangs vollſtreckung, wird durch mindeſtens zwei über ein 
oder mehrere Rechtsverhältniſſe in Meinungsverſchiedenheit gerathene 
Perſonen geführt. Zur Leitung des Prozeſſes und zur Entſcheidung 
der Differenz ſind die ordentlichen Gerichte berufen, mit der Anwen⸗ 
dung unmittelbaren Zwangs gegen den unterlegenen Beklagten zwecks 
Herbeiführung der Befriedigung des Gläubigers wegen ſeines ihm 
rechtskräftig zuerkannten Anſpruchs dagegen zum Theil ebenfalls Ge— 
richte, zum Theil aber beſondere Vollſtreckungs organe, die Gerichtsvoll⸗ 
zieher, betraut. 

Der Rechtsſtreit tritt in die Erſcheinung in Folge von Hand— 
lungen der Parteien und Verfügungen des angerufenen Gerichts, bez. 
in Folge Vorgehens des beauftragten Gerichtsvollziehers. 

Die erforderlichen Handlungen der Streittheile werden vorge— 
nommen theils von ihnen in Perſon, theils von ſeiten des Staates 
dazu beſtellten Organen (Rechtsanwälten, Gerichts vollziehern) im Namen 
der ſie beauftragenden Parteien. 

Hierdurch allenthalben erwachſen Koſten, beſtehend aus Gebühren 
und Verlägen und zwar ſolche des angerufenen Gerichts, ſolche der 
Rechtsanwälte, ſolche der Gerichtsvollzieher. Aus ihnen allen ſetzen 
ſich alſo zuſammen die Prozeßkoſten. 

Daß diefe von den Parteien aufzubringen ſind, iſt, weil in der 
Natur der Sache liegend, ſelbſtverſtändlich. 

Thatſächlich gehen denn auch die den Gegenſtand behandelnden 
Geſetze bei der Regelung der Frage hiervon aus. 

Sie unterſcheiden aber weiter zuvörderſt im Allgemeinen zwiſchen 
der Koſtenpflicht der Parteien den je direkt Forderungs⸗ 
berechtigten, alſo der Staatskaſſe, den Rechtsanwälten, 


1) Im Gegenſatz zur Zwangsvollſtreckung im Verwaltungs weg. 
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den Gerichtsvollziehern gegenüber und der Koſtenpflicht 
im Verhältniſſe der Parteien zu einander. 


Der Staatskaſſe, dem Gerichtsvollzieher, dem 
Rechtsanwalte gegenüber iſt die Feſtſetzung der Pflichten und 
Rechte der Parteien hinſichtlich der Haftpflicht für die Koſten im 
Prinzip erfolgt im Gerichtskoſtengeſetz vom 18. Juni 1878, in der 
Gebührenordnung für Gerichtsvollzieher vom 24. Juni 1878, in der 
Anwaltsgebührenordnung vom 7. Juli 1879 und in der Rechtsan⸗ 
waltsordnung vom. 1. Juli 1878. 

Dagegen hat ſich im Allgemeinen die Regelung des 
Rechts verhältniſſes der Parteien unter einander hinſicht⸗ 
lich der Verpflichtung zur Tragung und Erſtattung der Koſten die 
Civilprozeßordnung (88 87—100) zur Aufgabe geſtellt. An⸗ 
langend nun die Bezeichnung der einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen 
der erſteren Kategorie für unſer konkretes Rechtsverhältniß, ſo iſt 
bereits erwähnt, daß das Gericht im Zwangszvollſtreckungs verfahren 
nicht thätig geworden iſt; auch ſoll angenommen werden, Rechtsan⸗ 
wälte hätten nicht konkurrirt; hiernach können als Koſten lediglich 
in Betracht kommen Gebühren und Verlaͤge des Gerichtsvollziehers 
und rückſichtlich dieſer beſtimmen, was das Verhältniß der be— 
treibenden Partei als des Auftraggebers zum Beauftrag— 
ten, dem Gerichtsvollzieher, anlangt, die 88 1, 18 —21 der Gebührenord⸗ 
für Gerichtsvollzieher Folgendes: 

§ 1. „In den vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechts— 
ſachen, auf welche die Civilprozeßordnung, die Strafprozeßordnung 
oder die Konkursordnung Anwendung findet, werden Gebühren und 
Auslagen des Gerichtsvollziehers nur nach Maßgabe der folgenden 
Beſtimmungen erhoben. 

§ 18. Der Gerichtsvollzieher kann die Uebernahme eines Ge— 
ſchäfts von der Zahlung eines zur Deckung der baaren Auslagen 
und des vermuthlichen Betrages der Gebühren hinreichenden Vor— 
ſchuſſes abhängig machen, ſoſern nicht das Geſchäft von Amtswegen 
angeordnet oder für eine zum Armenrecht zugelaſſene Perſon auszu— 
führen iſt. 

§ 19. Schuldner der Gebühren und Auslagen des Gerichtsvoll— 
ziehers iſt bei Geſchäften, welche von Amtswegen angeordnet werden, 
die Staatskaſſe, bei ſonſtigen Aufträgen der Auftraggeber. 

8 20. Die Gebühren und Auslagen ſind, unbeſchadet der Be— 
ſtimmung des § 697 der C. P. O., fällig, ſobald der Auftrag erledigt 
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iſt. Der Gerichtsvollzieher iſt berechtigt, dieſelben von dem Auftrag⸗ 
geber durch Poſtvorſchuß zu erheben. 

§ 21. Im Falle der Bewilligung des Armenrechts werden dem 
für die arme Partei beſtellten Gerichtsvollzieher die baaren Auslagen 
von der Staatskaſſe erſetzt, falls nicht dieſelben von dem Erfappflichtigen 
beigetrieben werden können. (C. P. O. §§ 115, 697.)“ 

Was aber ſodann den hier in Betracht kommenden Inhalt 
der Civilprozeßordnung betrifft, fo iſt feſtzuſtellen und zu er- 
wägen: 

Es handelt dieſes aus zehn Büchern beſtehende Reichsgeſetz von 
der gerichtlichen Zwangszvollſtreckung im achten Buche. 

Das erſte der zehn Bücher enthält „allgemeine Beſtimmungen“. 
Letztere muß der Geſetzgeber auf die ſämmtlichen neun übrigen Bücher 
bezogen wiſſen wollen, weil jedes dieſer Bücher ſchon äußerlich einen 
Abſchnitt des Geſetzes bildet und ihnen dieſe allgemeinen Beſtimmungen 
in Geſtalt des erſten, ausdrücklich als „allgemein“ bezeichneten Theils 
desſelben vorangeſtellt ſind, eine Annahme, die rückſichtlich des ſpeziell 
hier in Frage ſtehenden achten Buches außerdem noch dadurch gerecht— 
fertigt wird, daß der Begriff „Civilprozeßſachen“ auch ſachlich auf die 
Geltendmachung civilrechtlicher Anſprüche im Wege der gerichtlichen 
Zwangsvollſtreckung Anwendung leidet. Von den Prozeßkoſten handelt 
Titel 5, Abſchnitt 2 des dieſe „allgemeinen Beſtimmungen“ enthaltenden 
1. Buchs der C. P. O. 

Was alſo hier vom Geſetzgeber im Allgemeinen geordnet iſt, 
das bezieht ſich aus den vorſtehend angegebenen Gründen und weil 
die C. P. O. keine Beſtimmung enthält, durch welche die Anwendung 
der allgemeinen Vorſchriften über Prozeßkoſten für das Zwangsvoll- 
ſtreckungs verfahren ausgeſchloſſen wäre, auch auf letzteres und hat in 
demſelben zur Anwendung zu kommen, wenn und ſoweit nicht im 
achten Buche der C. P. O. Spezialvorſchriften gegeben und in Folge 
deſſen zu beobachten find. (v. Wilmowski $ 697 Anm. 1.) 

Unanwendbar werden dieſe allgemeinen Beſtimmungen 
dann, wenn und ſoweit für die in den einzelnen Abſchnitten behandelten 
Materien in dieſen Büchern ſelbſt Sonder vorſchriften erlaſſen find, 
die nach gewiſſen Richtungen hin beſondere Vorſorge treffen. 

In den „allgemeinen Beſtimmungen“ der C. P. O. iſt betreffs 
der Koftenpfliht für das Verhältniß der Parteien unter- 
einander die Grundlage geſchaffen mit der Vorſchrift des § 87 der 
C. P. O., welcher lautet: 
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„Die unterliegende Partei hat die Koſten des Rechtsſtreits zu 
tragen, insbeſondere die dem Gegner erwachſenen Koſten zu erſtatten, 
ſoweit dieſelben nach freiem Ermeſſen des Gerichts zur zweckent— 
ſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidigung nothwendig 
waren.“ 

Daß außerdem auch im achten, von der Zwangsvollſtreckung 
handelnden Buche der C. P. O. eine die Verpflichtung zur Tragung 
von Koſten betreffende geſetzliche Vorſchrift vorkommt, iſt allgemein bes 
kannt. Sie iſt enthalten in $ 697 der C. P. O. mit folgendem Wort⸗ 
laute: 

„Die Koſten der Zwangsvollſtreckung fallen, ſoweit ſie nothwendig 
waren (§ 87), dem Schuldner zur Laſt; fie find zugleich mit dem 
zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Anſpruch beizutreiben. Die Koſten 
der Zwangsvollſtreckung find dem Schuldner zu erſtatten, wenn 
das Urtheil, aus welchem dieſelbe erfolgt iſt, wieder aufgehoben 
wird.“ 

Uebereinſtimmung herrſcht in Bezug auf ſie mit Recht auch darüber, 
daß mit ihr rückſichtlich der Koſtenpflicht im Zwangsvollſtreckungsver⸗ 
fahren eine Spezialvorſchrift geſchaffen ſein ſoll, wie ſich aus 
folgenden Citaten ergiebt: 

„Die allgemeinen Beſtimmungen gelten nur, ſoweit nicht 
im achten Buche (.. § 697 ..) Beſonderes beſtimmt iſt.“ (v. Wil⸗ 
mowski C. P. O. § 697 Anm. 1.) — „Spezial beſtimmungen über die 
Prozeßkoſten ſind abgeſehen von den Vorſchriften des Titels 5, 
Abſchnitt 2, Buch 1 noch enthalten in ... §S 697 . . . für die 
Zwangs vollſtreckung.“ (Seuffert, C. P. O. § 87. Anm. 4) — 
„Außer den 88 87-97 der C. P. O. find noch beſondere Vor 
ſchriften enthalten in .. . 88 697 ... für die Zwangs voll- 
ſtreckung.“ (Aus den Motiven zum 5. Titel Abſchnitt 2 Buch 1 
S. 111.) 

Da bei der Rechtsanwendung Spezial beſtimmungen allge» 
meinen Vorſchriften vorgehen, ſo gilt es weiter, zu unterſuchen 
und feſtzuſtellen, worin die Beſonderheit beſteht, die der Geſetzgeber 
hinſichtlich der Koſtenpflicht für das Zwangsvollſtreckungsverfahren in 
§ 697 der C. P. O. hat normiren wollen. 

Es fragt ſich, ſoll damit hinſichtlich der Haftpflicht für Koſten 
bloß eine Spezi albeſtimmung gegeben fein im gewöhnlichen Rahmen 
der C. P. O., alſo in Bezug auf das Verhältniß der Parteien 
zu einander, oder iſt die Vorſchrift von weittragenderer, auch das 
Gebiet der Koſtengeſetze berührender und damit in das Verhältniß 
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der Streittheile direkt zum Forderungdberehtigten ein- 
greifender Bedeutung? 

Als das am nächſten liegende Mittel, ſich hierüber zu ver 
gewiſſern, wird es wohl zu betrachten ſein, daß man zu dieſem Zwecke 
die beiden, ihrem Wortlaute nach oben wiedergegebenen 88 87 und 697 
der C. P. O. einander gegenüberſtellt. 

Eine ſolche Gegenüberſtellung des Wortlautes beider Geſetzes- 
ſtellen ergiebt zuvörderſt, daß ſich der erſte Satz des § 87 und der 
erſte Satz des § 697, beide für ſich genommen, decken. Denn 
die Ausdrücke „Gläubiger“ und „Schuldner“ ſind im achten Buche 
der C. P. O. im Sinne von „Exekutionsſucher“ und „Exequendus“ ges 
braucht. (Seuffert, C. P. O. Bemerkung vor $ 644.) 

„Schuldner“ (Exequendus) iſt alſo gleichbedeutend mit „unter- 
liegende Partei“. Wenn Jemandem etwas „zur Laſt fällt“ (8 697), 
fo „hat er“ eben folgerichtiger Weiſe dieſes Etwas „zu tragen“ (§ 87). 
Hiernach iſt es nicht möglich, in dem erſten Satz des § 697 der 
C. P. O. allein, dahin gehend: 

„Die Koften der Zwangsvollſtreckung ... fallen dem Schuldner 
zur Laſt“, ſeinem Wortlaute nach gegenüber dem erſten Satz des 
8 87 der C. P. O. allein, lautend: 

„Die unterliegende Partei hat die Koſten des Rechtsſtreite8s zu 
tragen,“ ebenfalls feinem Wortlaute nach eine damit für die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegebene Spezia lbeſtimmung zu finden; und doch kann 
eine ſolche, wenn ſie überhaupt vorliegt, direkt nur aus dem erſten 
Satze des § 697 der C. P. O. hergeleitet werden, denn von Haft— 
pflicht für Koſten iſt dort bloß in dieſem die Rede. 

Man wird alſo außer dem Wortlaute der beiden Geſetzesſtellen 
noch andere Momente in Betracht zu ziehen haben, wenn man die 
Thatſache feſtſtellen will, daß der Geſetzgeber mit jedem der beiden 
vorſtehend verglichenen Sätze einen nur ihm eigenen Sinn hat ver— 
binden und mit § 697 der C. P. O. eine beſondere Norm für 
das Zwangs vollſtreckungs verfahren hat ſtatuiren wollen, 
welche Thatſache doch in ihrem letzteren Theile wenigſtens unter der 
Vorausſetzung, daß man unter § 697 deſſen ganzen Inhalt ver⸗ 
ſteht, allgemein als richtig angenommen wird. 

Entſchieden ſpricht für dieſe Annahme ſchon die Vermuthung. 

Man ſetzt vom Geſetzgeber nicht voraus, daß er eine geſetzliche 
Beſtimmung ganz desſelben Inhalts in ein und dasſelbe Geſetz an 
verſchiedenen Stellen desſelben mehrmals aufnimmt. Im Gegentheil 
drängt ſchon der vorſtehend nachgewieſene Umſtand, daß die beiden 
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erften Sätze der 88 87 und 697 der C. P. O., für ſich allein genommen, 
im Wortlaute einander gleichen, zu der Annahme, daß der Geſetzgeber 
das gewöhnliche, von ihm in $ 87 nicht überſchrittene Gebiet der 
C. P. O., nämlich die Regelung des Verhältniſſes der Par⸗ 
teien zu einander in 8 697 der C. P. O. hat verlaſſen wollen 
und in der That überſchritten hat. 

Beſtärkt werden muß man in dieſer Annahme durch den Umſtand, 
daß im Zwangsvollſtreckungs verfahren, von dem § 697 der C. P. O. 
handelt, im Moment ſeines Beginnes, alſo bevor noch Koſten in 
der Inſtanz erwachſen ſind, bereits feſtſtehen muß und thatſächlich 
jedesmal feſtſteht, welche der Parteien der Schuldner, alſo 
derjenige Streittheil iſt, dem die Koſten der Zwangsvollſtreckung zur 
Laſt fallen ſollen, während es naturgemäß dagegen in jedem einzelnen 
Falle beim Beginne eines Prozeſſes und bis zum Erlaß der definitiven 
Entſcheidung in demſelben ungewiß ift, welcher der Streittheile 
die in demſelben unterliegende, in § 87 der C. P. O. für zahlungs⸗ 
pflichtig erklärte Partei ſein wird. 

Dieſer Unterſchied bedingt für die praktiſche Anwendung der in 
den beiden Geſetzesſtellen enthaltenen erſten Sätze trotz ihres äußerlich 
gleichen Wortlautes das ſeinem Weſen entſprechende verſchiedene Reſuliat, 
daß derjenige des 8 697 der C. P. O. ſofort mit dem Beginne der 
Zwangsvollſtreckung wirkſam werden kann und in Folge deſſen in 
der That auch innerhalb des geſetzlichen Rahmens wirkſam werden 
muß, rückſichtlich desjenigen des § 87 der C. P. O. es dagegen in jedem 
Falle von vornherein zweifelhaft bleibt, wenn, ja ſogar ob überhaupt 
je die Möglichkeit ſeiner Wirkſamkeit eintreten wird. 

Endlich enthält je der zweite Satz der beiden citirten Geſetzes— 
ſtellen der §§ 87 und 697 der C. P. O. in Verbindung mit dem durch 
die Natur je des Stadiums, in dem ſich der Prozeß befindet, bedingten, 
rückſichtlich des Feſtſtehens des geſetzlich als für die Koſten haft⸗ 
pflichtigen Schuldners feiner Perſon nach beſtehenden, vor— 
ſtehend hervorgehobenen Unterſchied zwiſchen beiden Sätzen einen deut— 
lichen, nicht zu verkennenden Hinweis darauf, daß der Geſetzgeber trotz 
des gleichen Wortlautes der beiden erſten Sätze je mit denſelben einen 
nur dieſem eigenen, von demjenigen des anderen verſchiedenen Sinn 
hat verbinden wollen. 

Die dem erſten Satze des § 87 der C. P. O. unmittelbar folgende 
Beſtimmung lautet nämlich: 

„(die unterliegende Partei hat) insbeſondere die dem Gegner 

erwachſenen Koſten zu erſtatten“, 
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und in den Motiven iſt dazu unter anderem bemerkt: 

„In Anwendung des allgemeinen Prinzips beſtimmt 8 87, daß 
die unterliegende Partei die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen, d. i. 
nicht nur die ihr erwachſenen Koſten zu tragen, ſondern 
insbeſondere die dem Gegner erwachſenen Koſten zu 
erſtatten hat . . . Gegenſtand der Erſtattungspflicht find die durch 
den Prozeß entſtandenen Koſten der Partei ohne Rückſicht darauf, 
ob dieſelben an das Gericht oder an einen anderen Zahlungsempfänger 
gezahlt ſind, im Sinne des preußiſchen Prozeſſes die gerichtlichen und 
außergerichtlichen Koſten.“ 

In der allgemeinen Beſtimmung des § 87 der C. P. O., letzteren 
ſeinem ganzen Inhalte nach genommen, iſt alſo, obwohl nach dem 
Anfangsſatze desſelben die Koſten des Rechtsſtreits ganz allgemein von 
der unterliegenden Partei getragen werden ſollen, doch noch von (nach 
Maßgabe anderweit beſtehender geſetzlicher Beſtimmungen) dem Gegner 
(im Laufe des Prozeſſes) erwachſenen Koſten die Rede und rüd- 
ſichtlich dieſer beſtimmt, daß die unterliegende Partei dieſe 
Koſten, die ihr auch zur Laſt fallen ſollen, dem Gegner zu er— 
ſtatten habe. Das iſt auch ganz natürlich. Denn die in § 87 
der C. P. O. im allgemeinen ausgeſprochene Koſtenpflicht der „unter- 
liegenden Partei“ tritt der Natur der Sache nach erſt in die Erſcheinung 
mit der durch gerichtliche Entſcheidung herbeigeführten Beendigung des 
Rechtsſtreites. Bekanntlich ſind aber bis dahin auf Grund der Ge— 
bührengeſetze auch der obſiegenden Partei unter allen Umſtänden bereits 
Koſten erwachſen. Wenn die unterliegende Partei auch dieſe zu tragen 
haben ſoll, ſo kann ſie dieſer Verpflichtung thatſächlich bloß nachkommen 
dadurch, daß ſie die Laſt dieſer Koſten, die der obſiegende Theil ſchon 
trägt, dem letzteren abnimmt, mit anderen Worten, der obſiegenden 
Partei, die den Betrag der Koſten bereits ſchuldet, unter Umſtänden 
ſogar ſchon bezahlt hat, für dieſen Koſtenbetrag aufkommt. 

Wer in einem Rechtsſtreite ſchließlich die in § 87 der C. P. O. 
für zahlungs pflichtig erklärte unterliegende Partei fein wird, iſt, wie 
erwähnt, naturgemäß in jedem einzelnen Falle von vornherein ungewiß; 
dieſe Ungewißheit wird, wenn überhaupt, erſt nach Durchführung des 
Rechtsſtreites, die mehr oder weniger Zeit in Anſpruch nimmt, be— 
ſeitigt und rückſichtlich der während dieſer Zeit auf Grund der Ge— 
bührengeſetze der obſiegenden Partei entſtandenen Koſten 
iſt, ſoweit auch letztere nach 8 87 der C. P. O. definitiv die unterliegende 
Partei zu tragen haben ſoll, zwecks Realiſirung dieſer Ueberleitung 
der Laſt derſelben auf andere Schultern die den erſten Satz von § 87 
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der C. P. O. in der erforderlichen Weiſe ergänzende, im zweiten Satze 
dort erſichtliche Vorſchrift über Erſtattung erforderlich und 
maßgebend; auf welche Weiſe dieſer Anſpruch der obſiegenden 
Partei auf Erſtattuug der ihr erwachſenden Koſten zu realiſiren iſt, 
das iſt in der C. P. O. bekanntlich ja auch genau geregelt. 

Im Gegenſatz zu der rückſichtlich der Partei, die in § 87 der 
C. P. O. für einen Rechtsſtreit im allgemeinen als die koſtenpflichtige 
erklärt worden iſt, von vornherein beſtehenden Ungewißheit liegt es in 
der Natur der Sache, daß im Zwangs vollſtreckungs verfahren 
die Perſon des Schuldners (Exequendus) feſtſtehen muß, 
bevor das Verfahren überhaupt beginnen kann. Iſt alſo in Satz 1 
des § 697 der C. P. O. normirt, daß die Koſten der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung dieſer Perſon zur Laſt fallen und im unmittelbaren 
Anſchluß daran und, ohne daß von dem Gegner zu erſtatten— 
den Koſten geſprochen würde, weiter vorgeſchrieben, daß ſie 
von dieſer Perſon zugleich mit dem zur Zwangsvollſtreckung 
ſtehenden Anſpruch beigetrieben werden ſollen, ſo kann damit nach 
allem Vorſtehenden bloß beſtimmt ſein und iſt in der That damit ge⸗ 
ſetzlich geordnet: 

Dieſe Perſon wird ſofort mit dem Entſtehen der in einem Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren erwachſenden Koſten direkt Schuldner der 
letzteren; ihr gegenüber ſind dieſe Koſten ohne Weiteres fällig; 
gegen ſie iſt dieſe fällige Koſtenforderung auf Grund des Schuld» 
titels, der für den zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Anſpruch ſich in 
der Hand des Vollſtreckungsbeamten befindet, in Verbindung mit der 
geſetzlichen Beſtimmung des § 697 der C. P. O. ohne Weiteres 
vollſtreckbar und von ihr iſt fie, wenn der zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſtehende Anſpruch im Zwangsvollſtreckungsverfahren bei— 
getrieben wird, zugleich mit dieſem zwang 8weiſe beizuziehen. 

Geſetzlich normirt iſt alſo im erſten Satz des § 697 die direkte 
Verpflichtung des Schuldners, die Koſten der Zwangs— 
vollſtreckung zu tragen. 

Der ſo im erſten Satz des § 697 durch das Geſetz begründeten 
Obligation iſt aber weiter vom Geſetzgeber im zweiten Satz eine, was 
die Erzwingbarkeit der ihren Inhalt bildenden Leiſtung gegen 
den Schuldner anlangt, von der Regel abweichende verſtärkte Wirk— 
ſamkeit beigelegt unter der Vorausſetzung, daß im Zwangs⸗ 
vollſtreckungs verfahren der zur Zwangsvollſtreckung ſtehende Haupt- 
anſpruch beigetrieben wird, und damit iſt der Bedeutung der 
durch den erſten Satz des § 697 prinzipiell normirten Be— 
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ſonderheit noch eine erhöhte praktiſche Tragweite verliehen, gerade da⸗ 
durch aber auch dieſe Beſonderheit ihrem Umfange und ihren Wirkungen 
in der Praxis nach genau begrenzt. Findet die Beitreibung des 
zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Anſpruchs aus irgend einem 
Grunde nicht ftatt, fo wird damit eine Anwendung der Sonder— 
beſtimmung des 8 697 auf das gegebene Rechtsverhältniß ihrem ganzen 
Umfange nach unmöglich, die als Vorbedingung der vollſtändigen Durch⸗ 
führung der vom Geſetzgeber mit dieſer Spezialvorſchrift beabſichtigten 
Beſonderheit mit dem Beginn der Zwangsvollſtreckung bereits in die 
Erſcheinung getretenen Wirkungen, daß der Schuldner des Haupt- 
ſtammes direkter Schuldner der durch die Zwangs vollſtreckungsmaß⸗ 
regeln entſtandenen Koſten geworden iſt, letztere ihm gegenüber fällig 
und gegen ihn im Prinzip vollſtreckbar find, verlieren für dieſes Rechts⸗ 
verhältniß ihre praktiſche Bedeutung, und es hat, weil nunmehr aus— 
reichende Vorſorge für dasſelbe durch geſetzliche Spezialbeſtimmung nicht 
getroffen erſcheint, Anwendung der Vorſchriften der Koſtengeſetze in Ver⸗ 
bindung mit den „allgemeinen Beſtimmungen“ und ſonſtigen einſchlägigen 
Normen der C. P. O. einzutreten. Zurückgegriffen werden auf dieſe 
kann und muß aber immer erſt, wenn die Zwangs vollſtreckung 
gegen den Schuldner aus irgend einem Grunde nicht durchgeführt 
wird oder reſultatlos verlaufen iſt. Von vornherein und weiterhin 
für die wirkliche Durchfuhrung der Zwangsvollſtreckung hat dagegen 
lediglich und ausſchließlich die Spezia lbeſtimmung des § 697 
in ihrer vorſtehend entwickelten Bedeutung zur Anwendung zu kommen, 
muß als ſolche als in erſter Linie maßgebend betrachtet werden und 
läßt, ſoweit ſie ſich als durchführbar darſtellt, für die Wirkſamkeit irgend 
welcher anderen Norm keinen Raum; in allen ſolchen Fällen ſollen 
die Koſten der Zwangsvollſtreckung (sc., wie ſtets, ſoweit fie 
nothwendig waren) zugleich mit dem zur Zwangszvollſtreckung ſtehenden 
Anſpruch vom Schuldner beigetrieben werden, ohne daß die Heran⸗ 
ziehung einer anderen geſetzlichen Beſtimmung nöthig wäre und ins— 
beſondere, ohne daß es hier der Berückſichtigung und Anwendung 
der über die Koſtenerſtattung maßgebenden Grundſätze noch be— 
dürfen ſoll, ja, ohne daß für eine ſolche überhaupt die Möglichkeit 
vorliegt, indem dieſe Koſten einer wirklich durchgeführten Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung dem Gegner des Schuldners, alſo der betreibenden Partei 
thatſächlich nicht entſtehen, ſondern ſofort mit ihrem Indlebentreten 
unmittelbar dem Schuldner erwachſen, der ſie alſo, wenn ſie 
von ihm beigetrieben werden, als eigene Schuld zahlt, mithin 
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nicht dem Gegner, dem ſie in Wirklichkeit gar nicht entſtanden ſind, 
rſtattet. 

Hiermit ift die in § 697 der C. P. O. für die Zwangszvollſtreckung 
enthaltene Spezial⸗(Sonder⸗)beſtimmung ihrem Inhalte 
und Umfange nach genau charakteriſirt. 

Für die Richtigkeit der vorſtehend gegebenen Darſtellung der 
Natur derſelben läßt ſich außer den bereits dafür entwickelten Gründen 
noch Folgendes anführen: 

Bekannte Regel iſt wohl, wie auch oben ſchon erörtert worden 
iſt, daß die C. P. O. ſich im allgemeinen zur Aufgabe geſtellt hat, das 
Verhältniß der Parteien zu einander zu normiren. Nicht 
minder zweifellos aber ift ebenſo, daß fie ſich trotzdem nicht durch— 
gängig auf das ihr damit zugewieſene Gebiet beſchränkt, ſondern 
dasſelbe da und dort überſchreitet. 

Es iſt das, ausdrücklich namentlich rückſichtlich der hier behandelten 
Spezialnormen des § 697 der C. P. O., zum wenigſten hinſichtlich der 
Gerichtskoſten, direkt beſtätigt vom Reichsgeſetzgeber in § 92 des Ge⸗ 
richtskoſtengeſetzes, wenn dort geſagt iſt: 

„Durch die Beſtimmungen der §§ 81—91 wird eine nach den 
Vorſchriften ... der C. P. O. 8 697... begründete Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung der entſtandenen Gebühren und Aus- 
lagen nicht berührt.“ 

Es iſt das ferner, und zwar ebenfalls ausgeſprochener Maßen in 
Bezug auf die beſondere Vorſchrift des § 697 der C. P. O., anerkannt 
in einer letztinſtanzlichen Entſcheidung mit den Worten: 

„§ 697 der C. P. O. .. . regelt ... die Koſten einer wirklich 
ſtattfindenden Zwangsvollſtreckung und trifft Vorſorge dahin, daß 
wegen dieſer den Schuldner treffenden Koſten nicht noth⸗ 
wendig wieder ein vollſtreckbarer Titel erholt werden müſſe; die 
Frage des Koſten erſatzes wird bloß für den Fall des Abſatzes 2 
daſelbſt vorgeſehen.“ (Juriſtiſche Wochenſchrift, Jahrgang. 1886 
S. 272, 273.) 

Es enthält endlich die C. P. O. ſelbſt auch mindeſtens ein weiteres, 
die prinzipielle Richtigkeit der hier vertheidigten Anſicht ganz unzweifel⸗ 
haft beſtätigendes Beiſpiel, wenn ſie in § 115 geordnet hat: 

„Die für die arme Partei beſtellten Gerichtsvollzieher und Rechts⸗ 
anwälte ſind berechtigt, ihre Gebühren und Auslagen von dem in 
die Prozeßkoſten verurtheilten Gegner beizutreiben“, 

denn „die für Arme beſtellten Gerichtsvollzieher und Rechtsan⸗ 
wälte find hiernach befugt, ihre Koftenbeträge für ſich und als ihre 
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Forderung vom Gegner einzuziehen, ohne dazu einer Ceſſion der 
armen Partei zu bedürfen. Hierdurch iſt ein weſentlicher Unterſchied 
in Betreff der Stellung begründet, die ſonſt ein Dritter bez. Bevoll⸗ 
mächtigter hinſichtlich der Einziehung der Koſten gegenüber dem 
Gegner hat . . . Die in § 115 Abſ. 1 bezeichneten Anſprüche find 
hierdurch . . . geſetzlich als direkte, den Gerichts vollziehern 
und Anwälten ſelbſt ... gegen den Gegner zuſtehende 
Forderungen konſtituirt. Sie können dieſe Anſprüche „kraft eigenen 
Rechts“, wie die gleiche Beſtimmung des norddeutſchen Entwurfs 
in § 180 jagt, beitreiben.“ (v. Wilmowski § 115 Anm. 1.) 

Genau dasſelbe iſt im Prinzip beſtimmt in § 697 der 
C. P. O. rückſichtlich der direkten Haftpflicht des Schuldners 
für die Koſten der Zwangsvollſtreckung, wenn auch dieſer Vorſchrift, 
was die Erzwingbarkeit der direkt gegen den Schuldner be- 
ſtehenden Obligation anlangt, im zweiten Satz einestheils eine Er- 
weiterung, anderentheils aber, für das Zwangszvollſtreckungsver— 
fahren wenigſtens, eine Beſchränk ung beigefügt iſt, eine Erweiterung 
inſofern, als danach die den Inhalt der Obligation bildende Koſten⸗ 
ſchuld ſofort mit ihrem Entſtehen gegen den Schuldner vollſtreckbar iſt, 
eine Beſchränkung aber im Hinblick darauf, daß dieſe zwangsweiſe Ein⸗ 
hebung der Koſten der Zwangsvollſtreckung vom Schuldner nie allein, 
ſelbſtändig, ſondern immer nur zugleich mit dem zur Zwangs— 
vollſtreckung ſtehenden Anſpruch ſoll erfolgen dürfen. 

Der Anſicht, der Schuldner des Hauptanſpruchs werde durch 
§ 697 der C. P. O. rückſichtlich der Koſten der Zwangsvollſtreckung in 
ein direktes Schuldverhältniß zum Gerichtsvollzieher geſetzt, 
die vorſtehend angenommen und zu begründen verſucht worden iſt, 
find von gegneriſcher Seite eine ganze Reihe von Bedenken entgegen- 
geſtellt worden. 

Man hat in Ausſicht geſtellt, fie mit ſpezieller Begründung zu« 
ſammenzufaſſen; das kann alſo abgewartet und mag hier einſtweilen 
bemerkt werden, daß damit, ſoweit ſich der Stoff jetzt überſehen läßt, 
die Aufdeckung unlösbarer Widerſprüche, in die man mit der Annahme 
der hier vertheidigten Meinung gerathen würde, kaum zu erwarten 
ſtehen wird. 

Zwei Punkte nur ſollen hervorgehoben werden. 

Der § 156 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ſei überſehen, behauptet 
man. Das iſt nicht der Fall! Aus der Beſtimmung des § 697 der 
C. P. O. im oben angenommenen Sinne derſelben geht doch hervor, 
daß der Geſetzgeber dort den Vollſtreckungsbeamten nicht als Partei 
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im Sinne des § 156 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes betrachtet wiſſen 
will und zwar ohne Zweifel deshalb nicht, weil er als ſolche ein 
ſelbſtändiges in jeder Hinſicht von den Entſchließungen eines 
Anderen unabhängiges Recht zu Einhebung der Koſten haben müßte, 
was ihm in § 697 der C. P. O. nicht zugeſprochen iſt. 

Die oben vertheidigte Anſicht, ſo bringt man weiter gegen ſie vor, 
laufe der natürlichen Rechtsauffaſſung zuwider; ausſchließlich richtig 
und naturgemäß und auch allein entſprechend dem Rechtsverhältniß 
zwiſchen dem Gläubiger und dem Gerichtsvollzieher wäre es, daß 
bei Parteiaufträgen dem Gerichtsvollzieher gegenüber der Auftraggeber 
alleiniger Schuldner der Gebühren und der Auslagen ſei. 

Dabei iſt, um darzuthun, wie es denn nun komme, daß die Bei⸗ 
ziehung der letzteren ohne vorhergegangene Feſtſetzung derſelben vom 
Schuldner erfolge, Folgendes ausgeführt worden: 

„Wollte man für die Beitreibung der Zwangsvollſtreckungskoſten 

das richterliche Feſtſetzungsverfahren anwenden, alſo gemäß § 98 
der C. P. O. eine der Beitreibung vorangehende Feſtſetzung der be— 
reits entſtandenen („zu erſtattenden“) Koſten fordern, ſo würde man 
eine Schraube ohne Ende einführen, da jede Beitreibung der be— 
reits eniftandenen Koſten der Zwangszvollſtreckung neue Koften ver- 
urſacht und ſomit immer wieder einen neuen Feſtſetzungsbeſchluß und 
eine neue Zwangsvollſtreckung herbeiführen würde. Deshalb hat es 
der Geſetzgeber ſachgemäß für zuläſſig — und im Intereſſe des 
Schuldners auch für nothwendig — erklärt, daß mit dem zur Zwangs. 
vollſtreckung ſtehenden Hauptanſpruch auch die dem Schuldner zur Laſt 
fallenden nothwendigen Koſten der Zwangszvollſtreckung beizutreiben 
ſind. Der Auftrag zur Vornahme der Zwangsvollſtreckung wegen 
der Hauptforderung enthält alſo kraft Geſetzes zugleich den Auftrag 
an den Gerichtsvollzieher, die durch jene Zwangs vollſtreckung erſt 
entſtehenden, im Momente der Vollendung der letzteren allerdings 
ſofort exiſtent werdenden Koſten im unmittelbaren Zuſammenhang 
mit jener Zwangsvollſtreckung ſofort und unmittelbar für die Partei 
mit beizutreiben und an ſich ſelbſt abzuführen, inſofern alſo der 
Wirkung nach für ſich beizutreiben .. Der muthmaßliche Wille 
des Auftraggebers, wie er in § 697 der C. P. O. zum Auddruck ge- 
bracht iſt, geht aber immer nur dahin, die Koſten mit der Haupt⸗ 
forderung beizutreiben; in erſter Reihe ſteht immer der Auftrag, die 
letztere ſelbſt einzuziehen und von einer Einziehung der Koſten kann 
und ſoll nach dem Willen der Partei, wie er in § 697 a. a. O. 
präſumirt und geſetzlich fixirt wird, erſt die Rede ſein, nachdem die 
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Hauptforderung beigetrieben iſt.“ (Zeitſchrift für Gerichtsvollzieher 
1890 Nr. 8 S. 59.) 

Sollte die der oben vom Verfaſſer dieſer Zeilen vertheidigten An⸗ 
ſicht zu Grunde liegende Behauptung: 

„Da das Geſetz beſtimmt, die Koſten der Zwangsvollſtreckung 
fallen dem Schuldner zur Laſt, ſo muß dieſer ſie doch ſchuldig 
werden ſollen und zwar doch eben demjenigen, der ſie zu for⸗ 
dern hat, fie find alſo vom Schuldner für den Forderungs— 
berechtigten beizuziehen“ | 

einer natürlichen Rechtsauffaſſung wirklich weniger entſprechen, als 
ein Theil der vorſtehend für die gegentheilige Meinung wiederge⸗ 
gebenen Ausführungen? (z. B. „Der Auftrag ... enthält... 
kraft Geſetzes zugleich den Auftrag . . . beizutreiben und an 
ſich ſelbſt abzuführen, alſo der Wirkung nach für ſich beizu⸗ 
treiben ... Das Geſetz bringt den muthmaßlichen Willen des 
Auftraggebers zum Ausdruck ... der Wille der Partei iſt in 
8 697 präſumirt und geſetzlich fixirt.“ 

Daß, was die Haftpflicht für die im Zwangsvollſtreckungs verfahren 
entſtehenden Koſten anlangt, dem Parteiauftrag nicht unter allen 
Umſtänden die mit der gegneriſchen Behauptung für ihn in Anſpruch 
genommene unbedingte Bedeutung zukommt, iſt ſchon ausgeführt worden 
und wird unten noch weiter erörtert werden. 

Zum Zweck der Erbringung des Beweiſes aber, daß die im gegen⸗ 
wärtigen Aufſatz vertheidigte Anſicht im übrigen ſich leicht in das be⸗ 
ſtehende Rechtsſyſtem einfügen läßt, ſich alſo unmöglich mit der natür- 
lichen Rechtsauffaſſung in Widerſpruch ſetzen kann, braucht bloß daran 
erinnert zu werden, daß nicht bei jeder Obligation nur ein Be⸗ 
rechtigter (creditor) und ein Verpflichteter (debitor) in Betracht 
kommt, ſondern, daß es auch Fälle giebt, in denen bei einer und der- 
ſelben Obligation mehrere Perſonen als Schuldner oder als 
Gläubiger in der Art betheiligt ſind, daß jeder von ihnen die ganze 
Obligation trägt (jeder als Schuldner erſcheint), oder hat (jeder 
Gläubiger iſt) — Korrealobligation, Geſammtſchuld —; daß die eigent⸗ 
liche Korrealobligation zwar regelmäßig nur durch Vertrag und 
Teſtament begründet wird, ausnahmsweiſe aber auch durch Geſetz 
entſtehen kann (fr. 25 § 10 D. fam. herc. 10, 2) und daß, wenn 
es dem Geſetzgeber zukommt, die Hauptſache, das Entſtehen der Obli⸗ 
gation überhaupt zu regeln, es ihm natürlich auch unbenommen ſein 
muß, nebenbei darüber Beſtimmung zu treffen, was es mit der Er⸗ 
zwingbarkeit der den Inhalt der Obligation bildenden Leiſtung 
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des Schuldners ſeitens des Gläubigers unter Umſtänden für eine be⸗ 
ſondere Bewandtniß haben ſoll. 

Im Zwangsvollſtreckungs verfahren haftet der Gläubiger für die 
durch feinen Auftrag beim Gerichts vollzieher entſtehenden Koſten ſchon 
nach allgemeinen Grundſätzen und außerdem ausdrücklich nach § 19 
der Gebührenordnung für die Gerichtsvollzieher. 

Durch die Spezial norm des § 697 der C. P. O. iſt ihm aber, 
wie die hier vertheidigte Anſicht annimmt, kraft Geſetzes in der 
Perſon des Schuldners ein correus debendi zur Seite geftellt 
und dabei weiter beſtimmt, daß von dieſem (ſelbſtverſtändlich als von 
ihm direkt geſchuldet)h im Zwangsvollſtreckungs verfahren ſeitens 
des Vollſtreckungsbeamten die Koſten der Zwangsvollſtreckung mit 
beigetrieben werden können und mit eingehoben werden müſſen, 
wenn und ſoweit der zur Zwangsvollſtreckung ſtehende 
Hauptanſpruch beigezogen wird. Mit dieſer Einhebung iſt 
dann natürlich die rückſichtlich der Koſten der Zwangsvollſtreckung be- 
ſtehende Correalſchuld in ihrem objektiven Beſtande aufgehoben 
und es find fo beide correi — der Gläubiger und der Schuldner 
im Zwangsvollſtreckungsverfahren — befreit, der Gläubiger, ohne 
daß die für ihn geſetzlich beſtehende Verpflichtung zur Leiſtung that- 
ſächlich in die Erſcheinung hat treten können. 

Faßt man ſchließlich das Reſultat der vorſtehenden Erörterungen 
unter I. 1 kurz zuſammen, fo ergiebt ſich Folgendes: 

Die Koſten eines Prozeſſes ſetzen ſich zuſammen aus Ge- 
bühren und Auslagen der Staatskaſſe, des Gerichts voll— 
ziehers und der Rechtsanwälte. Die Haftpflicht für dieſelben 
wird im Prinzip geregelt den Forderungs berechtigten gegen- 
über durch die Koſtengeſetze, im Verhältniß der Parteien 
zu einander durch die C. P. O. und zwar in letzterer mit „all- 
gemeinen Beſtimmungen“ und mit beſonderen Normen 
für die einzelnen Abſchnitte. Im Allgemeinen leiden neben den ge— 
troffenen Spezialbeſtimmungen die ſämmtlichen Vorſchriften prinzipiell 
auch auf das Zwangsvollſtreckungsverfahren, insbeſondere alſo auch auf 
die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen des Schuldners 
wegen einer Geldforderung Anwendung. 

Im gegebenen Falle kommen bloß Gebühren und Auslagen des 
Gerichtsvollziehers in Betracht. Maßgebend rückſichtlich der Haftpflicht 
für dieſe ſind, und zwar je nach den vorſtehend bezeichneten Richtungen, 
die oben wiedergegebenen Paragraphen der Gebührenordnung für die 
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Gerichtsvollzieher, die allgemeinen Beſtimmungen in Titel 5 Abſchnitt 2 
Buch 1 und endlich § 697 der C. P. O. 

Was weiter das Verhältniß dieſer geſetzlichen Be- 
ſtimmungen zu einander anlangt, fo enthält letzterer Para- 
graph, obwohl Theil der Civilprozeßordnung, rückſichtlich der Koſten 
der Zwangs vollſtreckung doch eine aus dem Rahmen dieſes Geſetzes 
(Regelung des Verhältniſſes der Parteien zu einander) heraustretende 
Sonder beſtimmung, die ihrem Inhalte und Umfange nach oben ein⸗ 
gehend erörtert worden iſt; und hiernach allenthalben iſt rückſichtlich 
der Gerichtsvollzieherkoſten im Zwangsvollſtreckungs verfahren in das 
bewegliche Vermögen des Schuldners wegen einer Geldforderung nach 
dem zur Zeit geltenden Recht geſetzlich vorgeſchrieben: 

Für dieſe Koſten des Gerichtsvollziehers haftet in Folge Auf⸗ 
trags und nach Maßgabe der Beſtimmungen § 19 der Gebühren⸗ 
ordnung der Auftraggeber. Ihm gegenüber werden dieſe Koſten fällig, 
ſobald der Auftrag erledigt if. Neben ihn tritt aber kraft geſetz⸗ 
licher Beſtimmung in dieſe Obligation der Schuldner als 
correus debendi und bei letzterem gilt, was die Fälligkeit 
und Erzwingbarkeit der Leiſtung anlangt, außerdem die Be⸗ 
ſonderheit, daß, wenn der Hauptanſpruch beigetrieben 
wird, die Koſten der Zwangsvollſtreckung von ihm direkt zugleich 
mit eingehoben werden müſſen. 


2) Aus Anlaß der Behandlung unſerer Frage iſt an anderer Stelle 
(ef. Juriſtiſche Wochenſchrift 1890 S. 358) geſagt worden, bei 
Prüfung der Sache ſelbſt liege es nahe, von der rechtlichen Stellung 
des Gerichtsvollziehers auszugehen, nämlich von der Doppelſtellung 
desſelben als Mandatar des Gläubigers und als Beamter, 
wie ſie für die Praxis, abgeſehen davon, daß in der Litteratur die 
Streitfrage noch nicht beigelegt ſei, durch die Plenarentſcheidung des 
Reichsgerichts vom 10. Juni 1886 (Entſcheidungen Bd. XVI S. 396) 
feſtſtehe. 

In der That wird man, will man unterſuchen, wie ſich die An⸗ 
wendung der unter 1 gefundenen Normen in der Praxis geſtaltet, die 
rückſichtlich dieſer Doppelſtellung des Gerichtsvollziehers 
letztinſtanzlich aufgeſtellten Grundſätze mit in Berückſichtigung zu ziehen 
haben. 

Es mögen deshalb zuvöͤrderſt einige einſchlägige Sätze aus der 
vorerwähnten Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes folgen: 

„Daß der Gerichtsvollzieher die Eigenſchaft eines öffentlichen Be⸗ 
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amten, eines Staatsbeamten hat, kann nach den Vorſchriften der 
Reichs⸗ und der Landesgeſetze nicht zweifelhaft ſein.“ (S. 399.) 

„Wäre dieſe Eigenſchaft des Gerichtsvollziehers für das Rechts— 
verhältniß desſelben zu dem ihn mit der Vornahme einer Amts- 
handlung, insbeſondere einer Zwangsvollſtreckung beauftragenden 
Gläubiger allein maßgebend, ſo könnte ꝛc.“ (S. 400.) 

„Die Anſicht, daß die Rechtsſtellung des Gerichtsvollziehers auch 
dem Gläubiger gegenüber ausſchließlich nach deſſen Eigenſchaft als 
Staatsbeamter zu beurtheilen ſei, kann jedoch für zutreffend nicht 
erachtet werden, weil durch die Civilprozeßordnung das Rechtsver— 
hältniß des Gerichtsvollziehers zu dem ihn mit der Vornahme von 
Zwangszvollſtreckungen beauftragenden Gläubiger nach den Grund— 
ſätzen des Mandats geſetzlich geregelt iſt.“ (S. 400.) 

„In allen den Ländern, in denen das Inſtitut der Gerichts— 
vollzieher beſtanden hat, hatte derſelbe eine Doppelſtellung; 
er war zugleich öffentlicher Beamter und Mandatar der 
betreibenden Partei . .. An dieſe Entwickelung des Inſtituts 
hat die Civilprozeßord nung ſich angeſchloſſen und ebenfalls 
dem Gerichtsvollzieher dieſe Doppelſtellung ge— 
geben.“ (S. 404.) 

„Es kann .. ſehr wohl der Gerichtsvollzieher zugleich 
Vollſtreckungsbeamter, öffentlicher Beamter und Mandatar 
der Partei ſein.“ (S. 406.) 

„Auch nach den Vorſchriften der Civilprozeßord nung ſtellt 
ſich die Zwangsvollſtreckung als ein Akt der vollziehenden 
Gewalt des Staates, als ein Ausfluß der ſouveränen Macht 
desſelben dar.“ (S. 408.) 

„Das den Gerichtsvollziehern nothwendige und ver— 
liehene Imperium kommt bei der von ihnen vorzunehmenden 
Zwangsvollſtreckung dem Schuldner, gegen welchen ſie 

vollzogen wird, . .. gegenüber zur Geltung; dem ihn mit 
der Zwangsvollſtreckung beauftragenden Gläubiger gegenüber 
kann dagegen von einer Zwangsgewalt, welche der Gerichtsvollzieher 
im Namen des Staates zu üben hätte, nicht die Rede ſein, ihm 
gegenüber kommt von der doppelten Eigenſchaft, mit welcher 
der Gerichtsvollzieher bei Ausübung ſeiner Dienſtgeſchäfte bekleidet iſt, 
die des Beauftragten als maßgebend in Betracht.“ (S. 409.) 
Dies vorausgeſchickt, iſt zuvörderſt weiter die einſchlagende Be⸗ 

ſtimmung der preußiſchen Geſchäftsanweiſung heranzuziehen, die ſich 

in § 57 dort findet und lautet: 
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„Der Gerichtsvollzieher hat bei der Zwangsvollſtreckung zugleich 
die Koſten derſelben durch Zwangsvollſtreckung in bewegliche körper⸗ 
liche Sachen des Schuldners beizutreiben.“ 

Eine Konſequenz iſt es zunächſt, die ſich bei ſachgemäßer Berück⸗ 
ſichtigung alles deſſen, was vorſtehend unter 2 aufgeführt iſt, für die 
regelmäßige Anwendung der Normen unter 1 ergiebt, nämlich die, daß 
ſich der Gerichts vollzieher der Beiziehung der Koſten der 
Zwangsvollſtreckung vom Schuldner, ſoweit die Durch- 
führung der Zwangs vollſtreckung wirklich erfolgt, von 
Amtswegen zu unterziehen hat, alſo ganz abgeſehen davon, ob 
die betreibende Partei den Antrag auf Miteinhebung der Koften aus⸗ 
drücklich mit geſtellt hat, oder nicht. 

Es geht der Gerichtsvollzieher auf einen bei ihm geſtellten Zwangs⸗ 
vollſtreckungsauftrag des Gläubigers hin mit den geſetzlich vorge- 
ſchriebenen Zwangsmaßnahmen gegen den Schuldner vor, wegen des 
zur Zwangs vollſtreckung ſtehenden Anſpruchs der betreibenden Partei 
in Folge deren Antrags auf Grund des überreichten Schuldtitels, d a- 
neben aber ſelbſtändig wegen der Koften der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung auf Grund der Beſtimmung in § 697 der C. P. O. und ge⸗ 
ſtützt auf den Schuldtitel für die Hauptforderung. 

Es ſpielt ſich dieſes Zwangsvollſtreckungs verfahren wegen Haupt⸗ 
ſtammes ſammt Anhang und wegen der Koſten, ſoweit es dabei 
thatſächlich zu einer Beitreibung kommt, zwar in ein- 
heitlichen, äußerlich nicht getrennten Akten (dem der Pfändung und 
ev. dem der Verſteigerung) ab und es bildet in ihm der auf Bei⸗ 
treibung der Koſten der Zwangsvollſtreckung gerichtete Theil, da 
letztere durch die in der Hauptſache zu entfaltende Thätigkeit des Voll⸗ 
ſtreckungsbeamten überhaupt erſt entſtehen, der Natur der Sache nach 
von vornherein kein ſelbſtändiges Ganzes in dem Sinne, daß es 
auch ohne Thätigkeit in der Hauptſache als beginnend gedacht werden 
könnte; hat aber der Gerichtsvollzieher begonnen zu handeln und die 
Zwangs vollſtreckung durchgeführt, dann muß vom erſteren Zeitpunkte 
ab jeder, der es ſich zur Aufgabe ſtellt, aus der amtlichen Thätig⸗ 
keit des Vollſtreckungsbeamten rechtliche Konſequenzen zu ziehen, die 
beiden vorſtehend charakteriſirten Theile des äußerlich als einheitliches 
Ganzes erſcheinenden Verfahrens ſtreng auseinander halten, wenn er 
der Abſicht des Geſetzgebers gerecht werden will. 

Die Beitreibung der Koften der Zwangs vollſtreckung 
vom Schuldner erfolgt nicht auf Grund des Antrags des Gläu— 
bigers, wenn ſie ſich auch der Natur der Sache nach nicht denken 
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läßt für den Fall, daß kein Pfändungsantrag vorliegt, alſo nicht ge⸗ 
pfändet wird, ſondern neben („zugleich mit“, wie es im Geſetz heißt) 
derjenigen des Hauptſtammes und, auch wenn der Antrag auf Ein- 
hebung des letzteren ſich, was in der Regel der Fall ſein wird, auf 
Miteinziehung der Koften der Zwangsvollſtreckung nicht mit erſtreckt, 
kraft Geſetzes, geſtützt auf 8 697 der CP. O. und 8 57 der Ge⸗ 
ſchäftsanweiſung. 

Der Gerichtsvollzieher kann nach 8 674 der C. P. O. nur thätig 
ſein als Mandatar der Partei und darf ſeine Thätigkeit erſt nach Er⸗ 
theilung des Auftrags beginnen; immerhin iſt er zugleich öffentlicher 
Vollſtreckungsbeamter und hat die Rechte und Pflichten aus beiden 
Stellungen (v. Wilmowski Anm. zu § 674 und was dort eitirt iſt). 

Den Hauptſtamm (ſ. Anhang) treibt er bei im Auftrag des Gläu⸗ 
bigers, die Koſten der Zwangsvollſtreckung, von denen in denjenigen 
Gebieten des Reichs, in denen die Gerichtsvollzieher fixirt ſind, die 
Gebühren (Zwangsvollſtreckungsgebühr, Verſteigerungsgebühr ꝛc.) 
in die betreffende Staatskaſſe fließen, auch ohne daß der vorliegende 
Pfändungsauftrag der betreibenden Partei auf Miteinziehung der 
Koſten ſich erſtreckt (und, wenn ein überflüſſiger Weiſe derartig er⸗ 
weiterter Antrag des Gläubigers vorliegen ſollte, nicht in Ausführung 
desſelben und für den Gläubiger, ſondern) ſelbſtändig in ſeiner 
Eigenſchaft als öffentlicher Vollſtreckungsbeamter. Er be⸗ 
folgt und beobachtet, indem er ſo verfährt, die ihm als ſolchem in 
feiner Geſchäftsanweiſung in § 57, und zwar keineswegs entgegen 
dem beſtehenden Geſetz, ſondern im ausdrücklichen Einklang mit dem- 
ſelben (C. P. O.) ertheilte Inſtruktion. 

Geſetzt den Fall, die gleichzeitige Beitreibung der Koſten der 
Zwangsvollſtreckung hätte nicht ſtattgefunden, der Gerichtsvollzieher 
hätte fie unterlaſſen, weil er von der Meinung ausging, es müſſe ein 
darauf mit gerichteter, im gegebenen Falle nicht geſtellter Antrag des 
Gläubigers vorliegen, der Gläubiger hätte deshalb dieſelben im Wege 
des Koſtenfeſtſetzungs verfahrens beſonders feſtſtellen und dann auf 
Grund des Feſtſtellungsbeſchluſſes erſt beitreiben laſſen müſſen, es 
wären ihm aber, weil gleichzeitige Beitreibung der Koſten thunlich ge⸗ 
weſen wäre, die Mehrkoſten auferlegt worden (cf. v. Wilmowski, 
C. P. O. 8 697 Anm. 2.), würde der Gerichtsvollzieher, wenn er vom 
Gläubiger für letztere haftpflichtig gemacht würde, ſich mit Erfolg 
auf die Thatſache berufen können, der Gläubiger habe unterlaſſen ge- 
habt, einen ausdrücklichen Antrag zu ſtellen dahin, daß die Koſten 
der Zwangsvollſtreckung mit beigetrieben würden? Gewiß nicht! 
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Es würde ihm, wenn er ſich fo vertheidigen wollte, ohne Zweifel 
mit Recht entgegengehalten werden können, die Beitreibung der 
Koften der Zwangsvollſtreckung hätte zu erfolgen gehabt 
weder auf Antrag des Gläubigers, noch für letzteren, 
ſondern ſelbſtändig auf Grund geſetzlicher und inſtruktioneller 
Vorſchrift direkt vom Schuldner. 

Da der Gerichtsvollzieher nach § 697 der C. P. O. in 
Verbindung mit § 57 der Geſchäftsanweiſung in ſeiner Eigenſchaft 
als Vollſtreckungsbeamter die Koſten der (zur Durchführung 
kommenden) Zwangsvollſtreckung durch Zwangsvollſtreckung in 
das bewegliche Vermögen des Schuldners zugleich mit dem zur 
Zwangs vollſtreckung ſtehenden Anſpruch beitreiben ſoll, fo muß er 
folgerichtiger Weiſe nach § 709 der C. P. O. wegen dieſer Koften ein 
Pfandrecht an den gepfändeten Gegenſtänden erwerben. 

Wenn an anderer, aus einer unſere Frage behandelnden richter⸗ 
lichen Entſcheidung citirten Stelle in dieſer Beziehung geſagt iſt: 

„Das Pfandrecht aber, welches die Kläger erworben haben, kann 

nicht zur Befriedigung des Gerichtsvollziehers benutzt werden, ob⸗ 
wohl dieſer nach Beendigung der Zwangsvollſtreckung in Gemäßheit 
§ 20 der G. O. für Gerichtsvollzieher Anſpruch auf Zahlung feiner 
Koſten hatte“, 
fo iſt dieſe Auffaſſung nur eine Konſequenz der in den dort vor⸗ 
hergehenden Sätzen vertretenen, nach obigen Ausführungen des 
Verfaſſers dieſes, weil gegen die Sonder vorſchrift des 8 697 
der C. P. O. verſtoßend, abgelehnten Anſicht: 

„Es iſt davon auszugehen, daß der Gerichtsvollzieher bei Aus- 
führung der Zwangs vollſtreckung nicht für ſich, ſondern lediglich 
im Auftrage der Kläger handelte, nur dieſe alſo ein Pfandrecht 
an den von ihm gepfändeten Sachen erlangten.“ (Gerichtsvollzieher⸗ 
zeitung, Jahrgang 1889, S. 179.) 

Hält man letzteres für zutreffend, ſo muß man natürlich auch die 
logiſch richtig daraus gezogene Schlußfolgerung gelten laſſen. 

Genau ſo wird es ſich verhalten mit den im gegenwärtigen 
Aufſatz nach der bezeichneten Richtung oben gegebenen Ausführungen 
und der daraus gezogenen Konſequenz, der Gerichtsvollzieher erwerbe 
wegen der Koſten der Zwangsvollſtreckung ein Vollſtreckungspfand⸗ 
recht an den gepfändeten Sachen. 

Und doch wird man in dieſer Beziehung hier noch einwenden, 
auch wenn man die Vorderſätze des Verfaſſers dieſes billigen wollte, 
könne man die Schlußfolgerung nicht als richtig anerkennen, denn 
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die Unrichtigkeit derſelben ergebe ſich ſchon aus dem Umſtande, daß 
der betreibende Gläubiger, wie doch nirgends bezweifelt werde, allein 
den Fortgang der Zwangsvollſtreckung ſiſtiren, oder ſogar die Pfänder 
zum Theil, oder alle freigeben könne, ohne daß irgend welche, die 
Wirkſamkeit dieſer Maßregel bedingende Willenserklärung des Ge⸗ 
richtsvollziehers, der die Pfändung bewirkt habe, dazu noch erforder⸗ 
lich ſei, ohne daß alſo dieſer Gerichtsvollzieher deshalb gefragt zu 
werden brauche, weil er, wie von Niemand beſtritten ſei, irgend 
einen Einfluß auf die Rechtsgiltigkeit derartiger Entſchließungen des 
betreibenden Gläubigers nicht auszuüben vermöge. Thatſachen, die 
ſich doch ganz offenbar nicht zuſammenreimten mit der Annahme, 
dieſer Gerichtsvollzieher erwerbe mit der Pfändung wegen der Koſten 
ein Vollſtreckungspfandrecht an den gepfändeten Gegenſtänden. 

Darauf iſt zu antworten: 

Das beſprochene Pfandrecht des Gerichtsvollziehers 
hat in der That nur unter gewiſſen Vorausſetzungen die 
vollen Wirkungen des Vollſtreckungspfandrechts. Es kommt, je nach 
der Geſtaltung des Zwangszvollſtreckungs verfahrens, vor, daß die 
Befugniſſe, die dasſelbe dem Gerichtsvollzieher, wenn es unter 
allen Umſtänden vollinhaltlich wäre, geben müßte, ruhen. Deshalb 
kann man aber nicht ſagen, es liege alſo gar kein Pfandrecht des 
Gerichtsvollziehers vor, denn der Geſetzgeber hat ein ſolches in der 
That ſtatuiren wollen, wie ſich aus der Sonderbeſtimmung des 8 697 
in Verbindung mit § 709 der C. P. O. zweifellos ergiebt, wenn auch 
dieſes Pfandrecht, was ebenfalls aus dem Wortlaut des § 697 im Zu⸗ 
ſammenhang mit den aus der bereits behandelten geſetzlichen Doppel⸗ 
ſtellung des Gerichtsvollziehers fließenden Konſequenzen hervorgeht, 
unter Umſtänden wenigſtens, nur eine dem Inhalte des Begriffs 
des Pfandrechts im Allgemeinen gegenüber beſchränkte Wirkung 
haben ſoll. 

Es erwirbt der Gerichtsvollzieher zwar mit dem Akte der Pfändung 
ein Pfandrecht und behält und realiſirt es auch, wenn und ſoweit 
der zur Zwangsvollſtreckung ſtehende Anſpruch in der That bei— 
getrieben wird. Auf dieſe Wirkung iſt es aber kraft Geſetzes 
beſchränkt, weil nach dem Wortlaut des § 697 der C. P. O. die 
Koſten der Zwangsvollſtreckung vom Schuldner nur beigetrieben werden 
ſollen zugleich mit dem zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Anſpruch. 

Für den zwiſchen der Vollendung der Pfändung und dem 
Moment, mit dem die Zwangsvollſtreckung wirklich durchgeführt wird, 
liegenden Zeitraum, bezw. ſoweit Durchführung der Zwangs voll— 
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ſtreckung überhaupt nicht ſtattfindet, nach vorgenommener Pfändung 
tritt die Natur des Gerichtsvollziehers als eines Voll— 
ſtreckungsbeamten mit eigner Berechtigung zum Handeln wegen 
der Koſten der Zwangsvollſtreckung zurück hinter ſeine Eigen⸗ 
ſchaft als Mandatar der betreibenden Partei, weil letztere als ſolche, 
wenn und ſoweit es ihr beliebt, die begonnene Zwangsvollſtreckung 
gegen ihren Schuldner nicht durchzuführen braucht, der Gerichtsvoll⸗ 
zieher alſo für dieſen Fall nicht in die Lage kommen kann, ſeine 
Koſten der Zwangsvollſtreckung zugleich mit dem zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſtehenden Anſpruch beizutreiben. Die Haftpflicht wegen 
der Koſten iſt für derartige Fälle ja bekanntlich durch anderweite 
geſetzliche Beſtimmungen geregelt. 

8 697 trifft, wie ſchon ausgeführt worden iſt, definitive 
Sonder- oder Spezialbeſtimmung rückſichtlich der Koſten der 
Zwangsvollſtreckung nur für wirklich durchgeführte Zwangs— 
vollſtreckungen. Liegt aber eine ſolche vor, dann ſoll der Gerichts 
vollzieher die Befugniß haben, aus dem zwangsweiſe eingehobenen 
Betrag, weil ihm an den Pfandobjekten vom Akte der Pfändung 
ab ein Vollſtreckungspfandrecht zuſtand, wegen der nunmehr bei⸗ 
getriebenen Koſten der Zwangsvollſtreckung Befriedigung zu nehmen. 
(cf. auch der Schlußſatz aus dem eben citirten R. G.⸗Erkenntniß). Noch 
könnte man einwenden: 

Wenn der Gerichtsvollzieher die Koſten der Zwangsvollſtreckung 
zugleich mit dem zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Anſpruch 
beitreiben ſoll, dann iſt die Sachlage doch genau ſo, als wenn 
er für mehrere Gläubiger gleichzeitig pfändet. Muß er aber in 
letzterem Falle bekanntlich (abgeſehen von etwa entſtehendem Streit 
zwiſchen den Perzeptionsberechtigten) den Erlös auf die mehreren 
Gläubiger pro rata ihrer Forderungen vertheilen, ſo hat er doch mindeſtens 
analog zu verfahren rückſichtlich des Hauptſtammes und der Koſten 
bei Unzulänglichkeit des beigetriebenen Betrags zur Deckung beider, 
kann alſo im letzteren Falle feine Koften unter keinen Umſtänden 
ganz vorwegnehmen. Darauf iſt zu entgegnen, daß die bei Beginn 
der Zwangsvollſtreckung noch gar nicht exiſtirenden, erſt mit der Ent— 
faltung der Thätigkeit des Vollſtreckungsorgans entſtehenden Koſten 
der Zwangsvollſtreckung unter keinen Umſtänden als einem gleichzeitig 
mit einem ſchon angemeldeten Anſpruch zur Pfändung kommenden 
anderen Anſpruch desſelben oder eines anderen Gläubigers gleich— 
ſtehend betrachtet werden können. 

Man würde, wollte man einem ſolchen Vergleich Berechtigung zu— 
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ſprechen, die ganze, vorſtehend im Allgemeinen bereits gekennzeichnete 
Natur der Koſtenforderung verkennen; letztere entſteht dadurch, 
daß das Vollſtreckungsorgan im Intereſſe des Antragſtellers, um ihm 
zu ſeinem Gelde zu verhelfen, thätig wird; aus dieſem Grunde, weil 
mit ihr die Mühe der Beitreibung abgegolten werden ſoll, muß ihr 
der Vorrang vor der beigetriebenen Forderung zuerkannt werden, 
wenn anders man bei der Anwendung unſeres Rechts einen Grund- 
charakter desſelben wahren will, nämlich die aequitas, quae paribus 
in causis paria jura desiderat. Nur, wenn man fo verfährt, wird 
man im gegebenen Falle unter Anwendung der über Billigkeit in 
unſerem Recht geltenden allgemeinen Grundſätze in Wahrheit 
gerecht ſein, eine den Forderungen der Gerechtigkeit entſprechende 
nur gleiche Behandlung des wirklich Gleichen, dagegen ver- 
ſchiedene Behandlung des wahrhaft Verſchiedenen hand— 
haben. i 

Abgeſehen hiervon erſcheint aber außerdem, wie auch von Gegnern 

der hier geltend gemachten Anſicht zugegeben wird, 

„der Vorabzug der Koften gegenüber dem im Rechtsleben herr- 
ſchenden allgemeinen Grundſatz, daß die Koſten eines Rechtsaktes 
von der Maſſe vorweg in Abzug zu bringen find, nicht ungerecht. 
fertigt“; (Zeitſchriſt für Gerichts vollzieher, Jahrgang 1888 S. 182.) 

wozu noch bemerkt werden mag, daß letztinſtanzlich ſchon erkannt 
iſt, der Anſpruch des Gerichtsvollziehers auf Gebühren unterſcheide 
ſich ſeiner rechtlichen Natur nach in nichts von dem gleichen Ans 
ſpruche des Fiskus, wenn die Gerichte in Anſpruch genommen werden. 

Anlangend nun die Einzelheiten der Anwendung der mit allem 

Vorſtehenden gefundenen Normen auf die Fälle, die der Geſetzgeber 
in § 697 der C. P. O. im Auge hat, fo find zunächſt die beiden 
Möglichkeiten der Geſtaltung einer wirklich (mit ganzem, oder 
theilweiſem Erfolg) durchgeführten Zwangs vollſtreckung, 
nämlich 

a) die Möglichkeit, daß die Zwangsvollſtreckung neben der 
Deckung der Koſten derſelben die volle Befriedigung des 
Gläubigers wegen Hauptſtamms ſammt Anhang mit ſich ge- 
bracht hat; 

b) die aus der Ueberſchrift zu entnehmende Möglichkeit in Betracht 
zu ziehen und iſt dann dieſen als außerhalb der wirklich 
durchgeführten Zwangsvollſtreckung liegend 

c) die Möglichkeit, daß ſich die Zwangsvollſtreckung als erfolglos 
erwieſen hat, 
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gegenüber zuſtellen. Was in Bezug auf letztere zu ſagen ſein wird, 
trifft nach der hier in Frage ſtehenden Richtung auch für andere, weder 
unter die Möglichkeit a) noch unter die Möglichkeit b) zu ſubſumirende 
Beendigungsarten eines Zwangsvollſtreckungs verfahrens zu. 

In Anwendung der Vorſchrift des § 697 der C. P. O. werden 
bei den Möglichkeiten a) und b) die Zwangs vollſtreckungskoſten, ſoweit 
fie nothwendig waren, zugleich mit dem zur Zwangsvollſtreckung 
ſtehenden Anſpruch vom Schuldner beigetrieben und vom eingehobenen 
Betrag gedeckt, mag dabei der Anſpruch des Gläubigers voll mit zur 
Perzeption kommen (Möglichkeit a), oder nicht. (Möglichkeit b.) 

Den ordnungs⸗ und vorſchriftsmäßig zugleich mit der Haupt⸗ 
forderung des Gläubigers beigezogenen Betrag der Koſten der Zwangs⸗ 
vollſtreckung behält der Gerichtsvollzieher von der beigetriebenen Ge⸗ 
ſammtſumme inne, mag letztere der Höhe nach dem Geſammtbetrag 
des Hauptſtamms ſammt Anhang und der Koſten der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gleichkommen oder nicht, aber nicht etwa aus dem Grunde, 
weil er dazu berechtigt iſt inſofern, als er den geſammten eingehobenen 
Betrag für die betreibende Partei beigezogen hat und nun 
eigentlich auch an letztere abliefern müßte, die Koſten dagegen von 
der betreibenden Partei mit Poſtnachnahme (G.O. f. G. V. § 20) 
erheben könnte, ſtatt deſſen aber, der Einfachheit halber, ſogleich verfährt, 
wie vorſtehend wiedergegeben iſt, ſondern weil in der beigezogenen 
Geſammtſumme der Betrag der kraft Geſetzes ſelbſtändig beige- 
zogenen Zwangs vollſtreckungskoſten mit enthalten und 
er aus dieſem Grunde befugt iſt, davon die letzteren zu decken. 

Iſt nun aber die Zwangsvollſtreckung gegen den Schuldner ohne 
Erfolg geblieben (Möglichkeit c), ſei es, daß Pfandobjekte überhaupt 
nicht, ſei es, daß deren nur ſo wenig gefunden worden ſind, daß 
§ 708 Abf. 2 der C. P. O. Platz zu greifen hat, handelt es ſich alſo 
nicht um eine Beitreibung, nicht um eine wirklich durchgeführte 
Zwangs vollſtreckung, ſondern liegt nur der Verſuch einer 
ſolchen vor, dann muß (alſo auch im Zwangsvollſtrecknngsverfahren) 
rückſichtlich der Haftpflicht für die erwachſenen Koſten und der Fällig⸗ 
keit der letzteren auf die 88 19 und 20 der G. O. f. G. V. zurück⸗ 
gegangen werden; es erhebt alſo in Anwendung der dort erſichtlichen 
Beſtimmungen in einem ſolchen Falle der Gerichtsvollzieher dieſe Koſten, 
die fällig ſind, da der Auftrag erledigt, nämlich die Zwangsvollſtreckung 
beendet iſt, und die von dem in erſter Linie für ſie haftpflichtigen 
Schuldner nicht haben beigetrieben werden können, durch Poſtnach— 
nahme vom Auftraggeber, alſo der betreibenden Partei. 
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Was nun weiter den zweiten, oben unter 
II. 
präziſirten Theil der vorzunehmenden Unterſuchung und Feſtſtellung 
betrifft, fo find die einſchlägigen Beſtimmungen der C. P. O. enthalten 
in § 107 Abſ. 3. 

„Durch die Bewilligung des Armenrechts erlangt die Partei ... 
3. das Recht, daß ihr zur vorläufig unentgeltlichen Bewirkung 
von . . . Vollſtreckungshandlungen ein Gerichtsvollzieher ... bei⸗ 
geordnet werde“. 

8 110: „. . . einſchließlich der Zwangs vollſtreckung“. 

8 116: „Die zum Armenrecht zugelaſſene Partei iſt zur Nach⸗ 
zahlung der Beträge, von deren Berichtigung ſie einſtweilen befreit 
war, verpflichtet, ſobald ſie ohne Beeinträchtigung des für ſie und 
ihre Familie nothwendigen Unterhaltes dazu im Stande iſt.“ 

Ueber die Bedeutung der §§ 107 Ziffer 3 und 116 der C. P. O. 
ſagt in einem analogen Fall die Redaktion der „Gerichtsvollzieher— 
zeitung“, Jahrgang 1889 S. 179 gegen das Ende: 

„Es kann nicht dem leiſeſten Bedenken unterliegen, daß der Ge— 
richtsvollzieher zur Verrechuung ſeiner Gebühren mit dem für die 
arme Partei erzielten Erlöſe nicht berechtigt war. 

Hiergegen ſpricht ganz unzweideutig die Vorſchrift des § 107 
Ziff. 3 und 116 der C. P. O. Aus dieſen Vorſchriften dürfte ſich 
auch ergeben, daß der Gerichtsvollzieher überhaupt gar nicht 
den Auktionserlös zum Nachtheil der zum Armenrecht verſtatteten 
Partei wegen ſeiner Gebühren kürzen, ſondern nur inſoweit aus dem 
Auktionserlös ſich bezahlt machen darf, als derſelbe die Forderung 
der armen Partei überſteigt.“ 

Dem wird man, wenigſtens vom formellen Standpunkt allein 
aus, die Zuſtimmung nicht verſagen können, wenn man einmal, wie 
alle Beſprechungen unſerer in der Ueberſchrift geſtellten Frage, die zu 
einer Verneinung der letzteren gelangen, von der Meinung ausgeht. 
der betreibenden Partei entſtänden in ihrer Eigenſchaft als 
Antragſtellerin (Auftraggeberin) unter allen Umſtänden die 
Koften der Zwangs vollſtreckung in erfter Linie, auch in 
den Fällen, die in 8 697 der C. P. O. der Geſetzgeber im Auge hat. 

Zum mindeſten zweifelhaft würde aber, auch geſetzt, man nähme 
in der Hauptſache den letzteren Standpunkt ein, die Möglichkeit der- 
artiger Zuſtimmung werden müſſen, wenn man ſich bei der Stellung— 
nahme in der Angelegenheit nicht auf eine formelle Prüfung des Wort⸗ 
lautes von § 107 Ziff. 3 der C. P. O. beſchränkte, ſondern dabei auch 
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hier die wichtige Beſtimmung des § 106 der C. P. O. zur Berück⸗ 
ſichtigung mit heranzöge und zwar im Hinblick darauf. daß dieſer 
8 106 für die den wirklichen Intentionen des Geſetzgebers entſprechende 
Abgrenzung des Inhaltes des Armenrechts von grundlegender Be— 
deutung iſt inſofern, als dort der Begriff „Prozeßkoſten beſtreiten“ 
gebraucht iſt in untrennbarem Zuſammenhang mit „ohne Beein- 
trächtigung des für die Partei und ihre Familie nothwendigen Unter⸗ 
haltes“. 

Es fragte ſich, ob dann für Fälle, wie der jetzt beſprochene, die 
Tragweite des § 107 Ziff. 3 der C. P. O. nicht doch in anderem Lichte 
erſcheinen würde, als jetzt faſt allgemein angenommen wird. 

Doch kann die Erörterung der Frage nach dieſer Richtung hin 
hier auf ſich beruhen bleiben und zwar im Hinblick auf die aus dem 
Reſultate, das oben rückſichtlich der Natur der Sonderbeſtimmung des 
§ 697 der C. P. O. gewonnen worden iſt, ſich ergebenden, oben auch 
ſchon beſprochenen Konſequenzen. 

Faßt man nämlich unter Aufrechterhaltung der letzteren 
die Wirkungen des Armenrechts auf die praktiſche Geſtaltung 
des Verfahrens ins Auge, ſo kommt man mit Nothwendigkeit zu dem 
Ergebniſſe, daß durch dasſelbe eine Modifikation der unter I gefundenen 
Grundſätze nur herbeigeführt werden kann bei der Möglichkeit c), alſo 
in den Fällen, die außerhalb wirklich durchgeführter 
Zwangs vollſtreckung liegen. 

Der erfolgreichen Hereinziehung der 88 19 und 20 der G. O. f. 
G. V. ſteht nämlich hier die beſondere Vorſchrift in §S 107 Nr. 3 der 
C. P. O. hindernd entgegen. Der Gerichtsvollzieher kann in ſolchen 
Fällen die Koſten der Zwangsvollſtreckung, obwohl fie fällig find 
($ 20 der G. O. f. G. V.) von dem ſubſidiaͤr — nämlich für den 
Fall, daß ſie von dem an erſter Stelle haftpflichtigen Schuldner 
($ 697 der C. P. O.) nicht haben beigetrieben werden können — haftenden 
Auftraggeber (§ 19 der G. O. f. G. V.) nicht mit Poſtnachnahme er⸗ 
heben, weil dieſer das Armenrecht hat und deshalb Vollſtreckungs⸗ 
handlungen für ihn vorläufig unentgeltlich ſein ſollen; nur 
tritt an die Stelle der hier wegfallenden 88 19 und 20 der G. O. f. 
G. V. wenigſtens theilweiſe, nämlich rückſichtlich der baaren Aus- 
lagen, ergänzend der oben angezogene § 21 der G. O. f. G. V. 

Die Fälle der wirklich durchgeführten Zwangsvollſtreckung 
dagegen (Möglichkeit a und b) werden rückſichtlich ihrer praktiſchen 
Geſtaltung durch die Thatſache, daß die betreibende Partei das Armen⸗ 
recht hat, nicht berührt. 
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Zuvörderſt hat es bei der aus der Spezial vorſchrift des § 697 
der C. P. O. für Fälle, in denen Armenrecht nicht vorliegt, herzu⸗ 
leitenden Pflicht des Gerichtsvollziehers, die Koften der 
Zwangszvollſtreckung, ſoweit fie nothwendig waren, zugleich mit dem 
zur Zwangszvollſtreckung ſtehenden Anſpruch der betreibenden Partei 
vom Schuldner beizuziehen, alſo unabhängig vom Antrag 
der erſteren im oben dargelegten Sinne, auch in Armenſachen 
trotz der über das Armenrecht gegebenen Vorſchriften ſein Bewenden; 
Armenſachen unterſcheiden ſich in dieſer Beziehung in nichts von Rechts⸗ 
ſachen, in denen kein Armenrecht vorliegt; der geſammte Inhalt der 
nach dieſer Richtung in Bezug auf letztere oben gegebenen Darlegungen 
muß demnach auch für die Armenſachen als zutreffend an⸗ 
geſehen werden. Alſo auch in Armenſachen handelt der Gerichts- 
vollzieher nicht zuvörderſt bloß im Auftrage der betreiben- 
den Partei und nicht in erſter Linie und bis zur vollſtändigen Be⸗ 
friedigung derſelben wegen Hauptſtamms ſammt Anhang lediglich 
in ihrem Intereſſe, ſondern er waltet auch hier, was 
die Einhebung der Koften der Zwangszͤvollſtreckung anlangt, 
daneben ſelbſtändig ſeines Amtes ex officio als Vollſtreckungs⸗ 
beamter. 

Nirgends in dem das Armenrecht behandelnden Geſetzedabſchnitt 
iſt die Rede davon, die Spezialbeſtimmung des § 697 der C. P. O. 
gelte in Armenſachen überhaupt nicht, oder doch etwa nur für den 
Fall, daß die arme Partei wegen ihrer beizutreibenden Forderung im 
Verfahren zu Heller und Pfennig befriedigt worden ſei, dürfe aber 
ſonſt nicht zur Anwendung gebracht werden. 

Man hat zugegeben, daß auch im Falle der Inſuffieienz des 
Pfanderlöſes der Vorwegabzug der Koſten ſeitens des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers nur die Ausübung eines Rechts gegen den Gegner, nicht an 
ſich eine Verletzung der Rechte der armen Partei enthalte und ſich 
trotzdem gegen das Verfahren erklärt. (Zeitſchrift f. Gerichtsvollzieher, 
Jahrgang 1888 S. 182.) 

Es möge hier einiges aus der dafür gegebenen Begründung 
folgen; überzeugend zu wirken vermag letztere nicht, wie ſich wohl 
ſchon im Allgemeinen aus vorſtehenden Ausführungen ergiebt, nach⸗ 
ſtehend aber durch die den einzelnen citirten Sätzen beigefügten Be⸗ 
merkungen beſonders darzuthun verſucht werden wird. 

Es iſt zur Begründung unter anderem geſagt: 

„Und doch führt dieſes Verfahren in ſeinem thatſächlichen 

Ergebniſſe zu einer Verkürzung der armen Partei und muß, weil 
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mit den Intentionen des Armenrechts im Widerſpruch ſtehend, für 
unläſſig erachtet werden.“ 

Ob man eine aus dem thatſächlichen Ergebniſſe eines Ver⸗ 
fahrens fließende Konſequenz als Verkürzung einer betheiligten 
Partei bezeichnen darf, mag dahingeſtellt bleiben; den Intentionen des 
Armenrechts widerſtreitet ſie nicht, wie bereits ausgeführt worden iſt 
und auch von allgemeinen Geſichtspunkten aus unten noch dargethan 
werden wird. | | 

„Es liegt ein Schuldtitel und ein dieſen Schuldtitel verwirk⸗ 

lichender Exekutiondakt vor, deſſen Zweck es iſt, der armen Partei 
dasjenige, was ſie im voraufgegangenen Rechtsſtreite gegen den 
Gegner erſtritten hat, nun auch wirklich zu gewähren.“ 

Ein Schuldtitel und ein Exekutionsakt liegt auch vor in den 
Fällen, in denen die betreibende Partei das Armenrecht nicht hat. 
Diefer Umſtand bildet alſo für die Armenſachen keine Beſonderheit. 
Auch enthalten weder die ausdrücklichen geſetzlichen Beſtimmungen 
über das Armenrecht irgend etwas, woraus gefolgert werden könnte, 
daß der Zweck des Zwangsvollſtreckungsverfahrens in Armenſachen 
ein anderer ſei, als in den übrigen Rechtsſtreitigkeiten, noch wird ſich 
von allgemeinen Geſichtspunkten ein Unterſchied nach dieſer Richtung 
zwiſchen Armenſachen und Rechtsſachen ohne Armenrecht konſtruiren 
laſſen; im Gegentheil, prinzipiell herrſcht der Grundſatz: „Gleiches 
Recht für arm und reich!“ (cf. die zum Schluß gegebene Ausführung.) 

„Nachdem der Gerichtsvollzieher und der Anwalt genöthigt waren, 

in dem Rechtsſtreite, welcher die Feſtſtellung des klägeriſchen 
Rechts bezweckte, der armen Partei unter vorläufiger Stundung ihrer 
Gebühren ihre Dienſte unentgeltlich zu leiſten, iſt nicht anzunehmen, 
daß in dem Verfahren behufs Beitreibung des feſtgeſetzten Rechts 
d. h. in der Exekutionsinſtanz der Gebührengeſichts punkt zu 
einem die Befriedigung der armen Partei ſchmälernden 
Vollſtreckungsergebniſſe führen darf.“ 

Der Gerichtsvollzieher (und auch der Anwalt) iſt nach der C. P. O. 
aus einem ganz beſtimmt angegebenen Grunde genöthigt, im Prozeß 
ſeine Dienſte der armen Partei vorläufig unentgeltlich zu leiſten, nämlich, 
weil dieſelbe außer Stande iſt, ohne Beeinträchtigung des für ſie und 
ihre Familie nothwendigen Unterhaltes die Koſten des Prozeſſes zu 
beſtreiten. (C. P. O. § 106.) Ganz gleich geſtaltet ſich die Sachlage in 
dem Verfahren behufs Beitreibung des feſtgeſetzten Rechts, der Zwangs⸗ 
vollſtreckungsinſtanz, wenn dieſes Verfahren einen Verlauf nimmt, der 
die betreibende Partei in ihrer Eigenſchaft als Auftraggeberin nach 
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§ 19 der Gebührenordnung für die Gerichtsvollzieher als Schuldnerin 
der Gebühren und Auslagen des Gerichtsvollziehers erſcheinen läßt 
(Möglichkeit e), denn der Gerichts vollzieher muß dann die Vollſtreckungs⸗ 
handlungen (die verſuchte Beitreibung) für die arme Partei nach 
8 107, 3 der C. P. O. auch unentgeltlich ausführen. Warum man aber 
für die beiden anderen oben unter a und b angenommenen Möglich⸗ 
keiten, für welche der Grund des § 106 der C. P. O. nicht einſchlägt, 
etwas anderes als Abſicht des Geſetzgebers „annehmen“ ſoll, als was 
er mit unzweideutigen Worten in § 697 der C. P. O. beſtimmt hat, 
dafür wird ein ſtichhaltiger Grund ſchwer aufzufinden ſein. Davon, 
daß durch Vorwegabzug der Koften der Zwangsvollſtreckung ſeitens 
des Gerichtsvollziehers der Gebührengeſichtspunkt zu einem die Be⸗ 
friedigung der armen Partei in unzuläſſiger Weiſe ſchmälernden 
Vollſtreckungsergebniß führe, würde man mit Grund doch bloß ſprechen 
können, wenn der Geſetzgeber der armen Partei bis zur völligen 
Tilgung ihres Anſpruchs ein ausſchließliches Recht am Erlös zuge⸗ 
ſprochen hätte, was nirgends geſchehen iſt. 

„Nahe am Ziele der erſtrebten Rechtsverfolgung ſtehend und im 
Begriffe, das was ſie zu fordern hat, in Empfang zu nehmen, hat 
die arme Partei ein wohl begründetes Recht darauf, daß der Ge— 
richtsvollzieher nicht noch zu guterletzt ſeiner Gebühren wegen ihre 
Befriedigung beſchränkt oder unmöglich macht.“ 

Aus dem Umſtande allein, daß die arme Partei nahe am Ziel 
der Rechtsverfolgung ſteht, iſt für den Umfang ihres Anſpruchs nichts 
zu folgern; ihr Recht wächſt nicht mit der Annäherung an dieſes Ziel. 
So wenig eine an dasſelbe gelangte bemittelte Partei es verhindern 
kann, daß der Gerichtsvollzieher die Koſten der Zwangszvollſtreckung 
vom Erlöſe deckt, ſo wenig wird es eine arme Partei vermögen, 
da das Geſetz für ſie nach dieſer Richtung keine Ausnahme ſtatuirt. 

Auf eine ſolche müßte aber das vorſtehend angenommene wohl⸗ 
begründete Recht geſtützt werden können, wenn es Anſpruch auf An⸗ 
erkennung erheben wollte. 

„Die rechtliche Oualifikation des Gebührenanſpruchs iſt hierbei 
gleichgültig und muß die Gebührenforderung, auch wenn ſie ſich 
gegen den Gegner richtet, zurücktreten, bis die arme Partei be- 
friedigt iſt.“ | 

Der für die Beurtheilung naturgemäß fehr wichtige Umſtand, daß 
ſich die Gebührenforderung wider den Gegner der armen Partei richtet, 
läßt ſich mit der Bezeichnung „gleichgültig“ mit ſeinem Einfluß auf die 
Stellungnahme zur Frage nicht ohne Weiteres aus dem Wege räumen. 
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Wenn die oben über Natur und Tragweite der Spezialbeſtim⸗ 
mung des § 697 der C. P. O. entwickelte Auffaſſung richtig iſt, 
kann auch die der armen Partei in 8 107,3 der C. P. O. bewilligte 
vorläufige Unentgeltlichkeit von Vollſtreckungshand⸗— 
lungen der Gerichtsvollzieher nicht die Wirkung haben, 
für die Fälle a und b eine Modifikation der oben unter I, 2 ge⸗ 
wonnenen Geſtaltung des Zwangsvollſtreckungs verfahrens in Armen⸗ 
ſachen herbeizuführen. 

Denn nicht unentgeltlich in dem Sinne ſollen die Voll⸗ 
ſtreckungshandlungen ſein, daß der Gerichtsvollzieher vorläufig über- 
haupt von Niemandem, alſo auch nicht von dem Seitens des 
Geſetzes (§ 697 der C. P. O.) bei wirklich durchgeführten Zwangs⸗ 
vollſtreckungen in erſter Linie als haftpflichtig erklärten Schuldner etwas 
dafür dürfe verlangen können, ſondern unentgeltlich 
lediglich für die betreibende arme Partei. Die arme Partei 
ſoll nach § 107,3 der C. P. O. das Recht erlangen auf unentgelt- 
liche Bewirkung von Vollſtreckungshandlungen, ſie ſoll nichts 
dafür zu bezahlen brauchen, da ihr, ſolange ſie das Armenrecht 
hat, die Beſtreitung der Koſten nicht zugemuthet werden ſoll. In 
jedem Falle aber, in dem der Gerichtsvollzieher die Koſten der 
Zwangsvollſtreckung in Anwendung von § 697 der C. P. O. vom 
Schuldner mit beizieht und vom eingehobenen Geſammtbetrag 
deckt, werden ſie nicht von der armen Partei beſtritten, die 
betreffenden Vollſtreckungshandlungen alſo dieſer unentgeltlich 
bewirkt, denn es kann doch darüber kein Zweifel beſtehen, daß Jemand 
gebührenpflichtige Arbeiten unentgeltlich geliefert erhält, wenn 
nicht er, ſondern ein ſelbſtändig haftender Dritter die Leiſtungen 
vergütet. Letzteres trifft aber für den beſprochenen Fall zu. Hier 
ſind die Koſten vom Schuldner beigetrieben. An dieſem 
Umſtand wird weder dadurch, daß der betreibende Theil das Armen⸗ 
recht hat, noch dadurch, daß der zwangsweiſe eingehobene Betrag zur 
Deckung der Forderung und der Koſten nicht hinreicht, irgend etwas 
geändert. Bis zu dem Zeitpunkte, zu dem die Pfandſtücke verwerthet 
ſind, hatte die betreibende arme Partei, von der Vorſchuß nicht ein⸗ 
gehoben werden durfte, für die vom Gerichtsvollzieher bewirkten Voll⸗ 
ſtreckungshandlungen nichts zu zahlen, ihr aus § 107,3 der C. P. O. 
herzuleitendes Recht auf vorläufig unentgeltliche Vornahme derartiger 
Handlungen iſt alſo bis dahin ganz zweifellos gewahrt. Es wird 
aber ebenſo augenſcheinlich nicht verletzt, wenn der Gerichtsvollzieher 
nach Durchführung der Verwerthung der Pfandſtücke die Zwangs⸗ 
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vollſtreckungskoſten vom Erlöſe deckt, ſollte in Folge deſſen auch die 
Hauptforderung nur zum Theile zur Perzeption gelangen. 

Von Verletzung der Rechte der armen Partei könnte man in 
dieſem Falle mit Grund doch bloß ſprechen, wenn die Vollſtreckungs⸗ 
handlungen dadurch für ſie zu entgeltlichen würden, wenn man alſo 
dann mit Recht ſagen könnte, die betreibende arme Partei habe die 
Koſten bezahlt inſofern, als ſie den Betrag derſelben, den ſie nunmehr 
entbehren muß, noch in ihr Vermögen bekommen hätte, wenn er nicht 
zu Unrecht vom Erlöſe gedeckt worden wäre. 
| So folgern können würde man bloß dann, wenn die Deckung 
der Koſten vom Erlöſe für den Fall der Möglichkeit b) gegen eine ſie 
verbietende geſetzliche Vorſchrift verſtoßen würde. Das iſt aber nicht 
ſo, im Gegentheil, der Erlös haftet kraft der auch für Armenſachen 
ungeſchmälert in Kraft ſtehenden Sonderbeſtimmung des § 697 
der EBD. für die Koſten der wirklich durchgeführten 
Zwangzvollſtreckung, und außerdem iſt nicht nur dem Begriff 
„vorläufig unentgeltlich“ Genüge gethan, ſondern es ſteht nunmehr 
ſogar definitiv feſt, daß die betreibende arme Partei für die 
Vornahme der Vollſtreckungshandlungen des Gerichtsvollziehers dem 
letzteren nichts zu bezahlen hat. 

Daß, wenn die zur Natur und Tragweite des § 697 der C. P. O. 
hier eingenommene Stellung als korrekt anerkannt wird, auch § 116 
für die Verneinung der in der Ueberſchrift geſtellten Frage mit Er⸗ 
folg nicht angeführt werden kann, ergiebt ſich aus den vorſtehenden 
Ausführungen wohl von ſelbſt. | 

Hiernach allenthalben führt die Auslegung der einfchlägigen 
geſetzlichen Beſtimmungen zu einer Bejah ung der in der Ueber— 
ſchrift geſtellten Frage entgegen der, wie erwähnt, in Theorie 
und Praxis anſcheinend herrſchenden Meinung. 

Wenn in der Praxis, abgeſehen von bereits veröffentlichten Richter⸗ 
ſprüchen, in einer erſtinſtanzlichen Entſcheidung in Bezug auf die hier 
behandelte Frage und zwar theilweiſe lediglich geſtützt auf die bei 
v. Wilmowski gegebene, Eingangs citirte Begründung geſagt iſt: 

„Zu dieſem Abzug kann jedoch der Gerichtsvollzieher nicht als 

berechtigt betrachtet werden, da bei einem derartigen Abzug die 
Gläubigerin (bei welcher in Folge der fraglichen Pfändung ſelbſt⸗ 
verſtändlich noch keine beſſere Vermögenslage eingetreten iſt, die zur 
Koſtenzahlung verpflichten könnte) als der die Koſten der Zwangs⸗ 
vollſtreckung tragende Theil erſcheinen und der Gerichtsvollzieher 
Befriedigung für ſeine Gebühren zum Nachtheile der armen Partei 
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erlangen würde, was dem Zwecke der Armenrechtsertheilung wider- 
ſpricht“, 
ſo iſt dazu zu bemerken: 

Zugegeben werden müßte vielleicht die Unzuläſſigkeit des Ver⸗ 
fahrens des Gerichtsvollzieher8, wenn die arme Partei in der That, 
wie in der Entſcheidung behauptet wird, in einem ſolchen Falle als 
der die Koſten der Zwangsvollſtreckung tragende Theil erſchiene. In⸗ 
wiefern jedoch letzteres der Fall ſein ſoll, das iſt in der Entſcheidung 
ebenſowenig begründet, wie die in derſelben aus der Theorie adoptirte 
Meinung, daß der in einem Falle, wie dem gegebenen, die Koſten 
der Zwangsvollſtreckung vom beigetriebenen Betrag deckende Gerichts— 
vollzieher Befriedigung für ſeine Gebühren zum Nachtheile der armen 
Partei erlange. 

Daß die erſtere Annahme nicht zutrifft, ergiebt ſich wohl aus 
den oben zur Auslegung der einſchlägigen Geſetzesſtellen gegebenen 
Darlegungen zur Genüge. 

Als nachtheilig aber für einen Anderen im rechtlichen 
Sinne können von mißliebigen Folgen für ihn begleitete Handlungen 
Jemandes bloß bezeichnet werden, wenn der Handelnde ſie ohne 
rechtliche Grundlage vornimmt. Qui jure suo utitur, nemini 
facit injuriam. Der Gerichtsvollzieher handelt in einem ſolchen 
Falle in Gemäßheit der durch die über das Armenrecht erlaſſenen 
Beſtimmungen nicht tangirten geſetzlichen Specialnorm des § 697 der 
C. P. O., befindet ſich alſo auf ganz legalem Boden, verfolgt einen 
ihm geſetzlich zuſtehenden Anſpruch. Wo ſteht das Recht der armen 
Partei auf den ganzen beigezogenen Betrag geſchrieben für den Fall, 
daß letzterer zur Deckung der Koſten der Zwangszͤvollſtreckung und 
des zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Anſpruchs nicht ausreicht? 
Auf die Worte „vorläufig unentgeltlich“ in § 107, 3 der C. P. O. läßt 
es ſich nicht zurückführen, wie oben dargethan worden iſt. 

Wenn aber ein ſolches Recht nicht nachgewieſen werden kann, 
dann bleibt kein ſtichhaltiger Grund übrig zu der Behauptung, die 
Deckung der Koſten der Zwangsvollſtreckung vom beigetriebenen Be— 
trage geſchehe in einem ſolchen Falle zum Nachtheile der armen 
Partei. 

Die auf gegen den vorſtehend beſprochenen Richterſpruch er- 
hobene Beſchwerde in der II. Inſtanz ergangene beſtätigende Ent⸗ 
ſcheidung enthält nichts, was über die Frage nicht bereits veröffent⸗ 
licht und nicht mit vorſtehenden Ausführungen bereits beſproche 
wäre. N 
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Schließlich möge es geſtattet ſein, die in der Ueberſchrift aufge⸗ 
worfene Frage im Anſchluß an die vorſtehend verſuchte Interpretation 
der einſchlägigen Geſetzesſtellen noch kurz von allgemeinen Geſichts⸗ 
punkten aus zu betrachten, wenn auch auf die mit derartigen Be⸗ 
trachtungen erzielten Reſultate in der Praxis häufig nicht das gebüh⸗ 
rende Gewicht gelegt zu werden pflegt. 

Zwei Momente ſollen dabei hier hervorgehoben werden, nämlich 
einmal die Tendenz des Geſetzes, rückſichtlich deren im Kommen- 
tar von v. Wilmowski und Levy gelegentlich in einer Anmerkung 
ausgeführt iſt: 

„Den Ausdruck ... zu beſchränken, würde der Tendenz des 
Geſetzes nicht entſprechen, welche aus § 116 der C. P. O. dahin 
zu entnehmen iſt, daß die arme Partei nicht allein an der 
Rechtsverfolgung durch die Nothwendigkeit der Vorſchußleiſtung 
nicht behindert, ſondern auch, ſolange der Grund für die Bewilli— 
gung des Armenrechts beſtehen bleibt, nicht durch Einklagung der 
Koſten und Verſuche der Beitreibung vexirt werden ſolle, 
indem ſchon die Vorausſicht ſolcher Maßnahmen eine Behinderung 
der Rechtsverfolgung in ſich ſchließt.“ (v. Wilmowski $ 107 Anm. 5 
S. 175.) 

Mit dieſer Tendenz harmonirt das vorſtehend gefundene 
Reſultat, nämlich die Bejahung der in der Ueberſchrift ge- 
ſtellten Frage ohne Zweifel, da man meines Dafürhaltens un— 
bedenklich behaupten kann, wenn die Koſten der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung zugleich mit dem zur Zwangs vollſtreckung ſtehenden Anſpruch 
vom Schuldner beigetrieben werden, ſo wird dadurch der 
arme Gläubiger in keiner Weiſe vexirt. 

Hiernächſt aber der (auch in der Theorie und zwar gewiß mit 
Recht an die Spitze der Bemerkungen zum Abſchnitte über das 
Armenrecht geſtellte) Satz: 

„Die Bewilligung des Armenrechts iſt eine Folge 
der Pflicht gleichen Rechtsſchutzes für Arme und 
Reiche.“ 

„Arm“ und „reich“ („bemittelt“) ſind im gewöhnlichen Leben 
relative Begriffe. Angenommen, man wäre bei Anwendung geſetz— 
licher Normen genöthigt, aus ihnen allein rechtliche Konſequenzen zu 
ziehen, ſo wäre dafür, daß letztere ſich immer und überall in gleich 
feſten Grenzen bewegten, wenig Bürgſchaft vorhanden. Aus dieſem 
Grunde war der das Armenrecht im Prozeß regelnde Geſetzgeber ge— 
nöthigt, allgemein leicht und klar erkennbar die thatſächlichen Merk⸗ 
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male zu bezeichnen, deren Vorhandenſein in den Verhältniſſen einer 
Perſon feſtgeſtellt ſein muß, wenn dieſe Perſon als „arm“ ſoll bezeichnet 
und behandelt werden könne. Das iſt geſchehen in § 106 der C. P. O. 

„Arm“ im Sinne der letzteren iſt, wer außer Stande iſt, ohne 
Beeinträchtigung des für ihn und ſeine Familie nothwendigen Unter⸗ 
haltes die Koſten des Prozeſſes zu beſtreiten. 

Damit iſt der vom Standpunkt des Geſetzes aus zwiſchen beiden 
Begriffen beſtehende Unterſchied gehörig präziſirt, folgeweiſe aber 
zugleich und zwar nach der poſitiven und nach der negativen Seite 
genau normirt, welchen Erfolg der Geſetzgeber mit der Ertheilung 
des Armenrechts erzielt wiſſen will, um den Rechtsſchutz, den er dem 
Armen wie dem Reichen (Bemittelten) gewähren will, als gleich- 
werthig erſcheinen zu laſſen. 

Ausgleichend zwiſchen arm und reich (bemittelt) ſollen die über 
das Armenrecht gegebenen Beſtimmungen im Prozeß wirken, wenn 
und fo oft dem Armen nach dem regelmäßigen Verlauf des Ver— 
fahrens dadurch, daß er Koſten zu beſtreiten hätte, der für ihn und 
feine Familie nothwendige Unterhalt beeinträchtigt würde. Der be⸗ 
bemittelte Staatsbürger kann die im Laufe eines Prozeſſes fällig 
werdenden Vorſchüſſe, Gebühren und Auslagen zahlen, während der 
arme das ohne derartige Beeinträchtigung nicht zu thun vermag. 

Dieſe Ungleichheit zwiſchen einem bemittelten und einem armen 
Staatsbürger will das Geſetz beſeitigen dadurch, daß dem letzteren 
das Armenrecht ertheilt wird und er in Folge deſſen im Allgemeinen 
im Laufe des Prozeſſes (ev. auch für weiter hinaus) von allen 
derartigen Verpflichtungen nach Maßgabe der einſchlägigen 88 der 
C.P. O. vorläufig befreit bleibt. Wenn man für das Zwangsvoll— 
ſtreckungsverfahren, das nach § 110 der C. P. O. bei der Ertheilung 
des Armemechts für die erſte Inſtanz eingeſchloſſen iſt, die obigen 
3 Möglichkeiten in Betracht zieht, fo iſt für die Möglichkeit a) Gleich- 
ftellung von arm und reich gegeben, ohne daß es einer Hereinziehung 
der über das Armenrecht erlaſſenen Specialbeſtimmungen bedarf, denn 
beide haben gleichmäßig alles bekommen, was ſie zu erhalten hatten. 

Bei Möglichkeit c) iſt das negative Reſultat durch die betreffen⸗ 
den Organe des Staates in der vorgeſchriebenen Weiſe konſtatirt 
worden, gleichviel, ob Kläger bemittelt oder arm war, Gleichſtellung 
beider im Sinne des Geſetzes aber dabei auch im Uebrigen ge— 
wahrt inſofern, als die der bemittelten Partei gegenüber, welche zahlen 
kann, rückſichtlich der Koſten der Zwangsvollſtreckung Platz greifende 
Anwendung der die Norm des § 697 der C. P. O. ergänzenden 
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88 19 u. 20 der G. O. für die Gerichtsvollzieher der armen Partei 
gegenüber ausgeſchloſſen, letztere alſo von der Berichtigung 
dieſer Koſten einſtweilen befreit iſt, weil fie ſolche ohne Be⸗ 
einträchtigung des für ſie und ihre Familie nothwendigen Unterhaltes 
nicht zu beſtreiten vermag. 

Eine analoge wirkliche Gleichſtellung von arm und reich für die 
Möglichkeit b) aber kann bloß herbeigeführt werden, wenn die in 
der Ueberſchrift geſtellte Frage bejaht und demgemäß 
verfahren wird. Denn es werden, wenn es ſich um Beitreibung der 
Forderung eines Bemittelten handelt, unter Anwendung der allge— 
meinen Vorſchrift in § 697 der C. P. O. die Koften der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung zugleich mit dem zur Zwangzvollſtreckung ſtehenden Anſpruch 
eingehoben und vom beigezogenen Betrag gedeckt; der Bemittelte 
wird alſo bei der Möglichkeit b) wegen ſeines Anſpruchs thatſächlich 
nur befriedigt in dem Verhältniſſe, in dem die eingehobene Summe nach 
Abzug des zur Deckung der Koften der Zwangsvollſtreckung erforder— 
lichen Theilbetrags ſich darſtellt zum Betrag der eingeklagten Forderung. 

Genau nur in dieſe Lage kann die C. P. O. in einem 
ſolchen Falle eine arme Partei verſetzen wollen, wenn es wahr iſt, 
daß ſie mit den Beſtimmungen über das Armenrecht nur eine 
Gleichſtellung der armen und der bemittelten Staatsbürger im 
Prozeß, gleichen Rechtsſchutz für arm und reich herbeiführen will. 

In dieſe Lage iſt aber eine arme Partei gebracht, wenn die 
in der Ueberſchrift geſtellte Frage bejaht und dementſprechend verfah- 
ren wird, denn ſie würde, wenn ſie bemittelt wäre, genau nur ſo 
viel bekommen. 

Verneint man aber die Frage, dann ſind bei der Möglichkeit b) 

der arme und der bemittelte Staatsbürger nicht gleich geſtellt, 
ſondern es iſt der erſtere vor dem letzteren bevorzugt, denn 
der Arme erhält, ohne daß für derartiges Vergehen eine geſetzliche 
Vorſchrift angeführt werden kann, den ganzen beigetriebenen Betrag, 
der Bemittelte nur den nach Deckung der Koften der Zwangsvoll— 
ſtreckung davon übrig gebliebenen Reſt. 
Nicht eine Bevorzugung einer armen Partei vor einer 
bemittelten hat aber die C. P. O. mit ihren Beſtimmungen über das 
Armenrecht herbeiführen wollen, ſondern Gleich ſtellung beider, 
gleichen Rechtsſchutz für arm und reich. 

Die Bejahung der in der Ueberſchrift aufgeworfenen Frage recht— 
fertigt ſich alſo auch von allgemeinen Geſichtspunkten aus. 
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Zu der Darſtellung des Coburger ehelichen Güter⸗ und Erb⸗ 
rechts in Unger's Handbuch des meiningiſchen Privatrechts. 
Von Herrn Landgerichtsrath Dr. Schack in Meiningen. 


Ich würde das Coburger eheliche Güter- und Erbrecht nicht 
nochmals zum Gegenſtande einer Erörterung in dieſen Blättern ge— 
macht haben, wenn nicht der jüngſt veröffentlichte III. Band des 
Unger'ſchen Privatrechts verſchiedene Angriffe auf meine Anſichten 
enthielte, die mir eine Erwiderung abnöthigen. 

In meiner Abhandlung Bd. 33 dieſer Blätter habe ich S. 27 
in N. 70 eine Urkunde aus dem Weisthum Rodach angezogen und 
Bd. 39 S. 11 unter 7 (X b) wörtlich angeführt, welche eine der 
wichtigſten Belegſtellen für meinen Standpunkt bildet, der nach wie 
vor dahin geht, daß der überlebende Ehegatte auch bei beerbter Ehe 
Alleinerbe, ſog. Vorerbe iſt, und die Kinder nur Anwärter, ſog. Nach⸗ 
erben ſind. Dieſe Urkunde lautet: 

Zew wiſſen Als ir vns geſchrieben habt von Hannsen 
Hewßners, vnd Elfen ſchneyderin kinderen wegen euch 
das zw lewtern 1). Ob Hewßners Bruder odder Elſen 
ſchneiderin kindere nechſt erben zu ir geloſſen habe?) fein 
ſollen, Fügen wir euch wiſſen, So ſolichs bey vnd geſchee, 
So weip vnd man lenger dan Jar vnd tagk bey einander 
elich ſeſſen, eins des andern habe nach ſeinem Tode vnd 
abgehen billigen iſt, Es were dan das ſolichs in der hewereyt 3) 
begeben oder vorteydingt were worden, zuuormerken das die 
Frawe ire habe den kinderen zeuzeweygen mechtigk geweſt iſt, 
vnd das die kinder neher erben ſeint dan des gnantten 
hewßners bruder. 

Unger, der den Ueberlebenden als bloßen Leibzüchter und die 
Kinder als Subſtanzerben anſieht, ſagt a. a. O. S. 204 N. 9 von 
dieſer Stelle, daß es ſich darin nach dem Vorbringen und den Namen 
der Parteien nur darum handeln könne, ob die Wittwe das Vermögen 
des kinderloſen Mannes auf die Kinder ihrer weiteren Ehe vererbe, 
und behauptet auch in N. 81 S. 220, daß ich dieſer Stelle einen 
unrichtigen Sachverhalt unterlegte. Ich muß Unger dieſen Vorwurf 
zurückgeben und zwar aus folgenden Gründen. 

Die Parteirollen und die zu entſcheidende Streitfrage ligen in 
der Stelle folgendermaßen: Hans Heußner war mit Elſa geb. Schneyder 


1) = erläutern. 2) = nachgelaſſenen Habe. 3) = Heirath. 
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verheirathet, und es ſind aus dieſer Ehe mehrere Kinder hervorge⸗ 
gangen. 

Zuerſt iſt Hans Heußner, dann die Ehefrau mit Tod abgegangen, 
und die Kinder find im Beſitz des von ihren beiden Eltern hinter 
laſſenen Vermögens. Da tritt ein Bruder des Mannes auf und 
verlangt das Vermögen, wohl bloß das vom Manne herrührende 
(kraft vermeintlichen Rückfallrechts), weil er ſich, da die Ehefrau 
der überlebende Elterntheil war, inſoweit für beſſer berechtigt hält, 
als die gedachten Kinder. Der Coburger Rath belehrt die Rodacher 
Schöffen dahin, daß, wenn Weib und Mann über Jahr und Tag 
mit einander ehelich zuſammen leben, eines das andere nach deſſen 
Tode beerbe und daß im gegebenen Falle das Vermögen von der 
Frau auf die Kinder erblich übergegangen ſei, da die Kinder nähere 
Erben ſeien als Hans Heußners Bruder. 


Unger will Hans Heußner und „Elfe Schneyder“ offenbar de3- 
halb nicht als Eheleute gelten laſſen, weil die Frau nicht als Elſe 
Heußner bezeichnet iſt. „Die Namen der Parteien“ haben ihn 
ſtutzig gemacht. Allein er überſieht, daß der — in kleineren Ortſchaften 
noch heutzutage anzutreffende — Gebrauch, die Ehefrau nach 
ihrem angeſtammten Familiennamen zu nennen, in der damaligen 
Zeit auch in Rechtszeugniſſen vielfach anzutreffen iſt. 

Bode bringt z. B. im Anhang zu Theil II S. 318 8 53 fol⸗ 
gende Urkunde: „1404. ez iſt zu wizzen, daz Heintz Köler, und 
Margret Hedlerin fie eliche wirtin pp. fin über ein worden pp.“ 

Solche Beiſpiele ließen ſich in Menge nachweiſen, und ich mache 
mich auf allen Fall anheiſchig, weitere beizubringen. 

Daß Hans Heußner und Elſe Schneyder Eheleute waren, ergiebt 
ſich auch daraus, daß unmittelbar nach ihrer namentlichen Auf— 
führung der Rat fortfährt: „So ſolichs bey vns geſchee, So weip 
vnd man. 

Daß ferner die Ehe zwiſchen Hand Heußner und Elfe (geb.) 
Schneyder nicht, wie Unger annimmt, kinderlos war, ſondern daß die 
gerichtlich belangten Kinder aus ihrer beiden Ehe ſtammen, ergiebt 
der Wortlaut des Eingangs der Urkunde vollkommen klar. Denn 
es heißt da: „. ... von Hanſen Hewßners und Elfen ſchney⸗ 
derin kindern ...“ 

Elſe Schneyder war alſo die Ehefrau des Hans 
Heußner und die Kinder, von denen die Rede iſt, 
rühren aus deren Ehe her. 
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Daß Hans Heußner zuerſt und dann die Frau verſtorben, ſcheint 
auch Un ger nicht zweifelhaft zu ſein. 

Ferner ſteht aber auch das „Vorbringen“ der Parteien nach 
Unger der der Urkunde von mir gegebenen Auslegung entgegen; in 
wiefern, ſagt Unger nicht. Es muß beſonderes Gewicht darauf ge— 
legt werden, daß die Frau der überlebende Theil geweſen iſt, und 
daß in damaliger Zeit das Erbrecht der Ehefrau noch in gewiſſer 
Hinſicht als ein beſchränkteres angeſehen wurde, als das des Ehe— 
mannes (Vocke I S. 588 k 11.) Der Erbanſpruch des Bruders 
des Mannes kann daher nicht ſonderlich befremden. Wäre der Mann 
zuletzt verſtorben, fo würde ein Streit wahrſcheinlich gar nicht aus— 
gebrochen ſein. 

Wie Unger dazu kömmt, aus der Urkunde herauszuleſen, daß 
noch eine zweite Ehe der Elſe Schneyder mit einem Manne dieſes 
Familiennamens in Frage komme, iſt mir unverſtändlich geblieben. 
Wo findet ſich auch nur die geringſte Andeutung hiervon? Da, wie 
ausgeführt, weder Namen noch Vorbringen hierauf hinweiſen, wäre 
es unbedingt erforderlich geweſen, das Vorhandenſein einer zweiten 
Ehe, wenn es ſich um eine ſolche handelte, ausdrücklich zu erwähnen. 
So flüchtig find derlei Urkunden, wie jeder weiß, der ſich damit ein- 
gehender beſchäftigt hat, niemals gefaßt. Sie würden nahezu 
werthlos fein, wenn die Ausdrucksweiſe keine zuverläſſigere wäre. Es 
wird denn auch in der That in den Urkunden jener Zeit eine weitere 
Ehe, wenn ihre Exiſtenz auf das betreffende Rechtsverhältniß von 
Einfluß iſt, ſtets beſtimmt hervorgehoben; ſiehe z. B. dieſe Blätter 
Bd. 39 S. 10 Nr. 1 (X b) v: „Die unvorbrochen handt do were.“ 
S. 10 Nr. 4 v: „So einer Frawen ir Erſt man were abgangen von 
Todswegin ...“ S. 11 Nr. 5 v: . . . Ob ein wittwe iren Witwer 
ſtuhl vorrück ...“ S. 12 Nr. 8 v: „. . kindern fo hans eberwein 
mit feiner letzſten eligen hawsfrawen gewonnen .. . hat.“ S. 13 
Nr. 12 v: „. . . . zew irer mutter, das die iren witweſtuhl vorruckt 
habe ...; ebendaſelbſt: ... das .. . dieſelbe habe Nach irem Tode 
billig gefille auff ire forder kindere, vnd auch auf die kindere, die ſie 
Inzundt mit dem anderen man hot ...“ 

Es iſt alſo des Vorhandenſeins einer zweiten Ehe in den 
Nummern 1, 4, 5, 8, 12 des Weisthums beſonders gedacht und gerade 
in der uns ſpeziell beſchäftigenden dazwiſchen liegenden Nummer 7 
ſollte ihre Erwähnung unterblieben ſein? Jeder einzelne Satz der 
Urkunde ſpricht dagegen. Ich brauche mich wohl auf anderweite Ur- 
kunden aus jener Zeit, die mir in Menge zur Verfügung ſtehen, nicht 
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erſt noch zu beziehen, um Unger's Einwurf zu entkräften. Trotz dieſes 
ſchwerwiegenden Gegenbeweismaterials nimmt Unger keinen An⸗ 
ſtand, auf S. 220 a. a. O. in N. 81 nochmals zu behaupten, ich 
hätte der mehr beſprochenen Urkunde 7 (XX b) einen unrichtigen 
Sachverhalt unterlegt. Der Leſer wird leicht entſcheiden können, auf 
welcher Seite die unrichtige Auffaſſung liegt. Ich bin der Meinung, 
daß nach dem Geſagten die Auslegung, die ich der Urkunde gegeben 
habe, als durchaus gerechtfertigt daſteht. Sie ſagt nicht mehr und 
nicht weniger, als daß nach des Vaters Tode deſſen geſammtes 
Vermögen auf die Mutter und von da erſt auf die 
Kinder erblich übergegangen iſt. Denn: „eines iſt des an⸗ 
deren habe nach ſeinem Tode“ und „die Frawe iſt ire habe den kin— 
deren zeuzeweygen mechtigk geweſt“ 1). Die Urkunde iſt alſo in Wahr⸗ 
heit eine der wichtigſten und wohl die älteſte an: Belegſtelle 
für die von mir vertretene Anſicht. 

Der Inhalt der Urkunde 7 (XX b) erſcheint in dem Rodacher 
Weisthum in Nr. 9 (XXII) S. 12 Bd. 39 d. Bl. nochmals in ab⸗ 
gekürzter Form. Es heißt da: | 

„Zew wiſſen wen tzwey Elevt mit eynander leben vber die 
Jarsfriſt vnd get der man von Todswegin abe vor der frawen 
vnd klagen des mans Brweder nach der habe, die frawe iſt 
yn nichts pflichtigk“. 

Hier iſt es dem Concipienten zweifellos darum zu thun, nicht 
etwa den Satz zu fixiren, daß bei kinderloſer Ehe nach Jahr 
und Tag die Frau den Mann beerbe, ſondern im Anſchluß an die 
Urkunde 7 (XX b) vielmehr darum, daß nicht nur der Mann Nächſt⸗ 
erbe der Frau wird — was ein landläufiger der Beurkundung nicht 
bedürftiger Satz war; ſ. o. — ſondern umgekehrt auch die Frau 
Erbin des Mannes (ſ. auch unten bei dem Heldburger Zeug— 
niß von 1595). 

Daß die Urkunde 9 (XXII) den gleichen Fall wie 7 (XX b) 
im Auge hat, leuchtet ohne Weiteres ein. Entweder haben zwei ver— 
ſchiedene Perſonen an der Sammlung der Rechtsſprüche gearbeitet, 
oder es iſt dem einen und ſelben entgangen, daß der Rechtsſpruch 
ſchon einmal in ausführlicherer Faſſung zur Spruchſammlung gekom— 
men war. 

In jedem Fall iſt, nachdem, wie dargelegt, in Ziffer 7 (XX b) 

1) ſ. auch Nr. 4 (XVIII) des Weisthums, wo eine Wittwe, aus deren erſter 


Ehe ein Kind vorhanden iſt, wieder heirathet: „was des kindes vater hatte geloſſen 
bey ſeiner mutter, das ſollte die mutter halb teyl mit dem kinde.“ 
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das abſolute Alleinerbrecht des Ueberlebenden einwandfrei zum Aus⸗ 
druck gekommen iſt, in Ziffer 9 (XXII) nicht minder klar bezeugt, 
daß lediglich die Jahresfriſt dafür den Ausſchlag giebt (1. 
Weiteres darüber bei Heldburg unten 1595), darauf aber, ob Kinder 
vorhanden ſind oder nicht, gar nichts ankömmt. 

Letzterer Satz ſteht ja bekanntlich keineswegs vereinzelt da. Er 
iſt außer in Ziffer 9 (XXII) zunächſt zu leſen in Artikel 8 Ziffer 3 
der Coburger Statuten: Wenn ein Kind zur Ehe greift oder ſeine 
eigene Haushaltung führt, dasjenige, was es vererbt, nicht allein ſein 
eigen iſt, ſondern daß es dasſelbe „auch vor den Eltern“ auf ſeinen 
Ehegatten vererbt. 

Rüſtling hatte hier nach der Stoffordnung — das Kapitel han- 
delt von der väterlichen (elterlichen) Gewalt — keinerlei Grund, be— 
ſonders zu erwähnen, ob die Ehe eine beerbte iſt oder nicht. Es war 
ihm nur darum zu thun, die Zurückſetzung auch der Eltern hinter dem 
Ehegatten feſtzulegen. Man darf übrigens nicht überſehen, daß er den 
Fall der bekindeten Ehe auch hier wenigſtens andeutet. Denn das 
verheirathete Kind vererbt ſein Vermögen „auch“ vor den Eltern auf 
ſeinen Ehegatten, alſo nicht bloß vor den Kindern. Unger wird 
gewiß nicht behaupten wollen, daß dieſes Wörtchen ohne Bedeutung 
ſei. Gleichwohl nimmt er keinen Anſtand, meine Auslegung als eine 
„willkürliche“ zu bezeichnen. Ich darf das Urtheil darüber, ob dieſe 
Kritik eine berechtigte iſt oder nicht, wohl um ſo getroſter dem Leſer 
überlaſſen, als nach dem oben Geſagten der Werth namentlich der 
Urkunde 7 (XX b) nunmehr wohl endgültig in das richtige Licht ge— 
ſetzt iſt. 

Ferner ſpricht auch Güntzel in den neuen Coburger Statuteu 
Artikel 11 Ziffer 1 ſchlankweg aus: „Denn weilen ein Ehe— 
menſch allhier das andere erbet, ſo muß auch eins des 
andern Schuld bezahlen.“ Wer will hier behaupten, daß die gegen— 
ſeitige Schuldhaftung die Kinderloſigkeit vorausſetze? Unger über— 
geht dieſe Stelle mit Schweigen. 

Wenn es dann in Artikel 11 Ziffer 2 der Coburger Statuten 
heißt: „Das Weib ſei die Schulden (des Mannes) zu entrichten 
ſchuldig, wolle ſie anders deſſen Erbe ſein, ſo nennt dies Unger 
einen „ungeſchickten Konſtruktionsverſuch“, der ſich für meine Anſicht 
nicht verwerthen laſſe. Ich ſehe darin einen ebenſo klaren Ausſpruch, 
wie es der vorhergehende iſt: unklar und ungeſchickt ſcheinen beide 
Stellen nur dem, der ſie, wofür nach ihrer Faſſung nicht der entfern⸗ 
teſte Grund vorliegt, bloß auf die kinderloſe Ehe bezieht. 
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Von Artikel 14 Ziffer 9, 11— 13 behauptet Unger, wegen der 
„Kürze des Ausdrucks“ bewieſen auch dieſe Stellen für meine Anſicht 
nichts. Sie ſind aber nichts weniger als kurz gefaßt und beweiſen, 
wie ich früher eingehend begründet habe, auf das Allerſchlagendſte 
das Gegentheil von dem, wofür Unger eintritt. Es iſt bedauerlich, 
daß Unger nicht angegeben hat, was denn nach ſeiner Auffaſſung 
dieſe überaus wichtigen Paragraphen eigentlich beſagen. 

Zu Artikel 14 Ziffer 1 der Statuten mache ich entgegen Unger 
S. 220 wiederholt darauf aufmerkſam, daß, wenn die Stelle nicht 
von der Grundtheilung zu verſtehen wäre — erſt ſie ſchafft ja eigent- 
liches endgültiges Erbrecht für alle Theile — die ganzen Statuten 
über dieſes bedeutſame Inſtitut kein einziges Wort enthalten würden, 
was doch geradezu unerklärlich wäre. Man vergleiche, was ich in 
meiner Abhandlung Bd. 33 S. 110 dieſer Bl. über das Sprichwort 
„So viel Mund, ſo viel Pfund“ ausgeführt habe. 

Aus einer Menge weiterer Belege, die ſämmtlich in meiner Ab- 
handlung aufgezählt und umſtändlich erläutert ſind, greife ich nur 
noch das Heldburger Zeugniß von 1595 (Bd. 39 S. 32 d. Bl.) 
heraus, weil Unger auch hier an meiner Auslegung eine unhaltbare 
Kritik übt. Das Zeugniß lautet: 

„Wenn zwey Eheleute zuſammen freyen und in Eheſtand kommen 
und keine Eheberedung zwiſchen ihnen aufgerichtet oder etwas von 
einem oder dem anderen Theil ausgezogen wird, und der Eheleut 
eins in oder nach Jahrs vnd Tage vor dem anderen verſtirbet, das 
alles dasjenige, was ſie anfänglich zuſammengebracht, auch ferner 
zuſammenbringen, mit einander erworben und gewonnen vnd alſo 
das ganze Vermögen dem Lebendigen bleibet, ohne Einrede 
jeder maennigliches, was aber bey der Eheleut Leben nicht 
fellig noch eingebracht, das bleibet und behalten des verſtorbenen 
nächſte Freunde.“ 

S. 219 a. a. O. ſagt Unger von dieſem Zeugniß, es ſei hier 
nur von Konkurrenz mit Freunden des Verſtorbenen, alſo nur 
von kinderloſer Ehe die Rede. Dieſer Einwand iſt in zwiefacher Hin- 
ſicht unzutreffend. Erſtens iſt da nicht nur von Freunden die Rede, 
ſondern es heißt in der Urkunde, daß das ganze Vermögen, ſofern 
es aus den aufgezählten Gütergattungen beſteht, dem Lebendigen bleibt 
ohne Einrede jeder männigliches. Damit iſt deutlich genug 
ausgeſprochen, daß, ſo wenig wie irgend ein anderer Konkurrent etwa 
vorhandene Kinder dreinzureden befugt ſind. Man überſieht eben 
immer, daß in jener Zeit das Vorerbrecht des Ueberlebenden auch 
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bei der bekindeten Ehe etwas ſo Selbſtverſtändliches war, daß man in 
derlei Gelegenheitszeugniſſen auf den Mangel oder das Vorhandenſein 
von Kindern erſt dann ausdrücklich zu ſprechen kam, wenn der jeweilige 
Streitfall dies gerade nothwendig machte. 

Dem Ueberlebenden „bleibt“ auch das Vermögen blos, während 
es den nächſten Freunden nicht nur „bleibt“, ſondern ſie es auch 
„behalten“, weil der Ueberlebende bei der Wiederehe theilen bezw. 
einen Voraus beſtellen muß, alſo im Gegenſatz zu den Freunden 
nicht vorbehaltloſer Erbe iſt — m. E. alſo abermals ein Hinweis auf 
die Exiſtenz von Abkömmlingen. 

Zweitens iſt es verfehlt, wenn Unger aus der Erwähnung der 
nächſten „Freunde“ ſchließt, daß das Zeugniß lediglich eine 
kinderloſe Ehe im Auge habe. Zu des Verſtorbenen nächſten Freunden 
gehören doch wohl aber in allererſter Reihe die Kinder; vergl. Grimm, 
Wörterb. Bd. 4 S. 162 unten: Freund = Verwandter, cognatus, 
parens; Bd. 4 S. 168: Freundſchaft = Verwandtſchaft, Blutsfreund— 
ſchaft, Geſchlecht; Stobbe P. R. Bd. 5 § 286, Text bei und in N. 2: 
Blutsverwandtſchaft = Sippe, Freundſchaft. 

Für die dereinſtigen Erben des noch nicht fälligen 1) Gutes iſt 
in unſerem Zeugniſſe offenbar gefliſſentlich der ganz allgemeine Aus⸗ 
druck „nächſte Freunde“ gebraucht, eben gerade weil er ſowohl 
für die bekindete, als die kinderloſe Ehe zutrifft, 
während es dafür, daß bloß von einer kinderloſen Ehe die Rede ſei, 
an jedem Anhalt gebricht. Gegen Unger's Anſicht ſpricht auch der 
in m. Abh. Note 32 a ausführlich beſprochene Umſtand, daß Heldburg 
in älterer Zeit mit Königsberg in Bezug auf das ſofort mit Be— 
ſchreitung des Ehebetts eintretende gegenſeitige Erbrecht der Ehegatten 
übereinſtimmte, für Königsberg aber (ſ. u.) dieſesgegenſeitige Erb— 
recht der Ehegatten auch für die bekindete Ehe aus— 
drücklich bezeugt iſt. Ich kann nicht unterlaſſen, auch darauf 


1) „Nicht fällig“ bedeutet den bloßen Wartanſpruch. Nicht fällig iſt das 
Vermögen, ſo lange noch ein Elterntheil des verſtorbenen Ehegatten am Leben iſt, 
woraus allein ſchon beredt das Alleinerbrecht des Ueberlebenden 
ſpricht (m. Abh. S. 128 f. zu Art. 14, 11 d. Stat.) Dieſes nicht fällige Vermögen 
bleibt des Vorverſtorbenen Freunden. Bloße Wart transmittirt nicht auf den 
Ehegatten des Vorverſtorbenen, es treten in ſo weit vielmehr die etwa vorhandenen 
Kinder und zwar dieſe kraft Repräſentationsrechts, event. die Geſchwiſter ꝛc. des vor⸗ 
verſtorbenen Ehegatten ein. Wäre Unger's Vererbungstheorie richtig, dann dürfte 
der Begriff des nicht fälligen Vermögens in unſeren Quellenzeugniſſen überhaupt 
gar nicht auftauchen. Der ſog. „Fall“ iſt das Korrelat zur „Wart“. Keines be⸗ 
ſteht ohne das andere. 
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zurückzukommen, daß in den bei Lotz (Abhandlg. im Anhang zu den 
Coburger Statuten) S. 68— 71 aufgeführten Zeugniſſen von Hildburg- 
haufen und Heldburg aus den Jahren 1554 und 1595 1), wo zweifellos 
Eltern oder Seitenverwandte das Vermögen des verſtorbenen Ehe— 
gatten in Anſpruch genommen hatten, das Fehlen der Leibeserben 
ausdrücklich hervorgehoben, während das hier vorliegende 
Zeugniß ganz allgemein gefaßt iſt. Wenn alſo auch hier der Fall 
der kinderloſen Ehe vorläge, würde dieſer ſo weſentliche Umſtand doch 
gewiß ebenſo gut wie dort beſonders erwähnt worden ſein. 


In d. Bl. Bd. 39 S. 20 ff. iſt ferner ein Zeugniß des Raths 
zu Coburg von 1612 mitgetheilt, in welchem u. A. ausgeſprochen iſt, 
daß der Mann ungeachtet der vorhandenen Kinder mit des verſtorbenen 
Weibes zugebrachten Gütern dergeſtalt befället wird, 

daß er bei unverrücktem Wittwenſtande dieſelben Zeit ſeines 

Lebens gleich anderen ſeinen eigenen Gütern behält 

und innehat. 
Auch dieſes Zeugniß iſt für Unger noch nicht durchſchlagend. 
Seine entgegengeſetzte Meinung begründet er damit, daß „nach da— 
maligem Sprachgebrauch die Gleichheit ſich nur auf das Be— 
halten beziehe.“ Mir iſt dieſer Einwurf unverſtändlich geblieben. 
Der Rath zu Coburg will den Ausdruck „behalten“ näher erläutern, 
(m. Abh. Bd. 33 S. 22 Note 58 a. E.), da er an ſich der Miß⸗ 
deutung fähig iſt. Er ſieht ſich alſo nach einem Verhältniß um, welches 
ſo klar liegt, daß dieſe Mißdeutung zur Unmöglichkeit wird. Dieſes 
Verhältniß iſt ihm die Beziehung des Ueberlebenden zu ſeinen 
eigenen Gütern. Wie der Ueberlebende dieſe letzteren „behält“ 
(vergl. über die Bedeutung dieſes damals anſcheinend techniſch ge— 
wordenen Ausdrucks das oben beſprochene Heldburger Zeugniß von 
1595), ſo behält er trotz vorhandener Kinder auch die Güter 
ſeiner vor ihm verſtorbenen Ehefrau. Und gleich anderen ſeinen 
eigenen Gütern behält der überlebende Mann den Nachlaß der Frau. 
Damit iſt der letztere direkt als ſein wirkliches Eigenthum hingeſtellt. 
Daß hieran durch die Bemängelung Unger's nichts geändert wird, 
ſpringt in die Augen. Aus folgender Belegſtelle geht auch unwider⸗ 
leglich hervor, daß der Sprachgebrauch der damaligen Zeit genau 
derſelbe war als der heutige, wie das ja auch gar nicht anders ſein kann, 
da man um das Jahr 1600 zweifellos ſo viel ſprachliches Geſchick 
beſaß, um ein einfaches Gleichniß gemeinverſtändlich zum Ausdruck 


1) Dieſes alſo aus demſelben Jahre wie das hier in Frage ſtehende. 
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zu bringen. Sandhaas eitirt im Abſchnitt über das Grundtheil⸗ 
recht S. 484: „Würzburg 1557: 

Wenn Eheleute Kinder mit einander erzeuget und der Ehe— 
leute eines abſtürbet und ehe das lebent pleibent Ehemenſch 
wiederrum verheuratet, den Kindern ein Erbfall ab intestato 
(von dritter Seite) verfället, fo... würde der Anfall ..., 
ſo es zur Theilung kombt, gleich wie andere Güter 
(zwiſchen Kindern und Eltern) getheilet.“ 

Würde hier Unger auch ſagen: Die Gleichheit bezieht ſich bloß 
auf das Theilen? Es ſoll hier die Ausnahme von dem Satz des 
Grundtheilrechts illuſtrirt werden, die darin beſteht, daß auch das 
felbftändige Vermögen der Kinder von der Grundtheilung ergriffen 
wird; Sandhaas, Text bei N. 6 S. 483. Um dies zu veranſchau⸗ 
lichen, wird das eheliche Sammtgut mit dem Anfall von dritter 
Seite, an ſich ganz verſchiedene Dinge, auf eine Stufe geſtellt. Darin 
liegt das tertium comparationis, genau wie in unſerem Falle die 
rechtliche Gleichheit zwiſchen eigenem und vorererbtem Vermögen. 
Eine ganze Reihe von ausſchlaggebenden Belegen, die ich ſonſt 
noch aus Franken und anliegenden Gebieten für meine Auffaſſung 
von der erbrechtlichen Stellung des Ueberlebenden in m. Abh. beigebracht 
habe, hat Unger überhaupt ungewürdigt gelaſſen. Das ſind gerade 
ſolche, die mit dürren Worten das beſagen, was ich aufgeſtellt habe. 
Es kann nicht meine Aufgabe ſein, ſie hier nochmals aufzuzählen. Ich 
verweiſe hier nur auf die Königsberger Statuten, die ſo gut wie die— 
jenigen von Coburg auf dem alten Schweinfurter Recht beruhen 
(vergl. N. 21 m. Abh. S. 12 Bd. 33 d. Bl.); da heißt es klar und 
deutlich, daß 
„von zwei Eheleuten eines das andere erbe, ſie hätten 
Kinder oder nicht“ (MI 1654 Bd. 39 d. Bl. S. 22 ff.). 
Ferner rügt Unger in N. 81 am Ende a. a. O., meine Be— 
hauptung, meine Anſichten ſeien durch das oberlandesgerichtliche Urtheil 
in Bd. 34 d. Bl. S. 343 ff. in der Hauptſache voll beſtätigt, treffe 
gerade bezüglich des Alleinerbrechts des Ueberlebenden nicht zu. Ich 
habe hierauf zu entgegnen, daß der Nachdruck auf den Worten „in 
der Hauptſache“ liegt, womit der einſchränkende Sinn meiner Behauptung 
genügend hervorgehoben iſt. In der Anmerkung“) Bd. 39 d. Bl. 
S. 2 habe ich deutlich geſagt, worin für mich dieſe Hauptſache be— 
ſteht. Ob man das Recht des Ueberlebenden Alleinerbrecht nennt 
oder wie immer, iſt doch von untergeordneter Bedeutung (ſ. Unger 
S. 220 a. a. O.: „begriffliche Konſtruktion“), wenn, wie in dem 
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O. L. G.⸗Urtheil in Verfolg meines Standpunktes und im Gegenſatz 
zur Rechtsſprechung des vormaligen O. A.⸗Gerichts zu Jena (d. Bl. 
Bd. 24 S. 362 ff.) ausgeſprochen iſt, den Kindern ein vererb— 
liches Recht an dem in der Hand des verwittweten Elterntheils 
befindlichen elterlichen Vermögen nicht beizulegen iſt, wenn ferner 
gewiſſe das Gegentheil hiervon ausſprechende Zeugniſſe als werthlos 
bei Seite geſtellt werden und dergl. m. Hätte Unger dieſen Inhalt 
des Jenaer Urtheils wenigſtens kurz angedeutet, dann würde der 
Leſer nicht, wie ſo, zu der Annahme verleitet ſein, daß jenes Urtheil 
gerade das Gegentheil von dem enthalte, was ich aus ihm heraus— 
geleſen habe. 5 

Zum Schluß noch ein Wort über das von Unger S. 221, 
N. 81 für die eigentliche Erbeseigenſchaft der Kinder angenommene 
Gewohnheitsrecht. Er giebt den von mir aufgedeckten Mangel logiſcher 
Uebereinſtimmung der einzelnen Rechtsſätze zu und ſtützt ſich auf die 
eigenartige Entwickelung der ehelichen Güter⸗ und Erbrechte (S. 20 ff. 
a. a. O.) Allein ein Irrthum darf nicht gegen die höheren Prinzipien 
des Rechts verſtoßen, was bei jenem Mangel zweifellos der Fall iſt. 
Das Gewohnheitsrecht iſt das Ergebniß der allgemeinen Rechtsüber⸗ 
zeugung, die aus einer von Widerſprüchen durchtränkten Grundlage 
nicht herauswachſen kann. Für die ehelichen Güter- und Erbrechte 
exiſtiren keine Ausnahmevorſchriften über die Vorausſetzungen des Ge⸗ 
wohnheitsrechtes. Wir haben es hier lediglich mit einem unhaltbaren 
Gerichtsgebrauch zu thun, dem ſogar als ſolchem noch die Gleich⸗ 
mäßigkeit fehlt. Ganz und gar abgeſehen von mir ſelbſt als früherem 
Amtsrichter hat das vormalige Juſtizamt II Coburg durch einen wohl 
50 Jahre im Dienſt geweſenen, mit den Verhältniſſen wie kaum ein 
zweiter vertrauten Richter ſchon vor 20 Jahren in meinem Sinne 
Recht geſprochen 1). Bloße Gerichtspraxis hat 1880 auch die Civil⸗ 
kammer II in Meiningen, der ich damals noch nicht angehörte, nach 
Bd. 28 d. B. S. 236 bezüglich der bis dahin zugelaſſenen Pfänd⸗ 
barkeit und Veräußerlichkeit der ſogenannten Idealtheile der Kinder 
in der Were wegen Sonderſchulden dieſer Kinder angenommen. Die 
Unvererblichkeit der Idealtheile liegt bei der Frage, ob Gewohnheitsrecht 
oder bloßer Gerichtsgebrauch, kein Jota anders, als die jetzt allgemein 
angenommene Unpfändbarkeit, Unveräußerlichkeit und der Ausſchluß 
ihrer „Rückforderung“ im Konkurs des Ueberlebenden (Bd. 29 d. Bl. 
S. 211 unter 56). Und wie ſchwankend die Anſichten über das 


1) Eine einſchlägige Entſcheidung liegt der verehrlichen Redaktion vor. 
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Weſen dieſer ſog. Idealtheile ſind, geht recht ſchlagend aus dem 
Erkenntniſſe des O. A.⸗Gericht Jena von 1868 (d. Bl. Bd. 24 
S. 362) und dem des O. L. G. von 1887 (d. Bl. Bd. 34 S. 340, 
343), beide Hildburghäuſer Gebiet betr., hervor, von denen das erſtere 
die Vererblichkeit annimmt, das letztere ſie verwirft. 

Ich behaupte auf Grund einer langjährigen Erfahrung, daß das 
gemeine Rechtsbewußtſein der Bevölkerung für die Vererblichkeit kein 
Verſtändniß hat und ſich durchaus ablehnend dagegen verhält. In 
Vermögenszeugniſſen der Gemeindevorſtände kann man alle Tage leſen: 
„N. N. hat noch kein eigenes Vermögen, da noch nicht getheilt 
iſt“; oder: „. .. da fein Vater (feine Mutter) noch lebt“; oder: 
„von ſeinen Eltern (auch wenn der eine Theil ſchon todt iſt) hat er 
einmal jo und fo viel zu gewärtigen“, und ähnliches mehr. In Ehe⸗ 
pakten iſt vor mir ſ. Z. das Alleinerbrecht des Ueberlebenden ohne 
Rückſicht auf bekindete oder unbekindete Ehe ſtets vereinbart worden. 

Wenn Unger weiter behauptet, bei Annahme von Vor- und 
Nacherbrecht würden mindeſtens ebenſoviel Widerſprüche in den einzelnen 
Rechtsſätzen übrig bleiben, als bei dem von ihm vertheidigten Gewohn⸗ 
heitsrecht, fo wird ihm der Beweis dieſer Aufſtellung ſchwerlich ge⸗ 
lingen. 

Das Eine dürſte feſtſtehen, daß, nachdem von dem früheren Ge⸗ 
richtsgebrauch nach und nach für die Kinder beſonders die Möglichkeit, 
die ſog. Idealtheile aus dem Konkurſe des Ueberlebenden heraudzu- 
nehmen, außerdem aber auch die Pfändbarkeit und Veräußerlichkeit 
derſelben abgebröckelt ſind, wir es, da man nicht auch die Unver⸗ 
erblichkeit zugeben will, bei dieſen Idealtheilen mit einem Zwitter⸗ 
gebilde zu thun haben, wie es abſtoßender nicht gedacht werden kann. 
Denn ſie ſind Wart und Eigenthum zu gleicher Zeit. Man ſchiebt 
immer das Grundbuch vor, mit ihm ſoll ſich die Unvererblichkeit nicht 
vertragen. Abgeſehen davon, daß ſich das Recht nicht nach dem 
Grundbuch richten kann, ſage ich: wenn letzteres durch jenen negativen 
Inhalt der Idealtheile nicht in's Wanken gebracht wird, kann es auch 
bei der Unvererblichkeit beſtehen. Freilich, es iſt ein alter Erfahrungs- 
ſatz, daß ſich die Wahrheit nur ſchwer Bahn bricht. 


Bemerkungen zu vorſtehendem Auſſatze 
von A. Unger. 
Im Allgemeinen glaube ich Gegenausführungen unterlaſſen und 


der Beurtheilung derjenigen, welche ſich für die einschlägigen Fragen 
Blätter für Rechtspflege XV. N. F. XXV. 
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intereſſiren, anheimſtellen zu ſollen, ob ihnen die im vorſtehenden 
Aufſatze vertretenen oder die in meinem Handbuche des Meiningiſchen 
Privatrechts dargelegten Anſichten beſſer begründet erſcheinen. Nur 
über folgende Punkte, welche in dem Handbuche nicht verſtändlich 
genug behandelt oder ganz übergangen zu haben ich beſchuldigt werde, 
ſeien mir noch einige Bemerkungen geſtattet. 

1. Zu S. 231 ff. Der Schack'ſchen Auslegung ſteht entgegen, 
von daß nach derſelben der Bruder eines verſtorbenen Ehemannes das 
dieſem hinterlaſſene Vermögen den leiblichen ehelichen Kindern des⸗ 
ſelben auf Grund geſetzlichen Erbrechtes hätte ſtreitig machen wollen. 
Zur Beſcheidung dieſes Unterfangens, wenn man ein ſolches überhaupt 
für möglich halten will, hätte die Rodacher Stadtbehörde nicht erſt 
die Einholung einer Rechtsbelehrung für erforderlich erachten können. 

2. Zu S. 235. Die Stelle der neuen Statuten, deren Nicht⸗ 
beſprechung mir hier vorgeworfen wird, enthält im Weſentlichen nichts 
anderes, als der von mir S. 220 des Handbuches gewürdigte Art. 1182 
der alten Statuten. 

3. Zu S. 236. Es wird hier bedauerlich gefunden, daß ich 
meine Auffaſſung der 88 9, 11—13 des Art. 14 der Statuten 
nicht kund gegeben habe. Dieſe Kundgabe iſt in dem Handbuche 
S. 220 f. unter Nr. 2 und 3, S. 222 unter Nr. 1, b und Anm. 86 
inſoweit zu finden, als mir dieſe Stellen verwerthbar erſcheinen. 
Im Uebrigen beſchäftigen dieſelben ſich nicht mit der Frage, ob 
Alleinerbrecht des überlebenden Elterntheiles, und erſcheint ihr Wort- 
laut, wenn man das Verwaltungsrecht des Ueberlebenden und den 
im Handbuche S. 220 Nr. 2 bezeichneten Rechtsſaß berückſichtigt, 
mit beiden Beantwortungen dieſer Frage vereinbar. 

4. S. 237 wird behauptet, daß zu den „nächſten Freunden“ des 
Verſtorbenen auch deſſen Kinder gehören. „Freunde“ bedeutet Bluts⸗ 
freunde, Blutsverwandte, worunter begrifflich allerdings auch die Kinder 
gefaßt werden könnten. Allein der damalige Sprachgebrauch be⸗ 
diente ſich des Wortes wenn nicht ganz ausſchließlich, ſo doch weit 
überwiegend nur zur Bezeichnung der Seitenverwandten 1). 


1) In unſeren Quellen findet es ſich beſonders häufig da, wo die Ehe als 
kinderlos ausdrücklich bezeichnet iſt; fo Rösler, Decis. (nach der Stockmar 'ſchen 
Ausgabe) Responsa in S. 1 D. 9 (vergl. die Causa). 13. S. 2 D. 9. S. 5 D. 1 
Aum. g. D. 9. 12; man erachtet eine beſondere Hervorhebung für erforderlich, wenn 
ausnahmsweiſe auch die Eltern darunter verſtanden werden ſollen, Cob. Stat. 
Art. 14 8 1; oft wird geſprochen von „Geſchwiſtern und Freunden“, Rösler 
S. 1 D. 25. 8. 5 D. 22, Cob. Stat. Art. 14 $ 25, Henneb. L. O. B. 3 T. 4 K. 6 
§ 7; die Fränk. L. G. O. Thl. 3 T. 4 8 1 beruft erſt nach den Eltern die „Nächſt⸗ 
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5. Zu S. 238. Die hier für unverſtändlich erklärte Auslegung der 
Worte „gleich anderen ſeinen eigenen Gütern behält“ (S. 219 des 
Handbuches) iſt dahin zu erläutern: Der Nachlaß des verſtorbenen 
Ehegatten iſt hier nicht in allen Beziehungen, insbeſondere nicht be- 
züglich des Eigenthumsrechtes an demſelben, den eigenen Gütern des 
überlebenden gleichgeſtellt, ſondern nur hinſichtlich des „Behaltend“, 
d. h. des Beſitzes, der Nutzung und Verwaltung; das Wort „anderen“ 
iſt nur mit „Gütern“, nicht mit „eigenen“ zu verbinden. 

6. S. 239 wird gerügt, daß ich eine ganze Reihe von Schack bei⸗ 
gebrachter, nach ſeiner Meinung „ausſchlaggebender“ Belege aus 
Franken und anliegenden Gebieten ungewürdigt gelaſſen habe. Ich 
hatte die Wiedergabe und, ſoweit nöthig, Widerlegung der über 
80 Druckſeiten umfaſſenden Abhandlung Schack's in einem eine 
Fülle noch anderen Materiales behandelnden Buche zu bewirken und 
deshalb mich hierbei auf einen Raum zu beſchränken, der im Ver⸗ 
hältniſſe zum Geſammtumfange des Buches ſtand. Bei der hiernach 
gebotenen Kürze entſpricht es durchaus allgemeiner literariſcher Ge— 
pflogenheit, wenn ich nur diejenigen Belege Schack's behandelte, auf 
welche die Abhandlung offenbar ſelbſt den Hauptwerth legt, nicht 
aber die Stellen aus anderen Landesrechten, welche doch höchſtens nur 
zur Unterſtützung der einheimiſchen Rechtszeugniſſe herangezogen werden 
können. 

7. Zu S. 241. Zu dem nach Schack's Meinung mir ſchwerlich 
gelingenden Beweis, daß die von ihm angenommene Rechtsgeſtaltung 
ebenſo, wie die von mir vertretene, Widerſprüche enthält, dürfte — 
ganz abgeſehen von den älteren Rechtszeugniſſen, insbeſondere Art. 14 
& 1 der Coburger Statuten — ſchon der Hinweis auf die dem über⸗ 
lebenden Elterntheile bei der Wiederverheirathung obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen genügen. 


geſippte und Blutsfreunde“ zur Vormundſchaft; die Nürnberger Reformation von 
1564 Thl. 3 Tit. 29 fährt, nachdem fie in Geſetz 3— 7 die Legitima der Kinder 
und Eltern, ohne dieſe hier als „Freunde“ zu bezeichnen, behandelt hat, in Geſ. 8 
fort: „So einer Freund hat, als Brüder, Schweſtern, Vettern, ihm auf die Seiten 
verwandt, dieſelben iſt er zu Erben einzuſetzen oder ihnen viel oder wenig zu 
ſchicken“ (d. h. vermachen) „nit verbunden, er hab gleich in auf⸗ oder abſteigender 
Linie Erben oder nit“. Weitere Belege ſind in den fränkiſchrechtlichen Werken 
von Saudhaas und Schröder zahlreich zu finden. 
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Das Recht der Erbbegräbniſſe, inſonderheit im Großherzogthum 
Sachſen⸗Weimar. 
Von Herrn Landgerichtsrath a. D. Dr. Herm. Ortloff. 
Einleitung. 

Wenn im Nachſtehenden verſucht wird, „das Recht der Erb— 
begräbniſſe“ zu ſchildern, ſo iſt damit gemeint der Inbegriff der aus 
dem Weſen der Erbbegräbniſſe und dem Zweck ihrer Erwerbung. 
wie Verleihung, ſich ergebenden Ordnungs- und Gebrauchsregeln, deren 
Erſcheinung in gewohnheitsmäßiger Anſchauung einzelner Geſellſchafts— 
gruppen namentlich in größeren Städten, und deren Uebertragung 
in Orts- und Landesgeſetze. In dieſem Recht im objektiven Sinne 
ſind alſo Normen enthalten, nach denen die zu Rechten ſich erheben⸗ 
den zweckentſprechenden Befugniſſe, wie die entſprechenden erzwingbaren 
Verpflichtungen der in einer geſell⸗ wie wirthſchaftlich hervortretenden 
Lage befindlichen Familien und Geſchlechter zu beurtheilen ſind, wie 
auch die rechtserzeugenden, erhaltenden, beſchränkenden und aufheben— 
den Thatſachen und Urſachen des Erwerbes, der Verleihung, Erhaltung 
und Beendigung, der Benutzung von Erbbegräbniſſen in ihrer Sonder 
ſtellung zu den Reihe- oder Einzelgräbern in den Friedhöfen. Dieſe 
Rechte ſind ſonach gegenüber der größeren Allgemeinheit Sonder— 
rechte und bilden den Inhalt bezw. Gegenſtand der Regelung im 
Sonderrecht der Erbbegräbniſſe, wie auch die Ueberſchrift lauten 
könnte. 

Das Recht der Erbbegräbniſſe war lange Zeit von Alters her 
in das Gebiet des Kirchenrechts verwieſen und angeknüpft an Patro— 
natsrechte, Kirchenſtuhl- und Begräbnißordnungen, oft auf wenige 
Sätze beſchränkt; nur zum Theil erſchien es in Lehrbüchern des 
Landes-, Kirchen- oder Privatrechts, ebenſo wie vereinzelt in einer 
Landesgeſetzgebung, z. B. im preußiſchen Allgemeinen Landrecht, ſonſt 
meiſtens in Ortsſtatuten. Daher konnte es auch zu einer deutſch— 
gemeinrechtlichen Geſtaltung im Bürgerlichen Geſetzbuch nicht gelangen, 
und das Einführungsgeſetz dazu hat es ſeiner Weiterbildung in der 
bisherigen Geſtaltung überlaſſen müſſen. 

Nun wird es zunächſt Aufgabe der rechtswiſſenſchaftlichen Dog— 
matik bleiben, allgemeine Rechtsforderungen zu Heiſcheſätzen aus der 
Natur der Erbbegräbniſſe abzuleiten und nachzuweiſen, inwieweit 
ſolche in den einzelnen poſitiven Ordnungen der Gemeinden, des 
Staates, der Kirche ſich vorfinden bezw. vorfinden ſollten. Der 
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Kritik war dabei ein weites Feld zu eröffnen. Nach der Induktions— 
methode war zunächſt von einzelnen Erſcheinungen auszugehen, und 
ſo prüfte Verf. das ihm nächſtliegende Sonderrecht des in der Landes— 
und Kirchengeſetzgebung fortgeſchrittenen Großherzogthums S.-Weimar, 
das auf dem hier fr. Gebiete ſich faſt allein, von einer kurzen Be— 
ſtimmung des Landesgeſetzes vom 10. Januar 1854 8 6 abgeſehen, 
in Ortsgeſetzen der 4 größten Städte vorfindet. Deren Einzelbe— 
ſtimmungen waren ins Auge zu faſſen und von da aus vergleichungs— 
weiſe zu den allgemeinen Rechtsnormen als Maßſtab der Regelſetzung 
emporzuſteigen 1). 

Die jenem Sonderrecht zu Grunde liegenden religiö8-ethiſchen 
Anſchauungen fordern eine Beachtung ſeitens der Verwaltungsbehörden, 
namentlich in den Gemeinden, die dieſen in ihren autonomen Be— 
ſtrebungen gewiſſe Grenzen einzuhalten gebieten, zumal da, wo die Ge— 
meindeverfaſſungen auf fog. breiter demokratiſcher Grundlage ein weit— 
reichendes Recht der Selbſtverwaltung mit Selbſtgeſetzgebung einge— 
räumt haben, ſo daß die Verſuchung nahe liegt, in allzu ſelbſtherr— 
lichem Bewußtſein einen kleinen Staat im Kleinſtaat zu bilden und 
von der ſtatutariſchen Regelung ſelbſt der Recht sverhältniſſe, die dem 
Privatrecht angehören, allzu reichlichen Gebrauch zu machen, aber auch 
fi) von den nothwendigen Rückſichten auf die dem Staate neben» 
geordnete Kirche zu entfernen. 

In letzterer Beziehung wird das Beſtreben der politiſchen Ge— 
meinden auf dem hier fraglichen Gebiete der Friedhofsordnung be— 
merkbar, ja ſich von der Kirchenverwaltung ganz unabhängig zu 
machen, z. B. das Eigenthum an den der Kirchgemeinde gehörigen 
Friedhöfen zu erwerben, um darüber zu weltlichen Zwecken frei ver— 
fügen zu können, eigene Gemeindefriedhöfe anzulegen und den Kirchen— 
behörden dabei die Mitwirkung, ſoweit ſie ſich über die Grenzen des 
Beerdigungsweſens als einer kirchlichen Einrichtung hinaus erſtreckt, 
zu verſagen. 

Das Nebeneinanderbeſtehen von Staat (Gemeinden) und Kirche 
trat im öffentlichen Recht des Großherzogthums Sachſen in dieſem 


1) Die hier behandelten Rechtsfragen werden in vielen Städten aufgeworfen 
werden, wenn es ſich um Einziehung alter und Anlegung neuer Friedhöfe handelt; 
ſo z. B. in Rudolſtadt, wo eine neue Friedhofsordnung geſchaffen werden ſoll. 
Es mag ſich aus den Ortsſtatuten nach und nach ein Landes geſetz, in welchem 
die allgemeinen Rechtsgrundſätze für die ſtatutariſchen Ordnungen auf⸗ 
geſtellt werden, herausbilden. Für S.⸗Weimar ließe ſich das in einem Nachtrag 
zu dem Landesgeſetz von 1854 über die Anlegung von Friedhöfen bewerkſtelligen, 
zumal es den Schutz von wohlerworbenen Rechten zu begrenzen gilt. 
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Jahrhundert bis auf die neuere Zeit auch in Bezug auf die Ordnung 
des Friedhofs⸗ und Begräbnißweſens hervor. Die Verwaltungen der 
beiden chriſtlichen Bekenntnißformen fanden auf den gemeinſchaftlichen 
Friedhöfen ihr gleiches Recht neben den Gemeindeverwaltungen, um 
die auf den von ihren Vertretern geweihten Friedhöfen zu leitenden 
Begräbniſſe in ihrer Eigenart zu vollziehen. Die Oberaufſicht über 
alle reſſortirenden Behörden und Einrichtungen war konſequent an 
das Departement des Inneren als ſtaatlich leitendes und an das 
Departement des Kultus im Staatsminiſterum als mehr berathendes 
ſeit der Behördenorganiſatian von 1850 vertheilt, während vorher 
hauptſächlich das Oberkonſiſtorium, Abt. I zu Weimar und Abt. II 
zu Eiſenach, jene Oberaufſicht zu führen hatte. Für die Mitbenutzung 
der Friedhöfe ſeitens der Katholiken kommt die Immediatkommiſſion 
für das katholiſche Kirchen⸗ und Schulweſen und, was die kirchlichen 
(biſchöflichen) Beſtimmungen für Begräbniſſe erlangt, das Biſchöfliche 
General⸗Vikariat zu Fulda als Oberbehörde mit in Frage. Mittel- 
behörden ſind der Bezirksdirektor je eines der 5 Verwaltungsbezirke 
und die betreffende Kircheninſpektion, Unterbehörden die Vorſtände der 
politiſchen und der Kirchengemeinden (Oberpfarrer, Pfarrer). So 
ſieht man die Bekanntmachung der F. O. für Jena v. 16. November 
1857 in Nr. 34 der Blätter von der Saale, 1858, vom Stadtge— 
meindevorſtand allein, das Ortsſtatut ſelbſt aber an erſter Stelle vom 
Vorſtand der Kirchgemeinde, an zweiter Stelle von dem der Stadt— 
gemeinde unterzeichnet. Die F. O. für den nunmehrigen ſtädtiſchen 
Friedhof Jenas vom 28. Februar 1889 war von den Gemeinde— 
behörden erlaſſen und in Nr. 135 der Jenaiſchen Zeitung von 5. Juni 
1889 vom Gemeindevorſtand mit der kurzen Bemerkung veröffentlicht, 
daß das Ortsſtatut die landesherrliche Genehmigung erlangt habe. 
Die neueſte F. O. vom 30. April 1896 iſt ebenfalls von den Ge— 
meindebehörden zu Jena ausgegangen und von dem Gemeindevorſtand 
in Nr. 61 der Jenaiſchen Zeitung 1897 bekannt gemacht, jedoch nebſt 
einem Anhang d. d. Apolda und Jena vom 12. Februar 1897 von 
dem Direktor des II. Verwaltungsbezirks und der Kircheninſpektion 
zu Jena unterzeichnet, zur Beurkundung, daß auf Grund eines Er— 
laſſes des Staatsminiſteriums Dep. des Inneren zu Weimar vom 
28. Dezember 1896 bezeugt werde, daß der Großherzog nach ge— 
ſchehener Vorlage im Geſammtminiſterium die Friedhofsordnung der 
Gemeinde Jena vom 30. April 1896 bis auf Widerruf genehmigt 
habe. In dieſen Friedhofsordnungen iſt die Mitwirkung der Kirchen- 
vertretung auf ſehr weniges beſchränkt. Nach § 17 bedürfen In⸗ 
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ſchriften und Darſtellungen auf Grabdenkmälern außer der Ge— 

ehmigung des Gemeindevorſtandes auch der des Oberpfarrers, 
inſoweit ſie etwas weiteres als die Angabe des Namens und Standes, 
ſowie der Zeit der Geburt und des Todes enthalten, und auf Antrag 
des Oberpfarrers ſind ſolche, welche dieſer Vorſchrift widerſprechen, zu 
entfernen?); ferner nach § 20 ſollte zu einer nicht auf Veranlaſſung 
der Gerichtsbehörde angeordneten Ausgrabung einer Leiche außer der 
Genehmigung des Gemeindevorſtandes auch die des Geiſtlichen er— 
fordert werden. Jede andere Mitwirkung der Geiſtlichkeit findet 
ſich in der Begräbniß ordnung von denſelben Tagen, unter denen 
die Friedhofsordnung erlaſſen war, beſtimmt. 

Nicht unintereſſant iſt es, die zwiſchen den Staats- und Kirchen⸗ 
behörden geführten Verhandlungen über den Eigenthumsuͤbergang 
der alten Friedhöfe zu Eiſenach von der Kirchgemeinde auf die 
Stadtgemeinde Eiſenach zu verfolgen, als es ſich um Erweiterung 
derſelben handelte, die Stadt aber einen eigenen Friedhof anlegen 
wollte. Dabei beanſpruchte für dieſen der Gemeindevorſtand die aus⸗ 
ſchließliche Ausübung der Aufſichts- und Polizeigewalt, insbeſondere 
rückſichtlich der Inſchriften auf Grabdenkmalen; indeſſen in dem 
darüber zwiſchen Staats⸗ und Kirchenbehörden geführten Streit ſiegte 
die Kirchen⸗Oberaufſicht, denn in den § 11 der F. O. für Eiſenach 
vom 31. Dezember 1870 wurde der Satz aufgenommen, daß zur 


2) Im § 18 der jenaiſchen F. O. von 1857 war geordnet, daß Inſchriften 
für Grabdenkmale vor der Errichtung ſchriftlich dem Oberpfarrer zur Genehmigung 
vorzulegen ſeien, ſofern ſie über Angabe des Namens und der Daten der Geburt 
und des Todes hinausreichten. Dem Oberpfarrer war das Recht verliehen, aus 
triftigen Gründen und unter Angabe dieſer die Aufſtellung der Inſchrift zu ver⸗ 
ſagen oder gegen das Verbot aufgeſtellte Inſchriften auf Koſten der Aufſteller ent⸗ 
fernen zu laſſen. Zu anderen Errichtungen bedurfte es der Genehmigung des Kirch⸗ 
gemeindevorſtandes. Auch vernachläſſigte und Erinnerns ungeachtet von den Ange⸗ 
hörigen nicht wiederhergeſtellte Denkmale durfte der Kirchgemeindevorſtand entfernen 
oder auf Koſten der Säumigen herſtellen und von dieſen den Aufwand exekutiviſch bei⸗ 
bringen laſſen. Die unmittelbare Ueberwachung der Friedhofsordnung lag dem Kirch⸗ 
rechnungsführer und dem Todtengräber ob, welche bei dem Kirchgemeindevorſtand 
und der ſtädtiſchen Polizei Anzeigen von Uebertretungen zu machen hatten. Auch 
bei Leichenausgrabungen auf gerichtlichen Beſchluß war dem Oberpfarramte und 
der ſtädtiſchen Polizeibehörde vorher Anzeige zu machen; ſonſt aber durfte auf An⸗ 
trag der Verwandten eines Verſtorbenen bei erfolgender Nachweiſung eines zu 
billigenden Zweckes und bei ſonſt vorliegender Unbedenklichkeit eine Wiederausgrabung 
nur mit Genehmigung des Oberpfarramtes, der ſtädtiſchen Polizei und nach vor⸗ 
gängiger Begutachtung durch den Phyſikus geſchehen. Hier tritt alſo auf dem der 
Kirche gehörigen Friedhofe das volle Simultan verhält niß der geiſtlichen und 
weltlichen Behörden hervor. 
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Ertheilung der Genehmigung der Grabinſchriften ſich der Gemeinde- 
vorſtand der Zuſtimmung des Oberpfarrers der evangeliſchen, bezw. 
des Pfarrers der katholiſchen Kirchgemeinde, zu vergewiſſern habe. 

Ein Gleiches wiederholte ſich in Apolda bei dem Erlaß der 
F. O. vom 29. Mai 1897, indem der Gemeindevorſtand die Ver⸗ 
waltung des Friedhofes als einer ſtädtiſchen Einrichtung für ſich in 
Anſpruch nahm. Seitens des Kultusdepartements wurde die hergebrachte 
und in den Bekanntmachungen des Oberfonfiftoriumd zu Weimar 
vom 11. Juni 1818 und vom 23. Juni 1829 beſtätigte Mitwirkung 
der Geiſtlichkeit bei Errichtung von Denkmalen und Grabinſchriften 
im Aufſichtswege entgegengehalten, indeſſen die Gemeindebehörden 
erachteten ſich nicht daran für gebunden, da jene Bekanntmachungen 
nicht auch für Staatsbehörden Geltung haben könnten. Sonach 
blieb der jede Theilnahme der Kirchenbehörde an der polizeilichen 
Beaufſichtigung der Grabdenkmal⸗ und Inſchriften-Errichtung aus⸗ 
ſchließende 8 4 des Entwurfs unverändert: „Die Verwaltung des 
Friedhofes als einer ſtädtiſchen Einrichtung führt der Gemeinde— 
vorſtand.“ 

Man kann ſich des Eindruckes nicht erwehren, daß beſonders 
Stadtgemeinden, wie auch auf manchen anderen Gebieten ſie ſich 
zu ſouverän gebahren, vermöge des ihnen in weitem Umfang ver— 
liehenen Rechtes zur Statuterrichtung ſich dem Einfluß der Kirchen- 
verwaltung und der Oberaufſicht des Kultusdepartements auf die 
Ordnung ihrer Friedhofsangelegenheiten zu entziehen verſuchen und 
nur für das Begräbnißweſen, dem ja die Mitwirkung der Kirchen- 
behörden nicht zu entziehen iſt, der Kirchenverwaltung einen weiteren 
Wirkungskreis zugeſtehen wollen ?). 

Im Intereſſe der Pflege der in den Familien wurzelnden religi— 
öſen und ethiſchen Gefühle, Anſchauungen und Grundſätze liegt es, daß 
gerade die aus angeſehenen Familien zuſammengeſetzten Gemeinden 
alles vermeiden, was dieſe Grundlagen der bürgerlichen und ſtaatlichen 
Ordnung beeinträchtigen könnte. Das geſchieht aber durch eine Störung 
des Bewußtſeins einer engeren Zuſammengehörigkeit 
der Familienglieder über das irdiſche Daſein hinaus in der Erinnerung 
an die innigſten Bande des Seelenlebens hienieden. Ein äußeres 


3) Es mag hier daran erinnert werden, daß es nach 8 10 Ziff. 9 der Kirch⸗ 
gemeindeordnung für die evangeliſche Landeskirche vom 24. Juli 1895 zu den 
Pflichten der Kirchgemeindevorſtände gehört, auf würdige Inſtand⸗ 
haltung der Friedhöfe und deren Umfriedigung, ſowie auf Beobachtung der 
beſtehenden Friedhofs- und Begräbnißordnungen hinzuwirken. 
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Merk⸗ und Denkmal der Familienzuſammengehörigkeit bieten gerade 
die Erbbegräbniſſe der angeſehenen Geſchlechter einer größeren 
Gemeinde, deren Achtung oft weit über die Grenzen dieſer, ja des 
engeren Vaterlandes, hinaus reicht, an welches die edelſten Gefühle 
der Verehrung, der Dankbarkeit, des treuen Andenkens, der Ver— 
wandten» und Freundesliebe ſich ſchließen — eine Innerlichkeit von 
allgemeiner, über allen Religionsbekenntniſſen ſtehender Gleich— 
mäßig keit, hervorgegangen aus der ethiſchen Natur des Menjchen- 
geſchlechts und getragen von der überlieferten Pflege von Geſchlecht 
zu Geſchlecht. Dieſe äußeren Familien-Merk⸗ und Gedenkzeichen 
ſollten ſo lange als möglich erhalten bleiben! 

Es verſchließe ſich kein Gebildeter vor den Eindrücken, welche 
der Beſuch eines wohlerhaltenen Friedhofs mit ſeinen beſonders ins 
Auge fallenden Erbbegräbniſſen hervorruft, wie z. B. der des in der 
Johannes⸗Vorſtadt in Nürnberg gelegenen Friedhofs, wo die zahl— 
reichen Erbbegräbniſſe angeſehener Rathsherren und Patrizier wie 
Handelsherren u. dergl. neben Einzelgraͤbern berühmter Männer bis 
in das 16. Jahrhundert hinaufreichen und Zeugniß legen von dem 
fort und fort gepflanzten Andenken der nachfolgenden Geſchlechter und 
der Gemeinde, der ſie zur Zierde gereichten. Solche charakteriſtiſche 
Ehrenzeichen einer Stadt zu erhalten, darin liegt ein höheres, weil 
edleres, Intereſſe, ein auch allgemeineres, als das materielle einer 
Arealgewinnung zur Anlegung von Straßen und Villenbauplätzen! 
Aber eine Verwaltung von politiſchen wie Kirchgemeinden hat alle 
Urſache, die ethiſchen Grundlagen der Familien und Geſchlechter 
zu beachten, zu achten, zu ſtützen, zu pflegen, zu fördern — vollends 
in einer Zeit, in der dieſe Grundlagen mit den bedenklichſten Kräften 
und gefährlichſten Mitteln untergraben werden. 

Bei der Beurtheilung der im Nachſtehenden zu erörternden Fragen 
werden die Meinungen getheilt ſein, je nachdem man den feſten 
Rechts⸗ oder den beweglichen Nützlichkeits-Standpunkt einnimmt, der 
idealiſtiſchen oder realiſtiſchen Weltanſchauung huldigt. Es liegt aber 
auch eine unverkennbare Schwierigkeit darin, daß dem Begriff des 
Erbbegräbniſſes noch die ältere Auffaſſung von einem ſich bis ins 
Unabſehbare hinziehenden, vom Erben auf den Erben übergehenden 
Benutzungsrecht beigelegt wird, während die Neuzeit in den 
Erbbegräbniſſen nur beſchränkte Familien-Beſtattungsplätze er⸗ 
kennen will. 
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Ss 1. 

Nach älterem ſächſiſchen Recht ſtanden Kirch- oder Friedhöfe, 
welche gewohnheitsmäßig um das Kirchengebäude herum oder in 
deſſen Nähe angelegt waren, im Eigenthum der Kirche, das für die 
ganze Kirchgemeinde beſtimmt war. Eine Veräußerung des Kirchen⸗ 
guts lag darin, wenn Begräbnißplätze als Erbbegräbniſſe an 
Einzelne und deren Nachkommen vergeben wurden, was nur mit 
Genehmigung der geiſtlichen Oberbehörden (Oberkonſiſtorien) und an 
Fremde nicht ohne Entſchädigung der Kirchgemeinde am Kirchengut 
geſchehen konnte. Th. Fr. Sachſe im Handbuch des Großherzogl. 
Sächſ. Privatrechts, Weimar 1824, S. 254 bemerkt dazu: „Iſt aber 
ein Begräbnißplatz in das Eigenthum des Einzelnen übergegangen, 
fo folgt aus der Gewährung des Ankaufs zum Zweck einer aus— 
ſchließlichen, bis zur Auferſtehung dauernden Ruheſtätte, welcher beab⸗ 
ſichtigt wird, daß nur der Erwerber, und bei Erbbegräbniſſen deſſen 
Nachkommen und deren Ehefrauen dahin begraben werden dürfen, 
nach dem Abſterben des Stammes das Begräbniß zu ſchließen 
iſt und nie wieder in eines Anderen Eigenthum übergehen kann, 
und daß bloß der Erwerber, nicht deſſen Nachkommen ein Dis— 
poſitionsrecht zu Gunſten Dritter haben.“ Nur den Kirchenpatronen, 
und denen ſonſt nachgelaſſen war, ein Erbbegräbniß in der Kirche 
zu haben, war eine Beſtattung darin erlaubt. Als älteſte Quellen 
werden angeführt die Kirchenordnung von 1664, weimariſche Polizei⸗ 
ordnungen von 1705, 1727, die weimariſche Begräbnißordnung vom 
1. Juni 1763 8 16. Alle dieſe waren faſt nur polizeiliche Regelungen 
für Begräbniſſe und Erhaltung des Friedens und der Ordnung 
auf den Kirchhöfen, enthielten jedoch nichts über ein Sonderrecht 
der Erbbegräbniſſe. 

In einer Bekanntmachung der Landesdirektion zu Weimar vom 
9. März 1819 wurde wiederholt das längſt ausgeſprochene Verbot des 
Begrabens von Leichen in den Kirchen „als ein der Gefundheit leicht 
nachtheiliger und ſonſt aus mehreren Gründen höchſt verwerflicher 
Mißbrauch“ eingeſchärft und dabei angeordnet, daß denjenigen, welche 
ein wohlerworbenes Recht auf ein Familienbegräbniß in der Kirche 
nachzuweiſen vermögen, ein Begräbnißplatz auf dem gemeinſamen 
Friedhof unentgeltlich überlaſſen werden ſoll, wenn ſie binnen 1 Jahre 
darum gebührend nachſuchten. Hier tritt ſchon der Ausſchluß von 
einem wohlerworbenen Recht aus geſundheitspolizeilichen Rückſichten 
gegen eine entſprechende Arealentſchädigung hervor und zwar durch 
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eine obere Verwaltungsbehörde, was im damaligen Staatsrecht noch 
zuläſſig war. 

Daß der von M. Fr. Teuſcher, Handbuch des evangeliſchen 
Kirchenrechts im Großherzogthum S.-Weimar, 1848, S. 480 er⸗ 
wähnte Unterſchied zwiſchen Erbbegräbniſſen und Familiengrüften, je 
nachdem erſtere auf alle Erben oder nur auf eigentliche Familien⸗ 
glieder übergehen, auch in weimariſchen Friedhofsordnungen gemacht 
worden ſei, war nicht zu finden “). 

Der von M. Fr. Teuſcher a. a. O. S. 480 in Anm. 2 erwähnte 
Streit darüber, ob die Erbbegräbniſſe als nicht zu den rebus divini 
juris gehörig, mithin als Gegenſtände des Privatrechts verfahrens 
und nicht bloß zum Nachlaß des Beſitzers gehörig und veräußerlich 
zu erachten ſeien (Böhmer, was Menken beſtritt), iſt dahin in 
den fpäteren Friedhofsordnungen entſchieden worden, daß jene dem 
bürgerlichen Rechtsverkehr entzogen und nur vererb bar fein follen. 

Grundlegend für die Friedhofsordnungen, welche von den 
älteren Begräbniß⸗ und Trauermandaten u. dergl. ſich weſentlich 
unterſchieden, war eine ausführliche Bekanntmachung des Großherzog- 
lichen Oberkonſiſtoriums, Abth. II zu Eiſenach, in 13 Paragraphen, 
vom 12. Januar 1830, betreffend die Einrichtung des Kirchhofes (zu⸗ 
nächſt wohl für Eiſenach beſtimmt), worin in den §§ 7 und 8 für 
Erbbegräbniſſe genaue Beſtimmungen enthalten waren. Auf Ver⸗ 
langen wurden ſolche unter den Beſtimmungen a) bis o) abgegeben, 
welche hier knapp gefaßt hervorzuheben ſind: a) Abgabe des Bodens 
nach Quadratfußen gegen ein Entgelt (4 Gr.) an die Kirchkaſſe; 
b) Verpflichtung des Beſitzers, das anliegende Stück der Friedhofs⸗ 
mauer in baulichem Stande zu erhalten; c) Befugniß zur Bepflanzung 
mit Blumen und Bäumen, deren Zweige jedoch über die Grenze des 
Platzes nicht herauswachſen dürfen; d) Befugniß zur Einfaſſung mit 
einem, jedoch ſchwarz angeſtrichenen und 3 / Fuß hohen Geländer; 
e) Befugniß zur Auflegung von Grabſteinen, Errichtung von Denf- 


4) Dieſer Unterſchied war aus L. 5 D. de rel. 11, 7 entnommen: familiaria 
dicuntur, quae quis sibi familiaeque constituit, hereditaria autem, quae quis sibi 
heredibusque suis constituit. Der neuere Sprachgebrauch pflegt unterſchiedslos 
von Erbbegräbniſſen zu reden, auch wenn Familienbegräbniſſe gemeint ſind. Im 
Zweifel wären als ſolche auch erſtere zu erachten. Nach Dernburg's Preuß. 
Privatrecht, 4. Aufl., S. 302 gäben ſie nur das Recht, daß der erſte Erwerber 
und ſeine Nachkommen ſowie die Ehegatten dieſes dort beſtattet werden, und ein 
Anſpruch fremder Erben beſtehe nur dann, wenn ſich die Verleihung aus⸗ 
drücklich auch auf ſie erſtreckte. 
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mälern aller Art, ausgemauerter Gräber und Begräbnißhallen, welche 
jedoch der Genehmigung des Oberkonſiſtoriums nach Vorlegung eines 
Bauriſſes bedurften; f) Befugniß des Beſitzers, auch andere, nicht 
zu feiner Familie gehörige Perſonen dort begraben zu laſſen; g) Aus— 
ſchließung vom bürgerlichen Verkehr. wie eines Verkaufs und jeder 
Veräußerung unter Lebenden, daher nur Uebergang durch Vererbung, 
aber auch Theilbarkeit eines gemeinſchaftlichen Begräbnißplatzes unter 
den Mittheilhabern; h) Verpflichtung des Erben eines Beſitzers, 
binnen Jahresfriſt den Begräbnißplatz beim Kirchrechnungsführer 
ſich zuſchreiben zu laſſen und darüber einen Schein zu löſen gegen 
eine Zuſchreibegebühr in drei Klaſſen je nach der Größe des Flächen— 
gehalts; i) Beſtimmung durch Wahl oder Loos, welchem von mehreren 
Erben der Platz zugeſchrieben werden ſoll, nach deſſen Tod weitere 
Zuſchreibung zu erfolgen hat; k) Zuläſſigkeit der Theilung eines 
Platzes in Natur mit Einwilligung aller Theilhaber, worauf jeder 
Theil als beſonderer Platz zu behandeln und einzeln ab- und zu— 
zuſchreiben wäre; I) Ausſchließung aller Gläubigeranſprüche von dem 
Erbbegräbniß und nur unangreifbarer Uebergang dieſes auf Inteſtat— 
wie Teſtamentserben; m) Unzuläſſigkeit der Aufgrabung eines Grabes 
im Erbbegräbniß vor dem Ablauf von 20 Jahren und ſolche weiterer 
Benutzung, wenn der ganze Platz mit jüngeren Gräbern angefüllt ift, 
welchenfalls auf dem allgemeinen Begräbnißplatz in der Reihe zu 
begraben iſt; n) Erbbegräbnißplätze, deren Beſitzer der ihnen unter b) 
auferlegten Verbindlichkeit innerhalb 4 Wochen nach geſchehener Er- 
innerung nicht nachkommen oder innerhalb 3 Monaten nach ge— 
ſchehener Erinnerung eine baufällig gewordene Halle nicht wiederher— 
ſtellen laſſen, oder welche innerhalb eines Jahre8 nach dem Tode des 
Beſitzers von deſſen Erben nicht durch Löſung eines Scheines er— 
neuert worden, endlich ſolche, deren Beſitzer von keiner Privatperſon 
beerbt wird, fallen der Kirche anheim und können nach Befinden 
von neuem verliehen werden; o) auf den Plätzen, welche zu Erb— 
begräbniſſen beſtimmt ſind, können auf Verlangen auch Stellen zu 
bloßer Errichtung eines bleibenden Denkmals abgelaſſen werden (für 
den doppelten Preis unter a), und es wird ein ſolcher Platz ein- für 
allemal zugeſchrieben und er kann nie wieder einem Dritten verliehen 
werden. Der 8 8 enthielt die folgende, wichtige Beſtimmung: „Die 
zum Theil unbekannten Beſitzer der gegenwärtig ſchon auf dem Kirch— 
hofe befindlichen Begräbnißhallen ſollen in 2 öffentlichen Blättern 
zweimal aufgefordert werden, ſich innerhalb des Jahres 1830 dieſe 
Hallen beim Kirchrechnungsführer zuſchreiben zu laſſen (für 12 Gr.). 
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Wer von den Theilhabern ſich in jener Friſt nicht meldet, hat ſein 
Recht zum Beſten der übrigen verloren, und meldet ſich gar niemand, 
jo fallen fie der Kirche anheim.“ Im 8 10 war dem Kirchrechnungs— 
führer die Führung eines genauen Ab- und Zuſchreiberegiſters auf— 
erlegt, in welches auch alle etwaigen Mittheilhaber einzutragen waren; 
ebenſo hatte nach § 11 der Todtengräber auch über die in Erb begräb— 
niſſen beerdigten Perſonen ein genaues Verzeichniß zu führen. Nach 
§ 13 ſollte der Stadtrath alle Anordnungen und Ermächtigungen 
auf dem Kirchhofe nur mit Vorwiſſen und Genehmigung des Ober— 
pfarramts treffen und in bedenklichen Fällen beim Oberkonſiſtorium 
berichtlich anfragen. 

Während im § 2 für Reihegräber eine durchſchnittliche Ruhe— 
zeit von nur 20 Jahren und für ſolche mit Leichenſteinen oder Denk— 
malen beſetzte von 40 Jahren, von dem 1. Januar an zurückgerechnet, 
beſtimmt war, fehlte eine derartige Begrenzung für Erb- 
begräbniſſe im Beſonderen. Die ſpätere Ruhezeit für alle anderen 
Begräbniſſe iſt auf 30 Jahre feſtgeſetzt worden, doch vermag auch 
Teuſcher a. a. O. S. 480 die erſte Quelle hierfür nicht anzuführen, 
ſondern zieht nur aus der preußiſchen Geſetzgebung (Kirchenordnung 
vom 8. Januar 1830) die Beſtimmung einer 40-jährigen Ruhezeit für 
Begräbnißplätze überhaupt an, ſowie die, daß zur Veräußerung oder 
Benutzung von Begräbnißplätzen zu anderen Zwecken die Erlaubniß 
des betreffenden Miniſters, je nachdem ſie der Kirche oder einer Ge— 
meinde zugehörten, erforderlich ſei. 

Von 1839 an war für die Reſidenzſtadt Weimar, deren Fried— 
hof ſtädtiſch iſt, der Entwurf einer „Friedhofsordnung“ in Angriff 
genommen, welche unter dem 11. Januar 1842 als Statut erſchien. 
Im 8 6 waren die obigen Beſtimmungen des § 7 der Bekannt- 
machung der Oberkonſiſtoriums zu Eiſenach faſt wörtlich wieder⸗ 
gegeben; ebenſo in der erneuerten, noch heute geltenden Friedhofsordnung 
vom 23. Dezember 1872. 

In dieſer letzteren war auf die einſchlagenden Beſtimmungen des 
inzwiſchen erſchienenen Landesgeſetzes vom 10. Januar 1854 über die 
Anlegung von Friedhöfen Rückſicht zu nehmen. Dieſes ordnet, daß 
Friedhöfe, wenn ſie einmal verlaſſen werden müſſen, zu Beerdigungen 
nicht wieder in Gebrauch genommen werden dürfen, Erweiterungen 
der Friedhöfe aber nur mit Zuſtimmung und Genehmigung der be— 
treffenden Behörden vorgenommen werden können. Als ſolche ſind 
erwähnt der gutachtlich zu vernehmende Gemeindevorſtand, der Be— 
zirksdirektor, der Phyſikus (jetzt Bezirksarzt) und die zuſtändige Kirchen— 
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Inſpektion. Kein Grab darf vor Ablauf von 30 Jahren oder, wenn 
nach ärztlicher Erfahrung zur Verweſung der Leichen im Friedhofe 
eine noch längere Zeit erforderlich wäre, vor Ablauf der letzteren, zum 
Behufe einer vorzunehmenden neuen Beerdigung, geöffnet werden. 
Iſt aber auf einem Friedhofe ein zur Beobachtung dieſer Vorſchrift 
erforderlicher Raum nicht mehr vorhanden, ſo muß der Friedhof 
mindeſtens einſtweilen außer Gebrauch geſetzt und für deſſen Erweiterung 
oder für Anlegung eined neuen Friedhofes geſorgt werden. Im 
Landtag von 1853 war, abgeſehen von der gänzlichen Ausfüllung 
des zu Begräbniſſen dienenden Areals, als möglicher Grund einer 
vorzeitigen Setzung außer Gebrauch die Rückſichtnahme auf etwaige 
Geſundheitsſchädigung erwähnt, was ja in Frage kommen kann, wenn 
die tiefe Lage oder die Süd- und Weſtſeite des Ortes oder die nahe 
Umbauung des Friedhofes mit Häuſern die Befürchtung einer Geſund— 
heitsgefährdung wachrufen könnte 5). Das Landesgeſetz hat in § 2 
für die Anlegung von Begräbnißplätzen die Morgen- oder Mitternachts⸗ 
ſeite eines Ortes und in einer mäſſigen, gut zugänglichen Erhöhung 
und in angemeſſener Entfernung, ſoweit es die Oertlichkeit irgend 
geftattet, geordnet. Daß von dieſen allgemeinen Beſtimmungen über 
Einlegung eines Friedhofes aus ſanitätspolizeilichen Gründen oder 
zwingenden anderen das allgemeine Wohl oder öffentliche Intereſſe 
wahrenden Rückſichten auch Erbbegräbniſſe getroffen werden können, 
iſt nicht ausgeſchloſſen; allein es muß hierbei auf möglichſte 
Sicherung der daran beſtehenden Rechte Rückſicht genommen 
werden, z. B. daß vereinzelte Beſtattungen darauf, wie ſie hier 
doch nur vorkommen, auch nach der Lage des Erbbegräbniſſes eine 
Geſundheitsgefährdung für die Nachbarſchaft nicht mit ſich bringen 
können, was durch Gutachten feſtzuſtellen iſt. Stets iſt der verfaſſungs⸗ 
rechtliche Grundſatz der Beachtung wohlerworbener Rechte 
hoch zu halten. Die Friedhoftsordnung der Reſidenzſtadt Eiſenach 
vom 31. Dezember 1870 bezw. 26. Auguſt 1873 (in der Kah le'ſchen 
Sammlung von 1888, VI) enthält in § 8 Vorſchriften über die Er⸗ 
langung und Benutzung von Erbbegräbniſſen unter a) bis p) faſt überein⸗ 
ſtimmend mit den in der Bekanntmachung des Oberkonſiſtoriums zu 
Eiſenach von 1830 und der weimariſchen F. O. von 1842 aufgeſtellten 
Punkten a) bis o). Für die Friedhöfe vor dem Predigerthor, die vom 


5) Verf. erinnert ſich aus ſeiner Praxis eines Friedhofes, der eingelegt 
werden mußte, weil bei der Herrichtung der Gräber vor Erreichung der erforder⸗ 
lichen Tiefe das Grundwaſſer hervortrat und die Särge darin verſenkt werden 
mußten (Neuſiß im Amtsbezirk Ilmenau). 
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Tage der Publikation der F. O. geſchloſſen waren, wurde im § 16 
als Ausnahme eine fernere Verwendung der Erbbegräbniſſe zu Be— 
ſtattungen nachgelaſſen, wenn es ſich darum handle, die Leiche eines 
Ehegatten neben dem Grabe des früher verſtorbenen und die 
Leichen der Eltern neben den Großeltern der früher verſtorbenen 
Kinder zu beerdigen ©). (Fortſetzung folgt.) 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
A. Oberlandesgericht. 
I. Aus dem I. Civilſenat. 


Mitgetheilt von Herrn Senatspräſidenten Dr. Blomeyer. 


10. Urkundenprozeß. In welchem Umfang müffen die 
klagbeweiſenden Urkunden der Klage abſchriftlich 
beigefügt werden? Wie weit geht die Verpflichtung 
des Klägers zu urkundlichem Nachweis bei zweiſei— 
tigen Verträgen? | 
Aus den Gründen eines nach Meiningen ergangenen Urtheils vom 

27. September 1897 (I U 66/97). 

1. Die Beklagten rügen zunächſt, daß die zur Begründung des 
Klaganſpruches dienende Urkunde nur auszugsweiſe, nicht vollftän- 
dig der Klagſchrift abſchriftlich beigefügt ſei. Daß die beigefügten 
Stellen der Urkunde zum Beweiſe der Klagbehauptungen genügen, iſt 
von den Beklagten nicht beſtritten und auch ſonſt außer Zweifel. 
Hiernach ift aber der Vorſchrift des 8 556 Satz 2 der C. P. O. Ge⸗ 
nüge geleiſtet. Denn wenn auch die Beſtimmung des § 122 Abſ. 2 
der C. P. O., wie überhaupt die allgemeinen Vorſchriften dieſes Ge— 
ſetzes über vorbereitende Schriftſätze, auf die Klageſchrift im Urkunden— 
prozeſſe, welcher die Vorſchrift des §S 556 Satz 2 eine weitergehende 
Bedeutung als die eines gewöhnlichen vorbereitenden Schriftſatzes 
verleiht, nicht ohne Weiteres anwendbar erſcheint, ſo kann doch die 
letzterwähnte Vorſchrift, nach welcher die zur Begründung des Klag— 
anſpruches dienenden Urkunden der Klagſchrift in Urſchrift oder in 
Abſchrift beigefügt werden müſſen, nur den Zweck haben und nur in 


6) Sonach waren die überlebenden Kin der von der Beiſetzung ausgeſchloſſen, 
trotzdem daß fie zu der in $ 18 erwähnten „Familie“ gehörten 7! 
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dem Sinne erlaſſen ſein, daß in Anbetracht der durch die Geſtaltung 
des Verfahrens gegebenen materiellen Beſchränkung der Vertheidigung 
dem Beklagten wenigſtens rechtzeitig Gelegenheit zur geeigneten Bor- 
bereitung ſeiner Vertheidigung geboten werde. Werden nun, wie hier, 
dem Beklagten diejenigen Stellen der Urkunde, auf welche Kläger 
ſeinen Anſpruch ſtützt, in aus ſich ſelbſtverſtändlichen Sätzen und in 
einem zum Beweiſe genügenden Umfange mitgetheilt, ſo iſt der be— 
zeichnete Zweck und damit die geſetzliche Vorſchrift erfüllt, zumal bei 
Urkunden, welche der Beklagte ſelbſt mit unterſchrieben hat, und von 
deren übrigem Inhalte er alſo bereits Kenntniß haben muß. Es iſt 
daher dieſe Rüge um ſo mehr zurückzuweiſen, als die beklagte Partei 
nicht die geringſte Andeutung darüber gegeben hat, in welcher Rich— 
tung ihr durch die Unvollſtändigkeit der Abſchrift der Urkunde die 
Möglichkeit der rechtzeitigen Vorbereitung ihrer Vertheidigung benom⸗ 
men ſei. 

2. Kläger klagt auf Zahlung eines Pacht⸗ und, wie das ange⸗ 
fochtene Urtheil annimmt, eines Kaufpreiſes. Die Beklagten rügen, 
daß in der Klagſchrift nicht die Uebergabe des Pacht- und des Kauf 
gegenſtandes behauptet und durch Urkunden belegt ſei. Auch bezüg⸗ 
lich dieſes Einwandes iſt dem angefochtenen Urtheile im Ergebniſſe 
beizuſtimmen. In der nicht ganz unbeſtrittenen Frage, ob bei zweiſeitigen 
Vertragsverhältniſſen die Behauptung der Erfüllung der klägeriſchen 
Verpflichtung zur Klagbegründung gehöre, oder die Nichterfüllung dieſer 
Verpflichtung nur den Gegenſtand einer Einrede bilden könne, wird 
gegenwärtig in Rechtslehre und Rechtſprechung von der herrſchenden 
Meinung mit Recht das Letztere als das der geſchichtlichen Ent— 
wickelung Entſprechende angenommen. Nothwendige Folge hiervon 
it, daß die Zuläſſigkeit des Urkundenprozeſſes nicht von der urkund— 
lichen Darlegung der Erfüllung der klägeriſchen Gegenleiſtung ab— 
hängig, d. h. nicht ſchon in der Klage der Einrede der Argliſt mit 
der Behauptung zu begegnen iſt, der Kläger habe ſeinerſeits erfüllt. 
(Seuffert's Archiv Bd. 46 Nr. 146.) Auch der vom ange⸗ 
fochtenen Urtheile in dieſer Beziehung angenommenen Unterſcheidung 
zwiſchen Kauf- und Pachtklage läßt ſich nicht zuſtimmen. Die oben 
als herrſchend bezeichnete Meinung beruht auf der Anſchauung, daß die 
Verpflichtung zur geklagten Gegenleiſtung keineswegs durch die Bewirkung 
der eigenen Leiſtung des Klägers bedingt ſei, daß aber die Einklagung 
der Gegenleiſtung vor bewirkter eigener Leiſtung gegen Treu und 
Glauben verſtoße, und deshalb der Beklagte zur Zurückhaltung der 
Gegenleiſtung bis zum Empfange der klägeriſchen Leiſtung berechtigt 
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ſei. Von dieſem Standpunkte aber kann es für die Beurtheilung der 
Zuläſſigkeit der Klagerhebung keinen Unterſchied machen, ob Kläger 
nach dem Vertrage gleichzeitig mit dem Beklagten oder früher als 
dieſer zu leiſten hat. 


11. Gewahrſam des Schuldners (8 712 d. C. P. O.); Bereit⸗ 
willigkeit zur Herausgabe ſeitens des Gewahr— 
ſamhabers ($ 713); Eigenmacht des Gerichtsvoll— 
ziehers. Spolienklage. 

Ein Gerichtsvollzieher war von dem ihn mit Vornahme einer 
Pfändung beauftragenden Gläubiger angewieſen worden, eine Anzahl 
Wechſel, welche Schuldner beſitze, zu pfänden. Bei dem Verſuch, dem 
Auftrag nachzukommen, ſtellte ſich heraus, daß die Wechſel ſich in der 
Hand eines Dritten befanden, dem ſie die Ehefrau des Schuldners 
in eigenem Namen zur Aufbewahrung gegeben hatte. Der Gerichts— 
vollzieher machte nunmehr den Verſuch, den Verwahrer der Wechſel 
zu deren Herausgabe zu veranlaſſen. Dies war vergeblich; doch er— 
klärte der Verwahrer der Wechſel dem Gerichtsvollzieher, daß er die 
Wechſel der Ehefrau des Schuldners, von welcher er ſie erhalten habe, 
zurückſenden werde. Der Gerichtsvollzieher wußte es ſo einzurichten, 
daß er im Hauſe des Schuldners anweſend war, als der Bote, der 
die Wechſel zurückbringen ſollte, daſelbſt eintraf. Nachdem dieſer nun 
die Wechſel der Ehefrau des Schuldners auftragsgemäß eingehändigt 
hatte, nahm der Gerichtsvollzieher ſie ohne Weiteres der Ehefrau aus 
der Hand, mit der Erklärung, daß er fie für den Gläubiger des Ehe— 
mannes pfände. 

Irgend einen Widerſtand leiſtete die Ehefrau des Schuldners 
nicht, erhob aber alsbald gegen den Gläubiger, in deſſen Auftrag der 
Gerichtsvollzieher gepfändet hatte, Klage auf Schutz im Beſitz und 
Herausgabe der Wechſel. Der Beklagte beſtritt das Recht der Ehe— 
frau und machte eventuell geltend, daß dieſe die Wechſel vermöge 
eines anfechtbaren Rechtsgeſchäfts von ihrem Ehemann, feinem 
Schuldner, erlangt habe. 

Doch wurde der Klage in II. Inſtanz ohne Weiteres ſtattgegeben. 
Zur Begründung dieſer Entſcheidung wurde Folgendes ausgeführt. 
Es ſei unter den obwaltenden Umſtänden klar, daß die Wechſel ſich 
bei der Pfändung nicht im Gewahrſam des Schuldners, ſondern im 
Gewahrſam der Ehefrau desſelben befunden hätten und es fehle an 
der nöthigen Unterlage für die Annahme, daß die Ehefrau ſich zur 
Herausgabe habe bereit finden laſſen. Der Gerichtsvollzieher habe 

Blütter für Rechtspflege XL V. N. F. XXV. 17 
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ſich einer Eigenmacht ſchuldig gemacht und werde dieſe Annahme auch 
nicht dadurch beſeitigt, daß die Ehefrau der Handlungsweiſe des Ge⸗ 
richtsvollziehers, welcher ihr zugleich als behördliche Perſon gegenüber 
geſtanden habe, weder körperlichen Widerſtand noch Proteſt entgegen⸗ 
geſetzt habe. Die Klage ſei als Spolienklage begründet und darum 
z. Z. gar nicht darauf einzugehen, ob die Klägerin die Wechſel durch 
ein anfechtbares Rechtsgeſchäft erlangt habe. Vor Allem ſeien die 
Wechſel zurückzugeben. 

Urtheil vom 1. Nov. 1897 in S. Linſel /. Emmert 1 U 52/97 


12. Gebrauchs muſterſchutz für Maſchinen oder einzelne 

Theile derſelben. 

In einem Urtheil des I. Civil⸗Senates vom 10. Januar 1898 
(I U 141/97) findet ſich Folgendes ausgeführt: 

Im Gegenſatz zu der erſtinſtanzlichen Rechtsauffaſſung muß der 
prinzipale Klaganſpruch auf Löſchung des Gebrauchsmuſters der Be- 
klagten nach § 6 des Geſetzes über den Schutz von Gebrauchsmuſtern 
vom 1. Juni 1891 (R. G.Bl. S. 290 flg.) für begründet erachtet 
werden. Als Gebrauchsmuſter im Sinne des bezeichneten Geſetzes 
werden geſchützt Modelle von Arbeitsgeräthſchaften oder Gebrauchs— 
gegenſtänden oder von Theilen derſelben, inſoweit ſie dem Arbeits⸗ 
oder Gebrauchszweck durch eine neue Geſtaltung, Anordnung oder Vor⸗ 
richtung dienen ſollen. Liegen dieſe Erforderniſſe nicht vor, ſo hat 
nach § 6 des Geſetzes Jedermann gegen den Eingetragenen den An- 
ſpruch auf Löſchung des Gebrauchsmuſters. Es fragt ſich alſo, ob 
die unter Nr. 41648 der Muſterrolle für die Beklagten als Gebrauchs- 
muſter eingetragene Schützenſchlag⸗Vorrichtung nach Maßgabe des Ge— 
ſetzes vom 1. Juni 1891 überhaupt als eine „Arbeitsgeräthſchaft“ 
oder als ein „Gebrauchsgegenſtand“ — von Theilen ſolcher iſt nicht 
die Rede — angeſehen werden kann. Das muß verneint werden. 

Die Vorinſtanz hat ſich in ihren, die geſtellte Frage bejahenden 
Gründen der von mehreren Schriftſtellern und namentlich von Prof. 
Kohler vertheidigten Meinung angeſchloſſen, daß auch Modelle von 
Maſchinen und Betriebsvorrichtungen ohne Rückſicht auf Größe oder 
Kleinheit, Einfachheit oder Komplizirtheit als „Arbeitsgeräthſchaften“ 
bezw. „Gebrauchsgegenſtände“ im Sinne des obigen Geſetzes zu ver— 
ſtehen und deshalb des Gebrauchsmuſterſchutzes fähig find. Dieſer 
Rechtsauffaſſung iſt jedoch das Reichsgericht mit eingehender, der Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes entnommener und von dem jetzt er- 
kennenden Senate als zutreffend erachteter Begründung ſchon in dem 
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Urtheile vom 23. Oktober 1895 (Bd. 36 S. 16 flg. der Civilent⸗ 
ſcheidungen) entgegengetreten. Danach können, bei Zugrundelegung 
des gemeinen Sprachgebrauchs, unter Arbeitsgeräthſchaften und Ge— 
brauchsgegenſtänden nur relativ einfache Werkzeuge und Vorrichtungen, 
nicht aber künſtliche, aus vielen in einander greifenden Arbeitsmitteln 
zuſammengeſetzte, zur Bewegung durch Naturkräfte beſtimmte Maſchinen 
oder die Geſammtheit einer Reihe ſelbſtändiger, zum Zweck eines auf 
einer Mehrheit von Arbeitsvorgängen aufgebauten Betriebes zuſammen⸗ 
gefügter Vorrichtungen begriffen werden, fo daß alſo Maſchinen und 
Betriebsvorrichtungen in dieſem letzteren Sinne nicht zu den Arbeits— 
geräthſchaften und Gebrauchsgegenſtänden gehören. Eine ſolche Be— 
ſchränkung des Gebrauchsmuſterſchutzes entſpricht auch — wie das 
Reichsgericht weiter darlegt — dem Zwecke des Geſetzes vom 1. Juni 
1891, welches dazu beſtimmt iſt, neben dem für neue, einen techniſchen 
Fortſchritt in ſich ſchließende Erfindungen gewährten Patentſchutze bloßen 
gewerblichen Formverbeſſerungen bekannter Gegenſtände, deren Nützlich— 
keit dadurch erhöht wird, den nach ſeinen Vorausſetzungen und ſeinem 
Inhalte vom Patentſchutz weſentlich verſchiedenen Gebrauchsmuſterſchutz 
angedeihen zu laſſen. Mit Recht wird vom Reichsgericht endlich noch 
darauf hingewieſen, daß zwar die Ziehung der Grenze zwiſchen muſter⸗ 
Ihusfähigen Modellen und den nur des Patentſchutzes fähigen Er— 
findungen unter Umſtänden Schwierigkeiten verurſachen mag, daß dies 
aber nicht dazu führen darf, das Beſtehen einer ſolchen Grenze über⸗ 
haupt zu leugnen. Im vorliegenden Falle handelt es ſich nur um 
einen Apparat, für welchen der Schutzanſpruch dahin lautet: 

„Eine Schützenſchlag-Vorrichtung für mechaniſche Drahtwebſtühle, 
gekennzeichnet durch die Anordnung des Spannmechanismus (Winkel 
züge k, 1, 1, und Kurbeln m) und des Auslegungs mechanismus 
(Schieber o, Hebel p, Daumen r), für die auf beiden Seiten der Lade 
angeordneten Schützenſchlagfedern (i) in der Weiſe, daß die genannten 
Schlagfedern (i) beim Auf- bezw. Vorwärtsgang der Lade abwechſelnd 
geſpannt und ebenſo abwechſelnd ausgelöſt werden.“ 

Aus dieſem, dem Gebrauchdmuſter Nr. 41648 zu Grunde liegenden 
Schutzanſpruche in Verbindung mit den dazu gehörigen Zeichnungen 
iſt ohne Weiteres und ohne die Nothwendigkeit techniſch-ſachverſtändiger 
Beihülfe zu entnehmen, daß die für die Beklagten als Gebrauchsmuſter 
eingetragene Schützenſchlag⸗Vorrichtung ſich aus zahlreichen, künſtlich 
in einander greifenden Arbeitsmitteln und Arbeitsvorgängen zuſammen⸗ 
ſetzt, die in ihrer Geſammtwirkung zur Inbetriebſetzung eines für 


mechaniſche Drahtwebſtühle weſentlichen Beſtandtheiles — nämlich des 
17* 
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ſog. Schützen — dienen ſollen. Ein derartiger Apparat kann aber 
nach obiger Ausführung nicht als ein Arbeitsgeräth oder Gebrauchs⸗ 
gegenſtand im Sinne des Gebrauchzmuſterſchutzgeſetzes angeſehen werden. 
Der Senat verkennt hierbei nicht, daß ein an ſich muſterſchutzfaͤhiger 
Gegenſtand — er ſei Arbeitsgeräth oder Gebrauchsgegenſtand — 
durch den bloßen Umſtand ſeiner Verwendung als Theil einer Maſchine 
und damit zu der von der Maſchine verrichteten Arbeit dem Schutze 
des Geſetzes vom 1. Juni 1891 nicht entzogen wird. Die Beklagten 
haben dieſen Geſichtspunkt zu Gunſten ihres Gebrauchsmuſters zu 
verwerthen geſucht und zwar unter Berufung auf das neueſte — 
Bd. 39 S. 115 flg. der Civilentſcheidungen — auch in Seuffert's 
Archiv Bd. 53 S. 76 flg. — abgedruckte Urtheil des Reichsgerichts 
vom 8. Mai 1897. Das bezeichnete Urtheil ſteht jedoch den Beklagten 
nicht zur Seite. Dem Reichsgericht lag der Fall zur Entſcheidung 
vor, ob eine zur Verwendung in einer Filterpreſſe beſtimmte „Platte“ 
muſterſchutzfähig ſei. Das Berufungsgericht hatte die Schutzfähigkeit 
der Filterpreſſe verneint und daran den Satz geknüpft, daß, wenn 
die Filterpreſſe als Ganzes nicht ſchutzfaͤhig ſei, auch die dabei Ver⸗ 
wendung findende Platte dem Muſterſchutz entzogen ſein müſſe. Dieſe 
Anſicht wurde vom Reichsgericht gemißbilligt unter der Motivirung: 
„Daß ein Gegenſtand beſtimmt iſt, als Theil eines zuſammengeſetzten 
Apparates zu dienen, kann ihm den Schutz des Geſetzes nicht nehmen, 
wenn er nur ſonſt die im Geſetz aufgeſtellten Erforderniſſe vereinigt, 
d. h. wenn er Arbeitsgeräth oder Gebrauchsgegenſtand iſt und wenn 
er der Darſtellung durch ein Modell fähig iſt.“ Im Anſchluß hieran 
erörtert dann das Reichsgericht weiter die Beſchaffenheit und Ver⸗ 
wendungsart jener Platte und gelangt dadurch zur Anerkennung ihrer 
Eigenſchaft als eines Arbeitsgeräthes. Es liegt auf der Hand, daß 
dieſer Fall von dem gegenwärtigen grundverſchieden iſt. Die dort ge- 
ſchützte Filterplatte war weiter nichts als eine verhältnißmäßig ſehr 
einfache, für die Geſammtwirkung der Filterpreſſe an ſich nicht weſent⸗ 
liche Körperform. Die hier vorliegende Schützenſchlagvorrichtung da- 
gegen — die geradezu als eine Maſchine an der Maſchine bezeichnet 
werden muß — charakteriſirt ſich als eine höchft komplizirte Zuſammen⸗ 
ſetzung vieler künſtlich in einander greifender, den Spann- und Aus⸗ 
hebungsmechanismus des Schützen betreffender Arbeitsmittel und 
Arbeitsvorgänge, fo daß damit die Annahme eines an der Webſtuhl— 
maſchine angebrachten Arbeitsgeräths oder Gebrauchsgegenſtandes als 
vollſtändig ausgeſchloſſen erachtet werden muß. 
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13. Unentbehrliches Hausgeräth. Nähmaſchine. 

Eine Nähmaſchine kann als Hausgeräth im Sinn des § 715 
der C. P. O. gelten; und wenn der Schuldner eine ſtarke Familie hat, 
iſt auch die Annahme, daß die Nähmaſchine für ihn und ſeine Familie 
unentbehrlich ſei, nicht zu beanſtanden. 

Beſchluß vom 20. Januar 1898. 


14. Unwirkſame Konventionalſtrafbeſtimmungen. 

Wenn ein Fabrikant durch vertrags widriges Verhalten einen 
Arbeiter dazu veranlaßt, den Arbeitsvertrag zu kündigen, kann eine 
im Arbeitsvertrag für den Fall, daß der ausſcheidende Arbeiter in ein 
Konkurrenzgeſchäft — gewiſſer Art — eintrete, bedungene Konventional⸗ 
ſtrafe dem Arbeiter nicht abgefordert werden. Denn würde die Strafe 
in dem Sinne feſtgeſetzt werden, daß ſie auch in einem ſo geſtalteten 
Fall entrichtet werden müſſe, würde die Abmachung gegen die guten 
Sitten und gegen die Gewerbefreiheit verſtoßen. 

Liegen ferner die Verhältniſſe in einem Fabrikationszweig ſo, daß 
derſelbe nur an wenigen durch weite Entfernungen getrennten Orten 
betrieben wird, fo würde es eine unzuläffige Beſchrankung der Gewerbe— 
freiheit ſein, wenn ein Fabrikant einen eintretenden, nur in der frag⸗ 
lichen ſpeziellen Fabrikation ausgebildeten Arbeiter bei Konventional⸗ 
ſtrafe verpflichten wollte, nach ſeinem etwaigen Austritt in kein am 
ſelben Ort befindliches Konkurrenzgeſchäft einzutreten. Der Arbeiter 
würde dadurch, da er bei ſeinem Austritt, um wieder Beſchäftigung 
zu finden, eine weite Reiſe zu machen haben würde, deren Koſten zu 
beſtreiten er vielleicht gar nicht in der Lage wäre, in eine Abhängigkeit 
von ſeinem Arbeitgeber gerathen, welche mit den Grundſätzen der Ge— 
werbefreiheit nicht im Einklang ſteht. 

Von dieſen Erwägungen iſt der Senat in der Sache Kaysner ‘/. 
Sturm u. Gen. bei Erlaß eines Beweisbeſchluſſes vom 27. Januar 1897 
und des Urtheils vom 13. Dezember 1897 (I U 137/98) ausgegangen. 


15. a) Eigenthumsſtörungsklage, erhoben hinſichtlich 
eines im Privateigenthum ſtehenden, aber der 
öffentlichen Benutzung unterliegenden Weges. 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs. 

b) Nicht jeder Eingriff in die über einem fremden 
Grundſtück ſich erhebende Luftſäule iſt eine 
Eigenthumsſtörung. Doch genügt zur Begrün— 
dung der Negatoria irgend ein Intereſſe des 
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Eigenthümers an der Fernhaltung des Ein— 
griffes. 

c) Das Recht einen Nothweg zu fordern. Voraus⸗ 

ſetzungen und Inhalt dieſes Rechtes. ü 

Der Eigenthümer eines Griffelſchieferbruches M. gerieth bei 
deſſen Abbau in Schwierigkeit, indem er den Abraum auf ſeinem 
Grundſtück nicht mehr unterbringen konnte. Um Abhülfe zu ſchaffen, 
erwarb er ein anderes von erſterem nur durch einen Fahrweg ge⸗ 
trenntes Grundſtück und baute über den Weg eine Brücke, deren 
Pfoſten auf ſeinen beiden Grundſtücken ſtanden, und auf welcher 
er in der Höhe von 7 Metern über dem Wege den Abraum aus 
dem Bruch auf das neu erworbene Grundſtück hinüberbeförderte. 
Letzteres liegt — ebenſo wie der Weg — erheblich tiefer ab als das 
Grundſtück, auf welchem der Griffelſchiefer gewonnen wurde, und es 
wurde daher der Abraum von der Brücke aus auf das neu er— 
worbene Grundſtück hinabgeſtürzt. 

Der erwähnte, die beiden Grundſtücke des M. trennende Fahr⸗ 
weg iſt im Grundbuch dem Herzogl. Sachſen⸗Meiningiſchen Domänen⸗ 
fiskus zugeſchrieben, ſoll aber auch — es beſteht darüber Streit — 
ein Ortsverbindungsweg ſein und der öffentlichen Benutzung unter⸗ 
liegen. 

Der Herzogl. Domänenfiskus erblickte in der Anlegung und 
Benutzung der Brücke eine Eigenthumsſtörung und erhob wegen der⸗ 
ſelben Klage. 

Der Beklagte berief ſich zunächſt darauf, daß der Weg ein öffent⸗ 
licher und daher von den Verwaltungsbehörden darüber zu befinden 
ſei, ob die Anlage zuläſſig ſei. Er habe auch — führte er aus — 
den Verwaltungsweg betreten und vom Herzogl. Landrath — unter 
gewiſſen Bedingungen — die Erlaubniß zur Anlegung der Brücke 
erhalten. Allerdings habe die zweite Verwaltungsinſtanz — das 
Herzogl. Staatsminiſterium des Inneren — auf den Rekurs des Do— 
mänenfiskus hin die Entſcheidung des Landraths mit der Begrün⸗ 
dung, daß über den Einſpruch des Domänenfiskus im Rechtsweg zu 
entſcheiden ſei, aufgehoben. Doch habe er Oberrekurs eingelegt und 
ſei über dieſen noch nicht entſchieden. Der Rechtsweg erſcheine aus— 
geſchloſſen, eventuell müſſe die Sache bis zur Entſcheidung des Ge⸗ 
ſammtſtaatsminiſteriums ausgeſetzt werden. 

Ferner beſtritt Beklagter das Vorliegen einer Eigenthumsſtörung, 
indem er ausführte, daß der Kläger durch die Brücke gar nicht be— 
läſtigt werde, und nur aus Chikane handle. 
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Eventuell machte Beklagter geltend, daß er, da fein Grundſtück 
nach dem Weg zu ſteil abfalle, ſeinen Abraum nicht anders als in 
der Höhe über den Weg hinweg fortſchaffen könne und ihm daher 
die ſeine beiden Grundſtücke verbindende Brücke als ein Nothweg 
einzuräumen ſei. | 

Das Oberlandesgericht verurtheilte — in Uebereinſtimmung mit 
dem Landgericht — den Beklagten zur Beſeitigung der Brücke. Hin⸗ 
ſichtlich der Einwendungen des Beklagten wurde Folgendes erwogen: 

1) Auch wenn man annehme, daß der Weg ein Ortsverbindungs⸗ 
weg ſei und daher der öffentlichen Benutzung unterliege, ſo komme 
doch immer in Betracht, daß der Weg im Grundbuch dem Herzogl. 
Domänenfiskus zugeſchrieben ſei. Dieſer ſei in ſeinem Eigenthum 
nur inſoweit beſchränkt, als er einem Jeden die Benutzung des Weges 
zum Gehen und Fahren geſtatten müſſe. Alle weitergehenden Ein⸗ 
griffe in ſein Eigenthum aber könne er ebenſo gut, als wenn der 
Weg kein öffentlicher ſei, zurückweiſen. Nun mache Beklagter keines⸗ 
wegs etwa nur von derjenigen Benutzung Gebrauch, welche vermöge 
der Oeffentlichkeit Jeder zu machen berechtigt ſei, ſondern er nehme 
durch ſeine Anlage einen Theil des über dem Weg befindlichen 
Raumes dauernd und unter Ausſchluß Anderer für ſich 
allein in Anſpruch. Das brauche ſich Kläger nicht gefallen zu laſſen 
(vergl. Windſcheid, Lehrb. § 146 Nr. 4). Auch ſei der Rechts- 
weg keineswegs unzuläſſig. Von den Verwaltungsbehörden ſei nur 
darüber zu entſcheiden, ob etwa ſchon die Eigenſchaft des Wegs 
als Orts verbindungsweg die Anlegung der Brücke als unzu- 
läſſig erſcheinen laſſe. Darüber aber, ob der Eigenthümer des Weges 
vermöge ſeines Eigenthums rechtes dem Beklagten die An- 
lage der Brücke verwehren könne, ſei lediglich von den Gerichten zu 
entſcheiden. 

2) In der Anlage der Brücke ſei eine Eigenthumsſtörung zu er- 
blicken; auch wenn man berückſichtige, daß es ſich hier um einen ein- 
ſamen Waldweg handle, ſo könne man doch nicht ſagen, daß jedes 
Intereſſe des Klägers daran, daß die Brücke nicht beſtehe und nicht 
benutzt werde, ermangle. Man brauche z. B. nur an den Transport 
hoher Gegenſtände zu denken, der durch die Brücke verhindert werde. 
Auch könne der Behauptung des Klägers, daß das mit der Benutzung 
der Brücke zum Abfahren und Abſtürzen der Schutte verbundene 
Geräuſch ſtörend ſei, bez. ſtörend wirken könne, nicht jede Berechtig⸗ 
ung abgeſprochen werde. 

Daß Kläger nur aus Chikane, lediglich in der Abſicht, den Be⸗ 


klagten zu ſchädigen, demſelben die Ueberbrückung nicht geftatten 
wolle, ſei nicht anzunehmen. Selbſt wenn — wie es den Anſchein 
habe und vom Kläger offen eingeſtanden werde — das Vorgehen des⸗ 
ſelben mit oder ſogar hauptſächlich von dem Beſtreben geleitet werde, 
dem Beklagten als ſeinem Konkurrenten in der Griffelſchieferproduktion 
den Betrieb derſelben nicht zu erleichtern, ſo könne ihm deshalb nicht 
der Vorwurf der Chikane gemacht werden, indem Kläger dann doch 
immer ſeines eigenen Intereſſes wegen, nicht lediglich in dem Be— 
ſtreben, den Beklagten zu ſchädigen, ſein Recht geltend mache. 

3) Das Verlangen, die Ueberbrückung als ſog. Nothweg 3.1. 
geſtanden zu erhalten, ſei unberechtigt. Beklagter ſtoße mit ſeinem Grund⸗ 
ſtücke an den Fahrweg, deſſen Benutzung zum Gehen und Fahren 
ihm unbeſtrittenermaßen zuſtehe und deſſen er ſich — wie nach Lage 
der Sache unzweifelhaft — auch ſchon bisher zur Fortſchaffung ſeiner 
Griffelſchieferprodukte bedient habe. Die nothwendige Vorausſetzung 
für Einräumung eines Nothweges: der Mangel einer Verbindung 
des Grundſtückes mit einem vom Eigenthümer zu benutzenden Weg, ſei 
ſonach hier nicht gegeben. Auch kenne das gemeine Recht eine ſolche 
Art von Nothweg, wie Beklagter ihn verlange, nicht. 

Urtheil vom 13. Januar 1898 I U 143/97. 


16. Die unzuläſſigerweiſe erfolgte Auferlegung eines 
Eides durch Beweisbeſchluß iſt ein Mangel, auf 
deſſen Rüge verzichtet werden kann und der daher 
durch Unterlaſſung einer Rüge geheilt wird. — 
Form der Rüge. 

Das Gericht erſter Inſtanz hatte, obgleich die Entſcheidung bei 
dem Zugeſtändniß der Klage lediglich von dem Beweis der — auf 
Eid geſtellten — Zahlungseinrede abhing, den Eid über dieſelbe 
unzuläſſigerweiſe ftatt durch Endurtheil durch Beweisbeſchluß auferlegt. 
In der nach erfolgter Eidesleiſtung anſtehenden weiteren Verhandlung 
erklärte Beklagter, daß er noch einen Zeugen ausfindig gemacht habe 
und deſſen Vernehmung anheim gebe; es erfolgte jedoch alsbald Klag— 
abweiſung. 

Seine Berufung gegen dieſelbe begründete Beklagter damit, daß 
die Auferlegung des Eides durch Beweisbeſchluß unzuläſſig geweſen 
ſei. Doch wurde er damit nicht gehört. Das Berufungsgericht führte 
in feinem Urtheil vom 25. Nov. 1897 (I U 132/97) Folgendes aus: 

Die in der Litteratur mehrfach, insbeſondere von Gaupp noch 
in der dritten Auflage der Civilprozeßordnung (zu $ 426 Nr. 3) ver⸗ 
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tretene Anſicht, daß die unrichtige Anordnung einer Eidesleiſtung 
durch Beweisbeſchluß nicht gerügt zu werden braucht und der Beſtimmung 
über die Heilung von Mängeln in § 267 der C. P. O. nicht unterliegt, 
ſei unrichtig. Unzweifelhaft würde, wenn die Parteien ſich vorher 
in Gemäßheit des § 426 Abſ. 1 der C. P. O. über Erheblichkeit und 
Norm des Eides geeinigt hätten, die Auferlegung desſelben durch Be- 
weisbeſchluß zuläſſig geweſen ſein, warum ſolle nun der Parteiwille 
nicht nachträglich die Auferlegung durch Beweisbeſchluß heilen 
können? Sei dies aber nicht in Abrede zu ſtellen, müßte auch § 267 
Anwendung finden. Eine Rüge habe im Fragefall nicht ſtattgefunden, 
denn eine ſolche ſei darin, daß der Beklagte in der letzten Verhandlung 
erklärt habe, er habe noch einen Zeugen ausfindig gemacht, deſſen 
Vernehmung er anheim ſtelle, nicht zu finden. 

Das Reichsgericht (Civ. S. III) wies die gegen die oberlandes⸗ 
gerichtliche Entſcheidung eingelegte Reviſion durch Urtheil vom 26. 4. 98 
unter Billigung der Annahme, daß keine Rüge erfolgt ſei, zurück. Auf 
die Frage der Heilbarkeit des bezüglichen Mangels wurde überhaupt 
nicht eingegangen. Offenbar wurde es im Hinblick auf die konſtante 
Judikatur des Reichsgerichts nicht für nöthig gehalten, der Anſicht 
Gaupp's noch eine weitere Widerlegung zu Theil werden zu laſſen. 


II. Aus dem II. Civilſenat. 
Mitgetheilt vom Geheimen Juſtizrath Schulz. 


20. Koſtenfeſtſetzung. 

a) Koſten des Reverturverfahrens. Unter den „Koſten 
des Rechtsſtreites“, welche der Beklagte nach dem rechtskräftigen auf 
Scheidung der Ehe lautenden Urtheil zu tragen hat, können die Koſten 
des der Eheſcheidungsklage vorausgegangenen Reverturverfahrens 
(weimariſches Recht) nicht ohne Weiteres mitverſtanden werden, weil 
dieſes Verfahren als eine durch die Civilprozeßordnung geregelte 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeit nicht angeſehen werden kann (Blätter für 
Rechtspflege in Thüringen Bd. 43 S. 148 unter 2) und weil die von 
dem Prozeßgerichte zur Begründung der Erſtreckung der Erftattung3- 
pflicht auch auf die Koſten des Reverturverfahrens angezogene Be— 
ſtimmung des 8 87 der C. P. O. nur auf eigentliche Prozeßkoſten, d. h. 
ſolche Koſten bezogen werden kann, die in einem nach den Vorſchriften 
der C. P. O. verhandelten bürgerlichen Rechtsſtreite entſtanden find. Es 
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fehlt daher dem Anſpruch auf Erſtattung bezüglich der Koften des 
Reverturverfahrens an der im § 98 Abſ. 1 C. P. O. beſtimmten noth⸗ 
wendigen Vorausſetzung. 

Beſchluß vom 14. Nov. 1896 nach Weimar II W 92/96. R 39/96. 

b) Zinſen von einer zum Zweck der Erlangung der 
Vollſtreckung hinterlegten Baarſchaft ſind nicht zu erſtatten, 
da unter den Begriff der „Koſten des Rechtsſtreites“ und „der 
Zwangsvollſtreckung“ im Sinne der 88 87 und 697 C. P. O. der einer 
Partei in Folge des Prozeſſes oder einer Prozeßhandlung entgangene 
Gewinn nicht fällt (Entſch. des R. Bd. 10 S. 410.) 

Beſchluß vom 19. Sept. 1896 nach Weimar II W 74/96. O 570/94. 

c) Die in § 20 der G. O. f. Rechtsanwälte vorge⸗ 
ſchriebene Ermäßigung der Gebühr auf ?/,. iſt, wenn 
mehrere Fälle des 826 des Gerichtskoſtengeſetzes vor— 
liegen, nicht mehrfach, ſondern einmal vorzunehmen. 
Wie der vorige Richter unter Bezugnahme auf die Reichsgerichts⸗ 
entſcheidung in der Juriſtiſchen Wochenſchrift von 1887 S. 273 in zu⸗ 
treffender Weiſe ausgeführt hat, iſt bei Berechnung der Gerichtskoſten, 
wenn mehrere Fälle des § 26 des G.K. G. zuſammentreffen, die in 
dieſer geſetzlichen Beſtimmung vorgeſchriebene Ermäßigung der Ge— 
bühr auf 5/0 nur einmal vorzunehmen. Das Nämliche hat von den 
Anwaltsgebühren zu gelten. Denn eine verſchiedenartige Behandlung 
der Anwaltsgebühren und der Gerichtskoſten in der gedachten Beziehung 
iſt als vom Geſetzgeber gewollt nicht anzuſehen. Auch ſpricht der 
Wortlaut des § 20 der G. O. f. R. dafür, daß — von den nach 
den §§ 14, 16, 18 nothwendigen Herabminderungen abgeſehen — 
nur eine einmalige Halbirung der Gebühr eintreten ſoll, wenn 
mehrere Fälle des 8 26 des G.K. G. konkurriren. 

Beſchluß vom 20. Febr. 1897 nach Altenburg II W 15/97. Q 13/96. 

d) Werth des Streitgegenſtandes für die Berech- 
nung der Vergleichsgebühr, wenn der Vergleich mehr 
umfaßt als der Klagantrag. Kläger hat dem Beklagten Grund- 
ſtücke zum Preiſe von 45000 M. verkauft und klagt die ihm nach 
dem Kaufvertrag baar zu gewährende Kaufgelderrate von 18000 M. 
ein. Im Laufe des Rechtsſtreits wird ein Vergleich abgeſchloſſen, 
der u. A. die Beſtimmung enthält, daß der der Klage zu Grunde 
liegende Kaufvertrag aufgehoben ſein ſolle. Der Kläger berechnete 
im Koſtenfeſtſetzungsantrag die Vergleichsgebühr zu dem Streitwerth 
von 45000 M., das Landgericht billigte ſie nur in der Höhe der Klag— 
ſumme von 18000 M. Die Anſicht des Landgerichts iſt auf Be⸗ 


— 267 — 


ſchwerde des Klägers vom Oberlandesgericht gebilligt worden. Aus 
den Gründen: 

Nach § 9 der G. O. für Rechtsanwälte werden in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten die Gebühren nach dem Werthe des Streitgegen- 
ſtandes erhoben. Hingeſehen auf die allgemeine Faſſung dieſer Vor⸗ 
ſchrift muß angenommen werden, daß auch die Vergleichsgebühr 
nach dem Werth des Gegenſtandes des durch den Vergleich erledigten 
Streites zu berechnen iſt, ſelbſt wenn, wie es hier der Fall iſt, 
in den Vergleich ein den Streitgegenſtand an Werth überſteigendes 
anderes Objekt hineingezogen wird (Willenbücher, Das Koften- 
feſtſetzungsverfahren, 4. Aufl. S. 113 III 12). 

Beſchluß vom 10. Juli 1896 nach Gera II W 65/96. O 14/6. 

e) Die Vergleichsgebühr des § 13 Ziff. 3 der G.O. 
f. R. iſt nicht zu berechnen, wenn in einer noch nicht am Prozeß⸗ 
gerichte anhängigen Rechtsſache, z. B. einer Erbſchaftsangelegenheit, 
die Abſicht der im entgegengeſetzten Intereſſe Betheiligten in erſter 
Reihe darauf gerichtet iſt, daß die zur Wahrnehmung ihrer Rechte 
beigezogenen Anwälte eine gütliche Einigung erzielen, und nur für 
den Fall, daß die eingeleiteten Vergleichs unterhandlungen ſcheitern, 
die Durchführung eines Rechtsſtreites in Ausſicht genommen wird, 
und es zum Vergleiche kommt. In dieſem Falle finden auf die 
Thätigkeit der Anwälte die Grundſätze des Landesrechts Anwendung. 
Die Richtigkeit dieſer Anficht- ergiebt ſich aus den einſchlägigen, im 
Kommentar von Walter, 3. Aufl. § 37 S. 324 IV c mitgetheilten, 
mit dem Wortlaute des § 1 G. O. f. R. wohl zu vereinbarenden Kom⸗ 
miſſionsverhandlungen. Die von Walter in Abſ. IV a. a. O. für 
ſeine abweichende Anſicht angezogene Vorſchrift in §S 37 Abi. 3 G. O. 
bezieht ſich nur auf die Fälle der 88 471 und 571 C. P. O. Das 
Urtheil des II. Strafſenats des R. G. vom 5. Oktober 1886 
(Beil. z. Reichsanzeiger 1886 S. 420 ff.) befaßt ſich lediglich mit 
8 47 G. O. Urtheil des Oberlandesgerichts Colmar vom 3. Juli 
1896. (Deutſche Juriſtenzeitung vom 15. Mai 1897 S. 208.) 

f) Werth des Streitgegenſtandes für die Erſtattung 
der Prozeßgebühr, wenn die Zahlung des Hauptgeldes 
mehrere Stunden vor der Einreichung der Klage bei 
Gericht geleiſtet worden iſt. Der Beklagte war trotz der Zahlung 
des Hauptgeldes von 337 M. vor der Einreichung der Klage bei 
Gericht und drei Tage vor der Zuſtellung der Klagſchrift an ihn mit 
der Tragung der Prozeßkoſten belaſtet worden, weil er durch Unter— 
laſſung zeitiger Benachrichtigung des klägeriſchen Anwaltes von der 
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an den entfernt vom Wohnort des Beklagten, an dem auch der klä⸗ 
geriſche Anwalt wohnte, wohnenden Kläger direkt durch die Poſt be- 
wirkten Zahlung die Einreichung der Klage verſchuldet habe. 

In der auf Grund dieſes Urtheils vom Kläger aufgeſtellten 
Koſtenberechnung verlangt dieſer die Erſtattung der vollen Prozeß⸗ 
gebühr für den Streitgegenſtand von 337 M. in der Höhe von 14 M. 
und das Landgericht billigte dieſen Anſatz. 

Die Beſchwerde des Beklagten verlangt Herabſetzung dieſes Be⸗ 
trags auf die Hälfte, weil vor Einreichung der Klage das Hauptgeld 
bezahlt geweſen ſei. 

Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen, denn die Vorausſetzung 
des Anſpruchs des Anwaltes auf die volle Prozeßgebühr, die Ein- 
reichung der auf Zahlung des Hauptgeldes gerichteten Klage bei Ge— 
richt (Willenbücher, Das Koſtenfeſtſetzungs verfahren, 4. Aufl. zu § 14 
G. O. f. R. Anm. 1) liegt hier vor, und der Umſtand, daß mehrere 
Stunden vor der Einreichung das Hauptgeld von dem Beklagten 
durch die Poſt an den auswärts wohnenden Kläger gelangt iſt, kann 
zum Nachtheil des Klägers nicht in Betracht kommen, weil es nach 
den im Geſchäftsverkehr geltenden Gepflogenheiten im vorliegenden 
Falle Pflicht des Beklagten geweſen wäre, dem klägeriſchen Anwalte, 
an welchen der Kläger den Beklagten brieflich behufs Erledigung der 
über die Art der Bezahlung des vom Beklagten dem Kläger gefchul- 
deten Waarenkaufgeldes zwiſchen den Parteien herrſchenden Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten ausdrücklich verwieſen hatte, von der Zahlung Mit⸗ 
theilung zu machen. 

Beſchluß vom 26. Mai 1897 nach Altenburg II U 51/97. 0 42/97. 

g) Die Beweisgebühr des 8 13 Ziff. 4 der G. O. f. R. 
iſt nur einmal zu berechnen, wenn vor demſelben er- 
ſuchten Richter zu verſchiedenen Zeiten Zeugen ver— 
nommen worden ſind. In einem bei dem Landgericht Weimar 
anhängigen Prozeß ſind am 20. Februar und am 14. Juni 1895 
vor dem Amtsgericht in Halle a. S. als erſuchtem Richter Zeugen 
vernommen worden. Die obſiegende beklagte Partei war im erſten 
Termin durch den Rechtsanwalt F. in Halle vertreten, den zweiten 
Termin hat der in Weimar wohnhafte beklagtiſche Prozeß bevollmächtigte 
ſelbſt in Halle abgewartet. Während für den Termin vom 20. Febr. 
die Beweisgebühr des § 13 Ziff. 4 G. O. f. R. mit 15,15 M. von 
dem Beklagten berechnet und vom Landgericht zur Erſtattung durch 
den Kläger zugelaſſen worden iſt, hat der beklagtiſche Sachführer 
für den Termin vom 14. Juni 40,62 M. an Reiſekoſten für ſich 
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von Weimar nach Halle berechnet. Dieſer Anſatz iſt vom Landgericht 
auf den dem Rechtsanwalt F. in Halle zugebilligten Satz von 15,15 M. 
ermäßigt worden. 

Die Beſchwerde des Klägers gegen dieſe Koſtenfeſtſetzung will 
auch dieſen Satz geſtrichen ſehen, weil, wenn der Rechtsanwalt F. 
auch mit Abhaltung des Termins vom 14. Juni beauftragt worden 
wäre, die Geſammtthätigkeit dieſes Anwaltes in beiden Terminen nur 
mit dem einfachen Satz von 15,15 M. zu honoriren geweſen wäre. 

Sie iſt für begründet erachtet worden aus folgenden Gründen: 

Die unterliegende Partei hat nach § 87 C. P. O. nur diejenigen 
dem obſiegenden Gegner erwachſenen Koſten zu erſtatten, welche zur 
zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsvertheidigung noth⸗ 
wendig waren. Hieraus rechtfertigt ſich der mit der Beſchwerde 
begehrte Abſtrich des zweiten Anſatzes von 15,15 M. Beweidgebühr 
für den Zeugenvernehmungstermin in Halle vom 14. Juni. Denn 
da der beklagtiſche Prozeßbevollmächtigte eine Verhinderung oder eine 
Weigerung des Rechtsanwalts F. zur Abhaltung des letzteren Termins 
nicht behauptet hat, iſt anzunehmen, daß dieſer wie den Termin vom 
20. Februar auch den vom 14. Juni bei erhaltenem Auftrag würde 
abgehalten haben. In dieſem Falle hätte ſich aber nach § 25 
G. O. f. R. die an F. zu gewährende Beweisgebühr auf den einfachen 
Satz von 15,15 M. beſchränkt. 

Beſchluß vom 17. Okt. 1896 nach Weimar II M 64/96. P 269/94. 

b) Betrag der zu erſtattenden Rechtsanwaltsge— 
bühren bei unterlaſſener Verbindung mehrerer gleich— 
artiger Klagen gegen denſelben Beklagten. Der Rechts— 
anwalt F. hatte vier auf Anerkennung von Fahrtrechten für verſchiedene 
Aecker verſchiedener Eigenthümer über dasſelbe Grundſtück des Be⸗ 
klagten für die vier verſchiedenen Eigenthümer erhobenen Klagen zu 
gleicher Zeit bei Gericht eingereicht. Nachdem am 3. Dezember 1894 
in dieſen vier Sachen in vier Terminen kontradiktoriſch verhandelt 
worden war, hat das Gericht in dem zur Weiterverhandlung auf den 
7. Januar 1895 verlegten Termin auf Grund des § 138 C. P. O. 
die Verbindung der vier Prozeßſachen zum Zweck der gleichzeitigen 
Verhandlung und Entſcheidung beſchloſſen. Der Beklagte wurde nach 
dem Klaggeſuch und in die Prozeßkoſten verurtheilt. 

Der Prozeßbevollmächtigte der vier Kläger berechnete viermal 
Prozeßgebühr und viermal Verhandlungsgebühr nach dem Werth einer 
einzelnen Fahrgerechtigkeit, und das Prozeßgericht ließ dieſe Sätze zur 
Erſtattung zu. Der Beklagte behauptete in ſeiner Beſchwerde, er habe 
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nur einmalige Prozeßgebühr nnd einmalige Verhandlungsgebühr nach 
dem Werth der vier verbundenen Prozeßſachen zu erſtatten. 

Das Oberlandesgericht gab der Beſchwerde ſtatt. 

Aus den Gründen: 

Es beſteht zwar keine Geſetzesvorſchrift, wonach ein Rechtsanwalt, 
welcher von mehreren Klägern mit Erhebung gleichartiger Klaganſprüche 
gegen denſelben Beklagten, welche in einer Klage hätten verbunden 
werden können, beauftragt worden iſt, dieſe verſchiedenen Anſprüche 
in einer Klagſchrift vereinigen müſſe, und es kann der Rechtsanwalt, 
welcher in einem ſolchen Falle einzelne Klagen erhebt und über jede 
in einem beſonderen Termin verhandelt, von jedem ſeiner Auftraggeber 
die Prozeßgebühr und die Verhandlungsgebühr im Werthjag der 
einzelnen Sache beanſpruchen. Anders liegt aber die Sache, wenn 
es ſich um Erſtattung der Rechtsanwaltsgebühren von dem in dieſen 
vom Gericht ſpäter verbundenen Prozeſſen unterlegenen Beklagten 
handelt. In dieſem Fall entſcheidet die Vorſchrift des § 87 C. P. O., 
welche die Erſtattungspflicht auf die zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verfolgung nothwendigen Prozeßkoſten beſchränkt. Nothwendig 
aufgewendet iſt nur diejenige Thätigkeit des Rechtsanwaltes, welche 
die zweckentſprechende Rechtsverfolgung auf dem billigſten Wege ſucht. 
(Zeitſchrift für deutſchen Civilprozeß Bd. 9 S. 394.) 

Beſchluß vom 10. März 1897 nach Schleiz II W 18/97 C 179 
182/94. 

i) Die Erſtattbarkeit der Reiſekoſten eines use 
wärtigen Rechtsanwaltes hängt nicht davon ab, daß 
der Rechtsanwalt den Termin ſelbſt abgehalten hat. 
Der Beklagte L. in Buttſtädt iſt auf die von dem Rechtsanwalt T. 
in Weimar im Auftrag der in Sachſen wohnhaften Klägerin erhobene 
Klage durch Urtheil des Amtsgerichts Buttſtädt vom 20. April 1897 
zur Zahlung von 91 M. an die Klägerin und zur Tragung der Prozeß— 
koſten verurtheilt worden. 

In dem Koſtenfeſtſetzungsantrag des klägeriſchen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten vom 29. April 1897 ſind die Koſten von 12,09 M. Reiſe⸗ 
gebühr, 12 M. Tagegelder und 6 M. Ab- und Zugänge für die Reiſe 
desſelben von Weimar nach Buttſtädt zum Verhandlungstermin vom 
21. April 1897 angeſetzt und vom Amtsgericht zur Erſtattung zu⸗ 
gelaſſen, auf von dem Beklagten eingelegte Beſchwerde aber vom Land⸗ 
gericht abgeſtrichen worden, da nach dem gerichtlichen Protokoll über 
die mündliche Verhandlung vom 21. April die Klägerin in dieſem 
nicht durch den Rechtsanwalt T., ſondern durch den von dieſem mit 
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Nachvollmacht verſehenen Rechtsanwalt L. aus Weimar vertreten ge⸗ 
weſen ſei, und die Handakten des T. nichts darüber enthielten, daß 
dem L. Reiſekoſten ausgezahlt worden ſeien. Gegen dieſe Entſcheidung 
des Landgerichts hat der Rechtsanwalt T. für die Klägerin weitere fo- 
fortige Beſchwerde eingelegt mit der Begründung, daß er am 21. April 
zur Abwartung des Termins von Weimar nach Buttſtädt gereiſt ſei, 
dort aber, da die Prozeßſache nicht ſogleich nach Eintritt der Termins— 
ſtunde vom Amtsgericht aufgerufen worden ſei, und ihm an baldiger 
Rückkehr nach Weimar gelegen geweſen wäre, dem dort anweſenden 
Rechtsanwalt L. von Weimar durch Ausſtellung einer Untervollmacht 
mit Abhaltung des Termins für ihn beauftragt gehabt habe. 

Dieſe weitere Beſchwerde wurde für begründet erachtet. N 

Denn die Gebühr des § 78 der G. O. f. R. wird lediglich für 
die im Intereſſe der Prozeßführung von dem Rechtsanwalt unter⸗ 
nommene „Geſchäftsreiſe“ vergütet, und die Angabe des Rechtsan⸗ 
waltes T. in ſeiner Beſchwerdeſchrift, wonach er am 21. April 1897 
als Prozeßbevollmächtigter des Klägers nach Buttſtädt gereiſt und dort 
das Intereſſe ſeiner Partei in ſachgemäßer Weiſe gewahrt hat, erſcheint 
glaubhaft und wird auch durch die Zulaſſung der angeſetzten Reiſe⸗ 
foften durch das Amtsgericht und den Inhalt der von dem Rechtsan— 
walt T. an den Rechtsanwalt L. zur Vertretung im „heutigen Termin“ 
d. d. Buttſtädt ausgeſtellten Untervollmacht unterſtützt. 

Beſchluß vom 19. Juni 1897 nach Buttſtädt II M 64/97. C 90/97. 

k) Erſtattbarkeit der Sätze für Zu- und Abgang zur 
und von der Eiſenbahn bei anderen Perſonen als Rechts— 
anwälten. Ein ehemaliger Direktor einer Aktienbrauerei war in 
dem von der Aktiengeſellſchaft gegen ihn angeſtrengten Prozeß zu einem 
entfernt von feinem Wohnort abgehaltenen Zeugenvernehmungstermin 
gereiſt, und es waren die ihm dadurch erwachſenen Fahrkoſten und 
Zehrungskoſten zur Erſtattung an ihn durch die im Prozeß unterlegene 
Aktienbrauerei feſtgeſtellt worden, weil feine Anweſenheit in dem Zeugen- 
vernehmungstermin nach der Sachlage als zur Wahrnehmung ſeiner 
Rechte geboten erachtet wurde. Unter den Fahrkoſten hatte er außer 
dem Preis der Rückfahrkarte II. Kl. 1,50 M. „Ab⸗ und Zugang“ 
gerechnet. Dieſer Satz wurde abgeſtrichen, weil er in der Berechnung 
nicht behauptet habe, daß beſondere Koſten für Ab⸗ und Zugang er— 
wachſen ſeien, dieſes nach den einſchlagenden Verhältniffen des Ortes 
ſeiner Vernehmung (Stadt von 16000 Einwohnern bei nicht un⸗ 
gewöhnlicher Entfernung des Bahnhofs vom Gericht) auch nicht zu 
vermuthen ſei, und eine Berechtigung, ein Pauſchquantum für derartige 
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Privatperſon nicht beſtehe. 

Beſchluß vom 14. Mai 1897 nach Eiſenach II W 44/97. O 167ũ95. 

1) Die Inkaſſogebühr des 887 der G. O. f. R. q) wann 
iſt fie verdient? 6) wann iſt ſie zu erſtatten? 

Durch für vorläufig vollſtreckbar erklärtes Urtheil vom 28. Sept. 
1894 wurde der Beklagte R. im Wechſelprozeß zur Zahlung einer 
Wechſelſchuld von 360 M. an den Kläger W. verurtheilt. Es wurde 
ihm die Ausführung ſeiner Rechte im Urtheil vorbehalten und nach— 
gelaſſen, durch Sicherheitsleiſtung in der Höhe von 400 M. die Zwangs⸗ 
vollſtreckung abzuwenden. Im Nachverfahren ſiegte R. und erlangte 
Abweiſung der Wechſelklage und Verurtheilung des W. zur Tragung der 
durch den Wechſelprozeß und das Nachverfahren verurſachten Koſten. 

Der Prozeßbevollmächtigte des R. hatte am 5. Oktober 1894 
die Sicherheit durch Hinterlegung des Geldbetrags von 400 M. beſtellt, 
am 7. Auguſt 1896 wurde ihm auf ſeinen Antrag die Summe von 
der Hinterlegungsſtelle zurückgezahlt. 

Der in dem Koſtenfeſtſetzungsantrag vom 2. Mai 1897 vom 
Sachführer des R. unter Bezugnahme auf § 87 G. O. zur Erſtattung 
geforderte Satz von „4 M. Inkaſſogebühr“ wurde vom Landgericht 
abgeſtrichen, weil nach Entſcheidungen des Reichsgerichts die Hinter⸗ 
legung von Geld zu prozeſſualen Zwecken wie der Abwendung der 
Zwangsvollſtreckung die Gebühr des § 87 G. O. f. R. nicht rechtfertige. 

Diefen Abſtrich rügt die ſofortige Beſchwerde des R. mit der Be⸗ 
gründung, daß die Inkaſſogebühr des § 87 a. a. O., wenn auch nicht 
durch die Hinterlegung vom 5. Oktober 1894, ſo doch durch die am 
7. Auguſt 1896 durch den Sachführer ausgeführte Erhebung der 
400 M. bei der Hinterlegungsſtelle und Ablieferung an den R. gerecht⸗ 
fertigt werde. 

Der vom Beſchwerdeführer angeführte Grund iſt richtig. Denn 
die vom Landgericht angezogenen Reichsgerichtsentſcheidungen behandeln 
nur den Fall der Hinterlegung einer Sicherheit durch den Rechtsan— 
walt zu prozeſſualen Zwecken, welche Thätigkeit ſie, als zum Prozeß⸗ 
betrieb gehörig, mit Recht als durch- die Prozeßgebühr mit abgegolten 
erachten, nicht den der Zurücknahme der Sicherheitsſumme. Dieſe 
am 7. Auguſt 1896 vom Sachführer des R. für dieſen vorgenommene 
Thätigkeit umfaßt eine „Erhebung und Ablieferung von Geldern“ für 
den Auftraggeber und begründet die Gebühr des 8 87 G. O. f. R. 
Es war aber gleichwohl die Beſchwerde zurückzuweiſen, da dieſe Ge- 
bühr nicht erſtattbar iſt. Denn die Thätigkeit vom 7. Auguſt 1897 
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liegt zeitlich nach dem Abſchluß des Prozeſſes und dient auch nicht den 
Zwecken der Vollſtreckung des abſchließenden Urtheils vom 17. Juni 
1897, die dadurch erwachſenen Koſten ſind keine durch den Prozeß 
verurſachten, keine Prozeßkoſten, und nach 8 87 C. P. O. vom Prozeß⸗ 
gegner nicht zu erſtatten. 

Beſchluß vom 12. Juni 1897 nach Weimar II W 53/97. O 534/94. 

m) Die nachträgliche Erhöhung eines im Koſten— 
feſtſetzungsantrag zu niedrig angeſetzten Poſtens kann 
ebenſo wie die Feſtſetzung eines bei der Koſtenaufſtellung ganz über: 
ſehenen Satzes nicht auf eingelegte Beſchwerde von der zweiten In⸗ 
ſtanz, ſondern nur nach Einreichung eines neuen Koſtenfeſtſetzungsantrags 
bei der erſten Inſtanz von dieſer verfügt werden. 

Beſchluß vom 21. Okt. 1896 nach Altenburg W 84/96. O 209/95. 

n) Welches ſind die durch eine verworfene prozeß— 
hindernde Einrede „entſtandenen Koſten“, wenn das 
Gericht in dem rechtskräftig gewordenen Urtheil 
nach § 248 C. P. O. den Beklagten (unrichtigerweiſe) in 
ſolche verurtheilt hat? 

In der mündlichen Verhandlung war nach Vortrag der Klag— 
behauptungen durch den Kläger von dem Beklagten die Einrede der 
Rechtshängigkeit vorgebracht und über dieſelbe nach Verhandlung 
durch rechtskräftiges Urtheil dahin entſchieden worden: 

Die Einrede der Rechtshängigkeit wird verworfen. Der Beklagte 

hat die durch dieſe Einrede entſtandenen Koſten zu tragen. 

Während zur Hauptſache weiter verhandelt wurde, begehrte der 
Kläger von dem Beklagten Erſatz der durch die prozeßhindernde Ein— 
rede entſtandenen Koſten und berechnete ö / 1 Prozeßgebühr und 5/10 
Verhandlungsgebühr unter Bezugnahme auf die 88 13 und 20 G. O. 
f. R. Das Landgericht ließ dieſe Sätze zur Erſtattung zu. Auf die 
Beſchwerde des Klägers hat ſie das Oberlandesgericht abgeſetzt. 

Aus den Gründen: 

Das Urtheil des Landgerichts vom 15. März 1897 hat die von 
dem Beklagten erhobene Einrede der Rechtshängigkeit verworfen und 
unter Bezugnahme auf § 87 der C. P. O. dem Beklagten die durch 
dieſe Einrede entſtandenen Koſten auferlegt. Ob dieſe Ent⸗ 
ſcheidung über die Koſtenfrage dem Geſetze entſpricht (vergl. Gaupp, 
C. P. O. 3. Aufl. Bd. 1 S. 237 8 87 II namentlich bei Note 9 )), 


* Die die Entscheidung über die Koſten des Prozeſſes kann nicht erſolgen in 
einem Zwiſchenurtheil, auch nicht in einem ſolchen, welches bezüglich der Rechtsmittel 
den Endurtheilen gleichſteht. 

Blätter für Rechtspflege XI. V. N. F. XXV. 18 
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kann dahingeſtellt bleiben, da die Beſchwerde des Beklagten be⸗ 
gründet erſcheint, auch wenn man mit dem Kläger davon aus— 
geht, daß die Koſtenentſcheidung durch die Rechtskraft des Urtheils 
vom 15. März 1897 für die Partei maßgebend iſt. Dieſe Koften- 
entſcheidung legt dem Beklagten nicht die bis zum 15. März 1897 
verurſachten oder die durch die Entſcheidung fällig gewordenen Koſten 
auf, ſondern nur die durch die Einrede der Rechtshängig— 
keit entſtandenen, d. h. die durch ſie verurſachten Koſten. Es fragt 
ſich alſo, ob die 5/,, der Prozeßgebühr und die /o der Verhand⸗ 
lungsgebühr des klägeriſchen Anwaltes, welche dieſer unter Billigung 
des Landgerichts in feinem Antrag auf Koſtenfeſtſetzung berechnet hat, 
durch die Einrede des Beklagten entſtanden ſind. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. 

Der klägeriſche Anwalt hatte die Prozeßgebühr zu 1% o bereits 
verdient, bevor der Beklagte die Einrede der Rechtshängigkeit vorbrachte; 
durch dieſe Einrede hat ſich die Prozeßgebühr des klägeriſchen Anwalts 
nicht erhöht (§S 25 der G. O. f. R.); dasſelbe gilt von den be- 
rechneten / 1% Verhandlungsgebühr. In der mündlichen Verhandlung 
war der Anwalt des Klägers, bevor der Beklagte zu Worte kam 
und ſeine Einrede vorbrachte, auf die Hauptſache eingegangen. Da⸗ 
mit hatte er 5/1 der Verhandlungsgebühr unter allen Umſtänden — 
auch wenn der Beklagte gar nicht verhandelt hätte — verdient. 
($ 16 G. O. f. R.) Erſt nach dem Klagvortrag brachte der Beklagte 
die Einrede der Rechtshängigkeit vor, und es wurde nunmehr über 
dieſe Einrede konktradiktoriſch verhandelt. Dies erhöhte aber die ſchon 
zu 5/10 verdiente Verhandlungsgebühr des klägeriſchen Anwalts nicht 
(88 20 u. 25 G. O. f. R.), vergl. Walter G. O. 3. Aufl. S. 266. 

Beſchluß vom 11. Dez. 1897 nach Altenburg W 123/97. O 324/96. 

Dieſe Anſicht iſt von einem auf die weitere Beſchwerde des 
Klägers unter dem 11. Januar 1898 ergangenen Beſchluß des Reichs⸗ 
gerichts, dritter Civilſenat, aus folgenden Gründen gebilligt worden. 

Zutreffend geht das Vordergericht davon aus, daß der Beklagte 
nach dem Tenor des Zwiſchenurtheils nur diejenigen Koſten zu tragen 
hat, welche ausſchließlich durch die Einrede der Rechtshängigkeit ver- 
urſacht worden ſind, d. h. welche nicht entſtanden wären, wenn dieſe 
Einrede nicht erhoben worden wäre. Ebenſo iſt demſelben darin bei⸗ 
zuſtimmen, daß die geltend gemachten Gebühren (Prozeßgebühr und 
Verhandlungsgebühr) nicht durch die erhobene Einrede verurſacht 
wurden. Die Prozeßgebühr iſt ſchon durch die Erhebung der Klage, 
die Verhandlungsgebühr durch die Verhandlung vom 1. Februar 1897, 
in welcher zunächſt die kontradiktoriſchen Geſuche vorgetragen wurden, 
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und jedenfalls durch die Verhandlung vom 21. Juni, in welche zur 
Hauptſache verhandelt und Beweisbeſchluß erlaſſen wurde, entſtanden. 
Da nun aber gemäß § 25 G. O. f. R. jede Gebühr in jeder Inſtanz 
nur einmal verlangt werden kann und die Verhandlung über prozeß— 
hindernde Einreden jedenfalls rückſichtlich der Gebührenerhebung 
nur eine Inſtanz, und nicht, wie die Beſchwerde anzunehmen ſcheint, 
ein beſonderes Zwiſchenverfahren bildet, ſo iſt die Erhebung beſonderer 
Gebühren für die Verhandlung über die Einrede der Rechtshängigkeit 
ausgeſchloſſen. Ob durch die Erhebung der Einrede beſondere Infor 
mation erforderlich wurde und für den Anwalt eine Mehrarbeit ent- 
ſtand, iſt unerheblich, da dieſe Mühewaltung eben durch die nur ein- 
mal zu gewährenden Gebühren abgegolten erſcheint (vergl. Entſch. 
des Reichsgerichts in der Juriſt. Wochenſchrift von 1886 S. 318 
No. 14 und von 1889 S. 307 No. 16). 

Bemerkung des Einſenders: In einem unter dem 3. Febr. 
1897 in W 11/97 nach Greiz unter O 71/96 ergangenen Beſchluß 
hatte der Senat die Erſtattbarkeit der durch eine verworfene prozeß— 
hindernde Einrede „verurſachten Koſten“, in welche der Beklagte im 
Zwiſchenurtheil nach § 248 C. P. O. verurtheilt worden war, mit 5/1 
Prozeßgebühr und °/,, Verhandlungsgebühr angenommen. Dieſe 
Anſicht iſt bei der Faſſung des Befchluffed vom 11. Dezember 1897 
als unrichtig erachtet worden. N 

o) Der Rechtsanwalt kann Schreibgebühren nur 
für die an das Gericht und den Gegner geſandten Ab— 
ſchriften, nicht aber für das Konzept in feinen Hand— 
akten berechnen. Zwar iſt der ſechſte Civilſenat des Reichsgerichts 
in dem Bd. 26 der Entſcheidungen S. 428 ff. abgedruckten Beſchluſſe 
vom 25. September 1890 davon ausgegangen, daß, weil die Ge- 
bührenordnung für Rechtsanwälte überhaupt nichts darüber beſtimme, 
für welche Schriftſtücke der Rechtsanwalt Schreibgebühren berechnen 
dürfe, dem Rechtsanwalt für jede Art von Schriftſtücken, die innerhalb 
derjenigen Berufsthätigkeit, auf welche die Gebührenordnung ſich bezieht, 
zur Erledigung der ihm ertheilten Aufträge im Verkehr nach Außen hin, 
ſei es mit dem Auftraggeber ſelbſt, ſei es mit der Gegenpartei oder 
dem Gerichte, erforderlich werden, Schreibgebühren zuſtänden — eine 
Meinung, die auch von Walter, Geb. O. für Rechtsanwälte zu § 76 
unter II getheilt wird — allein der ſpäter ergangene, Bd. 28 der 
Entſcheidungen S. 401 abgedruckte Beſchluß der vereinigten Civil⸗ 
ſenate des Reichsgerichts vom 29. Juli 1891 vertritt den entgegenge⸗ 


ſetzten Standpunkt und dieſen theilt auch das Oberlandesgericht. 
18* 


=. I 


In dem angeführten Beſchluß wird zunächſt anerkannt, daß die 
G. O. f. R., während fie unter Beſtimmung der Höhe der Schrift⸗ 
gebühr feſtſtellt, daß dem Rechtsanwalt Schreibgebühren zuſtehen ſollen, 
nicht unmittelbar ausſpricht, für welche Schriftſtücke der Rechtsanwalt 
ſich Schreibgebühren berechnen dürfe, ſodann aber die Thatſache kon— 
ſtatirt, daß im früheren Prozeßverfahren Schreibgebühren nur für 
„Rein- und Abſchriften“ zuläſſig waren, und ausgeführt, wenn dieſem 
Rechtszuſtande gegenüber die Reichsgebührenordnung für Rechtsan— 
wälte von „Schreibgebühren“ ſpreche, und für deren Berechnung durch 
Hinweis auf § 80 des Gerichtskoſtengeſetzes einen Maßſtab gebe, 
welcher auf die Arbeit der Lohnſchreiber hinweiſe, und dieſe Gebühr 
im fünften Abſchnitt unter den „Auslagen“ des Rechtsanwalts auf— 
führe, ſo ſei anzunehmen, daß es in Anlehnung an den bisherigen 
Rechtszuſtand auch nur eine Gebühr für die Vervielfältigung von 
Schriftſtücken gewollt und nicht beabſichtigt habe, dem Rechtsanwalt 
auch ſchon für Herſtellung eines Konzeptes eine Gebühr zu gewähren. 
Dieſen Sätzen ſtimmt der Senat zu, und erachtet es für gleichgültig, 
ob das Konzept vom Rechtsanwalt ſelbſt oder von einem Schreiber 
auf ſein Diktat oder ſeine mündliche Anordnung geſchrieben, oder ob 
das vom Rechtsanwalt und feinem Auftraggeber, der Partei, ge— 
ſchriebene, aber wegen vieler Korrekturen oder unleſerlicher Handſchrift 
zur Zuſtellung an das Gericht oder den Gegner nicht zu verwendende 
Konzept vom Schreiber zu den Handakten ins Reine geſchrieben 
worden iſt. Denn ſolche Reinſchriften ſind keine Abſchriften, für welche 
man bei Beratung des § 76 der G. O. f. R. im Reichstage dem 
Rechtsanwalt Schreibgebühren hat zubilligen wollen. (Willen— 
bücher, Das Koſtenfeſtſetzungsverfahren zu $ 76 4. Aufl. S. 177.) 

Beſchluß vom 27. Nov. 1897 nach Eiſenach W 105/97. O 152/96, 

p) Für die Anwaltsthätigkeit, welche der Rechts⸗ 
anwalt durch einen Referendar ausführen läßt, kann 
er die in der G.O. für Rechtsanwälte den Rechtsan— 
wälten zugebilligten Sätze nur dann berechnen, wenn 
der Referendar durch die Juſtizverwaltung zum Ver— 
treter des Rechtsanwaltes beſtellt iſt. Dem in Dresden 
wohnhaften Kläger D. war durch Beweisbeſchluß des Landgerichts 
Weimar ein Eid auferlegt, um zu deſſen Abnahme das Amtsgericht 
in Dresden erſucht worden. Der Sachführer des Beklagten, der in 
Weimar wohnhafte Rechtsanwalt M., übertrug die Abwartung des 
Eidesleiſtungstermins dem Rechtsanwalt M. in Dresden, und dieſer 
ließ dieſen Termin durch einen Referendar abwarten. Die dafür 
auf Grund des § 45 G. O. f. R. mit 5/10 der Prozeßgebühren zur 
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Erſtattung berechnete Gebühr wurde vom Landgericht abgeſtrichen und 
dieſer Abſtrich auf vom Kläger eingelegte Beſchwerde vom Oberlandes— 
gericht gebilligt. Aus den Gründen: 

Der Beweisaufnahmetermin iſt durch einen Referendar abge— 
wartet worden, der, wie vom Landgericht feſtgeſtellt und vom Be— 
ſchwerdeführer nicht beſtritten worden iſt, nicht durch die Juſtizverwal⸗ 
tung zum Vertreter eines Rechtsanwalts beſtellt war. Ein ſolcher 
Referendar iſt, wie wir ſchon zu II W 50/5 in Sachen Kind gegen 
Mußhake angenommen haben, nicht für berechtigt anzuſehen, die Ge— 
bühr des § 45 G. O. f. R., welche nur einem Rechtsanwalte erwächſt, 
für dieſen zu erwerben. Daran ändert nichts, wenn, wie im vor— 
liegenden Falle, der Hauptvertreter des Beklagten Rechtsanwalt M. 
in Weimar auf Veranlaſſung des Rechtsanwalts M. in Dresden den 
Referendar, der den Beklagten im Eidesleiſtungstermin in Dresden 
vertrat, ſelbſt direkt bevollmächtigt hatte. 

Beſchluß vom 15. Dez. 1897 nach Weimar W 125/97. O 302/92. 

Bemerkung des Einſenders. Für die Abwartung von Terminen 
durch von der Juſtizverwaltung zu Vertretern von Rechtsanwälten 
nicht beſtellte Referendare läßt die Praxis eine Vergütung nach Ana⸗ 
logie der für Zeugen feſtgeſetzten Sätze zur Erſtattung zu. 

q) Die bei Ertheilung des Armenrechts bereits be— 
richtigten Koſtenvorſchüſſe für Zeugen vernehmung 
kann der Gegner des armen Klägers oder Berufungs— 
klägers auf Grund des § 111 C. P. O. nicht zurückfordern. 
Nachdem die Berufungsbeklagte einen ihr durch Beweisbeſchluß des 
Oberlandesgerichts für die beantragte Zeugenvernehmung aufgegebenen 
Koſtenvorſchuß am 23. November 1897 eingezahlt hatte, wurde durch 
Beſchluß desſelben Gerichts vom 18. Dezember 1897 der Berufungs- 
klägerin das Armenrecht für die Berufungsinſtanz ertheilt. Die 
Berufungsbeklagte beantragte hierauf unter Bezugnahme auf §111 C. P. O. 
die Zurückzahlung des von ihr erlegten Vorſchuſſes, wurde aber mit 
dieſem Antrag vom Oberlandesgericht unter Hinweis auf Pfafferoth, 
das deutſche Gerichtskoſtenweſen, 6. Aufl. S. 233, 234 zurückgewieſen. 

Die gegen dieſen Beſchluß eingelegte Beſchwerde iſt vom Reichs— 
gericht, dritter Civilſenat, zurückgewieſen worden. 

Aus den Gründen: 

Die Beſchwerde iſt nach § 4 des Gerichtskoſtengeſetzes ſtatthaft, 
aber unbegründet. Durch die Bewilligung des Armenrechts erlangt 
zunächſt die arme Partei nach § 107 Ziff. 1 C. P. O. wohl die 
einſtweilige Befreiung von der Berichtigung der rückſtändigen und 
künftig erwachſenden Gerichtskoſten und Auslagen, aber kein Recht 
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auf Rückforderung der von ihr bereits berichtigten Vorſchüſſe. 
In dieſem Sinne hat ſich der dritte Senat unter Hinweis auf § 87 
Abſ. 2 des Gerichtskoſtengeſetzes bereits in einem Beſchluſſe vom 
22. April 1887, welchen auch Pfafferoth a. a. O. S. 233 citirt, bei 
Zurückweiſung eines Antrages der armen Partei auf Zurückzahlung 
des von ihr nach § 81 des Gerichtskoſtengeſetzes für die Reviſions⸗ 
inſtanz vor Erlangung des Armenrechts eingezahlten Gebührenvorſchuſſes 
ausgeſprochen. 

Im vorliegenden Falle verlangt allerdings nicht die arme Partei, 
ſondern deren Gegner nach § 111 C. P. O. die Zurückzahlung des 
erlegten Auslagenvorſchuſſes. Allein der Gegner erlangt nach § 111 
die Befreiung von den im § 107 Ziff. 1 C. P. O. bezeichneten Koſten 
in demſelben Umfange wie die arme Partei. Auch für die ihm ob⸗ 
liegende Koſten⸗ und Vorſchußzahlung wird alſo das der armen 
Partei gewährte Armenrecht erſt von der Zeit der Bewilligung ab 
wirkſam und giebt ihm kein Recht auf Rückforderung der zu dieſer 
Zeit von ihm bereits berichtigten Beträge. (Vergl. Entſch. des Reichs⸗ 
gerichts Bd. 23 S. 353.) 

Beſchluß des Reichsgerichts vom 25. Januar 1898 nach Alten- 
burg U 137/96. O 74/96. 


B. Landgerichte. 


Aue der Praxis des Herzoglichen Landgerichts Altenburg. 
Von Herrn Landrichter Dr. Porzig. 


1) Kann der (nicht pflichttheils berechtigte) Inteſtat— 
erbe vom Nachlaßgerichte eine Abſchriftdes Teſta— 
ments verlangen? 

Die Frage iſt bejaht worden aus folgenden Gründen: 

Nach gemeinem Rechte hat jeder „Intereſſent“ das Recht, von 
dem Teſtamente, das die ihn intereſſirende Verlaſſenſchaft angeht, 
Einſicht und Abſchrift zu nehmen (I. 1 pr. $ 1 D. testam. quem. 
aper. 29,3; 1. 3 C. quem. testam. aper. 6,32). Dieſes Recht kann 
er gegen jeden Verwahrer des Teſtaments, gegen Privatperſonen wie 
gegen öffentliche Behörden, ſogar im Rechtswege durchſetzen (Mühlen— 
bruch, Fortſ. von Glück, Bd. 43 S. 389; Windſcheid, Pan⸗ 
dekten, 7. Aufl. III § 567). 

Auf die heutigen Verhältniſſe und Einrichtungen bei der gericht— 
lichen Niederlegung und Eröffnung der Teſtamente übertragen, iſt der 
Rechtsſatz dahin feſtzuſtellen, daß das Gericht, bei deſſen Akten ſich 
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das eröffnete Teſtament befindet, dem „Intereſſenten“ auf Verlangen 
und auf ſeine Koſten Abſchrift zu ertheilen hat (Sintenis, Gem. 
Civ.⸗Recht III. S. 473 ff.) 

In dieſer Form iſt die Vorſchrift in verſchiedenen neueren Rechts⸗ 
kodifikationen zu finden (Motive zum Entwurf I des B. G.B. V zu 
§ 1939 Abſ. 2) und wird auch künftig im B. G. B. Geſetz werden. 
(§S 2264 B. G. B.) 

Das gemeine ſächſiſche Recht und das altenburgiſche Partikular⸗ 
recht enthält abweichende Beſtimmungen nicht. Vgl. Geſ. v. 14. Jan. 
1837 (Geſ. Samml. S. 2 ff.). 

Zu’ den „Intereſſenten“ gehören nun ganz allgemein (ohne Rück⸗— 
ſicht auf etwaige Pflichttheilsrechte) die Inteſtaterben des Teſtators 
(l. 38 16 D. de tab. exhib. 43,5), denn fie haben ganz beſonders 
dasjenige Intereſſe, das als ratio des ganzen Rechtsſatzes bezeichnet 
wird, daß ſie nämlich erſt durch Kenntniß des Teſtaments in den 
Stand geſetzt werden, über ihre etwaigen Anſprüche entweder sine 
judice transigere oder apud judicem veritatem exquirere (l. 1 
§ 1 D. 29,3). 

Einer beſonderen Beſcheinigung dieſes Intereſſes außer dem 
Nachweiſe ihrer Inteſtaterbeneigenſchaft bedarf es nicht. 

Beſchl. der II. Civilkammer vom 30. September 1896. T 41/96. 


2. Iſt es nach altenburgiſchem Rechte zuläſſig, Hypo- 
theken auf die „Firma“ eines Einzelkaufmanns ein» 
zutragen? Kann der Hypothekbeſtellungs vertrag 
von einem Einzelkaufmanne unter ſeiner Firma 
abgeſchloſſen werden? 

1) Das Geſetz vom 13. Oktober 1852, die Grund- und Hypo⸗ 
thekenbücher und das Hypothekenweſen betreffend, ſchreibt in 8 175 
vor, daß in der 2. Rubrik einzutragen iſt: „Vor⸗ und Zuname, auch, 
ſoweit es zur Unterſcheidung .. .. erforderlich,. ... Stand, Ge⸗ 
werbe und Wohnort des Beſitzers oder der mehreren Beſitzer,“ und in 
§ 181, daß der Eintrag einer Forderung im Grund- und Hypotheken⸗ 
buche zu enthalten hat: „den Vor⸗ und Zunamen, auch, ſoweit es zur 
Unterſcheidung nöthig, Stand, Gewerbe und Wohnort des Gläubigers“. 

Als Wille des Geſetzes iſt hieraus klar erkennbar, daß die Ein- 
tragung dinglicher Rechte, folgeweiſe alſo der Erwerb dinglicher Rechte 
an Grundſtücken (§S 2 und 3 des Gef. v. 13. Okt. 1852) nur auf 
den bürgerlichen Namen der Berechtigten erfolgen kann. Und 
dementſprechend ordnet auch die höchſte Verordnung vom 21. Juni 
1855 in § 63 b an, daß Geſellſchaften oder Vereine, ſofern fie nicht 
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das Recht der Geſammtperſönlichkeit nach 8 99 des Grundgeſetzes 
erlangt haben, nicht als ſolche in Rubrum 2 eingetragen werden, alſo 
Eigenthum an Grundſtücken erwerben können, daß vielmehr fämmt- 
liche Mitglieder als Beſitzer einzutragen ſind. 

Als das allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch als Landesgeſetz 
eingeführt wurde, traf das Einführungsgeſez vom 21. November 
1863 in den §§ 13 ff. die Beſtimmung, daß fortan offene Handels— 
geſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften und Aktiengeſellſchaften auf ihren 
Namen, ihre Firma, dingliche Rechte an Grundſtücken durch Eintrag 
im Grund⸗ und Hppothekenbuche erwerben ſollten. Dies geſchah, 
um die Art. 111, 164, 213 des Handelsgeſetzbuchs, worin den ge— 
nannten Geſellſchaften ausdrücklich das Recht beigelegt iſt, unter ihrer 
Firma dingliche Rechte an Grundſtücken zu erwerben, dem bisherigen 
Immobiliarrechte gegenüber zur Geltung zu bringen. Bezüglich des 
Einzelkaufmanns blieb es aber bei der Beſtimmung, daß er nur 
mit ſeinem bürgerlichen Namen eingetragen werden kann, wie ſich 
aus dem letzten Abſatze des § 13 des Einführungsgeſetzes ergiebt, 
wonach beim Uebergang einer Geſellſchaftsfirma auf eine einzelne 
Perſon nicht die Firma in den Einträgen beſtehen bleiben darf, viel— 
mehr nun das dingliche Recht auf die einzelne Perſon umgeſchrieben 
werden muß. 

Dieſe ausdrückliche Vorſchrift des Landesrechts iſt dadurch nicht 
aufgehoben worden, daß das Handelsgeſetzbuch inzwiſchen Reichsgeſetz 
geworden iſt und als ſolches dem Landesrechte vorgeht. Denn das 
Handelsgeſetzbuch enthält keine Beſtimmung, die mit jener des Landes— 
rechts unverträglich wäre. Namentlich darf aus Art. 15 des H. G. B., 
der lautet: „Die Firma eines Kaufmanns iſt der Name, unter 
dem er im Handel ſeine Geſchäfte betreibt und die Unterſchrift ab— 
giebt“, nicht das Gegentheil gefolgert werden (Staub, Kommentar 
zum H. G. B. § 6 zu Art. 15; Kohlſchmidt in den Bl. f. Rechtspfl. 
in Thüringen Bd. 43 S. 193 ff.; Annalen des Oberlandesgerichts 
Dresden Bd. 5 S. 467). 

Gründe öffentlichrechtlicher Natur fordern, daß aus den Einträgen 
im Grund⸗ und Hypothekenbuche ſtets der wirkliche Berechtigte zu er 
kennen ſei. Die Sicherheit des Rechtsverkehrs macht ſich hier ebenſo 
geltend wie bei anderen Vorſchriften des Hypothekenrechts, die die 
Sätze des allgemeinen Civilrechts durchbrechen, wie z. B. die an das 
Oeffentlichkeitsprinzip geknüpften Folgerungen (§ 21 des Gel. v. 
13. Oktober 1852). Der ſonſt für den Handelsbetrieb des Kaufmanns 
civilrechtlich gültige Satz des Art. 15 H. G.B. muß daher weichen, 


— 
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ſobald es ſich um Erwerb dinglicher Rechte durch Eintragung ins 
Grund⸗ und Hypothekenbuch handelt, auch wenn dieſer Erwerd an 
ſich als Handelsgeſchäft aufzufaſſen wäre. 

Der wirkliche Berechtigte iſt aber aus dem Eintrage der Firma 
eines Einzelkaufmanns allein nicht zu erſehen, ſondern es bedarf noch 
anderer Erkenntnißmittel, um diejenige Perſon feſtzuſtellen, die als In⸗ 
haber jener Firma Träger des eingetragenen Rechts iſt. Bei den Ge— 
ſellſchaften des Art. 111, 164, 213 des H. G. B. iſt es anders; hier iſt 
die Geſellſchaft ſelbſt ein beſonderes Rechtsſubjekt, deſſen Vermögensrechte 
von denen der dahinter ſtehenden Perſonen wohl geſchieden ſind, und 
wenn die Geſellſchaftsfirma im Grund- und Hypothekenbuche eingetragen 
iſt, ſo giebt der Eintrag ſelbſt den wirklichen Berechtigten zu erkennen. 
Hieraus erklärt ſich die verſchiedene Behandlung der Geſellſchaftsfirmen 
und der Firma des Einzelkaufmanns im Hypothekenrechte 1). 

2) Aus der Unzuläſſigkeit des Eintrags einer Hypothek auf die 
Firma eines Einzelkaufmannes darf aber nicht geſchloſſen werden, daß 
auch der Hypothekbeſtellungsvertrag, der den Rechtstitel für die Hypothek 
ſchafft (§§ 34, 47 des Gef. v. 13. Okt. 1852), nicht unter der Firma 
abgeſchloſſen werden könnte. Sobald ein ſolcher Vertrag als Handels— 
geſchäft anzuſehen iſt (R. O. H. G. Bd. 5 S. 108), folgt er den handels 
rechtlichen Regeln, und der Gebrauch der Firma iſt gemäß Art. 15 
H. G. B. zuläſſig. Der Hypothekenbehörde muß dann der Nachweis 
geführt werden, wer als Inhaber der im Vertrage genannten Firma 
der Träger des Hypothekrechts ſein ſoll. In der Regel wird hier— 
zu eine beſondere Willenserklärung des Verpflichteten nöthig fein 2). 

Beſchluß der II. Civilkammer vom 23. Dezember 1896. T 55/96. 


1) In dem Ergebniſſe, daß der Einzelkaufmann Hypotheken nur unter feinem 
bürgerlichen Namen erwerben kann, ſtimmt das inländiſche Recht mit dem preußiſchen, 
bayriſchen, ſächſiſchen, mecklenburgiſchen Hypotheken rechte überein. (Wil lenbücher, 
Preuß. Grundbuchrecht S. 65 Nr. 1 u. 152 Nr. 1 1e; Dernburg und Hinrichs, 
Preuß. Hypotheken recht S. 330; Regelsberger, Bayr. Hypothekenrecht S. 66 
Nr. 1, 77 Nr. 7. Annalen des O. L. G. Dresden Bd. 5 S. 464 ff.; v. Meibom, 
Meckl. Hypothekenrecht S. 128 Nr. 15. 

2) O. L. G. Dresden Bd. 5 S. 468 erachtet es anſcheinend für ausreichend, daß 
ein Zeugniß aus dem Handelsregiſter beigebracht wird, woraus ſich der Inhaber 
der Firma erſehen läßt. Allein der Eintrag im Handelsregiſter hat nicht die Be- 
deutung, daß nur derjenige als Inhaber der Firma gilt, der als ſolcher eingetragen 
iſt. Der Wechſel der Inhaber vollzieht ſich unabhängig vom Handelsregiſter (Art. 25 
H. G. B.) 
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Bücherbeſprechungen. 


1. Willenbücher (Oberlandesgerichtsrath in Stettin), Die 
Reichdgrundbuchordnung vom 24. März 1897, mit Anmerkungen und 
Sachregiſter. Berlin, H. M. Müller. 1,20 M. 


2. Krannichfeld, M. (Oberamtsrichter), Grundbuchordnung 
für das Deutſche Reich vom 24. März 1897. Mit Bemerkungen und 
Hinweiſen auf die Geſetzgebung des Königreichs Sachſen, des Herzog⸗ 
thums Sachſen⸗Altenburg und der Fürſtenthümer Reuß. Leipzig, Roß⸗ 
berg, 1897, 2 M. 

Zwei recht brauchbare und empfehlenswerthe Hülfsmittel zur 
Einführung in die ſchwierige Materie des Reichs-Grundbuchrechts, 
deſſen Verſtändniß ſie durch den Hinweis auf die geſetzgeberiſchen 
Vorarbeiten, die einſchlagenden Vorſchriften des B. G. B. und des bisher 
geltenden Grundbuchrechts mit Erfolg fördern. Willenbücher druckt 
vielfach die einſchlagenden Beſtimmungen des B.G.B. in den An- 
merkungen ab und erſpart dadurch deren Nachſchlagen. Er bringt 
auch mehrere Verfügungen des Oberlandesgerichtspräſidenten in Stettin, 
namentlich ſolche über die Verbindung des Grundbuchs mit dem 
Kataſter und die Umſchreibung unbrauchbar gewordener Grundbuch— 
blätter, welche für die preußiſchen Praktiker Werth haben. Für die 
thüringiſchen Juriſten hat das Werkchen von Krannichfeld den Vor⸗ 
zug, daß es außer dem preußiſchen Grundbuchrecht die Grundbuch— 
rechte des Herzogthums Altenburg und der beiden Fürſtenthuͤmer Reuß 
berückſichtigt. 


3. Reinhard, P. (Landrichter in Freiberg), Das Geſetz über 
die Zwangszverſteigerung und die Zwangsverwaltung vom 24. März 
1897 nebſt dem Einführungsgeſetze. Handausgabe mit Einleitung 
und Erläuterungen. Leipzig, Roßberg, 3 M. 

Dieſes Werk hält die Mitte zwiſchen einem ausführlichen Kom⸗ 
mentar und einer Textausgabe mit kurzen Anmerkungen. Es ſoll 
das Studiren des Geſetzes erleichtern, aber auch dem Praktiker ein 
Rathgeber ſein. Eine Einleitung giebt die Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes und fein Verhältniß zur C. P. O. ſowie eine Darſtellung des 
Verlaufes des neuen Verfahrens der Zwangzͤverſteigerung in Grund— 
ſtücke. Die den einzelnen Paragraphen des Geſetzes beigefügten Er- 
läuterungen beruhen auf einer gründlichen Durcharbeitung der Motive 
des erſten Entwurfs, der Denkſchrift zum zweiten Entwurf und des 
Berichts der Reichstagskommiſſion. Der Verfaſſer giebt aber mehr 
als eine Erklärung auf Grund der Materialien, er zieht oft auch die 
Konſequenzen der Geſetzesbeſtimmungen auf Grund eigenen Urtheils. 
Von den jetzt geltenden Landesgeſetzen über die Zwangsverſteigerung 
in das unbewegliche Vermögen ſind das preußiſche Geſetz vom 
13. Juli 1883, das ſächſiſche vom 15. Auguſt 1884 und die bayriſche 
Subhaſtationsordnung vom 23. Februar 1879 mit Nachtrag vom 
29. Mai 1886 berückſichtigt. 
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4. Johann Baptiſt Prenner, Die Vollſtreckung der Geld- 
ſtrafe in den Nachlaß des Schuldigen. München, Theodor Ackermann, 
1897. 1,40 M. 

Nach 0 des Strafgeſetzbuches kann eine Geldſtrafe in den 
Nachlaß vollſtreckt werden, wenn das Urtheil bei Lebzeiten des Ver⸗ 
urtheilten rechtskräftig geworden iſt. Die Ungerechtigkeit und Unbillig⸗ 
keit dieſes Satzes darzulegen, iſt das Ziel der Ausführungen des 
Verfaſſers. Ein geſchichtlicher Ueberblick giebt in gründlicher Unter⸗ 
ſuchung die über obigen Satz im moſaiſch⸗jüdiſchen, im attiſchen, rö⸗ 
miſchen, kanoniſchen, germaniſchen, gemeinen Strafrecht, in den neueren 
deutſchen Partikulargeſetzen, dem Reichsſtrafgeſetzbuch und den aus— 
ländiſchen Strafgeſetzen geltenden Normen. Daran ſchließt ſich eine 
Erörterung der für und gegen die Vererblichkeit der Geldſtrafen 
ſprechenden Gründe, um ſchließlich zu dem Ergebniß zu gelangen, die 
Vollſtreckung der Geldſtrafe in den Nachlaß widerſpreche dem Begriff 
der Strafe und ſämmtlichen Strafzwecken, dem abſoluten Zweck der 
gerechten Vergeltung ſowohl als den relativ berechtigten Zwecken 
der Sicherheit, der Beſſerung des Verbrechers und der Abſchreckung 
Anderer. Die Anſicht des Verfaſſers hat viel für ſich, der Wider- 
ſpruch mit den Zwecken der Strafe iſt aber noch größer, als in 
§ 30 St. G. B., in der Beſtimmung verſchiedener neuerer Steuergeſetze, 
wie des weimariſchen Einkommenſteuergeſetzes vom 2. Juni 1897 
(§ 89) und des meiningiſchen Geſetzes vom 18. März 1890 betreffend 
die Einkommenſteuer (Art. 37), wonach wegen einer Steuerhinter⸗ 
ziehung, die erſt nach dem Tode eines Steuerpflichtigen entdeckt wird, 
gegen den an der Hinterziehung nicht ſchuldigen Erben auf Geld⸗ 
ſtrafe erkannt und ſolche vollzogen wird. 


5. Ueber ältere Rechts- und Kultur- Juftände an der 
fürſtlich ſächſiſchen Geſammtuniverſität zu Jena. Rede, gehalten bei 
der akademiſchen Preisvertheilung am 19. Juni 1897 in der Kollegien- 
kirche von R. Loening, Profeſſor der Rechte, d. Z. Prorektor. Jena, 
Univerſitätsdruckerei von Neuenhahn, 1897. N 

Unſere thüringiſche Univerſität hat noch keinen Geſchichtsſchreiber 
gefunden, auch ein Urkundenbuch, wie es der Sekretär an der Uni— 
verſitätsbibliothek Dr. Martin für die Stadt Jena und ihre Klöſter 
auf die Zeit von 1182 —1405 in Bd. VI der thüringiſchen Geſchichts— 
quellen bearbeitet hat, exiſtirt für die Univerſität noch nicht. Um ſo 
dankbarer iſt obige kleine Schrift zu begrüßen geweſen, welche in 
der Wiedergabe einer vom Verfaſſer als Prorektor bei Gelegenheit 
der akademiſchen Preisvertheilung gehaltenen Feſtrede intereſſante Bei— 
träge zur Geſchichte des Verfaſſungslebens der Erneſtiniſchen Uni— 
verſität darbietet. Die ganz eigenthümliche privilegirte Stellung der 
Univerſität und ihres Proreftord zu den Regierungen und zu den 
Gerichts⸗, Polizei⸗ und Steuerbehörden in Jena iſt es vornehmlich, 
deren Darſtellung ſich der Redner zur Aufgabe geſetzt hat. Ein 
reiches Urkundenmaterial iſt in den der Schrift beigefügten An— 
merkungen zum Beleg angezogen und zum Theil zum erſten Male 
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abgedruckt. Der Prorektor war lediglich eine Obrigkeit, die Uni⸗ 
verſität gewiſſermaßen ein Staat im Staate. Mit den wiſſenſchaft⸗ 
lichen Aufgaben der Univerſität ſtand das Amt des Prorektors in 
keiner näheren Beziehung. Er hatte eine dem Fürſten ähnliche 
Stellung, der Beginn ſeines Regimentes war für die Univerſität ein 
Ereigniß von großer politiſcher Bedeutung, eine Art Thronbefteigung; 
daher der Pomp, mit dem er amtlich auftrat, die große Feierlichkeit, 
mit welcher der Prorektoratswechſel vor ſich ging. Zahlreich und 
wechſelvoll waren die Kämpfe, welche die Univerſität für die Auf: 
rechthaltung der ihr ſtatutenmäßig zukommenden obrigkeitlichen Stellung 
zu führen hatte. Die Entwickelung des modernen Staates und 
die veränderten Zeitanſchauungen haben die hauptſächlichſten der 
Privilegien, namentlich die akademiſche Gerichtsbarkeit und die eigne 
Polizei, zu Fall gebracht; Loening meint zum Heil der Univerſität, die 
freigeworden ſei von einer Menge von Dingen, welche mit der Lehre 
und Förderung der Wiſſenſchaft nichts zu thun gehabt habe. 

Am Schluß ſeiner Rede ſagt er: 

„Ein anderes großes Erbe der Vergangenheit dagegen iſt uns 
geblieben. Das iſt die Freiheit der wiſſenſchaftlichen Lehre und 
Forſchung, welche von Alters her in der Jenaer Hochſchule gewaltet. 
der Geiſt wiſſenſchaftlichen Strebens, der ſie zu allen Zeiten beſeelt 
und befähigt hat, jenen großen Einfluß auf das geiſtige Leben und 
die ganze Kulturentwickelung unſerer Nation auszuüben. 

Alle Fakultäten haben daran ihren Antheil gehabt. Im 16. Jahr: 
hundert waren es hauptſächlich die Jenenſer Theologen, die an Stelle 
des herabſinkenden Wittenberg die neue evangeliſche Lehre förderten, 
ausbauten nnd verbreiteten. Das 17. Jahrhundert zeigt uns in Jena 
eine Reihe bedeutender und tonangebender Juriſten: in der erſten 
Hälfte Dominicus Arumäus, einen der Begründer der deutſchen 
Staatsrechtslehre, „den Stammvater der Publiziſten“, wie einer ihn 
mit Recht genannt hat, ferner Petrus Theodoricus, neben Car pzow 
den bedeutendſten damaligen Kriminaliſten; in der zweiten Hälfte Georg 
Adam Struve, „eine Perſönlichkeit, in welcher ſich die leitenden Ge— 
danken der Zeit verkörperten“, der Begründer einer neuen juriftifchen 
Lehrmethode, deſſen Jurisprudentia Romano-Germanica forensis, 
der ſog. „Kleine Struve“ über ein Jahrhundert das beliebteſte 
Inſtitutionslehrbuch in Deutſchland geblieben iſt, und der, als er alt 
und ſchwach von Kollegen und Angehörigen um Schonung ſeiner 
Kräfte gebeten wurde, die tapfere Antwort gab, ein Jenenſer Ordi— 
narius müſſe aufrecht ſtehend ſterben. Im 18. Jahrhundert war es 
nicht Königsberg, ſondern unſer Jena und ſeine Philoſophen, welche 
das Evangelium Immanuel Kants über Deutſchland ausbreiteten, 
und eine der edelſten Früchte dieſer Lehre, Schillers Aeſthetik, hat 
hier das Licht der Welt erblickt. Unſer 19. Jahrhundert ſodann, das 
Jahrhundert der Naturwiſſenſchaften, hat die Jenenſer Gelehrten 
alsbald an der Spitze der neuen Forſchung geſehen; von hier aus 
hat Goethe die Anregung zu ſeinen naturwiſſenſchaftlichen Studien 
empfangen, und Sie Alle wiſſen, daß wenn ſich heute aus der fort— 
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geſchrittenen Naturerkenntniß eine neue Weltanſchauung zu entwickeln 
beginnt, auch unſer Jena zu den Geburtsſtätten derſelben gerechnet 
werden muß.“ (Ernſt Haeckel's „Monismus“.) 

Auch über die Zahl der in Jena Studirenden giebt die Rede 
intereſſante Notizen aus den aus den Immatrikulationsliſten aufgeſtellten 
Berechnungen. Sie war danach am höchſten zu Anfang des 18. Jahr⸗ 
hunderts mit etwa 1200 Studenten. Wir tragen in dieſer Beziehung 
nach, daß im Jahr 1789 der neu ernannte Profeſſor Schiller in 
einem Briefe an feinen Freund Körner den Beſtand der Studenten- 
ſchaft auf etwa 900 angiebt, und daß im laufenden Jahrhundert nach 
den ſeit 1811 aufgeſtellten offiziellen Studentenverzeichniſſen der 
Sommer 1896 die höchſte Zahl der immatrikulirten Studenten mit 
760 gebracht hat. Bis zum Jahr 1882 iſt die Zahl 600 nur in 
einzelnen Jahren, nämlich 1818, 1827 und 1832 erreicht worden. 


6. Peterſen J. (Reichsgerichtsrath), Die Civilprozeßordnung für 
das Deutſche Reich nebſt dem Einführungsgeſetz. Für den praktiſchen 
Gebrauch erläutert. 3. vollſtändig umgearbeitete Auflage. 1. Band. 
6. (Schluß⸗) Lieferung. Lahr, Schauenburg. M. 18 für den Band. 

Dieſer Kommentar, welchen die Kritik beſonders günſtig beurtheilt. 
der Praktiker wegen der reichen Kaſuiſtik lieb gewonnen hat, iſt mit der 
6. Lieferung bis zum § 471 der C. P. O. gediehen, und ſchließt den 
erſten Band des auf zwei Bände berechneten Werkes ab. Da die 
letzte Auflage bereits 1883 erſchienen iſt, ſeitdem aber die wiſſenſchaft⸗ 
liche Erkenntniß der Civilprozeßordnung durch die Rechtslehre und 
Rechtsſprechung gewaltig gefördert worden iſt, ſo konnte eine bloße 
Ergänzung oder Vervollſtändigung der zweiten Auflage dem Verfaſſer 
nicht genügen. Es entſtand vielmehr ein ganz neues, auf breiterer 
Grundlage hergeſtelltes Werk. Weil die erſte Lieferung der 3. Auflage 
bereits 1895 erſchienen iſt, ſo hat der Verfaſſer der Schlußlieferung 
des erſten Bandes Nachträge angefügt, welche die Litteraturangaben 
bis auf die neueſte Zeit fortgeführt haben. Nach einer Aeußerung in 
der Vorrede glaubt Verfaſſer für die Vollſtändigkeit dieſer Angaben 
einſtehen zu können. Er bringt neben der Entſtehungsgeſchichte werth— 
volle Ausführungen über die Auslegung des Geſetzes und die Grund— 
züge des Verfahrens. 

Für den zweiten Band hat Peterſen den Landrichter Dr. Anger 
in Leipzig als Mitarbeiter gewonnen und hofft mit deſſen Unterſtützung 
das ganze Werk bis Ende des Jahres 1898 fertig zu ſtellen. 


7. Coermann, W. (Amtsrichter in Bolchen, Lothringen), Das 
Reichshaftpflichtgeſez vom 7. Juni 1871. Textausgabe mit An- 
merkungen. Berlin, Siemenroth & Troſchel. 1 M. 

Ueber das Reichshaftpflichtgeſetz iſt der vortreffliche und ausführ⸗ 
liche Kommentar von Eger im Jahr 1896 in 4. vermehrter Auflage 
erſchienen. Der Preis von 12 M. iſt zu hoch, um dieſes Werk in 
den breiten Schichten der Juriſten zur Verbreitung zu bringen; auch 
macht die ſtrenge Wiſſenſchaftlichkeit es für die Handhabung im Ge— 
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werbeſtand weniger geeignet. Die übrigen Kommentare ſind älter 
(Koch 1874, Endemann, 2. Aufl. 1876, Genzner 1882). 
Hiernach erſchien eine neue billige Bearbeitung des Geſetzes, welche 
der gerichtlichen Praxis zu dienen und auch den Gewerbetreibenden 
Nutzen zu bringen geeignet ift, am Platze. Die Rechtſprechung, welche 
gerade in Bezug auf das Reichshaftpflichtgeſetz viele ſtreitige Fragen 
entſchieden hat, iſt in der vorliegenden Ausgabe bis auf die neueſte Zeit 
(Oktober 1897) verzeichnet. Eine Einleitung behandelt die Entſtehung 
des Geſetzes, die allgemeinen Motive, die Eintheilung und Auslegung 
des Geſetzes, die Litteratur und das Verhältniß des Geſetzes zur Ge⸗ 
werbeordnung (§ 120 a), dem Eiſenbahn⸗Poſtgeſetze vom 20. Dezember 
1875 (Art. 8), dem Unfallverſicherungsgeſetze vom 6. Juli 1884 und 
dem Reichs⸗Fürſorgegeſetze vom 15. März 1886. In einem Anhange 
ſind die in Frage kommenden Beſtimmungen vorſtehender Geſetze und 
ferner der Geſetze vom 28. Mai 1885 über die Ausdehnung der 
Unfall⸗ und Krankenverſicherung, vom 5. Mai 18866 betreffend die 
Unfall⸗ und Krankenverſicherung der in land- und forſtwirthſchaftlichen 
Betrieben beſchäftigten Perſonen, und vom 11. Juli 1887 betreffend 
die Unfallverſicherung der bei Bauten beſchäftigten Perſonen abge— 
druckt. Auch die die „unerlaubten Handlungen“ betreffenden 88 823 — 
853 des B. G. B. find beigefügt. Schulz. 


8. Helmrich, Wilh. Conſt. (Bibliotheksverwalter am Ober⸗ 
landesgericht zu Jena), Paragraphen-Schlüſſel zu dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch, dem Einführungsgeſetz und den ſämmtlichen Entwürfen. 
Jena und Leipzig, Otto Raßmann, 1898. M. 3,50. 

Es iſt hier ein Hülfsbuch zu begrüßen, das ein dringendes 
Bedürfniß für alle diejenigen befriedigt, welche beim Studium des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs oder des Einführungsgeſetzes die Entwürfe, 
die Motive, die Denkſchrift oder die Literatur über die Entwürfe 
benutzen wollen. Die bisher erſchienenen vergleichenden Zuſammen— 
ſtellungen der Paragraphennummern der Entwürfe und des Geſetzbuchs 
ſind nach der Paragraphenreihenfolge entweder lediglich des Geſetz⸗ 
buches oder lediglich eines einzelnen Entwurfes geordnet, ſo daß ein 
zeitraubendes Herumſuchen und Vergleichen dazu gehört, um mit 
Hülfe derſelben zu ermitteln, an welcher Stelle der anderen Geſetz⸗ 
gebungswerke ein Paragraph eines nicht der Reihenfolge der Zu⸗ 
ſammenſtellung zu Grunde gelegten Geſetzgebungswerkes ſich wieder⸗ 
findet. Das vorliegende Buch dagegen enthält eigentlich vier 
Vergleichungen, je eine nach der Paragraphenreihenfolge des erſten, 
des zweiten, des dritten Entwurfes und des Geſetzes geordnete, dieſe 
vier Vergleichungen aber nicht räumlich von einander getrennt, ſondern 
des leichteren Nachſchlagens halber dergeſtalt unter fortlaufenden 
Ordnungsziffern zuſammengeſtellt, daß unter jeder Ordnungzziffer zu 
dem dieſelbe Ziffer tragenden Paragraphen des erſten, des zweiten, 
des dritten Entwurfes ſowie des Geſetzes die Parallelſtellen der 
übrigen Entwürfe bezw. des Geſetzes angegeben ſind. Es iſt z. B. 
unter Ordnungsziffer 100 mit einem Blicke zu überſehen, in welchem 
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§ des zweiten, in welchem § des dritten Entwurfes, in welchem 8 
des Geſetzes der Gegenſtand des § 100 des erſten Entwurfes, in 
welchem § des erſten, in welchem § des dritten Entwurfes, in welchem 
§ des Geſetzes der Gegenſtand des 8 100 des zweiten Entwurfes 
und ebenſo in welchen §§ der ſämmtlichen Entwürfe bezw. des Ge— 
ſetzes der Gegenſtand des § 100 des dritten Entwurfes, der des 
§ 100 des Geſetzbuches geregelt iſt. Zahlreiche Stichproben haben 
die Zuverläſſigkeit und Genauigkeit des Werkchens ergeben, welches, 
ſoweit nöthig, einzelne Abſätze und Sätze der 88 beſonders behandelt. 
Dasſelbe macht alle anderen Zuſammenſtellungen gleicher Art ent- 
behrlich und erſpart, wie jeder Benutzer desſelben ſich überzeugen 
wird, außerordentlich viel Zeit, Herumſuchen und Störung geiſtiger 
Arbeit. Möge dieſem Erzeugniſſe mühſamer und gewiſſenhafter Arbeit 
der verdiente Erfolg zu Theil werden. 


9. Fuld, Dr. Ludwig (Rechtsanwalt in Mainz), Das Recht 
der Handlungsgehülfen. Syſtematiſch dargeſtellt ai Grund des 
Handelsgeſetzbuchs vom 10. Mai 1897 und des Bürgerlichen Geſetz— 
buchs. Hannover, Helwing, 1897. M. 2. 

Die Einleitung ſchildert die geſchichtliche Entwickelung der all— 
gemeinen Anſchauungen und die geſetzgeberiſchen Beſtrebungen, welche 
zu der nunmehr erreichten geſetzlichen Sicherung der Stellung der 
Handlungsgehülfen geführt haben, giebt Vorſchläge für die Kontrole 
der Befolgung des Geſetzes und für die Erfüllung weiterer berechtigter 
Wünſche der Handlungsgehülfen und erörtert die Anwendbarkeit des 
Geſetzes auf die ſchon vor dem Inkrafttreten desſelben eingegangenen 
Vertrags verhältniſſe. Die 41 Paragraphen umfaſſende ſyſtematiſche 
Darſtellung enthält eine ſehr eingehende Erklärung der die Handlungs— 
gehülfen und die Handlungslehrlinge betreffenden geſetzlichen Be— 
ſtimmungen unter Hervorhebung der Unterſchiede des neuen Rechts 
vom alten und unter Verwerthung der einſchlägigen Vorſchriſten auch 
anderer, als der im Titel genannten Reichsgeſetze; zugleich wird die 
Anwendung dieſer Beſtimmungen nach allen Richtungen ſo ausführ— 
lich erläutert, daß kaum eine hierauf bezügliche Frage in der Praxis 
auftauchen dürfte, für welche Juriſten ſowohl als Laien nicht die er- 
forderlichen Hinweiſe und Anleitungen in dem Buche fänden. Ein 
Sachregiſter iſt beigefügt. Die bekannten Vorzüge der Ful d' ſchen 
Arbeiten, Gründlichkeit, Gedankenreichthum und Gewandtheit der 
Darſtellung, finden ſich auch in dieſer Schrift. 


10. Schwarze, W. (Amtsgerichtsrath), Die deutſche Grundbuch— 
ordnung für die Praxis bearbeitet. Berlin, Franz Vahlen, 1897. 

Das Buch will die Reichsgrundbuchordnung in Verbindung mit 
den einſchlägigen Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs erläutern 
und hierdurch dem Grundbuchbeamten eine Anleitung geben, in allen 
Fragen, welche das formelle Reichsgrundbuchrecht betreffen, die richtige 
Erledigung zu finden. Um das Buch nicht unüberſichtlich zu geſtalten, 
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iſt das Liegenſchaftsrecht des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht ſelbſtändig 
kommentirt, vielmehr ſind bei Erläuterung der einzelnen Paragraphen 
der Grundbuchordnung je die einzelnen betreffenden Beſtimmungen 
dieſes Liegenſchaftsrechts ebenſo, wie die des ſonſtigen Reichsrechts 
abgedruckt oder doch bezeichnet; der zweite Theil des Buches enthält 
zum bequemeren Nachſchlagen einen zuſammenhängenden Abdruck der 
§ 854 bis 1203, 1273 bis 1296 des B. G.B. Im dritten Theile 
iſt eine praktiſche Anleitung zur Bearbeitung von Grundbuchangelegen— 
heiten mit einer Reihe von Beiſpielen gegeben. Ein Sachregiſter iſt dem 
Buche angefügt. Der Verfaſſer war als Mitglied der betreffenden 
Reichstagskommiſſion am beſten in der Lage, in den Werdegang und 
in die Abſichten des Geſetzes Einſicht zu gewinnen, und erſcheint da— 
her als beſonders berufen zur Erläuterung desſelben, was in der Art, 
wie die Geſetzesmaterialien verwerthet ſind, vielfach hervortritt; auch 
zeigt er ſich überall als in der Materie bewanderten und gewiegten 
Praktiker. Da das Studium der künftigen Landesausführungsgeſetze 
die eingehende Kenntniß des Reichsgrundbuchrechtes vorausſetzt, fo 
dürfte das Buch gerade jetzt von weſentlichem Nutzen fein, auch ent⸗ 
hält dasſelbe beachtenswerthe Winke für die Landesgeſetzgebung. 


11. Finger, Chr. (Amtsrichter), Reichsgeſetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai 1896. Auf Grund der amt- 
lichen Materialien unter Berückſichtigung der Litteratur und Recht⸗ 
ſprechung erläutert. Berlin, Franz Vahlen, 1897. Geb. 7 M. 

Nachdem in der Veröffentlichung von Kommentaren und ſonſtigen 
Arbeiten über das Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wett⸗ 
bewerbes ein gewiſſer Stillſtand eingetreten iſt, will das vorliegende 
Buch den durch jene zahlreichen Schriften gegebenen umfangreichen 
Stoff zuſammenfaſſen und zu einer Bearbeitung des Geſetzes benutzen, 
hierbei insbeſondere die hervorgetretenen Streitfragen erörtern, auch 
das Verhältniß des Geſetzes zu Vorſchriften anderer Reichsgeſetze, haupt— 
ſächlich des Bürgerlichen Geſetzbuchs und des neuen Handelsgeſetzbuchs 
behandeln. In der Einleitung ſind die Geſchichte und die leitenden 
Anſchauungen des Geſetzes dargeſtellt. Sodann iſt zu den einzelnen 
Paragraphen des Geſetzes eine ſehr eingehende und ausführliche Er— 
läuterung auf 347 Seiten mit den nöthigen Litteraturhinweiſungen 
gegeben, in welcher auch die Anwendung des Geſetzes ausgiebig be— 
ſprochen und an praktiſchen Beiſpielen klargelegt iſt, und durch welche 
die Aufgabe, welche ſich das Buch geſtellt hat, in vollem Maße erfüllt 
erſcheint. Ein Sachregiſter ſchließt das Buch. Unger. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Rechtsfäll en ir. 


Das Recht der Erbbegräbniſſe, inſonderheit im .. 
Sachſen⸗Weimar. 


Von Herrn Landgerichtsrath a. D. Dr. Herm. Ortloff. 
Cortſetzung.) 


§ 2. 

Die Stadtgemeinde Jena hat entfernt von der Stadt im nörd- 
lichen Weichbilde ſeit 1889 einen großen Friedhof mit Leichenhaus 
nach neueren Muſtern mit Sektiondräumen und Grabkapelle her⸗ 
gerichtet. Eine Friedhofs- und eine Begräbnißordnung vom 28. Februar 
1889, auf Grund der Artt. 11 und 13 der damals geltenden Ge- 
meindeordnung für das Großherzogthum vom 24. Juni 1874 errichtet, 
beſtimmten den Gebrauch des Friedhofs. Infolge der Errichtung eines 
Leichenverbrennungsofens (Krematorium) machte ſich eine Erweiterung 
der Friedhofsordnung für die Feuerbeſtattung nöthig, wodurch 
eine neue Friedhofsordnung vom 30. April 1896 veranlaßt wurde. 

Der alte Friedhof, welcher hart an der Nordſeite der Stadt, 
am Fuße des Landgrafenberges, zwiſchen der Wagnergaſſe und der 
Großherzoglichen Irren⸗Heil⸗ und Pflegeanſtalt gelegen ift, gehört mit 
dem ſüdlichen Theile, auf dem die Jahrhunderte alte katholiſche 
Kirche ſteht, zu dieſer, mit dem größeren, mehrmals erweiterten, nörd⸗ 
lichen Theile, worauf die Garniſonkirche ſteht, der evangeliſchen Kirchen⸗ 
gemeinde. Für die Benutzung dieſes war die Friedhofsordnung 
vom 16. November 1857 und in einer Erneuerung die vom 5. März 
1874 erlaſſen und zwar vom Kirchengemeindevorſtand bezw. von der 
Kircheninſpektion und dem Staatsminiſterium genehmigt und höchſten 
Orts beſtätigt. Beide ſind der weimariſchen ee een von 

Blätter für Rechtspflege XI. V. N. F. XXV. 
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1842 und 1872 nachgebildet. Die Beſtimmungen dieſer ſowie aller 
neueren Friedhofsordnungen hatten ſich in den Grenzen des voraus— 
gegangenen weimariſchen Landesgeſetzes vom 10. Januar 1854 über 
die Anlegung von Friedhöfen zu halten, worin der § 6 das Nähere 
über Erbbegräbniſſe ordnet: „ft ein Friedhof für immer außer Ge 
brauch geſetzt, ſo darf derſelbe während eines Zeitraumes von 30 Jahren 
auch zu weſentlich anderen Zwecken, z. B. zu Bauplätzen oder neuen 
öffentlichen Wegen, ohne Genehmigung der Kirchenbehörden nicht be— 
nutzt werden. Werden durch die beabſichtigte Benutzung des Fried— 
hofes Erbbegräbniſſe unmittelbar berührt, ſo iſt außerdem auch die 
Zuſtimmung derjenigen erforderlich, welche in Bezug auf dieſe als 
Berechtigte zu betrachten ſind. Auch ſind dieſe auf ihr Verlangen 
durch unentgeltliche Zuweiſung von Erbbegräbnißplätzen zu entſchädigen. 
Denſelben bleibt überdies nachgelaſſen, ihre zeitherigen Erbbegräbniſſe 
auf dem verlaſſenen Friedhofe einzulegen und das Material derſelben 
an ſich zu nehmen.“ 

Hierauf beſchränkt ſich das Recht der Erbbegräbniſſe im Landesrecht, 
wozu die Motive zu dem Geſetzesentwurf und die Landtagsverhandlungen 
vom 4. Oktober und 29. November 1853 die Geſetzesmaterialien 
bilden. Das wenige Uebrige iſt in den erwähnten Friedhofsordnungen 
enthalten, namentlich bezüglich der Bedingungen der Benutzung der 
Erbbegräbniſſe, welche mehr der Verwaltung angehören. 

Die von dem Kirchgemeindevorſtand zu Jena ausgefertigten 
Erwerbsurkunden über den Ankauf von Erbbegräbnißplätzen auf dem 
alten Friedhof lauten, unter Angabe der Lage und des Flächengehaltes 
ſowie des Erwerbspreiſes auf Benutzung und Ueberlaſſung des Platzes 
an den Erwerber „für ſich und ſeine Familie“ unter den in der 
Friedhofsordnung im betr. Paragraphen enthaltenen Bedingungen, 
z. B. in dem Erwerbsſchein vom 16. September 1864 über das Ortloff' ſche 
Erbbegräbniß, desgl. über das daneben gelegene Schömann'ſche, 
unter den im § 14 der Friedhofsordnung vom 16. November 1857 7) 
erſichtlichen Bedingungen, welche in der ſpäteren Friedhofsordnung von 
1874, die übrigens keine rückwirkende Kraft auf die unter der Herrſchaft 
jener geſchloſſenen Verträge über den Erwerb eines Erbbegräbniſſes 
haben kann, genau dieſelben ſind. In gleicher Weiſe erfolgte auch in 


7) In der Beilage zu Nr. 34 der „Blätter von der Saale“ (Nachfolge des 
„Jenaiſchen Wochenblattes“ und Vorgänger der „Jenaiſchen Zeitung“) Jahrgang 1858 
abgedruckt, leider nicht mehr in einem Sonderabdruck zu haben; ebenſo die erneuerte 
F. O. vom 5. März 1874, welche ſich an die der Reſidenzſtadt Weimar vom 
23. Dezbr. 1872 anſchließen konnte. 
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anderen Städten des Großherzogthums die Ausfertigung der Erwerbs⸗ 
und Uebertragungsſcheine, auch wohl unter Weglaſſung „der Familie“ 
als Benutzungsberechtigten, aber ſtatt deſſen unter Beifügung der in 
der betreffenden Friedhofsordnung angeführten Verwandten. Ueber 
die Beendigung des Rechts der Benutzung enthalten ſie ſowenig 
etwas wie das Landesgeſetz. Daß nur die Benutzung zum Zwecke der 
Beſtattung der Leichen zur Erde oder in Grüfte aus Mauerwerk, nicht 
ein Eigenthum, gegen einmalige Zahlung eines nach dem Flaͤchengehalt 
und der Lage (an der Friedhofsmauer) bemeſſenen Preiſes überwieſen 
werden ſollte und auch nur jene erworben wurde, ergeben die Geſetzes⸗ 
materialien wie ausdrücklich die Erwerbsurkundens). 

Die Faſſung dieſer, daß die Benutzung eines Erbbegräbniſſes 
für die Perſon des Erwerbers und feiner Familie überlaſſen 
werde, ift für unſere weitere Ausführung beſonders in's Auge zu faſſen — 
für die Ausdehnung, Dauer und Beendigung dieſes Benutzungsrechts 
zu dem gedachten Zwecke als eines Sonderrechts gegenüber den 
Einzel⸗ oder Reihegräbern, welches außer dem materiellen Rechtsgut 
auch ein ſog. immaterielles und meiſt ein vo rz ug 8weiſe als ſolches 
in Anſpruch genommenes umfaßt. Es iſt im Landtag von 
1853 verſucht worden, den Begriff der Servitut, des Bodenzinsrechts 
u. ſ. w. anzuwenden, indeſſen kam man nur dahin, daß es eben eine 
auf unbeſtimmte Zeit gegen einmalige Zahlung, ähnlich dem Kaufgeld, 
erworbene Arealbenutzung, ein zu dem ausſchließlich beſtimmten Zwecke 
dienen ſollendes (nach den Friedhofsordnungen dem Rechtsverkehr 
entzogenes, nur vererbbares) Recht der Familie oder nächſten Ver⸗ 
wandten, wie auch vor allen der Ehegatten, des Erwerbers ſei, das 
indeſſen durch Setzung des Friedhofes, auf dem es belegen, außer 
Gebrauch, nach Eintritt der landesgeſetzlich geordneten Ruhezeit ohne 
Entſchädigung, vorher während dieſer Zeit auf Verlangen der Be⸗ 
rechtigten gegen geſetzlich geordnete Entſchädigung gleicher Art, endigen 
muß, jedoch nur von da an, wo Berechtigte aus der Familie einen 
Anſpruch nicht mehr erheben können oder wollen. 

Daß die Natur des wohlerworbenen Rechts für ſeine Be⸗ 
grenzung durch die Verwaltung maßgebend fein muß, wird als eine 
Rechtsnothwendigkeit zu fordern und zu beweiſen ſein. Zerlegen wir 


8) In den Friedhofsordnungen iſt auch noch eine Ab⸗ und Zuſchreibegebühr 
außer dem Preis nach dem Flächengehalt des erworbenen Areals beſtimmt. In 
Jena koſtet der Quadratmeter des Erbbegräbniſſes 15 M., ſonſt beträgt das Stätte⸗ 
geld für Außengräber 20 M., und außerdem iſt für vorbehaltene Gräber noch 
50 Proz. Zuſchlag feſtgeſetzt. 

19* 8 
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dieſes Sonderrecht nach feinem Inhalt in feine Beſtandtheile, fo ergiebt 
ſich Folgendes. 
8 8. 


Das immaterielle Rechtsgut, das in dieſem Rechte zu ſchützen 
iſt, überwiegt bei weitem das materielle. Dieſes letztere ſei zuerſt 
betrachtet. Es umfaßt die Benutzung der auf und in dem erworbenen 
Erdboden enthaltenen Plätze zur Beiſetzung von Leichen, zur Aus⸗ 
mauerung von Grüften, Errichtung von Gräberhallen (Mauſoleen), 
Denkmälern, Einlaſſung von Gedenktafeln in der Friedhofsmauer, Be— 
pflanzung des Platzes, zur Umzäunung, Aufſtellung von Sitzplätzen 
innerhalb dieſer und zum Beſuche, zur Pflege der Stätte — das 
alles in der von der betreffenden Friedhofsordnung begrenzten Weiſe. 
Alle die auf dem Erbbegräbniß befindlichen Materialien bleiben 
Eigenthum der Berechtigten und können, nach dem Schlußſatz des 
8 6 des weimarifchen Landesgeſetzes, von ihnen bei einer dereinſtigen 
Einlegung eines Erbbegräbniſſes weg und an ſich zur beliebigen Ver— 
wendung genommen werden. 

Das Geſetz geht davon aus, daß eine Einlegung eines Erbbegräb- 
niſſes auch während der dreißigjährigen „Ruhezeit“ mit Zuſtimmung 
der Berechtigten, wenn die Kirchenbehörden die Verwendung des Fried 
hofes oder eines Theiles deſſelben zu anderen Zwecken, etwa wie An⸗ 
legung von Wegen, Parkanlagen, Bauplätzen u. ſ. w., genehmigt haben, 
ſofern das Erbbegräbniß davon unmittelbar berührt wird, geſchehen 
darf. Damit iſt die freie Verfügung über die Aufrechterhaltung 
der Benutzung des Erbbegräbniſſes wenigſtens zur Pflege und zum 
Beſuche auch noch während der „Ruhezeit“ ausgeſprochen, ſo daß 
hierauf verzichtet werden und das Areal an die Kirch- bez. an die 
Stadtgemeinde zurückfallen kann. Von einer ſolchen Verfügungsfreiheit 
der Berechtigten und einer Genehmigung anderer Verwendung des 
Areals vor dem Eintritt der dreißigjährigen „Ruhezeit“, ſagt das 
Landesgeſetz nichts und auch die Friedhofsordnungen, insbeſondere 
für den Jenaiſchen Kirch⸗ wie Stadtgemeindefriedhof, ſchweigen darüber. 
Nur beſteht in letzteren die Beſtimmung, daß Erbbegräbniſſe und vor⸗ 
behaltene Gräber, „inſonderheit Friedhöfe“, kein Gegenſtand des bürger 
lichen Verkehrs find, nicht verkauft oder ſonſt unter Lebenden ver⸗ 
äußert, ſondern daß fie bloß vererbt werden können, daß auch 
Gläubigern eines Beſitzers kein Recht an dem Begräbnißplatze zuſtehe, 
wohl aber ein Mitinhaber an einem gemeinſchaftlichen Begräbniß⸗ 
platze einen Antheil einem anderen Mittheilhaber überlaſſen könne. 
Auch iſt die Verfügung darüber, wer in einem vorbehaltenen Grabe 
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beerdigt werden ſoll, demjenigen, welcher das Grab gelöſt hat, bez, 
deſſen Erben, ausdrücklich überlaſſen. Es kommt vor, daß ſich nahe⸗ 
ſtehende Familien ein gemeinſchaftliches Erbbegräbniß beſchafft haben; 
für dieſen Fall iſt in den Friedhofsordnungen vorgeſehen, daß mit 
Einwilligung aller Theilhaber ein Mehreren zuſtehender Erbbegräbniß⸗ 
platz auch unter ſie in Natur getheilt werden darf, worauf jeder Theil als 
ein beſonderer Platz zu behandeln iſt und in Sterbefällen einzeln ab⸗ 
und zugeſchrieben werden muß. 

Die Ueberweiſung der Erbbegräbniſſe geſchah und geſchieht 
noch auf dem Grunde der Vertragsſchließ ung zwiſchen einem 
Erwerber und dem Vorſtand der Kirche bez. Stadtgemeinde feiten? 
dieſes. Die Friedhofsordnungen gebrauchen den Auddruck „Löſung 
iner Grabſtelle“ und betonen, daß dadurch nicht ein Eigenthum, 
ſondern nur das Recht erworben werde, die Grabſtelle als ſolche in 
beſtimmter Weiſe (nach den beiden ſtädtiſchen Friedhofsordnungen für 
Jena: „und während einer gewiſſen Zeit“) nach Maßgabe der 
Friedhofsordnung (in der alten § 14, in der neuen § 16) zu be⸗ 
nutzen. Das in der Verleihung enthaltene Recht iſt in der Haupt- 
ſache für die damit beliehenen ein bei ihren Lebzeiten beſtehender An⸗ 
ſpruch auf dereinſtige Beiſetzung ihrer entſeelten Körper in dem Erb- 
begräbniß, den geltend zu machen im einzelnen Todesfall die zur Be⸗ 
ſtattung Verpflichteten in der Lage ſind, z. B. die Kinder oder deren 
Vormund, wenn die den Vater (Erwerber) überlebende Mutter ver⸗ 
ſtirbt, ſo daß der Anſpruch auf Beiſetzung nun erſt verwirklicht wird, wozu 
eine Berechtigung wie Verpflichtung den nächſten Leibeserben zukommt. 
Der Anſpruch der Berechtigten beſteht bei ihren Lebzeiten bereits für 
die Zukunft zur Geltendmachung durch andere, etwa Mitberechtigte; 
aber er kann als künftig zu verwirklichender auch ſchon, wenn er bei 
Lebzeiten der Berechtigten beſtritten wird oder gar für die Zukunft 
ausgeſchloſſen werden ſoll, durch konkurrirende Dritte oder den Verleiher 
des Erbbegräbniſſes von den Berechtigten geltend gemacht werden zur 
Sicherung ſeiner dereinſtigen Verwirklichung. Hier handelt es ſich 
um die Feſtſtellung eines beſtehenden, erſt zu einer beſtimmten, 
wenn auch zahlenmäßig unbeſtimmbaren Zeit wirkſam werdenden 
Rechts. 

Die Außengräber und Erbbegräbniſſe werden je in einem be⸗ 
ſonderen Buche nach Nummer, mit Angabe des jeweiligen Beſitzers, 
deſſen Namen, Stand, Alter, und des einzelnen Begräbnißplatzes 
der darin Beerdigten, ſowie bei Außengräbern unter Angabe der 
etwaigen Verſchonungszeit, aufgezeichnet ($ 5 der ſtädtiſchen F. O. 
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für Jena vom 30. April 1896). Dem Erwerber eines Erbbegräbniſſes 
wird zum Beweis ſeiner Rechte eine Erwerbs⸗ und Ueberweiſungs⸗ 
urkunde unter Angabe des Flächengehaltes und des Erwerbspreiſes 
(„für ſich und feine Familie“) von der betr. Behörde ausgeſtellt. Die 
Benutzungsbedingungen intereſſiren weniger, als die Beſtimmungen in⸗ 
betreff des Ueberganges der Berechtigungen auf die Rechtsnachfolger. 
Die neueſte ſtädtiſche Friedhofsordnung für Jena a. a. O. beſtimmt 
in § 1 u. a. unter 2., daß ein außerhalb Jena Verſtorbener auf 
dem neuen Friedhofe in einem feiner Familie angehörigen Erbbegräb- 
niſſe beigeſetzt werden darf. Im übrigen ordnet Ziff. 5 des § 16 daſ. 
Folgendes: „Stirbt der Beſitzer eines Erbbegräbnißplatzes, ſo muß 
der Erbe binnen Jahresfriſt den Platz bei der Kämmerei ſich zuſchreiben 
laſſen und dafür 50 Pf. von jedem Quadratmeter Boden (bei der 
erſten Erwerbung koſtet der Quadratmeter 15 M.), desgl. 1 M. für 
den ihm auszufertigenden Erbzuſchreibeſchein entrichten. Sind mehrere 
Erben vorhanden, ſo haben dieſe durch Wahl oder Loos Einen aus 
ihrer Mitte zu beſtimmen, welchem der Platz zugeſchrieben werden ſoll, 
und es muß nach deſſen Tode das Zuſchreiben von Neuem erfolgen. 
Wird dieſen Verpflichtungen nicht genügt, ſo ſind die Erben reſp. der 
Erbe von dem Gemeindevorſtande an deren Erfüllung zu erinnern und 
es iſt ihnen dazu eine letzte vierwöchentliche Friſt zu ſetzen. Sind aber 
die Erben reſp. der Erbe oder deren Aufenthaltsort dem Gemeinde— 
vorſtand unbekannt, ſo hat er ſie einmal in einer in der Stadt Jena 
erſcheinenden Zeitung aufzufordern, die Zuſchreibung innerhalb einjähriger 
Friſt bewirken zu laſſen. Bleiben alle die Erinnerungen und Auf⸗ 
forderungen fruchtlos, ſo fällt das Erbbegräbniß mit allem Zubehör 
der Stadtgemeinde zur freien Verfügung anheim.“ Das iſt im 
Weſentlichen dasſelbe, was in der Bekanntmachung des Eiſenacher 
Oberkonſiſtoriums von 1830 ſtand und in die Friedhofsordnung von 
Weimar übergegangen war, wie z. B. auch mit einigen Ergänzungen 
in die Jenaiſche F. O. v. 16. November 1857 für den alten, der 
Kirche gehörigen Friedhof. Es muß im hohen Grade zweifelhaft 
erſcheinen, ob eine aus Gemeindebeſchluß hervorgegangene Beſtimmung 
anderer als der letzteren Art, welche wohlerworbene Rechte durch einen 
bloßen Mach tſpruch beſeitigen will, gegenüber dem in allen Ge- 
meindeordnungen ſeit 1850 feſtgehaltenen Grundſatz, daß wohl⸗ 
erworbene Rechte durch Gemeindebeſchluß nicht be— 
einträchtigt werden dürfen und Ortsſtatute damit im 
Einklang ſtehen müſſen, als gültig anzuſehen ſei. Derartige 
Beſeitigung wohlerworbener Rechte dürfte nur durch ein Landes⸗ 


— 295 — 


geſetz allgemein ausgeſprochen werden, welches für al le Fried⸗ 
höfe des Landes ein Erlöſchen ſolcher Berechtigungen, wie durch 
Zeitablauf nach vergeblichem Aufgebotsverfahren im Anſchluß an die 
neugemeinrechtlichen Beſtimmungen, gegen Entſchädigung, anzuordnen 
haben würde. Weniger bedenklich iſt die Beſtimmung im § 6 Abſ. 2 
daſ.: „Wird der Friedhof dereinſt ganz oder theilweiſe nach Ablauf 
der geſetzlichen Zeit zu anderen Zwecken verwendet, ſo erliſcht damit 
jedes Recht an den Grabſtellen, welche auf dem zu anderen Zwecken 
verwendeten Areale befindlich ſind, ohne jede Entſchädigung, jedoch 
iſt den an Erbbegräbniſſen Berechtigten die anderweite Beiſetzung der 
in denſelben vorhandenen Leichen geſtattet.“ Aus dem Landesgeſetz 
und deſſen Materialien ergiebt als Regel ſich die nur an den Ablauf 
der dreißigjährigen Schluß-Ruhezeit gebundene Zuläſſigkeit 
der Einlegung eines Friedhofes und das Erlöſchen aller Rechte an 
Erbbegräbniſſen auch ohne Entſchädigung. 

Die im Landesgeſetz zugelaſſene Au8 nahme einer anderweiten 
Verwendung der unmittelbar berührten Erbbegräbniſſe während der 
„Ruhezeit“ mit Genehmigung der Kirchenbehörde und mit Zuſtimmung 
der Berechtigten, auf Verlangen auch gegen die geſetzliche Entſchädigung 
an die Berechtigten durch unentgeltliche Ueberweiſung eines entſprechenden 
Erbbegräbnißplatzes, iſt in die F. O. für Jena, wie in andere ſtädtiſche 
Friedhofsordnungen, nicht aufgenommen, was keineswegs gut zu 
heißen iſt, weil dieſes wichtige Recht der Berechtigten dem ſtets feſt⸗ 
zuhaltenden Grundſatze über Beſeitigung wohlerworbener Rechte unter⸗ 
ſteht?) und gerade in einer Friedhofsordnung als Einzelregelung vor 
Augen zu halten war, zumal das Landesgeſetz ſchon über vier Jahr⸗ 
zehnte zurückliegt und deshalb den Betheiligten weniger zugänglich iſt 
als die Friedhofsordnung, die doch wahrſcheinlich nicht wie die den 
alten Friedhof zu Jena betreffende nur in einer Beilage zu den 
„Blättern von der Saale“ im J. 1857 und zu der „Jenaiſchen Zeitung“ 
im J. 1874, auch bloß als Beilage oder „Zweites Blatt“ von Nr. 61 
des Jahrganges 1897 der letztgenannten erſchien, ſondern auch in einem 
Sonderabdruck herausgegeben ſein durfte, um für Intereſſenten nicht 


9) Vergl. darüber die trefflichen Ausführungen des Prof. Dr. Ferd in. Kniep 
in Jena: „Rechtliche Bedenken betr. das auf die Einführung des Bauplanes be⸗ 
zügliche Statut der Reſidenz⸗ und Univerſitätsſtadt Jena. Ein Beitrag zum 
Expropriationsrecht.“ Jena und Leipzig, Verlag von O. Raßmann, 1897. Dieſe 
Bedenken richten ſich nicht bloß gegen die Form ſolcher Statutenerlaſſung, ſondern 
namentlich gegen die ſachliche Gültigkeit aller mit der Gemeindeordnung in Wider⸗ 
ſpruch ſtehenden, auf ungültigem Gemeinde beſchluß beruhenden ſtatutariſchen 
Beſtimmungen, wenn ſie auch die landesherrliche Beſtätigung erlangt haben. 
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ſo vergänglich wie Zeitungsbeilagen zu ſein. — Rückſichtlich der bei 
Feuerbeſtattung verbleibenden Aſchenreſte und deren Bei- 
ſetzung in Erbbegräbniſſen iſt im § 30 der neuſten Jenaiſchen Fried⸗ 
hofsordnung noch beſtimmt, daß dazu Vereinbarungen mit dem Ge⸗ 
meindevorſtande erforderlich ſind und es für die oberirdiſche Ausſtellung 
von Urnen (Aſchebehältern, in denen die verlötheten Zinkbüchſen, welche 
die Aſche enthalten, ſich befinden) in Erbbegräbniſſen der beſonderen 
Genehmigung des Gemeindevorſtandes bedarf, zu deren Herbeiführung 
Zeichnungen mit genauen Maßen einzureichen ſind. Auch für dieſe 
iſt eine dreißigjährige „Ruhezeit“ beſtimmt. Die Möglichkeit, daß 
auch Aſchereſte in die Erde der noch nicht geſchloſſenen Erbbegräb⸗ 
niſſe des alien, der Kirchgemeinde gehörigen Friedhofs eingeſetzt und 
daſelbſt Urnen aufgeſtellt werden möchten, was gewiß auch von 
manchen Familienangehörigen Verſtorbener, deren Feuerbeſtattung 
ſtattfand, gewünſcht wird, iſt in der neueſten Triedhofdordnung 
unbeachtet geblieben; es werden nach § 30 ſchlechtweg die forgfältig 
zu ſammelnden Aſchereſte in je einer verlötheten Blechbüchſe den An- 
gehörigen oder denen, welche für die Beſtattung zu ſorgen haben, 
übergeben, worauf dieſe darüber verfügen können, wie ſie wollen. 
Nur „auf Wunſch der Angehörigen können die Aſchereſte“ auf dem 
ſtädtiſchen Friedhof unter den genau angeführten Bedingungen ver⸗ 
bleiben, alſo außer mittels Verſenkung des Aſchebehälters 60 cm 
tief in ein 70 em langes und 60 cm breites Einzelgrab, oder mittels 
Beiſetzung einer die Blechbüchſe enthaltenden Urne im Kolumbarium, 
oder in jener wie in dieſer Beiſetzungsweiſe in einem Erbbegräbniſſe 
des neuen ſtädtiſchen Friedhofs. Soll dies auf dem alten Friedhof 
vor oder nach dem Schluß des Erbbegräbniſſes geſchehen, ſo wird 
dazu natürlich die Genehmigung des Kirchgemeindevorſtandes erforder⸗ 
lich ſein. Da die Aushändigung der Aſchereſte an die Angehörigen 
erfolgen ſoll zur weiteren Verfügung, brauchte am Ende die Fried- 
hofsordnung für den ſtädtiſchen Friedhof über jene Wünſche der An⸗ 
gehörigen wegen Beiſetzuug in einem Erbbegräbniſſe des alten Fried- 
hofs, über den ſie keine Verfügung zu treffen hatte, gar nichts zu 
erwähnen. Es läßt ſich daher nicht behaupten, daß inſoweit eine 
Lücke vorhanden ſei, da die ſtädtiſche Friedhofsordnung auf den alten, 
der Kirchgemeinde zu Jena gehörigen Friedhof nicht anwendbar ſein 
konnte. Da die hierfür geltenden Ordnungen von 1857 und 1874 
bei der damaligen Unbekanntſchaft mit der Feuerbeſtattung darüber 
nichts enthalten konnten, muß die Beiſetzung von Aſchereſten aus 
den nur im Krematorium der Stadtgemeinde Jena, oder etwa in 
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einem anderen z. B. zu Gotha, allein vorzunehmenden Leichenver⸗ 
brennungen in noch nicht geſchloſſenen Erbbegräbniſſen des alten 
Friedhofs zweifellos von den Kirchenbehörden geſtattet werden, da 
einer Beſtattung von Leichen die Aſchebeiſetzung nicht gleich ſein kann, 
und die „Benutzung“ zu dieſem Zwecke ſicher ein Minus der her- 
kömmlichen Beſtattungsart enthält, die Aufſtellung von Aſcheurnen 
aber auch lediglich unter die Denkmäler fällt, deren Aufſtellung an 
ſich nicht zu verwerfen iſt und nur bezüglich der Formen einer poli— 
zeilichen Aufſicht und Genehmigung bedürfen würde. 

Die von der Vertretung der Stadtgemeinde Jena erlaſſene 
Begräbnißordnung vom 28. Febr. 1889 § 41 hat aus drücklich 
die Fortbenutzung der Erbbegräbniſſe und reſervirten Begräbnißſtätten 
auf dem alten proteſtantiſchen und katholiſchen Friedhofe bis zur 
Ausfüllung aller noch unbelegten Plätze vorbehalten, nur 
ein Uebereinanderſtellen der Särge ausgeſchloſſen; eine frühere 
Schließung dieſer ausnahmsweiſe zu benutzenden älteren Begräbniß⸗ 
ſtätten iſt nur von entſtehenden Gefahren für die öffentliche Geſund— 
heit abhängig gemacht. Daß eine ſolche Gefahr bei der Vereinzelung, 
ja Seltenheit der Erdbeſtattungen auf dem oder jenem Erbbegräbniſſe 
des alten Friedhofes zu befürchten wäre, iſt bei deſſen günſtiger Lage 
ganz ausgeſchloſſen; aber für eine Beiſetzung von Aſchereſten 
fällt jedes Bedenken weg. Selbſt nach Schließung eines Erbbegräb⸗ 
niſſes, in Folge der Vollbeſetzung aller Plätze, wäre eine Beiſetzung 
von Aſchereſten ganz unbedenklich, auch ſelbſt während der 30 jährigen 
Ruhezeit noch eine Aufſtellung von Aſcheurnen im abgegrenzten Erb— 
begräbniß oder auf den reſervirten Begräbnißplätzen zuzulaſſen, um 
den Zweck dieſer Grabſtätten vollſtändig erreichen zu können. 


84. | 

Bon beſonderer praktiſcher Bedeutung ift die Dauer des 
Benutzungsrechts an Erbbegräbniſſen. Wenn neuere Friedhofsord- 
nungen ſagen, daß die Verleihung auf „eine gewiſſe Zeit“ geſchehe, 
ohne irgendwie dieſe zu begrenzen, ſo ſollte wohl damit nicht geſagt 
werden, daß ein ſolches Recht auf beſtimmte oder vom Verleiher zu 
beſtimmende Jahre hinaus beſtehen ſolle, ſondern daß es nicht in 
unabſehbare Zeit, etwa, wie Sachſe a. a. O. bemerkte, bis zur 
Auferftehung(?) unangreifbar ſei, alſo ins Ungewiſſe hin beſtehe, ſondern 
daß es relativ begrenzt ſei durch feine Eigenthümlichkeit und durch 
die unausbleibliche Ausfüllung des Friedhofs oder vor dieſer durch 
wingende Gründe der allgemeinen Wohlfahrt. Daß doch ein« 
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mal eine Schließung eines Friedhofes eintreten werde und auch die 
Benutzung der Erbbegräbniſſe ein Ende haben müſſe, muß ſich jeder 
daran Berechtigte ſagen, auch der Erwerber, daß nur auf eine „gewiſſe 
Zeit“, mindeſtens ſolange die Benutzung noch möglich und noch ſonſt 
zuläſſig wäre, das Recht erworben werden und beſtehen kann. Zahlen⸗ 
mäßig läßt ſich de lege ferenda die Zeitgrenze oder der Zeitraum 
nicht beſtimmen, ohne dabei der Natur des Einzelrechts zu nahe zu 
treten, da die Friſt meiſt zu eng bemeſſen fein wird. Das Landes⸗— 
geſetz von 1854 hat nur die „Ruhezeit“ von 30 Jahren, als etwa 
einer Generationsdauer entſprechend und genügend zur etwaigen Ver⸗ 
weſung der Leichen, feſtgeſetzt, aber nicht die Zeit, von wann an 
dieſer Zeitraum zu berechnen ſei n). Jedenfalls für jedes Einzelgrab 
in der Reihe von der Beſtattung an, die ja in die Begräbnißbücher 
einzutragen iſt, alſo für den ganzen einzulegenden Platz der Reihe⸗ 
aräber, wenn deſſen Verwendung im Ganzen zu anderen Zwecken 
nach Ablauf der „Ruhezeit“ oder ausnahmsweiſe noch während dieſer 
beabſichtigt wäre, von der letzten Beſtattung auf den letzten Platz 
an, mithin ſobald kein Platz mehr vorhanden wäre, auf den beerdigt 
werden könnte. Da aber die freie Verfügung darüber dem Eigen— 
thümer des ganzen Friedhofs zuſteht, kann er auch vorher die Be— 
erdigungen auf Reihegräbern ſchließen und Erbbegräbnißplätze 
nicht weiter vergeben. Aber er kann und darf nicht bereits ver- 
gebene Erbbegräbniffe, deren Benutzung nicht auf eine von dem 
Verleiher und Erwerber zahlenmäßig begrenzte Zeitdauer verliehen 
war, willkürlich ausſchließen, ſondern iſt durch die Natur des aus 
der käuflichen Ueberlaſſung ſich ergebenden Rechtsverhält⸗ 
niſſes, nach dem Vertrage und der ihm innewohnenden Ab— 
ſicht gebunden, wohlerworbene Rechte zu achten. Das 
behindert ihn rechtlich an einer vorzeitigen und einſeitig be⸗ 
ſchloſſenen Schließung der noch benutzbaren und von Verech— 
tigten noch als ſolche in Anſpruch genommenen und 
zu nehmenden Erbbegräbniffe. 


10) Fr. Teuſcher in ſeinem angeführten Handbuch S. 481 führt, offenbar 
als Gewohnheitsrecht, den Satz an, daß Erbbegräbniſſe und Familiengrüfte, 
wenn ſie über 100 Jahre unbenutzt geblieben, der Kirchenbehörde zur Verfügung 
ſtehen. Sollte aber, wie in neueren Friedhofsordnungen, eine „gewiſſe Zeit“ feſt⸗ 
geſetzt werden, ſo darf ſie auch nicht zu kurz ſein, wie etwa 30 Jahre nach der Er⸗ 
werbung des Erbbegräbniſſes, welchenfalls der Zweck des Erwerbs ſelten er⸗ 
reicht werden kann. Ebenſo ift es, wenn ein Statut von dem Ermeſſen der Ver⸗ 
leiher es abhängig machen ſollte, die „gewiſſe Zeit“ zahlenmäßig auf Jahre zu beſchränken. 


Der Vertrag, welcher das Benutzungsrecht begründet, charakte⸗ 
riſiert ſich als zweiſeitiger auf Leiſtung und Gegenleiſtung und iſt 
ähnlich der deutſchrechtlichen Erbleihe auf unbeſtimmte Zeit, indem 
der Verleiher die Benutzung eines zum Zwecke der Leichenbeſtattung 
dienenden Areals dem Erwerber gegen einen entſprechenden Preis zum 
Erbgang auf deſſen Nachkommen überläßt und bei eintretender 
Beſitznachfolge eine weitere geringere Preiszahlung zu fordern berech- 
tigt iſt, nebſt einer Gebühr für Ueberſchreibung des Benutzungsrechts 
auf die Beſitznachfolger. Die Beſtimmung, daß das Nutzungsrecht 
dem Verleiher anheimfalle, wenn eine Privatperſon als Erbe nicht 
vorhanden ſei und wenn eine Erneuerung der Verleihung innerhalb 
eines Jahres nach dem Tode des Beſitzers von deſſen Erben durch 
Löſung eines Scheines nicht bewirkt worden ſei, und auch wenn ein 
Aufgebotsverfahren vergeblich geweſen, iſt aus der angeführten Be⸗ 
kanntmachung des Oberkonſiſtoriums zu Eiſenach von 1830 in die 
danach veranſtalteten Friedhofsordnungen als Beendigungs- 
bedingung jener „Erbleihe“ übergegangen und bildet die weſentlichſte 
unter den Bedingungen, auf welche in den Erwerbsſcheinen unter 
Anführung des betreffenden Paragraphen der einſchlagenden Fried— 
hofsordnung Bezug genommen wird. Dieſen Bedingungen unter⸗ 
werfen ſich die Erwerber bei dem Vertragsſchluß für ihre Nachkommen, 
auf welche das verliehene Recht vererbbar iſt, aber von ſelbſt an 
ſich nicht uͤbergeht, ſondern erſt durch erforderte Ab- und Zuſchreibung 
formell erworben werden muß, was nichts anderes bedeutet, als daß 
das Recht des erſten Erwerbers den Erben auf eine hier beſtimmte 
Zeit vorbehalten bleibt und nicht entzogen werden darf, falls von 
ihnen die Uebertragungsbedingungen (Löſung eines Erbzuſchreibeſcheines 
gegen den beſtimmten Preis) erfüllt werden. Außerdem iſt das 
Recht nicht widerruflich ſeitens des Verleihers, aber verzichtbar ſeitens 
des Beliehenen. Ihm muß ſowohl die Feſtſtellungsklage auf An- 
erkennung des beſtehenden Rechts, wie auch die Klage auf Vertrags- 
erfüllung im Weigerungsfall zuſtehen, wenn ihm fein Recht im Be— 
ſtande beſtritten oder in der Ausübung geſchmälert wird, gegen einen 
rechtsſtörenden Verleiher, falls er es nicht vorzieht, vorerſt den Ver— 
waltungsweg der Beſchwerdeführung bei den vorgeſetzten Behörden 
(in S.⸗Weimar dem Bezirksdirektor und der Kircheninſpektion und 
in der oberſten Inſtanz bei dem Staatsminiſterium und zwar bei 
dem Departement des Innern bez. dem Departement des Kultus, 
jenachdem die politiſche oder kirchliche Gemeinde Veranlaſſung zur 
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Beſchwerde gegeben hat 11), zu betreten. Hierzu gab der Kirch⸗ 
gemeindevorſtand zu Jena Veranlaſſung durch eine gegen Ende des 
Jahres 1897 in der „Jenaiſchen Zeitung“ wiederholte Bekanntmachung 
kürzeſter Art, daß die Beſtattungen in Erbbegräbniſſen vom Ablauf 
des Jahres 1900 auszuſchließen ſeien — ohne irgend eine Angabe 
des Grundes und Zweckes dieſer plötzlichen Beſchränkung. Vorher 
ſchon (im Jahre 1893) ſoll eine ähnliche Bekanntmachung erſchienen 
geweſen fein, was an der Sache nichts ändert. Eine Anzahl Be- 
theiligter fühlte ſich hiervon nicht bloß in ihrem verbrieften Rechte, 
ſondern mehr noch in ihren berechtigten Gefühlen verletzt, in ihrem 
immateriellen Recht, welches das eigentlich erſt das materielle 
Recht erzeugende, durchdringende und überwiegende iſt. Leider hatte 
ſich eine Mehrzahl durch die, wohl aus unſeres Erachtens unrichtiger 
und unzureichender Belehrung oder Vergewiſſerung über ihre Rechte 
hervorgerufene Vorſtellung, ein Widerſpruch gegen jene Verfügung 
werde erfolglos bleiben, dazu verleiten laſſen, ein ihnen zugebrachtes 
Erklärungsformular zu unterzeichnen, worin der Berechtigte unter vier 
Bedingungen mit dem Heimfall ſeines Erbbegräbniſſes vom Jahre 
1900 ab ſich einverſtanden erklärte, nämlich 1. unter dem Vorbehalt 
der Benutzung der Grabſtätte bis 1900, ſoweit das nach der Fried— 
hofsordnung zuläſſig ſei, 2. unter der Beſtimmung, daß bis 1930 
das Erbbegräbniß in der Pflege des Berechtigten bleiben und nicht 
zu anderen Zwecken benutzt werden dürfe, 3. daß der Berechtigte zur 
Reparatur der angrenzenden Mauer nichts mehr beizutragen haben 
ſolle, und 4. daß ihm für den unbenutzten Theil des Erbbegräbniſſes 
aus der Kirchkaſſe nach Maßgabe des ſeiner Zeit von ihm bezahlten 
Kaufpreiſes die ausgeworfene Summe (welche gleich eingeſtellt wurde) 
zu zahlen ſei. Es war damit der Widerſpruch der ihren Gefühlen 
Zwang anthuenden Berechtigten in einer Anzahl von Fällen beſeitigt 
worden und gegen Empfangnahme der ſogleich dargebotenen Ent— 
ſchädigungsbeträge gegen Quittung der von dem Kirchgemeindevor⸗ 
ſtand erſtrebte Verzicht auf weitere Benutzung der betreffenden Erb⸗ 
begräbniſſe zu Beſtattungen über das Jahr 1900 hinaus ſchriftlich 
erklärt worden. Als dann die Verzichtenden durch Beſprechungen 
mit Rechtskundigen und unter einander über ihre Rechte aufgeklaͤrt 
wurden, erwachte das Bedauern über ihre Verzichtserklärung mit 


11) Nach einem höchſten Beſchluß von 1870 ſollen beide Departements in 
derartigen Angelegenheiten zuſammen berathen und die Beſchlußfaſſung von dem 
Departement des Inneren ausgefertigt werden, was übrigens ſchon vorher zu ge⸗ 
ſchehen pflegte; vergl. die betr. Aklen des Dep. des Innern. 
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dem fortdauernden Bewußtſein, daß ihnen ihr immaterielles Recht 
höher ſtehe, als eine Entſchädigung für Aufgeben der Benutzung in 
Geld, das ohne eine zwingende Nothwendigkeit veranlaßt worden ſei. 
Daher erklärte eine Anzahl ſich bereit, die Entſchädigung lieber zurüd- 
geben zu wollen, wenn fie ihr Benutzungsrecht an dem Erbbegräb- 
niß noch für ſich fortſetzen könnte. Verfaſſer ſah ſich — übrigens 
ſelbſt betheiligt — dadurch und mehr noch durch ſein ſtets befolgtes 
Beſtreben, das Rechtsprinzip gegen Uebergriffe der Ver— 
waltung zu wahren und zu vertheidigen, veranlaßt, den Be— 
ſchwerdeweg zu betreten und die Rechtsfragen, welche hierbei konkur⸗ 
riren, einem genaueren Studium zu unterwerfen. Er hat die Be— 
theiligten auch in einer öffentlichen Erklärung in der Jenaiſchen 
Zeitung hiervon benachrichtigt unter kurzem Hinweis auf ihre Rechte 
und die Ungültigkeit des ſie beſchränkenden Beſchluſſes des Kirch— 
gemeindevorſtandes und auf die Widerruflichkeit irrthümlich abgegebener 
Erklärungen. Die Erwerber von Erbbegräbniſſen haben in der 
ſicheren Erwartung die Begräbnißſtätten erworben und herrichten laſſen, 
daß ihre Ehegatten, Kinder jeglicher Art, Geſchwiſter, kurz mindeſtens 
ihre Familie hier vereint, wie im Leben, auch im Tode ihr ge- 
meinſames Haus, ihre Ruheſtätte auf ewig finden werden, und zwar 
bis auf eine für ſie unabſehbare Zeit — außer etwa ſonſt möglicher 
Begrenzung durch Geſetze ſelbſtverſtändlich. Aber ſie haben ſolche, 
wenn die Verleihung auch auf die Erben lautet, wie ihre Rechts— 
nachfolger nach einer vom Verleiher weiter erlangten Zuſchreibung 
auf vielleicht einige Generationen, auf eine Reihe von Jahr— 
zehnten hin, als Dauerſtätten für die Zukunft von unbe- 
ſtimmter Zeit erworben und ſo auch von dem Verleiher unter den 
geordneten Bedingungen in ſolcher Tragweite verliehen erhalten — 
als erkauftes, aber nur vererbbares Recht. Wie Ruf und 
Ehren in den Geſchlechtern auf die Nachkommen übergehen, ſo auch 
zumal in Städten, wo angeſehene Geſchlechter darauf halten, wird 
ein Andenken des Geſchlechts, mindeſtens der Familie in zwei Gene— 
rationen nicht nur bei den nächſten Nachkommen, ſondern auch in 
der Gemeinde und darüber hinaus bei den Erwerbern und Nach— 
befigern zu erhalten bezweckt. Auf möglichſt lange Erhaltung, 
aber vor allem auf möglichſte Aufnahme wenigſtens aller näch- 
ſten Familienglieder zielt die Erwerbung von Erbbegräbniſſen ev. 
bis zu deren Ausfüllung ab. Darin liegt ein Pietäts- und religiöſes 
Gefühl, das auch in den Landtagsverhandlungen von 1853 als be- 
rechtigtes wiederholt anerkannt worden iſt, und eine Achtung auch 
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feitend der ſonſt an Einlegung der Erbbegräbniſſe intereſſirten Bes 
hörden beanſpruchen darf 15). Wir finden in einem Aktenſtück des 


12) Es iſt gewiß keine unberechtigte Forderung, daß mindeſtens auf die Zeit 
von zwei Generationen (2><30 Jahre) von dem erſten Erwerb eines Erbbegräb⸗ 
niſſes an das auch der Familie des Erwerbers verliehene Recht als fortdauernd 
geachtet werde. Wäre alſo 1870 das letzte Erbbegräbniß verliehen worden und 
darin ſogleich die Beſtattung des Erwerbers erfolgt, ſo wäre ungefähr darauf zu 
rechnen, daß die leeren Plätze bis 1930 belegt oder ſonſt Anſprüche auf die Weiter⸗ 
benutzung des Erbbegräbniſſes nicht erhoben werden dürften, falls nicht vom Ver⸗ 
leiher neuere Ueberſchreibungen ſtattfanden. Dann kann ſich der Benutzungszeitraum 
noch weiter hinausſchieben, auch ſelbſt, wenn der Erwerber auch in jungen Jahren 
ſtand und ſeine Familienglieder ein hohes Alter erreichten. Die im Text dargeſtellte 
Auffaſſung findet ihre Unterſtützung in einem bei Gruchot, Beiträge XIX S. 532 ff. 
mitgetheilten Urtheil des ehemaligen Obertribunals zu Berlin von 1873, 
wo ſehr richtig inbetreff der Ausdehnung des Rechts an Erbbegräbniſſen ausgeführt 
iſt, daß im Mangel beſonderer Anordnungen und ausdrücklicher Beſtimmungen auf 
die Natur der Sache einzugehen ſei, und daraus der Grundſatz zu entneh⸗ 
men ſei, nach welchem das Theilnahmerecht an einem Erbbegräbniß beſtimmt werde, 
wenn man unter einem ſolchen eine vom Erwerber für ſich und eine Reihe ihm nahe⸗ 
ſtehender Perſonen aus einer oder mehreren Generationen erworbene Grabſtätte 
verſtehe. Zunächſtliegend und durchſchlagend erſcheine die Abſicht des Er⸗ 
werbers, eine Vereinigung, welche im Leben beſtanden, auch nach dem Tode fort⸗ 
zuſetzen und Körper derjenigen, welche mit den engſten Banden an einander ge⸗ 
knüpft ſind, auf cine gemeinſame Grabſtätte neben einander beizuſetzen, und die im 
Leben mit einander Verbundenen ſeien es, für welche die in der Grabſtätte beruhende 
Gemeinſchaft hergeſtellt werden ſolle. Das Band der Familie ſei vom, ſittlichen 
Standpunkt aus und in der Regel das engſte, feſteſte und bedeutſamſte im Leben des 
Menſchen und dieſes Band ſtelle ſich als nächſtliegender Beweggrund der Fürſorge dar, 
welche ſich durch Herſtellung eines gemeinſchaftlichen Begräbnißplatzes bethätige. Die 
Abſicht des Erwerbers eines ſolchen könne daher, wenn nicht beſondere Umſtände vor⸗ 
lägen, nur dahin gedeutet werden, ſich und den Mitgliedern ſeiner Fami⸗ 
lie die gemeinſchaftliche Ruheſtätte nach dem Tode zu verſchaffen, und eine weiter ge⸗ 
hende Beſtimmung für andere Perſonen, etwa für Erben, welche nicht zugleich Mitglieder 
ſeiner Familie ſeien, könne nicht angenommen werden. Für die Berechtigung an 
dem für eine Familie beſtimmten Begräbnißplatze ſei daher nur die Mitgliederſchaft 
zu der Familie, nicht eine andere Eigenſchaft, wie z. B. die Erbenqualität, ent⸗ 
ſcheidend. Als zur Familie des Erwerbers gehörig ſeien, abgeſehen von ſeinem 
eigenen Ehegatten, diejenigen Perſonen anzuſehen, welche von ihm abſtammten, alſo 
die, welche man gewöhnlich als „Nachkommen“ bezeichne, und es gehöre z. B. der 
Ehemann der verſtorbenen Tochter des Erwerbers nicht zu deſſen Familie. So 
auch faſſe das preußiſche Allgemeine Landrecht (I, 11, $ 185) die Berechtigung nicht 
weiter gehend auf: „Die Seinigen“ wären nur Mitglieder der Familie des Er- 
werbers. Der Schluß aus dieſer Darlegung auf die Dauer der Beſtattungs⸗ 
berechtigung liegt hiernach nahe genug. Im übrigen giebt die Urtheilsausführung 
die Rechtsanſchauung im Volke von dem immateriellen Inhalt jenes Nutzungs⸗ 
rechts, die ſich ſeit langer Zeit als Gewohnheitsrecht herausgeſtaltet hat, voll⸗ 
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Gemeindevorſtandes zu Weimar betr. die Einlegung des nördlichen 
Theiles des der Stadtgemeinde gehörigen alten Friedhofs zwiſchen 
dem Leichenhaus und der Fürſtengruft, 1893, einen ausführlichen 
Beſchluß des Gemeindevorſtandes vom 13. Januar 1893, welcher 
vom Gemeinderath angenommen und am 1. März vom Großherzogl. 
Direktor des I. Verwaltungsbezirks genehmigt worden iſt, worin dieſer 
ideelle Inhalt des Benutzungsrechts an Erbbegräbniſſen — das 
immaterielle Rechtsgut, wie die neuere Theorie es zu bezeichnen pflegt, 
deutlich gekennzeichnet worden iſt. Es handelte ſich um noch 102 
Erbbegräbnißplätzc, die als benutzbar in Frage kamen, nachdem die 
Reihegräberplätze bereits ſeit 1870 wieder belegt waren. Seit 
1893 waren neue Erbbegräbniſſe nicht mehr vergeben worden, weil 
beabſichtigt war, auch die Rechte an ſolchen allmählich erlöſchen zu 
laſſen. Der Bezirksarzt hatte ſich gutachtlich dahin geäußert, daß an- 
geſichts der nur noch vereinzelt vorkommenden, ſeltenen Beerdigungen, 
auch wenn der alte Friedhof noch mehr von Häuſern umbaut werde, 
eine Gefahr für die Geſundheit nicht zu befürchten ſei 13) und eine 
Beiſetzung ſelbſt in den wenigen überbauten Familiengrüften bei 
einiger Durchlüftung unbedenklich ſein werde. Obiger Beſchluß lau— 
tete dahin, daß voll belegte Erbbegräbniſſe nicht weiter, auch nicht 
nach Ablauf der 30jährigen Ruhezeit, wieder zu benutzen ſeien, daß 
dagegen eine weitere Benutzung nicht ausgefüllter Plätze 
billig ſei; denn Erbbegräbniſſe mit mehreren Begräbnißſtätten ſeien 


kommen wieder, wie ſie aus der Natur der Familie nothwendig folgt, ſolange 
dieſelbe nicht nach ſozialiſtiſcher Methode untergraben wird. Soziologiſch und 
geſchichtlich iſt dieſer Rechtsinhalt gegeben und poſitiv geworden. Eine moderne, 
materialiſtiſche Richtung und der Kampf gegen die Sonderrechte ſtrebt nach Begren⸗ 
zung und Beſeitigung dieſer. Fr. Thudichum, Deutſches Kirchenrecht des 
19. Jahrhunderts, 1877, S. 96 erklärt: Die Einräumung könne auf beſtimmte Zeit 
oder für ewige Zeiten erfolgen, und er führt als Beiſpiel das franzöſiſche Recht 
an, wonach die Zeit auf 30 Jahre, vorbehaltlich der Erneuerung der Ver⸗ 
leihung auf weitere 30 Jahre, zuerſt beſtimmt werde. Im Zweifel gelte die 
Einräumung als für ſolange ertheilt, als erbberechtigte Familienglieder 
vorhanden ſeien. Dazu die Verfügung des preuß. Juſtizminiſters v. 7. Dezbr. 1841 
im Miniſterialbl. für die innere Verwaltung, 1842 S. 13, und Reſkript des Kultus- 
miniſters v. 28. April 1845 im Miniſterialblatt für die innere Verwaltung 1845 
S. 160, worin die Benutzung der Erbbegräbniſſe auch nach Schließung des übrigen 
Friedhofes nach wie vor für zuläſſig erklärt worden iſt. 

13) Dabei mag bemerkt werden, daß der fr. Theil des weimariſchen Fried⸗ 
hofs tiefer gelegen iſt als der ganze alte Friedhof in Jena, der ziemlich ſteil von 
der ſüdlich gelegenen Straße aufſteigt und von allen Seiten von Winden beſtrichen 
wird. 
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deshalb gekauft worden, um die Gebeine der Angehörigen unmittel⸗ 
bar neben einander ruhen zu laſſen; die Beſitzer würden es mit Recht 
ſehr übel empfinden und ſich gekränkt fühlen, wenn man ihnen dieſe 
in jener Rückſicht gekauften Plätze plötzlich entziehen wolle; ein 
ſolches Verbot würde eine entſchiedene Entrüſtung hervorrufen. Das 
war in der That in Jena der Fall infolge der eben erwähnten Be⸗ 
kanntmachungen des Kirchgemeindevorſtandes 1“). 

Aber auch über die Dauer des Benutzungsrechts an Erb- 
begräbniſſen hat der Gemeindevorſtand zu Weimar ſich noch folgen- 
dermaßen geäußert: Wo die Plätze voll ſind, ſei dem Rechte der Be— 
ſizer Genüge geſchehen und eine weitere Beſtattung darauf ſei 
auch nach Ablauf der 30 jährigen Ruhezeit ausgeſchloſſen, weil darauf 
der Friedhof außer Gebrauch geſetzt ſei; die Erben möchten ſich andere 
Plätze kaufen, aber nicht die Gebeine der Vorfahren herausheben 
und durcheinander werfen laſſen; an voll beſetzten Plätzen behielten 
ſie nach wie vor das Eigenthum (? nach dem Landesgeſetz doch nur 
noch die Pflege, falls ſie nicht während der Ruhezeit auch dieſe auf⸗ 
geben und in anderweite Verwendung einwilligen) und dürften ſie 
nach der Friedhofsordnung weiter verwerthen (doch nur zur Pflege), 
aber nach § 5 des Landesgeſetzes und § 7 der F. O. hätten nur noch 
die Behörden über den Friedhof zu befinden. Wo die Plätze voll 
belegt ſeien, entfalle jeder Anſpruch auf eine Entſchädigung, wo aber 
jenes noch nicht der Fall ſei, beſtehe ein Anſpruch auf Zuweiſung 
anderer Plätze nur für diejenigen, welchen die Beſtaltung auf noch 
leeren Plätzen verboten werde. 

Mit dem letzten Satz deutete der Gemeindevorſtand, der doch 


14) Wie verletzend iſt es für nachgelaſſene Kinder der im Erbbegräbniß bei⸗ 
geſetzten Eltern, welche in der Erwartung dereinſtiger gemeinſamer Ruhe 
ein Erbbegräbniß erworben hatten, durch eine Verwaltungsverordnung davon ſich 
ausgeſchloſſen zu ſehen, die keinen anderen als einen Zweckmäßig⸗ oder Nützlichkeits⸗ 
grund haben mag?! oder wenn der Erwerber feine im Erbbegräbniß ruhenden 
Lieben überlebt und ſich von der ewigen Ruhe bei ihnen durch eine behördliche 
Verſagung ausgeſchloſſen ſieht, auch die überlebende Ehefrau von der Beſtattung 
neben dem Ehemann? Hätte der Erwerber ſo etwas ahnen können, ſo würde 
er in vielen Fällen auf den Erwerb einer gemeinſamen Ruheſtätte verzichtet haben 
oder mit einer geringeren Fläche zufrieden geweſen ſein. Hier kommt weit weniger 
dieſe ſogenannte Billigkeit als der Schutz eines in der Seele des Menſchen be⸗ 
rechtigt ruhenden Zuſammengehörigkeitsgefühles, eines ideellen oder immateriellen 
Familienrechts in Frage, eines Naturrechts im beſten Sinne, das ſich von 
Alters her als ein eingelebtes Gewohnheitsrecht darſtellt. Das Verlangen 
auch nach einer Gemeinſchaft im Tode „zu den Vätern verſammelt“ zu werden, 
hatte ſchon im alten Judenreich zur Errichtung von Erbbegräbniſſen geführt. 
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die weitere Benutzung der leeren Plätze, weil der Billigkeit entſprechend, 
als Regel zugeſtanden hatte, eine Ausnahme an, ohne aber einen 
Grund für eine ſolche anzugeben. Ein ſolcher könnte doch nur in 
einer zwingenden Nothwendigkeit, wie etwa, was in den Landtags— 
verhandlungen erwähnt wurde, aus Geſundheitsrückſichten, oder im 
Intereſſe der allgemeinen Wohlfahrt, gefunden werden, wobei es ſich 
immer fragen würde, ob das einzelne Benutzungsrecht einem ſolchen 
Intereſſe als wohlerworbenes zu weichen hätte. Wo deſſen 
Fortbeſtehen und Unangreifbarkeit in Frage kommt, kann dafür nicht 
die bloße Billigkeit, ein ſehr relativer Begriff, als Beurtheilungsmaß⸗ 
ſtab herangezogen werden, ſondern es muß auf die rechtliche Begrün⸗ 
dung eingegangen werden und das iſt der Hauptpunkt, auf welchen 
noch einzugehen iſt. 

Die Beſtimmungen der Jenaiſchen Friedhofsordnung vom 
16. Nov. 1857 und 5. März 1874, unter deren dauernder Herrſchaft die 
meiſten jetzt in Frage kommenden Erbbegräbniſſe erworben worden ſind, 
haben für die Entſcheidung der Streitfrage über die perſönliche 
Ausdehnung und die Dauer der Berechtigungen an Erbbegräbniſſen 
eine beſondere Bedeutung, die auch ein allgemeines Intereſſe in An⸗ 
ſpruch nehmen dürfte. Aus den, wie in den älteren Friedhofsord— 
nungen, in $ 14 a) bis o) aufgeſtellten Bedingungen der Ueber— 
laſſung von Erbbegräbniſſen ſeitens des Kirchgemeindevorſtandes „auf 
Verlangen“ iſt beſonders Folgendes hervorzuheben: 

Unter h) iſt jedem Beſitzer eines Erbbegräbniſſes geſtattet — ohne 
jede behördliche Konkurrenz — auch andere Perſonen außer den 
zu ſeiner Familie gehörigen dort begraben zu laſſen; hier iſt 
eine Ausnahme von der Regel gegeben, wonach das Erbbegräbniß, 
wie die Erwerbſcheine lauten, für den Erwerber und feine 
Familie zur dereinſtigen Beiſetzung beſtimmt ſein ſoll. Danach iſt 
dem Beſitzer die Möglichkeit geſchaffen, ihm ſonſt nahe ſtehende 
Perſonen, die nicht zu ſeiner engeren Familie gehören, Großeltern, 
Eltern, Geſchwiſter, Verſchwägerte, Enkel, nach ihrem Ableben in das 
Erbbegräbniß aufnehmen zu laſſen, wodurch ſich ein ſolches um ſo 
eher füllen wird, jemehr von dieſer Befugniß Gebrauch gemacht wird, 
was ja im Intereſſe eines baldigen Schluſſes eines Erbbegräbniſſes 
und feiner Verleiher gelegen if. Daß zur „Familie“ mindeſtens 
Ehegatten und Kinder gehören, iſt im § 9 jener Friedhofsordnung 
zum Ausdruck gebracht bei der ausnahmsweiſe dem Kirchgemeinde— 
vorſtand eingeräumten Befugniß, „auf Anſuchen der Betheiligten für 
Ehegatten (und Kinder)“ die Erlaubniß zum Vorbehalt eines 

Blätter für Rechtspflege XLV. N. F. XXV. 20 
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Raumes zu höchſtens 2 Gräbern neben dem einen Reihegrab zu er— 
theilen; hierbei iſt der Zweck eines Erbbegräbniſſes in beſchränkter 
Weiſe auf eine Familie im knappſten Umfange (Ehegatte und Kinder) 
auch im Bereich der Reihegräber vorgeſehen, unter den dort weiter 
angeführten Bedingungen. 

Unter i) iſt die Veräußerung eines Erbbegräbniſſes unter Lebenden 
unterſagt, dagegen die Vererbung „bloß in der geraden männ— 
lichen Defcenden; und auf unverheirathete Töchter 
mit Ausſchluß etwaiger unehelicher Deſcendenz“ geſtattet und es darf 
der, welcher einen Antheil an einem gemeinſchaftlichen Begräbnißplatze 
hat, denſelben der Kirche gegenüber unter denſelben Bedingungen, 
unter denen er ſelbſt ihn inne hat, einem Mittheilhaber überlaſſen. 
Letzteres hat ſich innerhalb der in der Ueberlaſſungs⸗ bezw. Erb⸗ 
zuſchreibungsurkunde geſetzten Grenzen zu halten; alſo die Berechtigung 
iſt nur auf den Mittheilhaber und deſſen Familie zu erſtrecken. 

Streiten läßt ſich über die Ausdehnung der Vererbbarkeit, ob für 
die „gerade männliche Deſcendenz“ eine Erweiterung über die Söhne 
des Erwerbers hinaus zuläſſig iſt. Das will nicht ſcheinen und man 
möchte annehmen, es ſei beabſichtigt geweſen, die Beſchränkung auf 
die „unmittelbare“ Nachkommenſchaft gelten zu laſſen, und daß 
dafür „gerade“ gebraucht worden ſei, um ſo mehr, als auch nur 
Töchter des Erwerbers, die als unverheirathete (wohl auch ver— 
wittwete oder ehelich getrennte und inſoweit vielfach in die „Familie“ 
zurückgekehrte) der engeren Familie noch oder wieder angehören, als 
zur Erbfolge in die Rechte des Erwerbers neben den Söhnen, die 
doch außer dem Ehegatten mit jenen allein die „Familie“ bilden, be⸗ 
rufen aufgeführt werden. Durch Verheirathung ſcheiden Töchter aus 
der elterlichen Familie aus und bilden mit den Ehegatten eine 
neue ſelbſtändige Familie. Jede Erweiterung dürfte aber 
durch den Rechtsſatz ausgeſchloſſen werden, daß bei einer beabſichtigten 
Begrenzung eines Rechts, zumal eines Sonderrechts, auch ftreng 
an dem Wortlaut der fr. Beſtimmung feſtzuhalten ſei, ſo daß die 
gerade männliche Deſcendenz nicht die über einen Grad hinaus— 
gehende fein wird, höchſtens auf den Enkel des erſten Erwerbers 
nach Ueberſchreibung des Erbbegräbniſſes auf einen Sohn zu er— 
ſtrecken wäre, wenn ein ſolcher Repräſentant des vorverſtorbenen 
Sohnes als nächſtberechtigten Deſcendenten geworden wäre 15). Außer- 


15) Für eine Erweiterung kann auch nicht die Formulirung unter k) des 
§ 14 geltend gemacht werden: „Die Gläubiger eines Beſitzers haben kein Recht an dem 
Begräbnißplatze und, ſelbſt wenn der Beſitzer in Konkurs gerathen iſt, geht der 
Platz gleichwohl nach feinem Tode auf die oben unter c) gedachten Erben und 
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dem könnte nach dem bekannten Schlußſatze, daß mehr Rechte, als 
Einer hat, nicht von ihm auf einen Rechtsnachfolger übergehen können, 
auch nicht die nuf die Perſon und die Familienglieder des Er⸗ 
werbers beſchränkte Befugniß auf Nachfolger der letzteren übergehen, 
da das andere Perſonen, außerhalb der Familie des Erwerbers, 
find, ein rein auf die Perſon geſtelltes Recht aber nicht auf eine 
andere übertragbar iſt. Sonach endigt in der Regel mit den Söhnen 
und unverheiratheten Töchtern des Erwerbers bezw. des Mittheil— 
habers das Recht der Vererbung der Benutzung eines Erbbegräb— 
niſſes, und der „letzte berechtigte Inhaber“ wäre nur unter dieſen, 
ausnahmsweiſe in einem mit den Söhnen konkurrirenden vorver- 
ſtorbenen Bruderſohne (Enkel des Erwerbers) zu ſuchen. 

Der Schlußſatz des Abſatzes i) im § 14 iſt durchſchlagend' für 
die Dauer der Nutzungsberechtigung an Erbbegräbniſſen auf dem 
alten Friedhof zu Jena: „Dreißig Jahre nach Abſterben der letzten 
berechtigten Inhaber fallen die Erbbegräbniſſe der Kirche zur 
freien Verfügung wieder anheim.“ Damit iſt jeder Verwaltungs— 
behörde ein relativ beſtimmter Zeitpunkt feſtgelegt, vor deſſen Eintritt 
jedes Eingreifen in das beſtehende Rechtsverhältniß 
widerrechtlich wäre. Das iſt außer der Ausfüllung aller Plätze 
im Erbbegräbniß der einzige naturgemäße Grund der Erlöſchung und 
iſt zum Rechtsgrund erhoben in aller Konſequenz der Erſtreckung der 
Rechtsverleihung auf die „Familie“. 

Unter den „Gemeinſchaftlichen Beſtimmungen“ der erwähnten 
Friedhofsordnungen ſteht im § 16 oben an, daß vor Ablauf von 
30 Jahren Gräber zu anderweitem Gebrauche nicht eröffnet werden 
dürfen; und ſonſt iſt in dieſem Paragraph in Bezug auf die Erb— 
begräbniſſe auf die Beſtimmungen des Landesgeſetzes vom 10. Januar 
1854 über die Anlegung von Friedhöfen verwieſen. 

Nimmt man dieſe mit jenen Satzungen der Ortsſtatute für den 
alten Friedhof Jenas und § Al der B. O. v. 1889 zufammen, fo 
liegt hier die poſitive Rechtsſchranke vor, an der die Verwaltung 
Halt machen mußte. Das iſt in der von dem Verf. erhobenen 
Beſchwerde nebſt Nachträgen, ſowie in einer von betheiligten Bürgern 
Jenas an das Staatsminiſterium zu Weimar gerichteten Vorſtellung 
ausgeführt worden als wohl begründet — „von Rechtswegen“. 


Nachfolger desſelben über.“ Alſo nicht Nachfolger der Erben, ſondern des Be⸗ 
ſitzers ſind hier erwähnt, welches eben nur außer den Erben Mittheilhaber an 
einem Erbbegräbniß fein können, denen in Gemäßheit des Schlußſatzes i) ein An⸗ 
theil an einem gemeinſchaftlichen Erbbegräbniſſe überlaſſen werden kann. 

20% 
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Der Kirchgemeindevorſtand zu Jena hat unter dem 22. Februar 
1898 in der „Jenaiſchen Zeitung“ eine Bekanntmachung erlaſſen, er 
ſei einſtimmig der Anſicht, daß die in den Eingaben des Verf. an 
die Kircheninſpektion darzulegen verſuchten Rechtsanſchauungen unbe- 
gründet ſeien und er in eingehender Weiſe motivirt dieſe Anſicht der 
gedachten Oberbehörde vorgetragen habe, deren Entſcheidung bekannt 
gemacht werden ſolle, ſobald ſie vorliege. Dieſe Bekanntmachung 
des Kirchgemeindevorſtandes war damit eingeleitet worden, daß der 
Verf. durch ſeine oben gedachte „Erklärung“ in der Jenaiſchen Zeitung 
in einem Theil der Gemeinde darüber eine Beunruhigung hervor— 
gerufen habe, ob der Beſchluß des Kirchgemeindevorſtandes, daß der 
alte Friedhof auch für Erbbegräbniſſe mit dem 31. Dezember 1900 
geſchloſſen werden ſolle, zu Recht beſtehe. Die Beunruhigung über 
das Vorgehen dieſer Behörde gegen die Erbbegräbniſſe war jedoch 
ſchon Monate vor der „Erklärung“ des Verf. durch die Werbung 
um die Verzichtserklärungen hervorgerufen, was einigen Beauftragten 
zu deren Sammlung durch Gegenvorſtellungen der Betheiligten oft 
genug klar gemacht worden iſt. Die hervorgerufenen Rechtszweifel 
und Beunruhigung der Gemüther zu beſch wichtigen, war Zweck 
der Ankündigung der Beſchwerdeerhebung ſeitens des Verf. in ſeiner 
„Erklärung“ und dieſer iſt auch meiſtentheils erreicht worden, indem die 
Betheiligten nur ſich in ihrem Rechtsbewußtſein geſtärkt und vertreten 
ſahen, in der Erwartung, dadurch eine höhere Entſcheidung zu erlangen. 

In welcher Weiſe der Kirchgemeindevorſtand die Rechtsdar— 
legungen des Verf. widerlegt und die ſeinigen motivirt hat, iſt dem 
Verf. nicht mitgetheilt worden. 

Die Ausführungen des juriſtiſchen Beirathes im Kirchgemeinde— 
vorſtand zu Jena für die Zuläſſigkeit der geplanten Schließung der 
Erbbegräbniſſe des alten Friedhofes mit dem Ablauf des Jahres 1900 
ſind dem Verf. ſo wenig bekannt geworden, wie die Stellung der 
Großherzogl. Sächſ. Kircheninſpektion zu der Streitfrage hierüber. Verf. 
hatte in ſeiner Vorſtellung gleich eventuell die Entſcheidung des 
Staatsminiſteriums angerufen, bei dem auch eine Anzahl Betheiligter 
eine vom Verf. in deren Auftrag abgefaßte Immediateingabe ein⸗ 
gereicht hat. Von der Kircheninſpektion erhielt Verf. in Abſchrift 
eine Entſcheidung des Miniſterialdepartements des Kultus vom 21. Juli 
1898 mitgetheilt, welche lautet: „Ueber die Frage, ob die Weiter⸗ 
benutzung der auf dem alten Friedhofe zu Jena befindlichen Erb- 
begräbnißplätze, ſoweit fie noch nicht völlig belegt find, geſundheits⸗ 
gefährlich erſcheine, iſt von der Großherzogl. Medizinal⸗Kommiſſion 
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ein Gutachten vom 25. v. M. erſtattet worden. Auf Grund dieſes 
Gutachtens, dem auch das Miniſterialdepartement des Inneren bei⸗ 
tritt, iſt die Anordnung des Kirchgemeindevorſtandes in Jena, wo— 
nach die Erbbegräbniſſe mit Schluß des Jahres 1900 geſchloſſen 
werden ſollen, zurückzuziehen und die weitere Benutzung der noch un» 
belegten Plätze ſo lange und in der Weiſe zuzulaſſen, wie die Vor⸗ 
ſchriften der Friedhofsordnung von 1857 § 14 Buchſt. i Abſ. 2 und 
der § 41 der Begräbnißordnung vom 28. Februar 1889 ſolches ge⸗ 
ordnet und nachgelaſſen haben. 

Die Großherzogl. Kircheninſpektion hat hiernach das Weitere an 
den Kirchgemeindevorſtand zu verfügen und ihm anheimzuſtellen, ſich 
für den Fall, daß er gleichwohl die Nichtbelegung der noch freien 
Plätze wünſcht, zunächſt mit den Beſitzern zu verſtändigen. Bei den 
mit der Mehrzahl der Betheiligten bereits abgeſchloſſenen Vergleichen 
wird es, vorbehältlich etwaiger weiterer Verhandlungen der Betheiligten 
mit dem Kirchgemeindevorſtande, zu bewenden haben.“ 

Es ergiebt ſich hieraus, daß von der entſcheidenden Höchſt— 
behörde nur eine etwaige Geſundheitsgefährlichkeit der Weiterbenutzung 
der Erbbegräbniſſe als Grund ihrer vorzeitigen Schließung (in Ein⸗ 
klang mit den Landtagsverhandlungen über das Landesgeſetz von 
1854 a. a. O.) anerkannt worden iſt — ein Grund, der nach 8 41 
der citirten Begräbnißordnung ja bisher ſchon längſt hätte geltend 
gemacht werden müſſen, wenn er thatſächlich beſtand. Einen anderen 
Grund einer Zwangsſchließung kennt das Landesgeſetz nicht und nach 
Ausſchließung ſeines Vorhandenſeins blieb nichts anderes übrig, als 
die Vorſchriften der Ortsſtatute zur Geltung kommen zu laſſen, 
nämlich der Friedhofsordnung von 1857 8 14, mit der übrigens 
wörtlich in 88 14 und 16 die von 1874 übereinſtimmt, dazu die 
der Begräbnißordnung vom 28. Februar 1889 § 41, worin die 
Fortbenutzung bis zur vollſtändigen Belegung aufdie 
noch unbenutzten Theile der Erbbegräbniſſe in der 
Weiſe beſchränkt iſt, daß nach Erfüllung des Raumes 
die Schließung der Plätze als Begräbnißſtätte zu er- 
folgen hat, ein Uebereinanderſetzen aber unbedingt verboten bleibt. 
Bei entſtehenden Gefahren für die öffentliche Geſundheit ſoll eine 
frühere Schließung dieſer ausnahmsweiſe weiter zu benutzenden 
älteren Begräbnißſtätten der Geſundheits-Polizeibehörde überlaſſen 
bleiben. Dieſe Beſtimmung iſt für den alten proteſtantiſchen und 
katholiſchen Friedhof getroffen. (Schluß folgt.) 
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Das Statut der Stadt Jena vom 22. Juni 1881, 
die Einführung des Stadtbauplanes betreffend, und die dagegen 
erhobenen rechtlichen Bedenken. 
Von Herrn Oberlandesgerichtsrath Börngen in Jena. 


Das Statut der Stadt Jena, die Einführung des Stadtbau« 
planes u. ſ. w. betr., vom 22. Juni 1881, führt, wie ſchon ſein Titel 
ſagt, für die Stadt Jena einen Bauplan ein. 

Nach § 1 des Statuts dürfen vom Tage der Veröffentlichung 
des Statuts an auf dem im Stadtbauplane zu Straßen, Wegen, 
Vorgärten und freien Plätzen beſtimmten Grund und Boden neue 
Gebäude nicht ferner errichtet und müſſen darauf befindliche Gebäude 
auf Verlangen des Gemeinderaths abgetragen werden. 

Der § 4 ſagt: 

„Der Gemeinderath hat den Zeitpunkt zu beſtimmen, von welchem 
ab eine im Stadtbauplan vorgeſehene Straße hergeſtellt, fortgeſetzt 
oder regulirt werden ſoll. 

Iſt dieſer Zeitpunkt eingetreten, fo find die betreffenden Grund: 
ſtücksbeſitzer verpflichtet, der Stadtgemeinde den zu den Straßen, Geh» 
wegen und freien Plätzen nach Maßgabe des Stadtbauplanes er⸗ 
forderlichen Grund und Boden zu übereignen. .. .. 9 

Es folgt der § 5: 

„Wird der Eigenthümer in Folge der Beſtimmungen in den 
88 1 u. 4 dieſes Statuts genöthigt, der Stadtgemeinde fein Grund— 
ſtück ganz oder theilweiſe abzutreten, oder ſich den Abbruch ſeines 
Gebäudes gefallen zu laſſen, ſo hat ihm letztere den Werth des Ge— 
bäudes und, vorbehältlich des Erſtattungsanſpruchs in den Fällen 
des § 16 dieſes Statuts, auch den Werth des abzutretenden Grundes 
und Bodens zu erſetzen. 

Wenn zwiſchen der Gemeinde und dem Eigenthümer eine güt⸗ 
liche Vereinigung über die Entſchädigung des abzutretenden Areals 
nicht zu Stande kommt, fo greift das Zwangsenteignungs verfahren 
nach Analogie der Vorſchriſten in 88 67—72 des Geſetzes vom 
16. Februar 1854 [über den 5 . on Gewäſſer und 
über die Benutzung derfelben] Platz. 
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Während alſo der Werth der Gebäude ohne Einſchränkung er— 
ſetzt wird, iſt bei dem Anſpruch auf Erſatz des Werthes von Grund 
und Boden ein Erſtattungsanſpruch vorbehalten. 

Ueber dieſen Erſtattungsanſpruch enthält das Nähere der § 16 
des Statuts. 

Abſ. 1 dieſes Paragraphen lautet: 

„Wird zur Herſtellung neuer oder zur Verlängerung ſchon be— 
ſtehender öffentlicher Straßen (einſchließlich der Fußwege) die Er— 
werbung von Grund und Boden erforderlich, ſo haben die Eigen— 
thümer der auf beiden Seiten anliegenden Grundſtücke der Stadt- 
gemeinde und zwar ein jeder die Hälfte der Grunderwerbskoſten für 
die ganze Straßenbreite .. .. nach Verhältniß der Straßenfrontlänge 
ihrer Grundſtücke zu erſtatten.“ 

Abſ. 2 regelt die Erſtattungspflicht von Anliegern an freien 
Plätzen und an Straßen, die nur auf der einen Seite zu bebauen ſind. 

Abſ. 3 handelt von den Beſitzern von Eckgrundſtücken. 

Abſ. 4 endlich ſagt: 

„Den auf die nicht bebauten Grundſtücke fallenden Antheil an 
den Koſten hat die Stadtgemeinde einſtweilen und zwar zinsfrei bis 
zur Bebauung des betreffenden Grundſtücks an den betreffenden 
Grundſtücksbeſitzer vorzuſchießen. Der Gemeinderath kann ausnahms⸗ 
weiſe zur Vermeidung beſonderer Härten oder aus allgemeinen 
ſtädtiſchen Intereſſen einen Theil der Koſten auf die Kämmereikaſſe 
übernehmen.“ 

Mit dem § 16 find die dem Anlieger auferlegten Laſten noch 
nicht erſchöpft. 

§ 18 beſtimmt in Abſ. 1: 

„Die Koſten der Herſtellung des Straßenkörpers (einſchließlich 
der Futtermauern) und der erſtmaligen Pflaſterung oder Chauſſirung 
ſind der Stadtgemeinde von den Eigenthümern der anliegenden be— 
bauten Grundſtücke nach Maßgabe der für die Erſtattung der Grund— 
erwerbskoſten in § 16 gegebenen Vorſchriften zu erſetzen.“ 

Nach Abſ. 2 wird ein zur Chauſſirung geleiſteter Beitrag auf die 
für die erſte Pflaſterung zu erſtattenden Koſten in Abrechnung gebracht. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen des § 18 finden nach Abſ. 3 
des Paragraphen auf zur Zeit ſchon beſtehende öffentliche Straßen keine 
Anwendung. 

— Die anderen Vorſchriften des Statuts, die §8 13, 20 ꝛc., können 
hier bei Seite gelaſſen werden. — 

Mit einem Erſtattungsanſpruche nach § 16 ꝛc. des Statuts 
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hatte ſich das Oberlandesgericht zu Jena im Jahre 1896 zu bes 
ſchäftigen. Die Stadtgemeinde zu Jena forderte auf Grund der 
Verlängerung der Lutherſtraße in Jena nach der Engelbrücke hin von 
einem Straßenanlieger die Zahlung von 377 M. 79 Pf. nebſt 
Prozeßzinſen. Das Landgericht zu Weimar hatte die Klage aus 
Gründen, die hier nicht intereſſiren, abgewieſen und die Klägerin mit 
den Koſten des Rechtsſtreites belaſtet. Auf die Berufung der Klägerin 
erklärte der zweite Civilſenat des Oberlandesgerichts durch Urtheil vom 
20. Mai 1896 (II U 13/96) den Rechtsweg für unzuläſſig und wies 
deshalb die Berufung der Klägerin gegen das klagabweiſende Urtheil 
unter ihrer Verurtheilung zu den Koſten des Rechtsmittels zurück. In 
den Entſcheidungsgründen ward ausgeführt, die Beitreibung der 377 M. 
79 Pf. mit Anhang könne nur im Wege der Verwaltungszwangs— 
vollſtreckung erfolgen, denn die Klägerin ſei zur Forderung dieſes Geld— 
betrages nach öffentlichem Recht auf Grund der ihr vom Staate über⸗ 
tragenen Finanzhoheit berechtigt, die weimariſche Geſetzgebung ſtelle es 
aber bei ſolchen Forderungen nicht in das Belieben des Forderungs— 
berechtigten, ob er zum Zwecke der Beiziehung ſeiner Forderung das 
Gericht anrufen oder den Weg der Verwaltungszwangsvollſtreckung ein⸗ 
ſchlagen wolle, ſondern verwehre ihm, und zwar auch im Intereſſe 
des Schuldners, im Rechtsweg die Forderung beizuziehen. 

Im Jahre 1897 erſchien eine Schrift des Profeſſors Dr. Kniep 
in Jena „Rechtliche Bedenken betr. das auf die Einführung des Bau⸗ 
planes bezügliche Statut der Stadt Jena. Ein Beitrag zum Ex⸗ 
propriationsrecht“ (Jena und Leipzig, Verlag von Otto Raßmann). 

In dieſer Schrift wird zunächſt der Nachweis verſucht, daß 
für das Statut vom 22. Juni 1881 die Expropriationsbefugniß 
der Gemeinde Jena nicht in rechtsgültiger Weiſe verliehen worden 
ſei. Dann wendet ſich der Verfaſſer gegen den Erſtattungsanſpruch 
ſpeziell. Dieſer wird auch für den Fall, daß die Ertheilung der Ex⸗ 
propriationbefugniß in Ordnung ſei, für ungültig erklärt. Es werden 
alſo gegen den Erſtattungsanſpruch nicht etwa nur rechtliche „Bedenken“ 
geäußert, es wird über ihn der Stab gebrochen. Kniep ſagt: Ver⸗ 
möge dieſes Anſpruchs nehme die Gemeinde ihren eigenen Ange- 
hörigen mit der größten Unverfrorenheit Grund und Boden ohne 
Entſchädigung fort, dazu habe ſie gar kein Recht; wenn ſie nicht 
offen ausſpreche, daß ſie Land ohne Entſchädigung ſich aneignen 
wolle, ſondern ihrem Gethue den Deckmantel der Expropriation um⸗ 
hänge, ſo ſei der Eindruck nur um ſo widerwärtiger (S. 30). Der 
§ 16 mit feinem Erſtattungsanſpruch iſt nach Kniep weiter nichts 
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als überflüſſig angewendete Druckerſchwärze (S. 31), der Anſpruch 
wird als eine Lächerlichkeit vom rechtlichen Standpunkte aus be— 
zeichnet (S. 51) und ſo fort. — 

Wäre die Knie p' ſche Anſicht richtig, fo würde nicht nur ein 
ſchwerer Vorwurf allen denen zu machen ſein, die das Ortsſtatut 
geſchaffen haben — Kniep hält mit ſeinem Tadel auch gar nicht 
zurück —, es müßte auch als bedauerlich bezeichnet werden, daß der 
Gerichtshof, der in den Fragen des thüringiſchen Partikularrechtes 
das letzte Wort zu ſprechen hat, einen ſolchen Anſpruch als im öffent⸗ 
lichen Rechte begründet anſehen konnte. 

Erſt nach dem Erſcheinen der Kniep' ſchen Schrift wurde das 
Urtheil des Oberlandesgerichts vom 20. Mai 1896 in den Blättern 
für Rechtspflege in Thüringen und Anhalt Bd. 44 (1897) S. 242 ff. 
veröffentlicht. 

Dieſe Publikation war für Kniep, der bei Abfaſſung ſeiner 
„Rechtlichen Bedenken“ das oberlandesgerichtliche Urtheil nicht ge— 
kannt hatte, die Veranlaſſung, im Jahre 1898 ſeiner Schrift einen 
„Nachtrag zu der Schrift Rechtliche Bedenken“ folgen zu laſſen. 

Kniep prüft in dem „Nachtrage“ den Erſtattungsanſpruch 
von den Geſichtspunkten aus, die die oberlandesgerichtliche Ent— 
ſcheidung eröffnet. Er hält an ſeiner Anſicht feſt und polemiſirt nach 
wie vor mit großer Lebhaftigkeit gegen das Ortsſtatut. Dieſes iſt 
ihm „eine geradezu widerwärtige Erſcheinung. Hier arbeitet man, 
um für Beamtenwillkür Raum zu ſchaffen, nicht mehr mit ehrlichen 
Mitteln, ſondern hat zur Rechtsverdunkelung und Geſetzesumgehung 
ſeine Zuflucht genommen. So etwas laſſen die höchſten Beamten 
im Staate unbeanſtandet geſchehen. In dieſer Beziehung iſt Umkehr 
dringend geboten, wollen wir nicht entgegentreiben einem Zuſtande 
heilloſer Rechtsunſicherheit.“ (Nachtrag S. 52.) 

Die Frage: Iſt das vernichtende Urtheil Kniep's über das 
Ortsſtatut und namentlich über den § 16 desſelben berechtigt, oder 
iſt der Erſtattungsanſpruch mit dem Oberlandesgerichte als im Rechte 
begründet anzuſehen? iſt von nicht unerheblicher Bedeutung. Zu⸗ 
nächſt für die Stadt Jena. Kniep meint, man brauche ſich die 
Expropriation nicht gefallen zu laſſen und fordert die Anlieger an 
neuen Straßen geradezu auf, jedenfalls ſich dem Erſtattungsanſpruch 
gegenüber ablehnend zu verhalten und im Zahlungsfalle den gezahlten 
Betrag vor dem Civilrichter zurückzuverlangen (Bedenken S. 51 f.). 
Aber die Frage hat praktiſches Intereſſe weit über das Weichbild 
der Stadt Jena hinaus. Es iſt bei ihrer Entſcheidung Stellung 
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zu nehmen zu wichtigen Fragen des weimariſchen Staats- und 
Verwaltungsrechtes. Dann handelt es ſich aber vornehmlich darum, 
ob der Erftattungdanfpruch überhaupt gegen den Begriff der Ent- 
eignung (Expropriation) verſtoße. Kniep nennt ſeine Broſchüre 
ſelbſt einen Beitrag zum Expropriationsrecht. Er ſagt: 

Weſentlich für die Expropriation ſei nicht nur, daß der entſchädigt 
werde, dem Eigenthum weggenommen wird, nicht minder weſentlich 
ſei, daß die Entſchädigung von dem zu zahlen ſei, alſo die Ent⸗ 
ſchädigungslaſt auf den Schultern desjenigen ruhe und ruhen bleibe, 
der das Eigenthum wegnimmt. (Bedenken S. 28). Gegen das 
letzte Begriffsmerkmal der Expropriation verſtoße die Gemeinde, wenn 
ſie die Entſchädigungslaſt von ſich auf einzelne Gemeindeglieder 
abwälze. Durch den Erſtattungsanſpruch werde aber auch das 
erſte Thatbeſtandsmoment der Enteignung alterirt, durch ihn werde 
die Enteignung, d. i. die Landwegnahme gegen volle Entſchädigung, 
zu etwas, was nicht mehr Enteignung ſei. § 4 des weimariſchen 
Geſetzes betr. die polizeiliche Beaufſichtigung der Bauten vom 
11. Mai 1869 geſtatte zwangsweiſe Entziehung von Eigenthum 
zur Herſtellung von Ortsſtraßen nur im Wege der Expropriation, 
auf Grund dieſes § 4 ſei der Gemeinde Jena das Expropriations- 
recht in dem durch das Statut begrenzten Umfange verliehen worden, — 
in Uebereinſtimmung hiermit rede § 5 des Statuts von Zwangs— 
enteignungsverfahren und ſtatuire die Verpflichtung der Gemeinde 
zum Erſatze des Werthes des abzutretenden Grundes und Bodens. 
Der § 16 des Statuts fei demnach nicht nur ungültig, weil er gegen 
das Landesgeſetz (S 4 des G. vom 11. Mai 1869) verſtoße, das 
Ortsſtatut mache ſich auch einer Unehrlichkeit (Geſetzesumgehung, 
Rechtsverdunkelung) ſchuldig, wenn es den Ortsinſaſſen Land weg— 
nehme und dabei die Entſchädigungspflicht der Gemeinde anerkenne, 
dem Entſchädigungsberechtigten gleichzeitig aber die Verpflichtung auf- 
erlege, unter Umſtänden genau dieſelbe Summe der Gemeinde zu 
erſtatten. „Iſt das noch Expropria tion?“ fragt Kniep (Bedenken 
S. 26). Aber auch ein Erſtattungsanſpruch, der die Höhe der Ent⸗ 
ſchädigungsſumme nicht erreicht, iſt nach Kniep unzuläſſig: „Alle 
Kunſtgriffe, welche darauf hinauslaufen, dieſe Entſchädigung zu 
ſchmälern, beſtehen nicht vor dem Rechte“ (Bedenken S. 27). 

Der Leſer der Knie p' ſchen „Rechtlichen Bedenken“ wird leicht 
zu der Meinung gelangen, ein „fo unehrlicher und lächerlicher Kunſt⸗ 
griff“ — von Expropriation zu reden und zugleich die Entſchädigung 
durch einen Erſtattungsanſpruch dem Expropriaten ganz oder theilweiſe 
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zu entziehen — ſei nur in dem Ortsſtatut für Jena zu finden. Er 
würde ſich dann irren. Das Oberlandesgericht hat in ſeiner Ent— 
ſcheidung — a. a. O. S. 245 — auf das preußiſche Geſetz betr. die 
Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und 
ländlichen Ortſchaften vom 2. Juli 1875 und auf einige Ortsſtatuten 
hingewieſen, wo ebenfalls dem Entſchädigungsanſpruch des Expro⸗ 
priaten eine Erſtattungspflicht der Straßenanlieger gegenüberſteht. 

Solche Vorſchriften exiſtiren auch in Württemberg und Baden. 
Vergl. Friedrichs, Das preußiſche Geſetz vom 2. Juli 1875, 
3. Aufl. (Berlin, Guttentag, 1894) S. 134. 

Das preußiſche Geſetz vom 2. Juli 1875 ſagt in 8 13: 

„Die Entſchädigung wird in allen Fällen wegen der zu Straßen 
und Plätzen beſtimmten Grundfläche für Entziehung des Grundeigen— 
thums gewährt“ 

und verweiſt wegen Feſtſtellung der nach § 13 zu gewährenden 
Entſchädigung im § 14 auf das Geſetz über Enteignung von Grund— 
eigenthum vom 11. Juni 1874. 

Der § 14 ſchließt mit dem Satze: 

„Die Entſchädigungen find .... von der Gemeinde aufzu⸗ 
bringen, innerhalb deren Bezirk das betreffende Grundſtück belegen iſt.“ 

Der § 15 fährt fort: 

„Durch Ortsſtatut kann feſtgeſetzt werden, daß bei der Anlegung 
einer neuen oder bei der Verlängerung einer ſchon beſtehenden Straße, 
wenn ſolche zur Bebauung beſtimmt iſt, ſowie bei dem Anbau an 
ſchon vorhandenen bisher unbebauten Straßen und Straßentheilen 
von dem Unternehmer der neuen Anlagen oder von den angrenzenden 
Eigenthümern — von letzteren, ſobald ſie Gebäude an der neuen 
Straße errichten — die Freilegung, erſte Einrichtung, Entwäſſerung 
und Beleuchtungsvorrichtung der Straße in der dem Bedürfniſſe ent⸗ 
ſprechenden Weiſe beſchafft, ſowie deren zeitweiſe, höchſtens jedoch 
fünfjährige Unterhaltung, bezw. ein verhältnißmäßiger Beitrag oder . 
der Erſatz der zu allen dieſen Maßnahmen erforderlichen Koſten ge— 
leiſtet werde. 4 

Von Geſetzen aus der neueſten Zeit ift das altenburgiſche betr. 
die Anlegung, Veränderung und Bebauung von Straßen und Plätzen 
vom 25. November 1897 zu nennen, das in den §§ 10 u. 11 die 
zwangsweiſe Entziehung von Grundeigenthum zur Herſtellung von 
Straßen und Plätzen nur gegen Entſchädigung geſtattet, und als ent— 
ſchädigungspflichtig die Gemeinde bezeichnet, in deren Bezirk das 
Grundſtück gelegen iſt, um dann in § 12 zu beſtimmen: 
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„Die Beitragspflicht der betheiligten Eigenthümer zu den Koften 
der Anlegung und des erſten Ausbaues von Straßen, Straßentheilen 
und Plätzen wird durch Ortsſtatut nach beſtimmten allgemeinen 
Grundſätzen feſtgeſetzt. 

Den angrenzenden Eigenthümern kann, ſobald ſie Gebäude an 
der Straße errichten, Grunderwerb, Freilegung, Ausbau und erſte 
Einrichtung, Entwäſſerung, Beleuchtungsvorrichtung und Waſſer— 
leitung, ſowie die zeitweiſe, jedoch höchſtens fünfjährige Unterhaltung 
dieſer Anlagen, oder der Erſatz der für dieſe Zwecke von der Ge— 
meinde aufgewendeten Koſten auferlegt werden ....“ 

Man ſieht, auch anderwärts, ſo in Preußen und Altenburg, 
wird der Entſchädigungsanſpruch durch einen auf Ortsſtatut ſich 
gründenden Erſatzanſpruch oft aufgehoben, oft geſchmälert. 

Hat Kniep Recht, ſo iſt der ganze Unterſchied der, daß die 
Gemeinde Jena dem Landesgeſetz vom 11. Mai 1869 zus 
wider den Erſtattungsanſpruch „frei erfunden hat, um ſich an der 
Landesgeſetzgebung vorbeizudrücken, die ihr volle Entſchädigung auf⸗ 
erlegt“ (Bedenken S. 58), während anderwärts Landesgeſetze fo 
unehrlich und unverfroren ſind, feierlich Expropriation, Eigenthums⸗ 
entziehung gegen Entſchädigung von Seiten der Gemeinde, zu prokla⸗ 
miren, und in demſelben Momente der Ortsgeſetzgebung den Wink zu 
geben, den Entſchädigungsanſpruch zu beſeitigen oder zu ſchmälern, 
und ſo zu expropriiren ohne Entſchaͤdigung. 

Die preußiſche Geſetzgebung iſt Kniep bei Abfaſſung feiner „Recht⸗ 
lichen Bedenken“ nicht unbekannt geweſen, er kommt auf ſie, freilich 
erſt in der „Schlußbetrachtung“ (S. 53 ff.), zu ſprechen. Er hat die 
nahe Verwandtſchaft des preußiſchen Erſatzanſpruchs mit dem 
jenaiſchen Erſtattungsanſpruch wohl gefühlt. Deshalb wirft er die 
Frage auf: „Ob vielleicht dieſer § 15 (des preußiſchen Geſetzes) die 
unmittelbare oder mittelbare Veranlaſſung geweſen zu dem eigenthüm⸗ 
lichen Erſtattungsanſpruch, den die Gemeinde Jena ſich zugelegt hat?“ 
(Bedenken S. 58). Der Frage ſelbſt tritt er aber nicht näher, ſie 
bietet ihm nur den Anlaß, „eine Vergleichung zwiſchen dem preußiſchen 
Geſetze und dem Jenaer Ortsſtatut vorzunehmen“. Hierbei erkennt 
aber Kniep nicht an, daß in Preußen derſelbe Verſtoß gegen den 
Expropriationsbegriff vorliege, wie in Jena, er legt auch nicht etwa 
dar, daß in Preußen die Enteignung ohne Entſchädigung, zu Recht 
beſtehe, weil ſie ſich da auf Geſetz, nicht lediglich auf Ortsſtatut 
gründe, ſondern er verſucht, ohne zur Frage der Giltigkeit des 
preußiſchen Erſatzanſpruchs beſtimmt Stellung zu nehmen, die Ver⸗ 
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letzung des Prinzips in Preußen zu beſchönigen und plaidirt wenigſtens 
auf mildernde Umſtände. | 

Zunächſt wird dem preußiſchen Geſetze nachgerühmt, daß es offen 
und ehrlich ſage, daß die angrenzenden Eigenthümer Land hergeben 
und ſonſtige Laſten tragen ſollen. (Bedenken S. 58.) Ich hätte 
vom Kniep'ſchen Standpunkt aus nicht von Offenheit und Ehrlich 
keit, ſondern von Unehrlichkeit und Unverfrorenheit geſprochen. Ich 
habe für dieſe Milde hier bei der ſonſtigen Schärfe der Knie p— 
ſchen Polemik kein Verſtändniß. Taſtet der Erſtattungsanſpruch, 
wie Kniep (Bedenken S. 30) ſagt, das Eigenthum, eine Hauptſäule 
unſerer Rechtsordnung, an und untergräbt er damit deren Beſtand, ſo 
verdienen meines Erachtens mildernde Umſtände weder die kleine Ge— 
meinde Jena, wenn ſie ſich im Widerſpruch mit landesgeſetzlichen 
Normen unter der falſchen Flagge der Expropriation an fremdem 
Eigenthume vergreift, noch viel weniger aber die Landesgeſetzgebung 
des großen Staates Preußen, die „offen und ehrlich“ ihre Gemeinden 
darauf hinweiſt, die Gemeindeglieder unter dem Deckmantel der Er- 
propriation um ihren Grundbeſitz zu bringen. | 

Wie ich ſchon andeutete, wird die Sache von Kniep fo dar. 
geſtellt, als ſei der dem angrenzenden Grundeigenthümer obliegende 
Erſtattungsanſpruch des preußiſchen Rechtes doch etwas Anderes, als 
der des jenaiſchen Statuts: „Sodann handelt es ſich bei der preußiſchen 
Geſetzgebung um neue, noch unbebaute Straßen ... Wenn Ackerland in 
Bauplätze umgewandelt wird, ſo tritt eine Werthſteigerung des Grundes 
und Bodens ein. Demjenigen, dem dieſe Werthſteigerung zu Gute 
kommt, kann füglich zugemuthet werden, daß er zu den Herſtellungs⸗ 
koſten der neuen Straße in ganz erheblichem Umfange herangezogen 
werde ... In Jena hingegen hat man fortwährend Baufon- 
zeſſionen ertheilt, bevor der Bauplan feſtſtand. Auf dieſe Weiſe iſt 
dafür geſorgt, daß denjenigen großer unverdienter Gewinn in den 
Schooß fiel, die das betreffende Land als Ackerland erwarben und 
jetzt als Bauplätze verkauften. Dieſen Gewinn läßt man unbehelligt, 
dagegen diejenigen, welche den Grund und Boden bereits als Bauplatz 
bezahlten, ſollen auf ihre Koſten Straßen bauen.“ (Bedenken S. 58 f.) 

Hiergegen iſt Folgendes einzuwenden: 

Um neue Straßen (im Gegenſatz zu den ſchon beſtehenden, 
hiſtoriſchen Straßen) handelt es ſich auch in den 88 16 und 18 des 
jenaiſchen Ortsſtatuts. 

Der Rechtszuſtand in Preußen und in Jena unterſcheidet ſich nur’ 
in Folgendem: Nach 8 15 des preußiſchen Geſetzes begründet erſt die 


— 318 — 


Errichtung eines Gebäudes an der neuen Straße (dazu Friedrichs 
S. 131 und 92 f.) nach Anlegung der Straße für den Anlieger die 
Verpflichtung zu den im § 15 bezeichneten Leiſtungen, während eine 
Heranziehung nicht ſtattfindet, wenn ein Gebäude nach der Anlegung 
der Straße nicht errichtet wird, gleichgültig, ob ein ſolches auf dem 
Grundſtücke bereits ſteht oder nicht (vergl. Friedrichs S. 131, 
128 f.). Dagegen muß in Jena jeder Straßenanlieger bezahlen, 
der Beſitzer des bebauten Grundſtückes alsbald — auch wenn er nach 
erfolgter Straßenanlage bauliche Veränderungen auf feinem Grund— 
ſtücke nicht vornimmt —, während dem Beſtitzer des nicht bebauten 
Grundſtückes die Stadtgemeinde den auf ihn entfallenden Antheil 
der Koften zinsfrei bis zur Bebauung des Grundſtücks vorſchießt. 

Das preußiſche Geſetz belaſtet alſo mit dem Erſatzanſpruch nicht 
wie das jenaiſche Statut den, der ohne ſein Zuthuen in Folge 
der nachträglichen Anlegung einer Straße mit feinem Grundftüde 
reſp. Gebäude an die Straße zu liegen kommt, ſondern nur den, 
der nach der Straßenanlegung ein Gebäude an der Straße errichtet, 
alſo eine Handlung vornimmt, die Sache ſeiner freien 
Entſchlie ßung iſt, und bei der er ſich durchaus in der Lage befindet, 
die ihm aus der Straßenanlage erwachſenden Vorzüge und Nachtheile 
zu überſehen (vergl. Friedrichs a. a. O). 

Man kann nun vom ſteuerpolitiſchen Geſichtspunkte aus den 
preußiſchen Erſatzanſpruch für ganz vernünftig halten und das Gegen— 
theil von dem jenaiſchen, ſoweit er über den preußiſchen hinausgeht, 
ſagen, aber damit iſt nichts gewonnen. Es handelt ſich hier nicht um 
eine Vergleichung der beiden Anſprüche vom Standpunkte einer ver— 
nünftigen Steuerpolitik, ſondern es fragt ſich: Iſt, wenn man die 
Sache vom Kniep' ſchen Rechtsſtandpunkte aus anſieht, der preußiſche 
Erſatzanſpruch etwas Anderes als der jenaiſche? Dieſe Frage muß 
verneint werden. Wenn eine Entziehung oder auch nur eine Schmälerung 
der Enteignungsentſchädigung durch einen Erſatzanſpruch eine Der: 
letzung des Enteignungsbegriffes, nämlich einen Verſtoß gegen den 
Grundſatz der Enteignung darſtellt, daß dem Expropriaten nur 
gegen volle Entſchädigung und zwar aus dem Vermögen des 
Exproprianten Eigenthum entzogen werden dürfe, ſo liegt eine 
ſolche Verletzung in Preußen vor wie in Jena. In Jena ſind 
alle Anlieger erſatzpflichtig (die Beſitzer bebauter Grundſtücke als⸗ 
bald, für die Beſitzer von unbebauten Grundſtücken geht die Ge— 
meinde bis zur Bebauung in Vorſchuß), in Jena begründet alſo der Beſitz 
eines an eine neue Straße angrenzenden Grundſtückes die Erſatzpflicht 
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und die Bebauung des bis dahin unbebauten Grundſtücks nach der 
Straßenanlage macht den Anſpruch nur fällig, während in Preußen 
der Erſatzanſpruch nicht durch den Beſitz eines anliegenden Grund— 
ſtückes allein, ſondern erſt durch dieſen in Verbindung mit der Er⸗ 
richtung eines Gebäudes an der neuen Straße nach deren Anlegung 
zur Entſtehung gelangt. Aber dieſe Beſchränkung des preußiſchen 
Erſatzanſpruches (der in anderer Richtung wieder weiter greift als der 
jenaiſche: er hat zum Gegenſtande die Koſten der „Freilegung“ der 
Straße, ſchließt die Koſten der Beleuchtungs vorrichtung ein und fügt 
den Koſten der Herſtellung die Koſten der zeitweiſen, höchſtens fünf⸗ 
jährigen Unterhaltung hinzu) muß für Kniep bedeutungslos fein bei 
Beurtheilung des rechtlichen Charakters des Erſatzanſpruches. Iſt es 
als eine Verletzung des Expropriationsbegriffes anzuſehen, wenn über⸗ 
haupt dem Expropriaten die Entſchädigung durch einen Erſatzanſpruch 
entzogen oder geſchmälert wird, fo wird gegen das Expropriationsrecht 
in beiden Rechtsgebieten vorſtoßen, nur mit dem Unterſchied, daß in Jena 
der mit der Expropriation unverträgliche Rechtszuſtand, wenn der Expro⸗ 
priat Straßenanlieger iſt, unbedingt eintritt, während in Preußen der Ein- 
tritt durch eine Thätigkeit des Straßenanliegers bedingt iſt, die her- 
vorzurufen der Zweck des Expropriationsunternehmens ift, 
und auf die daher der Expropriant bei der Expropriation rechnen kann 
und rechnet (vergl. Friedrich s S. 22: Straßen find nach dem gewöhn⸗ 
lichen Sprachgebrauche die für den Verkehr innerhalb der Ortſchaften 
und in erſter Linie zugleich für den Anbau beſtimmten Wege). 

Dieſer Verſtoß läßt ſich auch nicht dann rechtfertigen, wenn in 
Folge der Straßenanlage der Werth des Grundes und Bodens, der 
dem erſtattungspflichtigen Expropriaten verbleibt, ſteigt. Der Ex⸗ 
propriat iſt für das Erpropriationdobjeft voll zu entſchädigen ohne 
Rückſicht darauf, ob ihm das Unternehmen, für das erproprürt wird, 
ſelbſt Vortheile oder Nachtheile bringt, eine gänzliche oder theilweiſe 
Verweigerung der Entſchädigung unter Hinweis auf den Vortheil, 
der dem Expropriaten aus dieſem Unternehmen erwachſen werde oder 
ſchon erwachſen ſei, iſt zweifellos unſtatthaft. Der Erpropriant, der 
mir Land im Werthe von 5000 M. entzieht, muß mir dieſe 5000 M. 
zahlen, auch wenn er den Nachweis führen kann, daß ich lediglich 
in Folge der Anlage, für die er expropriirt hat, einen Gewinn von 
500000 M. gemacht habe oder machen werde. 

Das Vorſtehende zeigt, daß es ſich nicht um eine Angelegenheit 
handelt, die in die Tagespreſſe der Stadt Jena zu verweiſen wäre, 
ſondern daß Kniep mit ſeiner Schrift einen Streit erregt hat, deſſen 
Austrag für weitere Kreiſe von Intereſſe iſt. 
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An erſter Stelle rügt Kniep, daß der Gemeinde Jena das. 
Enteignungsrecht durch den Landesherrn, ohne Zuſtimmung des Land— 
tags, ertheilt worden ſei (Bedenken § 2 S. 2 ff.) Er führt aus, nach 
§ 4 3.6 des revidirten Grundgeſetzes für das Großherzogthum Sachſen— 
Weimar⸗Eiſenach vom 15. Oktober 1850 habe der Landesherr nur mit 
Zuſtimmung des Landtags, habe alſo nur ein Geſetz der einzelnen 
Gemeinde die Expropriationsbefugniß ertheilen können, die Zu— 
ſtimmung des Landtags ſei vorübergehend nicht erforderlich geweſen 
bei Expropriationen zur Herſtellung von Ortsſtraßen nach § 4 des 
Geſetzes betr. die polizeiliche Beaufſichtigung der Bauten vom 11. Mai 
1869, der alte Rechtszuſtand ſei aber wieder hergeſtellt worden durch 
Art. 9 der Gemeindeordnung vom 24. Juni 1874, mithin habe die 
Gemeinde Jena durch die im Jahre 1881 erfolgte landesherrliche 
Verleihung beim Mangel der Zuſtimmung des Landtags die Erpro- 
priationsbefugniß nicht erlangt. 

Ich kann dieſen Ausführungen nicht beitreten. 

Nach § 4 des revidirten Grundgeſetzes „ſtehen dem Landtage 
TOlGenDe-Jucchle au a. a ar 

6. Das Recht, an der Geſetzgebung in der Art Theil zu nehmen, 
daß Landesgeſetze, welche entweder die Landesverfaſſung betreffen, 
oder die perſönliche Freiheit, die Sicherheit und das Eigenthum der 
Staatsbürger, ſei es in dem ganzen Lande oder in einzelnen Landes- 
theilen, zum Gegenſtande haben, nicht ohne Zuſtimmung des Land— 
tages erlaſſen .. .. werden können. 

Geſetze, welche nur für einzelne Korporationen im Staate gelten 
ſollen, können jedoch in Uebereinſtimmung mit der Korporation, und 
bloße Ortsgeſetze in Uebereinſtimmung mit der Gemeinde von dem 
Landesfürſten 1) auch ohne Einwilligung des Landtages erlaſſen 
werden.“ 

Hiernach kann ein Staats- oder Landesgeſetz, das das Eigen- 
thum der Staatsbürger auch nur in einzelnen Landestheilen (Ortſchaften) 
zum Gegenſtande hat, nicht ohne Zuſtimmung des Landtages erlaſſen 


1) Nicht vom Miniſterium (ohne Konkurrenz des Landesfürſten). Richtig ſo 
in Art. 11 der Gemeindeordnung vom 24. Juni 1874 und in Art. 10 der Ge⸗ 
meindeordnung vom 17. April 1895. Ob Art. 14 der Gemeindeordnung vom 
18. Januar 1854, welcher von einer Beſtätigung von Ortsſtatuten durch die „Staats- 
regierung“ redet, damit im Einklang ſteht, und ob, falls dies nicht der Fall fein 
ſollte, wie Kniep (Bedenken S. 6) anzunehmen ſcheint, die Vorſchrift gegenüber 
dem revidirten Grundgeſetz giltig geweſen wäre, kann hier dahingeſtellt bleiben. 


— 321 — 

werden. Den Gegenſtand des Geſetzes bildet das Eigenthum der Staats⸗ 
bürger, wenn es ihnen gebietet, im öffentlichen Intereſſe und gegen 
Entſchädigung Eigenthum auf den Staat oder auf einen Anderen 
zu übertragen. Expropriationsſtaatsgeſetze bedürfen alſo der Zu⸗ 
. des Landtages. 

8 iſt aber bei der Expropriation im Auge zu behalten die 
u zwiſchen Geſetzgebung und Verwaltung. Sache der Geſetz⸗ 
gebung iſt es, die allgemeinen Vorausſetzungen feſtzulegen, unter denen 
zu expropriiren, bei deren Vorhandenſein die Expropriationsbefugniß 
zu ertheilen iſt. Im Gegenſatze hierzu iſt die Entſcheidung, ob im 
einzelnen Falle das Expopriationsrecht zur Anwendung kommen ſolle, 
materiell ein Verwaltungsakt, kein Geſetzgebungsakt. | 

Vergl. G. Meyer, Verwaltungsrecht 2. Aufl. 1. Bd. § 100 
S. 280 ff. 

„Es iſt naturgemäß Sache der Legislative, ein Expropriations⸗ 
geſetz zu beſchließen, hingegen die Befugniß der Exekutive, das Geſetz 
bei dem einzelnen Falle in Anwendung zu bringen“ vgl. weimariſche 
Landtagsverhandlungen 1889/0 Schriftenwechſel S. 249. 

Nur ſolange die Zwecke, für die enteignet wird, nicht durch 
allgemeine geſetzliche Vorſchriften feſtgeſtellt ſind, wird die Geſetz⸗ 
gebung in jedem einzelnen Falle entſcheiden müſſen, daß zu enteignen ſei. 

Dieſer Rechtszuſtand beſteht in Deutſchland nur vereinzelt vgl. 
Meyer, a. a. O. S. 283. 

Im Großherzogthum Weimar iſt ein allgemeines Expropriations⸗ 
geſetz nicht erlaſſen worden. Es fehlt alſo hier eine ganz allgemeine 
Norm, wie ſie z. B. das Großherzogthum Baden hat, wo geſagt iſt, 
daß „aus Gründen des öffentlichen Nutzens“ zu enteignen ſei (vgl. 
Marquardſen Handbuch des öffentlichen Rechtes 3. Bd. 1. Halb⸗ 
band 2. Aufl. 3. Abth. S. 178 f.). Wohl aber iſt auf einzelnen 
beſchränkten Gebieten das Expropriationsrecht geſetzlich geordnet. 
Kniep führt die in Betracht kommenden Spezialgeſetze an. Ich 
greife einige heraus. 

Das Geſetz über den Schutz gegen fließende Gewäſſer und über 
die Benutzung derſelben vom 16. Februar 1854 fixirt für das Gebiet 
des Waſſerrechts die allgemeinen Vorausſetzungen, unter denen Ex⸗ 
propriation zuläſſig iſt. Die Entſcheidung, ob und in welchem Um- 
fange im einzelnen Falle (beim Fluſſe A, in der Gemeinde B) zu 
expropriiren ſei, legt das Geſetz in die Hand der Verwaltungsbehoͤrde, 
die über die Genehmigung des Baues oder der Anlage beſchließt, zu 
deren Zwecke die Expropriation nöthig wird. § 66 5 Geſetzes. 

Blätter für Rechtspflege XL V. N. F. XXV. 
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Auf dem Gebiete des Eiſenbahnbaues unterließ man im Groß⸗ 
herzogthum Weimar zunächſt eine geſetzliche Regelung des Expro⸗ 
priationsrechts, fo daß eine Verleihung des Expropriationsrechtes durch 
das Geſetz für jeden einzelnen Fall erforderlich war. Erſt durch 
Geſetz vom 17. April 1889 betr. die Ausdehnung des Geſetzes vom 
26. November 1855 bekannte man ſich zu dem allgemeinen Satze, 
daß Expropriation zum Zwecke des Eiſenbahnbaues — vorausgeſetzt, 
daß der Bau und der Betrieb der Eiſenbahn die landesherrliche Ge— 
nehmigung gefunden, — zuläſſig ſei. Das Geſetz übertrug nunmehr 
die Ausführung im einzelnen Falle, die Verleihung der Expropriations⸗ 
befugniß für die Anlage der Eiſenbahn A, für den Umbau des 
Bahnhofs B ꝛc., dem Landesherrn. Nach der amtlichen Begründung 
des Geſetzes wollte man durch dasſelbe „den Widerſpruch beſeitigen, 
in welchen ſich die Geſetzgebung des Großherzogthums zu der aller 
übrigen deutſchen Länder dadurch geſetzt hatte, daß ſie die Verleihung 
des Expropriationsrechtes an neu zu erbauende Bahnen von der Ge— 
nehmigung des Landtages abhängig gemacht hatte.“ (Vgl. Landtags⸗ 
verhandlungen a. a. O. S. 81.) | 

Alſo auch hier wird die Entſcheidung im einzelnen Falle einem 
Organ der Exekutive anvertraut, und zwar wiederum dem Organ, 
das die Genehmigung des Baues oder der Anlage, für deren Zwecke 
die Expropriation nöthig wird, ertheilt. Dieſes iſt hier mit Rüdficht 
auf die beſondere Wichtigkeit der Sache der Landesherr ſelbſt. 

Schon 20 Jahre früher war eine geſetzliche Regelung des Ex⸗ 
propriationsrechtes zum Zwecke der Anlegung von Straßen ꝛc. für 
größere Orte erfolgt. Das Geſetz betr. die polizeiliche Beaufſichtigung 
der Bauten vom 11. Mai 1869 ſtatuirt grundſätzlich das Expro⸗ 
priationsrecht zum Zwecke des Straßenbaues für Ortſchaften von 
mehr als 2000 Einwohnern. Die Entſcheidung, ob und in welchem 
Umfange der einzelnen Ortſchaft auf Grund dieſes Geſetzes das Ex— 
propriationsrecht zu ertheilen ſei, iſt auch hier dem Organ übertragen, 
das den Bauplan, für deſſen Durchführung die Expropriation ſorgen 
ſoll, genehmigt, nämlich dem Landesherrn. 

§ 4 Abſ. 2 des genannten Geſetzes lautet: 

„Jeder Ort von mehr als 2000 Einwohnern iſt gehalten, einen 
Bauplan feſtzuſtellen und die landesherrliche Genehmigung desſelben 
auszuwirken. Geſchieht dies auf Erfordern binnen Jahresfriſt nicht, 
ſo iſt unſer Staatsminiſterium berechtigt, einen ſolchen Plan auf 
Koſten der betreffenden Gemeinde entwerfen zu laſſen und ein- 
zuführen.“ 
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In Abſ. 4 wird weiter beſtimmt: 

„Für die Herſtellung der in einem genehmigten Bauplan vor⸗ 
geſehenen Straßen, öffentlichen Plätze, Kanalleitungen und ſonſtigen 
öffentlichen Anlagen kann auf Antrag, oder wenn der Bauplan auf 
Anordnung Unſeres Staatsminiſteriums entworfen und eingeführt 
wird, nach deſſen Ermeſſen der Gemeinde das Expropriationsrecht 
ertheilt werden.“ 

Nach Abſ. 5 des 8 4 gelten für die zu ermittelnde Entſchädigung 
und für das Abſchätzungsverfahren analog die Vorſchriften der 
§§ 67— 72 des Geſetzes vom 16. Februar 1854 über den Schutz 
gegen fließende Gewäſſer und über die Benutzung derſelben. 

Kniep verſteht den § 4, Abſ. 2 fo, daß der Landesherr den Bau- 
plan zu genehmigen habe, wenn die Gemeinde denſelben feſtgeſtellt hat, 
daß aber eine landesherrliche Genehmigung nicht erfolge, wenn das 
Miniſterium den Bauplan ohne Zuſtimmung der Gemeinde einführt. 
Ich meine, in Abſ. 2 ſind vor „einzuführen“ als ſelbſtverſtändlich die 
Worte, „nach landesherrlicher Genehmigung“ weggeblieben. Auch im 
erſten Falle, bei Feſtſtellung des Bauplanes durch die Gemeinde, hat 
ſich natürlich das Miniſterium, nicht etwa nur der Landesherr, mit 
dem Bauplane zu beſchäftigen, es hat ihn zu prüfen (vergl. § 9 der 
Miniſterialinſtruktion vom 4. September 1873. Regierungsblatt 1873 
S. 192) und für die landesherrliche Genehmigung ſelbſt die Ver⸗ 
antwortung zu übernehmen. Ein Grund, der den Geſetzgeber hätte 
beſtimmen können, von der landesherrlichen Genehmigung, die erforder- 
lich iſt, wenn die Gemeinde dem Bauplan zuſtimmt, dann abzuſehen, 
wenn ein Bauplan einer Gemeinde aufgezwungen wird, iſt ſchwerlich 
zu finden, im Gegentheil, ganz beſonders in dieſem Falle hatte die 
Geſetzgebung volle Veranlaſſung, die Staatsgewalt durch ihren vor⸗ 
nehmſten Repräſentanten handeln zu laſſen. 

Weiter bin ich auch im Gegenſatz zu Knie p der Anſicht, daß 
nach § 4, Abſ. 4 der Landesherr, nicht das Miniſterium das Expro⸗ 
priationsrecht zu ertheilen hat. In den von mir erwähnten Expro⸗ 
priationdgefeßen, von denen das eine vor, das andere nach dem Jahre 
1869 erlaſſen worden iſt, iſt das Staatsorgan, das die Anlage zu ge⸗ 
nehmigen hat, für die expropriirt werden ſoll, mit der Ertheilung des 
Expropriationsrechtes betraut. Das iſt auch zweckmäßig. Das Organ, 
das die Erlaubniß zur Herſtellung eines Werkes ertheilt, iſt vor⸗ 
zugsweiſe dazu berufen, die Anordnung zu treffen, die die Herſtellung 
des Werkes erſt ermöglicht. Die Erlaubniß gewinnt ja in den weit 
aus meiſten Fällen erſt durch dieſe Anordnung einen praktiſchen 
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Werth. Will man aber wirklich dieſe Anordnung einem anderen 
Organe übertragen, ſo wird man jedenfalls nicht ein untergeordnetes 
wählen. Was könnte nun den Geſetzgeber im Jahre 1869 dazu 
veranlaßt haben, die Genehmigung des Unternehmens einem höheren 
Organe der Staatsverwaltung, dem Landesherrn, zu übertragen, 
die zur Durchführung deſſelben faſt ausnahmslos unbedingt notl- 
wendige Anordnung aber dem dieſem untergeordneten Miniſterium? 
Ich glaube nicht, daß man den Landesherrn der Gefahr ausſetzen 
wollte, daß ſein Miniſterium die Ausführung eines von ihm genehmigten 
Bauplanes durch Verweigerung des Expropriationsrechtes verhindere. 
Wenn ein ſolcher Fall auch nicht leicht vorkommen würde, denkbar 
wäre er doch. Der Wortlaut des Abſ. 4 des § 4 führt durchaus 
nicht zum Ausſchluſſe des Landesherrn bei Ertheilung des Expropria⸗ 
tionsrechtes. Es wird in Abſ. 4 nicht geſagt, daß der Landesherr 
das Expropriationsrecht ertheile, ebenſowenig ſteht aber auch in 
Abſ. 4, daß das Miniſterium es zu ertheilen habe. Der Abſ. 4 hat 
auch bei der Auslegung, nach der der Landesherr das Enteignungs— 
recht ertheilt, einen guten Sinn. Er bringt zum Ausdruck, daß das 
Expropriationsrecht ertheilt werden kann (nicht muß) und zwar auf 
Antrag der Gemeinde bei einem von dieſer feſtgeſtellten Bauplan, 
während bei einem ohne Zuſtimmung der Gemeinde vom Miniſterium 
feſtgeſtellten Bauplan dieſes zu ermeſſen hat, ob das Expropriations— 
recht zu ertheilen ſei. Die Ertheilung des Expropriationsrechts durch 
den Landesherrn ſetzt alſo nach 8 4 Abſ. 4 voraus im erſten Falle 
den Antrag der Gemeinde, im zweiten Falle einen Beſchluß des 
Miniſteriums, daß nach feinem Ermeſſen das Expropriationsrecht zu 
ertheilen ſei. 

Uebereinſtimmend hiermit §§ 9 und 10 der erwähnten Minifteriale 
inſtruktion, wonach der Landesherr den Bauplan zu genehmigen und 
das Expropriationsrecht zu ertheilen hat. 

Kniep erblickt in dem § 4 wichtige Neuerungen fachlicher Natur 
gegenüber dem revidirten Grundgeſetze: 

„Während bis dahin Ortsſtatute nur möglich waren in Ueber— 
einſtimmung mit der Gemeinde, darf jetzt das Staats miniſterium 
lrichtiger: der Landesherr] auf ortsſtatutariſchem Wege einen Bauplan 
an Stelle der ſäumigen Gemeinde einführen. Während bis dahin 
die Ertheilung des Expropriationsrechtes auf ortsſtatutariſchem Wege 
nicht zuläſſig, weil hier die Mitwirkung der Gemeinde verſagte (da 
dieſe wohlerworbene Rechte durch Gemeindebeſchluß nicht beeinträchtigen 
darf), darf jetzt das Staatsminiſterium (richtiger: der Landesherr] auf 
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Antrag der Gemeinde in dieſer Weiſe vorgehen. Und ſofern ſäumigen 
Gemeinden ein Bauplan aufgenöthigt werden kann, wird die Ertheilung 
des Expropriationsrechtes einen Antrag von Seiten der ſäumigen Ge— 
meinde kaum zur Vorausſetzung haben.“ 

Kniep ſieht in dem § 4 des G. vom 11. Mai 1869 eine 
Abänderung des Abſ. 2 der Z. 6 des § 4 des revidirten Grund— 
geſetzes. Zu Unrecht, denn die Vorſchrift des Abſ. 2, wonach Orts- 
geſetze in Uebereinſtimmung mit der Gemeinde von dem Landesfürſten 
erlaſſen werden können, wird durch den erwähnten § 4 des Geſetzes 
vom 11. Mai 1869 gar nicht berührt. 

Man muß auseinander halten den Fall, wo der Landesherr 
uf dem Gebiete der Selbſtgeſetzgebung (Autonomie) der Gemeinde 
thätig wird, wo er ein von der Gemeinde beſchloſſenes Ortsgeſetz 
genehmigt und in Uebereinſtimmung mit der Gemeinde erläßt, 
und den, wo er eine ihm durch ein Landesgeſetz übertragene Re- 
gierungshandlung einer Gemeinde gegenüber vornimmt. Die Landes⸗ 
geſetzgebung iſt ſelbſtverſtändlich der Ortsgeſetzgebung übergeordnet. 
Es iſt ihr unverwehrt und insbeſondere durch Abſ. 2 der Z. 6 des 
§ 4 des revidirten Grundgeſetzes nicht verboten, dem Landesherrn 
die Macht einzuräumen, einſeitig Baupläne in den größeren Ge— 
meinden des Landes einzuführen und zu deren Durchführung das 
Expropriationsrecht zu ertheilen. Dieſe Macht hat die Landesgeſetz⸗ 
gebung dem Landesherrn durch §S 4 des G. vom 11. Mai 1869 
verliehen. Macht nun der Landesherr von § 4 Gebrauch, fo ſteht 
er nicht auf dem Boden des abgeänderten Abſ. 2 der Z. 6 des 84 
des revidirten Grundgeſetzes, ſondern er handelt auf Grund eines 
Landesgeſetzes, deſſen Gültigkeit ſich auf Abſ. 1 der eben erwähnten 
Geſetzesſtelle ſtützt. Der 8 4 des G. vom 11. Mai 1869 hat es im 
Abſ. 2 Satz 2 und im Abſ. 4 mit der Selbſtgeſetzgebung der Gemeinden 
gar nicht zu thun. Ob die Gemeinde dem Bauplan zugeſtimmt hat, iſt 
nach Abſ. 2 u. 4 für die Befugniß des Landesherrn, ihn einzuführen und 
mit dem Erpropriationdrechte auszuſtatten, ohne Bedeutung. Speziell 
von einer Zuſtimmung der Gemeinde zur Ertheilung des Expropriations⸗ 
rechtes iſt nach Abſ. 4 in keinem Falle die Rede, das Geſetz kennt 
nur einen Antrag der Gemeinde auf Ertheilung dieſes Rechtes und 
verwirft damit klar und unzweideutig die Auffaſſung, als ſtaͤnde hier 
die Gemeinde als der eine geſetzgebende Faktor dem anderen (dem Landes— 
herrn) gewiſſermaßen als gleichberechtigt gegenüber. Ja nicht einmal 
dieſer Antrag iſt zur Ertheilung des Expropriationsrechtes nöthig! Wenn 
alſo im einzelnen Falle die Einführung des Bauplanes und die Er⸗ 
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theilung des Expropriationsrechtes unter Zuſtimmung der Gemeinde durch 
den Landesfürſten erfolgt, ſo iſt dies eine Zufälligkeit, die für den Rechts⸗ 
beſtand der landesherrlichen Verfügung vom Standpunkte des G. vom 
11. Mai 1869 aus nicht maßgebend iſt. Man darf nicht die zufällige 
äußere Erſcheinung einer Sache mit ihrem inneren Weſen identifiziren. 

Es liegt alſo die von Kniep angenommene Abänderung des 
revidirten Grundgeſetzes im $ 4 des G. vom 11. Mai 1869 gar 
nicht, denn dieſer Paragraph hält ſich auf dem Boden des Abſ. 1 
der Z. 6 des § 4 des revidirten Grundgeſetzes und greift auf den 
Abſ. 2 gar nicht über. 

Die Bezeichnung „Ortsſtatut“ vom 22. Juni 1881 beweiſt nichts 
für Kniep. 

Ortsgeſetze, d. h. Geſetze für eine einzelne Ortſchaft, können auch 
im Wege der Landesgeſetzgebung erlaſſen werden, nach 84 3. 6 
Abſ. 2 des revidirten Grundgeſetzes können Ortsgeſetze im Wege 
der Selbſtgeſetzgebung der Gemeinde erlaſſen werden, ſie müſſen 
aber nicht auf dieſem Wege zu Stande kommen. 

Verſteht man nun unter Ortsſtatuten im Gegenſatz zu Orts— 
geſetzen nur die Geſetze, die der Selbſtgeſetzgebung der Gemeinde ihre 
Entſtehung verdanken (Art. 11 der Gemeindeordnung vom 24. Juni 
1874 und Art. 10 der Gemeindeordnung vom 17. Aprit 1895), ſo 
wird man bei Einführung eines Bauplanes ohne Zuſtimmung der 
Gemeinde und bei Ertheilung des Expropriationsrechtes ohne Antrag 
der Gemeinde nicht von einem Ortsſtatute reden dürfen. In unſerem 
Falle, wo Zuſtimmung und Antrag der Gemeinde vorliegen, wird 
die Bezeichnung „Ortsſtatut“ ſchon weniger Anſtoß erregen können. 
Völlig zutreffend iſt fie aber bezüglich einer Anzahl von wichtigen 
Vorſchriften des Statuts — es ſind dies die Vorſchriften über den 
Erſtattungsanſpruch der Gemeinde, — die, wie noch gezeigt werden 
ſoll, dem Selbſtgeſetzgebungsrechte der Gemeinde entſpringen, alſo auch 
materiell ſtatutariſche ſind. 

Dieſe letztgedachten Vorſchriften haben mit dem Geſetze vom 
11. Mai 1869 gar nichts zu ſchaffen. Es folgt hieraus: 

Während der Landesherr einer Gemeinde einen Bauplan mit 
Enteignungsrecht auf Grund des nach § 4 Z. 6 Abſ. 1 des revi⸗ 
dirten Grundgeſetzes erlaſſenen Landesgeſetzes vom 11. Mai 1869 
aufzwingen kann, kann er den Erſtattungsanſpruch einer Gemeinde 
nicht ohne Zuſtimmung des Landtages oder der Gemeinde geben, 
für ihn find Abſ. 1 u. 2 der Z. 6 des § 4 des revidirten Grund- 
geſetzes, an denen nichts geändert iſt, maßgebend. 
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Damit ſtimmt überein: 

Nach dem Zeugniſſe des Bezirksdirektors vom 14. Juli 1881 
hat der Landesherr das Ortsſtatut vom 22. Juni 1881 beſtätigt und 
gleichzeitig der Gemeinde Jena das Erpropriationdrecht in dem durch 
das Statut begrenzten Umfange verliehen. Bei Verleihung des Ex⸗ 
propriationsrechtes wird auf das Lan desgeſetz (8 4 des G. vom 
11. Mai 1869) Bezug genommen. Dieſe Bezugnahme fehlt betreffs 
der Beſtätigung des Statuts, auf Grund welcher geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften dieſe erfolgt ſei, wird nicht geſagt. Es iſt anzunehmen, daß 
auch die Genehmigung des Bauplanes auf den §4 des G. vom 11. Mai 
1869 geſtützt werden ſollte, ausgeſprochen iſt es nicht. Jedenfalls 
kann aber dieſes Geſetz als Grundlage für die Beſtätigung des ſon⸗ 
ſtigen Inhaltes des Statutes nicht in Frage kommen. 

Es iſt hier vielleicht von Intereſſe die Frage: Könnte in Fällen, 
wo wie hier die Einführung des Bauplanes und die Ertheilung des 
Expropriationsrechtes mit Zuſtimmung der Gemeinde erfolgt, die be⸗ 
treffende landesherrliche Verfügung, ſtatt ſich auf $ 4 des G. vom 
11. Mai 1869 und damit auf 84 Z. 6 Abſ. 1 des revidirten Grund⸗ 
geſetzes vom 15. Okt. 1850 zu berufen, auf 84 Z. 6 Abſ. 2 ſich ſtützen? 
Die Frage iſt meines Erachtens zu bejahen. Bezüglich der Genehmigung 
des Bauplanes iſt dies ohne Weiteres klar, bei der Ertheilung des Ex⸗ 
propriationsrechtes könnte man vielleicht zweifeln. Ein ſolcher Zweifel 
wäre aber unbegründet. § 4 Z. 6 Abſ. 1 des revidirten Grundgeſetzes 
verbietet zwar, ein Landes geſetz, das das Eigenthum der Staats- 
bürger zum Gegenſtande hat, ohne Zuſtimmung des Landtages zu 
erlaffen. Damit iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß die Selbſtgeſetz⸗— 
gebung der Gemeinde das Eigenthum der Staatsbürger in der Ge— 
meinde zum Gegenſtande habe. In der weimariſchen Geſetzgebung iſt 
jedenfalls meines Wiſſens nicht zum Ausdrucke gekommen, daß die Ent⸗ 
eignung ein Gegenſtand ſei, der unter Ausſchluß der Selbſtgeſetzgebung 
der Gemeinden ausſchließlich der Landesgeſetzgebung vorbehalten fei®). 
Kniep folgert die Unzuläffigkeit der Expropriation durch Gemeinde⸗ 
geſetzgebung (Bedenken S. 4f.) lediglich aus der in Art. 12 der weimariſchen 
Gemeindeordnung vom 22. Februar 1850 enthaltenen Vorſchrift: 
Wohlerworbene Rechte können durch Gemeindebeſchluß nicht beein⸗ 


2) Die Gemeindegefeßgebung iſt ſelbſtverſtändlich auf Erreichung der Gemeinde⸗ 
zwecke beſchränkt, darf alſo nicht etwa das Privatrecht regeln wollen. Die Expro⸗ 
priation liegt aber auf öffentlich⸗rechtlichem Gebiete, und iſt in gewiſſem Umfange 
zur Erreichung der Gemeindezwecke erforderlich. 
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trächtigt werden. Die Bedeutung dieſes Satzes wird noch erörtert 
werden. Jetzt ſei nur hervorgehoben: Ein Verfaſſungsgeſetz (Geſetz 
vom 15. Oktober 1850) iſt aus ſich ſelbſt heraus zu interpretiren, 
ſeine klaren Vorſchriften dürfen nicht eingeſchränkt werden unter Hin⸗ 
weis auf den Inhalt eines früher erlaſſenen gewöhnlichen Geſetzed 
(G. vom 22. Februar 1850). 

Uebrigens iſt auch bei Erlaß des Geſetzes vom 11. Mai 1869 
und zwar in den Geſetzesmotiven ausdrücklich anerkannt worden, daß 
für die Erlangung eines Bauplanes mit Expropriationsbefugniß auch 
der Weg der Selbſtgeſetzgebung der Gemeinde offen ſtehe. Der § 4 
des G. vom 11. Mai 1869 ſollte nur für einen beſtimmten Fall, 
beim Widerſtreben der Gemeinde, alſo da, wo die Gemeindegeſetz⸗ 
gebung verſagte und deshalb die Landesgeſetzgebung in Aktion zu 
treten hatte, eine einfachere Prozedur ermöglichen, gegenüber willigen 
Gemeinden wäre er gar nicht nöthig geweſen. 

„Die dem Staatsminiſterium vorbehaltene Berechtigung ſtellte 
ſich als nothwendig dar, um künftigen ſehr erheblichen Nachtheilen 
dann vorzubeugen, wenn größere Ortſchaften ſich baulich erweitern, 
ohne daß eine angemeſſene Regulirung, wie dies geſchehen ſolle 
und dürfe, von den Ortsgemeinden getroffen wird.“ (Vergl. 
weimariſche Landtagsverhandlungen 1869. Schriftenwechſel S. 198 f.) 


Enthielte aber der $ 4 des G. vom 11. Mai 1869 die von 
Kniep behauptete Verfaſſungsänderung, ſo wäre er inſoweit ungültig. 
Die gegentheiligen Ausführungen Kniep's ſind unhaltbar. 

Der 8 64 des revidirten Grundgeſetzes v. 15. Oktober 1850 ſagt: 

„An dieſem Grundgeſetze des Großherzogthums Sachſen-Weimar⸗ 
Eiſenach und der durch ſolches geſtifteten Verfaſſung darf in keinem 
Punkte, weder mittelbar noch unmittelbar, weder durch Aufhebung 
noch durch Zuſätze, anders etwas geändert werden, als im Wege 
eines Geſetzes. | 

Zwiſchen der Berathung und Beſchlußfaſſung im Landtag über 
eine Aenderung des Grundgeſetzes muß ein Zwiſchenraum von 
mindeſtens 8 Tagen liegen, und es müſſen nicht nur mindeſtens 
drei Viertel der Abgeordneten bei der Beſchlußfaſſung anweſend ſein, 
ſondern es müſſen auch mindeſtens zwei Dritttheile der Anweſenden 
für die Abänderung ſtimmen.“ 

Dieſen erſchwerenden Erforderniſſen einer Verfaſſungsänderung 
iſt, wie Kniep feſtſtellt, bei der Berathung und Beſchlußfaſſung über 
das Geſetz vom 11. Mai 1869 nicht genügt worden. 
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§ 64 Abſ. 1 verbietet jede unmittelbare Aenderung der Ver⸗ 
faſſung (Aenderung des revidirten Grundgeſetzes) und jede mittelbare 
Aenderung der Verfaſſung (materielle Aenderung des Inhalts des 
Grundgeſetzes durch ein Spezialgeſetz ohne formelle Aenderung des 
Wortlautes des Grundgeſetzes) auf anderem Wege, als auf dem der 
Geſetzgebung (verſchließt alſo den Weg der Verordnung). Nicht 
damit zufrieden, Abſ. 2 erſchwert auch der Geſetzgebung ſelbſt er— 
beblich die Aenderung des Grundgeſetze8s. Er ſpricht dabei von 
Aenderungen des Grundgeſetzes ganz im Allgemeinen, ohne ſich auf 
die unmittelbaren Aenderungen zu beſchränken. Er iſt deshalb auf 
die beiden in Abſ. 1 hervorgehobenen Arten der Aenderungen zu 
beziehen. Mit Kniep den Abſ. 2 nur bei unmittelbaren Aenderungen 
des Grundgeſetzes zur Anwendung zu bringen, iſt willkürlich. Nach 
dem klaren Wortlaut des § 64 kommt alſo die für Verfaſſungs⸗ 
änderungen vorgeſehene erſchwerende Form auch zur Anwendung 
bei einer mittelbaren Aenderung des Grundgeſetzes. 

Wie in Weimar iſt es auch anderwärts, z. B. im Reiche. 
Kniep iſt auch bezüglich der Reichsverfaſſung anderer Meinung und 
beruft ſich hier auf Laband. Dieſer Schriftſteller hat aber durch— 
aus nicht die Anſicht, die Kniep ihm unterlegt. Im Gegentheil: 
Nach Laband kann „ ſelbſtverſtändlich“ ein die Verfaſſung materiell, 
nicht formell abänderndes Geſetz nur unter Beobachtung der für die 
Verfaſſungsänderung vorgeſchriebenen erſchwerenden Form (Reichsver— 
faſſung Art. 78 Abſ. 1) erlaſſen werden, „da ſonſt die Beſtimmung 
des Art. 78 Abſ. 1 eine völlig wirkungsloſe und illuſoriſche wäre“; 
erſt ein weiteres Geſetz, das dieſes materiell verfaſſungswidrige Ge— 
ſetz wiederum abändert, kann nach Lab and ohne Beobachtung der 
erſchwerenden Bedingungen der Verſaſſungsänderung gegeben werden. 
(Vergl. Laband, Staatsrecht des Deutſchen Reiches 3. Aufl. Bd. 1 
S. 520— 524.) 

Enthielte alſo das Geſetz vom 11. Mai 1869 eine materielle 
Aenderung des Grundgeſetzes, fo würde es nach der Anſicht Laband's 
nur gültig fein, wenn es unter Beachtung der in 8 64 Abſ. 2 des 
Grundgeſetzes vorgeſchriebenen Formen zu Stande gekommen wäre, 
erſt zur Abänderung des Geſetzes vom 11. Mai 1869, (voraus⸗ 
geſetzt, daß dieſes in rechtsgültiger Weiſe zu Stande gekommen), 
wäre nach Laband die Beobachtung des § 64 Abſ. 2 nicht er- 
forderlich. Laband ſteht alſo Kniep nicht nur nicht zur Seite, 
er bezeichnet ſogar die entgegengeſetzte Anſicht als ſelbſtverſtändlich, 
weil andernfalls die Vorſchriften, die eine die Verfaſſung ändernde 


Geſetzgebung erſchweren follen, völlig wirkungslos wären. Dies iſt 
durchaus zutreffend. Hätte Kniep Recht, fo ware die weimariſche 
Verfaſſung gegen unmittelbare Aenderungen zwar geſchützt, den mittel⸗ 
baren Abänderungen dagegen wäre ſie wehrlos preisgegeben. Die 
übereinſtimmende Meinung von Theorie und Praxis geht denn auch 
dahin, daß da, wo. — wie in Weimar — eine mittelbare Ver⸗ 
faſſungsänderung überhaupt zuläſſig iſt, doch unbedingt bei dieſer 
die für die Verfaſſungsänderungen vorgeſehenen erſchwerenden Formen 
beobachtet werden müſſen. (Vergl. G. Meyer, Staatsrecht 2. Aufl. 
§ 157 Note 7, § 164 bei Note 3; Seuffert's Archiv Bd. 32 
Nr. 101.) 


Nach Kniep iſt die Beſtimmung des 8 4 des G. vom 
11. Mai 1869, nach der die Einführung des Bauplanes und die 
Ertheilung der Expropriationsbefugniß „auf ortsſtatutariſchem Wege“ 
gegen den Willen der Gemeinde () erfolgen konnte, wieder auf: 
gehoben worden und zwar durch Art. 9 der Gemeindeordnung vom 
24. Juni 1874. 

Dieſer Artikel enthält die Vorſchrift: 

„Wohlerworbene Rechte, insbeſondere Rechtsanſprüche an die 
Gemeinde und deren Vermögen, können durch Gemeindebeſchluß nicht 
beeinträchtigt werden.“ 

Wörtlich dieſelbe Beſtimmung enthielten die Artikel 12 der Ge⸗ 
meindeordnung vom 22. Februar 1850 und der Gemeindeordnung 
vom 18. Januar 1854, die Vorſchrift kehrt auch wieder in Art. 9 
der Gemeindeordnung vom 17. April 1895. 

Kniep führt aus: Der Art. 9 der Gemeindeordnung vom 
24. Juni 1874 verbietet, durch Gemeindebeſchluß wohlerworbene Rechte 
zu beeinträchtigen, alſo kann die Gemeinde nicht einen dem § 4 des 
G. vom 11. Mai 1869 entſprechenden Beſchluß, durch den die Er— 
theilung des Expropriationsrechts beantragt wird, faſſen. 

Dies iſt nicht richtig, auch wenn man mit Kniep die Sache nur 
vom Standpunkte des Ortsſtatuts aus anſieht, wo die Gemeinde 
bis zu einem gewiſſen Grade als gleichberechtigter Faktor der Selbſt⸗ 
geſetzgebung neben dem Landesherrn ſteht. Auch der Reichstag und 
die Landtage haben nicht das Recht, durch Beſchluß wohlerworbene 
Rechte zu beeinträchtigen (vergl. G. Meyer, Staatsrecht, § 222, 
S. 655 f.), damit iſt ihnen aber nicht verwehrt, Geſetzesvorlagen zu⸗ 
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zuſtimmen, die eine Beeinträchtigung wohlerworbener Rechte in ſich 
ſchließen 3). 

Aber abgeſehen hiervon: Beeinträchtigt denn überhaupt der 
auf Grund des § 4 des G. vom 11. Mai 1869 gefaßte Gemeinde- 
beſchluß wohlerworbene Rechte? Der Art. 9 würde entgegen⸗ 
ſtehen, wenn die Gemeinde durch Gemeindebeſchluß ſich ſelbſt das 
Expropriationsrecht zulegen wollte, unmöglich aber hindert er einen 
Antrag der Gemeinde an den Landesherrn, ihr auf Grund des G. 
vom 11. Mai 1869 das Expropriationsrecht zu geben. Die Ge— 
meinde, die einen Antrag im Sinne des § 4 Abſ. 4 des G. vom 
11. Mai 1869 beſchließt, beeinträchtigt durch dieſen Beſchluß nicht 
in rechtswidriger Weiſe wohlerworbene Rechte ihrer Glieder, ſondern 
richtet in einer dem Rechte entſprechenden Weiſe an eine übergeordnete 
Stelle das Verlangen, dem Geſetze gemäß eine Verfügung zu er⸗ 
laſſen, die in wohlerworbene Rechte eingreift. Die Kniep'ſche Auf⸗ 
faſſung wäre nur zu billigen, wenn das Expropriationsrecht dem 
Gemeindebeſchluſſe entſpränge, es wird aber auf Grund eines Landes— 
geſetzes vom Landesherrn (nach Kniep vom Miniſterium) ertheilt auf 
Antrag, ja ſogar ohne Antrag der Gemeinde, die Quelle des Ex— 
propriationsrechtes liegt alſo in den auf Landesgeſetz beruhenden 
Herrſcherbefugniſſen des Landesherrn, er läßt ſie fließen auf Antrag 
oder ohne einen Antrag der Gemeinde. 

Kniep macht ſich ſelbſt den Einwand, man möchte meinen, 
die Ertheilung des Expropriationsrechtes ſei gar kein Ausfluß der 
ortsſtatutariſchen Geſetzgebung, ſondern ein „landesherrliches Geſetz— 
gebungsrecht“, das neben dem ortsſtatutariſchen hergehe. Er be— 
ſeitigt das Bedenken aber ſofort mit den Worten: „Indeſſen die Er⸗ 
theilung des Expropriationsrechtes iſt zu innig mit dem Ortsſtatute 
verwachſen, als daß es ſich von demſelben trennen ließe.“ Das 
Geſetz ſagt aber doch ausdrücklich, daß das Expropriationsrecht ertheilt 
werden kann, wenn die Gemeinde ihre Mitwirkung bei Feſtſtellung des 
Bauplanes verſagt. Wo bleibt da die innige Verwachſung mit dem 
Ortsſtatut? Man ſieht, der Gemeindebeſchluß iſt mit der Ertheilung 
des Expropriationsrechtes nicht innig verwachſen, es iſt eine für den 
Rechtsbeſtand der Ertheilung einflußloſe Zufälligkeit, wenn ſie ſich an 
einen Gemeindebeſchluß, einen Antrag der Gemeinde, anſchließt. 

Wie man bei Erlaß des Geſetzes vom 11. Mai 1869 nicht daran 

3) Ich vermuthe, der Art. 12 der Gemeindeordnung vom 22. Februar 1850 


verdankt ſeine Exiſtenz den Erfahrungen, die man in den bewegten Jahren 1848 
und 1849 gemacht hatte. Die Geſetzesmaterialien geben hierüber keinen Aufſchluß. 
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gedacht hat, daß durch den § 4 dieſes G. an dem § 4 Z. 6 Abſ. 2 
des revidirten Grundgeſetzes gerüttelt werde — man wollte nicht 
Ortsſtatute ohne Zuſtimmung der Gemeinde entgegen der Vorſchrift 
in Abſ. 2 zulaſſen, ſondern änderte den beſtehenden Rechtszuſtand, 
nach welchem zur Anlegung von Straßen ꝛc. in einer Gemeinde, 
wenn die Selbſtgeſetzgebung der Gemeinde die Mitwirkung verſagte, 
ein ſpezielles Landesgeſetz nöthig war, dahin ab, daß man die Ent⸗ 
ſcheidung im einzelnen Falle in die Hand des Landesherrn legte 
(vergl. Landtagsverhandlungen Schriftenwechſel S. 197 f.) —, eben⸗ 
ſowenig iſt es bei Erlaß der Gemeindeordnung vom 24. Juni 1874 
Jemand in den Sinn gekommen, daß durch die Wiederholung eines 
eigentlich ſelbſtverſtändlichen Satzes in Art. 9, den ſchon die früheren 
Gemeindeordnungen enthalten hatten, ſich etwas gegen früher ändere. 
Namentlich hat Niemand daran gedacht, daß durch Art. 9 der 8 4 
Abſ. 4 des G. vom 11. Mai 1869 zu Falle gebracht werde, und damit 
eine zeitweiſe außer Kraft geſetzte Vorſchrift des revidirten Grund— 
geſetzes wieder zur Geltung komme. (Vergl. Landtagsverhandlungen 
1874, 1. Abth. Schriftenwechſel S. 608.) 

Zur Beſeitigung des § 4 Abſ. 4 des G. vom 11. Mai 1869 
genügte jedenfalls nicht die Wiederholung der alten Regel: „Ge— 
meindebeſchlüſſe können wohlerworbene Rechte nicht beeinträchtigen“ 
in Art. 9 der Gemeindeordnung vom 24. Juni 1874, es hätte dazu 
einer Vorſchrift bedurft: „Das Expropriationsrecht wird hinfort 
durch Staatsgeſetz für jeden einzelnen Bauplan ertheilt.“ Einen 
ſolchen Rechtsſatz wird man in der weimariſchen Geſetzgebung ver— 
geblich ſuchen. 

Nach alledem kann die Ertheilung des Expropriations rechtes ohne 
Zuſtimmung des Landtags auf Grund des § 4 des G. vom 11. Mai 
1869, wie ſie in unſerem Fall laut Zeugniſſes des Bezirksdirektors 
vom 14. Juli 1881 erfolgt iſt, mit Grund nicht beanſtandet werden. 


In § 3 (Bedenken S. 12 ff.) erörtert Kniep die durch die 
Beglaubigungsformel, d. i. das erwähnte Zeugniß, vom 14. Juli 1881, 
hervorgerufenen Bedenken formeller Art. 

Das Ortsſtatut iſt in der Jenaiſchen Zeitung, nicht in dem 
Regierungsblatt für das Großherzogthum publizirt worden. Der 
Art. 11 der Gemeindeordnung vom 24. Juni 1874 (übereinſtimmend 
damit Art. 10 der Gemeindeordnung vom 17. April 1895) ſchreibt 
vor, daß Ortsſtatuten in ortsüblicher Weiſe öffentlich bekannt zu 
machen ſeien. 


Die ortsübliche Art der öffentlichen Bekanntmachung von be⸗ 
hördlichen Verfügungen ꝛc iſt in Jena die Veröffentlichung in der 
jenaiſchen Zeitung. 

Was von Statuten im engeren Sinne gilt, wird unbedenklich 
auch zur Anwendung gelangen bei Verfügungen des Landesherrn, 
die auf Grund eines Staatsgeſetzes für einen einzelnen Ort getroffen 
werden (Einführung des Bauplanes und Ertheilung des Expro— 
priationsrechtes dazu ohne Zuſtimmung und ohne Antrag der Ge— 
meinde). Der der Vorſchrift des Art. 11 zu Grunde liegende ge— 
ſetzgeberiſche Gedanke: „Normen, die nicht alle Staatsangehörige, 
ſondern nur einzelne Ortſchaften angehen, ſind nicht im Regierungs- 
blatte zu publiziren, es genügt die ortsübliche öffentliche Bekannt— 
machung“ trifft auch hier zu“). 

Uebereinſtimmend hiermit § 10 der ſchon erwähnten Miniſterial⸗ 
inſtruktion vom 4. September 1873. 

Kniep nimmt nicht Anſtoß an der Publikation des Statuts 
in der jenaiſchen Zeitung, er bemängelt die Publikation nur auf 
Grund des § 47 Abſ. 1 des revidirten Grundgeſetzes. 

Dieſe Geſetzesſtelle lautet: 

„Alle Anordnungen des Regenten ſind nur alsdann gültige 
Regierungshandlungen, wenn ſie ſchriftlich erlaſſen und von einem 
oder mehreren Departementschefs mitunterzeichnet worden ſind.“ 

Der Wille des Landesherrn muß alſo ſchriftlich erklärt werden, 
ein mündlich erklärter Wille iſt ohne Rechtswirkſamkeit, zur ſchriftlichen 
Willenserklärung muß die Gegenzeichnung hinzutreten. 

Daß die Formvorſchriften des Abſ. 1 des § 47 des revidirten 
Grundgeſetzes bei der Beſtätigung des Statutes vom 22. Juni 1881 
und der gleichzeitigen Ertheilung des Expropriationsrechtes beobachtet 
worden find, daran zu zweifeln, liegt meines Erachtens keine ge- 
gründete Veranlaſſung vor. Auch Kniep macht keinen Zweifel geltend. 

Gültig ſind die Anordnungen des Regenten, wenn ſie unter 
Beobachtung dieſer Formen thatſächlich getroffen ſind. 

Die gültig zu Stande gekommene Anordnung des Regenten bedarf, 
wenn ſie ſich, wie hier, nicht an beſtimmte einzelne Perſonen richtet, 
nothwendig der öffentlichen Verkündung. Aber die verbindliche Kraft 


4) Vergl. hierzu 8 2 des Geſetzes über das Straſandrohungsrecht der Polizei- 
behörden vom 7. Januar 1854, wonach polizeiliche Gebote und Verbote mit Straf⸗ 
audrohung in ortsüblicher oder in einer ſonſt für genügend anzuer⸗ 
kennenden Weiſe bekannt zu machen ſind. 
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der Geſetze 2. beruht in Wahrheit nicht auf ihrem Abdruck im Ge— 
ſetzblatte, ſondern auf der ihnen ertheilten Sanktion. (Vergl. La⸗ 
band, S. 538; weimariſches Regierungsblatt 1821, S. 490.) 

In Weimar fagt kein Geſetz, daß zur Gültigkeit der Anordnungen 
des Landesherrn weiter vorausgeſetzt werde, daß die Beobachtung der 
für die Anordnung vorgeſchriebenen Formen ſich aus der Verkündung 
— wenn die Anordnung eine ſolche nöthig macht — ergebe. Die 
einzige in dieſer Beziehung beſtehende Vorſchrift iſt die des § 62 des 
revidirten Grundgeſetzes, wonach bei der Publikation von Geſetzen 
die erfolgte Zuſtimmung des Landtags zu erwähnen iſt. 

Mithin kann auch nicht unter Hinweis auf die Art der Ber: 
kündung die Rechtsbeſtändigkeit des Statuts mit Fug und Recht 
beſtritten werden. 

Bedauerlich bleibt es freilich, wenn die Publikation von Regierungs- 
handlungen des Landesherrn in einer Weiſe erfolgt, die Zweifel 
an der Gültigkeit der Handlung überhaupt geſtatten. Das iſt Knie p 
unbedingt zuzugeben. An Stelle des Zeugniſſes des Bezirksdirektors 
— wie dieſer Beamter zur Ausſtellung des Zeugniſſes kommt, iſt 
mir überhaupt nicht klar — hätte man die landesherrliche ſchrift— 
liche Verfügung, mit der Gegenzeichnung des Departementschefs ver— 
ſehen, mit dem Statute veröffentlichen können und veröffentlichen 
ſollen. 


Die §§ 4 ff. der Kniep' ſchen Schrift (Bedenken S. 14 ff.) 
ſind überſchrieben „Sachliche Bedenken“. Dieſe ſachlichen Bedenken, 
die oben ſchon kurz erwähnt wurden, laſſen ſich dahin zuſammen⸗ 
faſſen: 

1) Das Landesgeſetz vom 11. Mai 1869, vorausgeſetzt, daß es zu 
Recht beſteht, giebt dem Landesherrn nur die Befugniß, der Gemeinde 
Jena das Expropriationsrecht zu ertheilen. Expropriation ohne volle 
Entſchädigung iſt aber keine Expropriation. Das Ortsſtatut erkennt 
nun zwar die Entſchädigungspflicht der Gemeinde an, ſtellt ihr aber 
den Erſtattungsanſpruch der Gemeinde gegenüber, der ſich meiſt gegen 
den Expropriaten richtet und oft die Höhe des Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs erreicht. So umgeht das Ortsſtatut das Landesgeſetz. 
Da es aber nicht in Widerſpruch zu dieſem treten darf, ſo iſt der 
Erſtattungsanſpruch hinfällig. 

2) Weſentlich für die Expropriation iſt ferner, daß die Expro⸗ 
priation auf Koſten des Vermögens des Exproprianten erfolgt, daß 
die Entſchädigung von dem geleiſtet wird, der das Eigenthum weg⸗ 
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nimmt, daß nicht thatſächlich die Expropriationslaſt auf Andere, 
namentlich auf die Expropriaten, abgewälzt wird. Entgegen dieſer 
Forderung wird nach dem Ortsſtatut expropriirt zu Gunſten der 
Stadt Jena, aber nicht auf Koſten der Stadtgemeinde, ſondern auf 
Koſten der anliegenden Grundſtücksbeſitzer, die meiſt die Expro⸗ 
priaten ſind. 

Ich vermag dieſe Bedenken nicht zu theilen. 

Der Gemeinde Jena iſt das Expropriationsrecht auf Grund 
des Landesgeſetzes vom 11. Mai 1869 ertheilt worden. Dieſes 
Geſetz kommt für das Expropriationsgeſchäft hier allein in Betracht. 
Denn wenn auch die Selbſtgeſetzgebung einer Gemeinde die Erpro- 
priationsbefugniß ſchaffen kann, jo darf fie doch nicht in Wider- 
ſpruch treien mit der ihr übergeordneten Landesgeſetzgebung. Wenn 
alſo das Landesgeſetz vom 11. Mai 1869 beſtimmt, daß zu Straßen⸗ 
anlagen in Ortſchaften Grund und Boden zu expropriiren 
ſei, ſo kann ſchon deshalb ein Ortsſtatut nicht eine Wegnahme von 
Land zu Straßenzwecken einführen, die ſich den Mantel der Ex⸗ 
propriation umhängt, aber thatſächlich keine Expropriation iſt. 

Das Geſetz vom 11. Mai 1869 ſagt nun, daß den Gemeinden 
für die Herſtellung der Straßen ꝛc. das Expropriationsrecht zu er- 
theilen ſei. Wollte der Landesherr auf Grund der ihm durch dieſes 
Geſetz ertheilten Befugniſſe, oder wollte ein Ortsſtatut dies Expro⸗ 
priationsrecht fo geſtalten, daß in Wahrheit nicht mehr expropriirt 
würde, ſo wäre dies unzuläſſig. 

Expropriation iſt die Entziehung von Eigenthum im öffentlichen 
Intereſſe gegen volle Entſchädigung. Emen Verſtoß gegen den Ex⸗ 
propriationsbegriff enthält es, wenn Eigenthum „expropriirt“ wird 
ohne Entſchädigung oder ohne volle Entſchädigung. Wenn alſo ein 
Staatsgeſetz ſagt, es darf nur expropriirt, d. h. Eigenthum nur gegen 
volle Entſchädigung entzogen werden, ſo darf weder der Landesherr 
auf Grund dieſes Staatsgeſetzes, noch darf die Ortsgeſetzgebung dieſem 
Staatsgeſetze zuwider die „Expropriation“ in der Weiſe regeln, daß 
dem Expropriaten die Entſchädigung ganz oder theilweiſe vorent⸗ 
halten oder wieder entzogen wird. Würde dies in der Weiſe gemacht, 
daß die Entſchädigungsforderung des Expropriaten zwar anerkannt, 
dem Exproprianten aber gegen den Expropriaten eine Forderung auf 
Erſtattung der vollen Entſchädigung oder eines Theiles derſelben bei— 
gelegt würde, fo würde man mit Kniep von einer Geſetzesumgehung 
reden können. 

Zunächſt iſt es aber ſchon nicht zutreffend, daß der Erſtattungs⸗ 
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anſpruch ſich gegen den Expropriaten richte. Nach § 16 des jenaiſchen 
Statuts kann es vorkommen, ja wird es ſogar ſehr oft vorkommen, 
daß ſich Entſchädigungsforderung und Erſtattungsanſpruch gegenüber— 
ſtehen, ſehr wohl möglich iſt es aber auch, daß die Entſchädigungs⸗ 
forderung gegen die Gemeinde dem Expropriaten A zuſteht, während 
die Gemeinde den Erſtattungsanſpruch gegen B und C hat, (A hat 
das Straßenareal liegen laſſen und das Land zu beiden Seiten an B 
und C verkauft) oder daß der eine Anlieger A das geſammte 
Straßenareal hergiebt und daher allein entſchädigungsberechtigt iſt, 
während erſtattungspflichtig die beiden Anlieger A und B ſind. Der 
Erſtattungsanſpruch richtet ſich mithin nicht gegen den Expropriaten 
als ſolchen, ſondern gegen den Anlieger des Expropriationsobjektes. 
Die Expropriaten können die Anlieger ſein, nothwendig iſt dies aber 
nicht. Das Statut giebt ſomit den Expropriaten den Entſchädigungs⸗ 
anſpruch, mit dem Erſtattungsanſpruch wendet ſich aber der Expro— 
priant nicht an die entſchädigungsberechtigten Expropriaten, ſondern an 
die Anlieger des Expropriationsobjektes, die nicht in allen Fällen die 
Expropriaten find. Jedenfalls iſt nach dem Statut die Erſtattungs⸗ 
pflicht nicht gegründet auf die Thatſache, daß der Verpflichtete Eigen— 
thum hergegeben und dafür eine Entſchädigungsforderung erlangt 
hat, ſondern darauf, daß er mit ſeinem Grundbefige an das exproprürte 
Land angrenzt. 

Erſtatten muß ferner der Straßenanlieger nicht etwa den Preis des 
Straßenareals, das ihm weggenommen worden iſt, ſondern zunächſt die 
Hälfte der Koſten, die die Stadtgemeinde für Erwerb des Areals für 
die ganze Straßenbreite aufgewendet hat, nach Verhältniß der Straßen- 
frontlänge ſeines Grundſtücks, gleichgültig ob er ſelbſt zur Straße viel, 
wenig oder gar kein Land hergegeben hat. 

Der Umfang der Erſtattungspflicht wird überhaupt nicht durch 
das Expropriationsgeſchäft, wenigſtens nicht ausſchließlich beſtimmt; das 
Expropriationsgeſchäft bildet nur einen Faktor für die Bemeſſung dieſer 
Verpflichtung. Nach dem Statut vom 22. Juni 1881 bringt zwar 
die Gemeinde Jena die zum Erwerb von Grund und Boden erforder— 
lichen Mittel vornehmlich durch den Erſtattungsanſpruch auf, den ſie 
ſich in § 16 zulegt. Indeß ſchon auf das, was fie für abzubrechende 
Gebäude zahlt, erſtreckt fi) aber der Erſtattungsanſpruch nicht (88 5 
und 16). Auch werden die Grunderwerbskoſten der Gemeinde nicht 
immer vollſtändig erſetzt, ich erinnere an die Straßen, die nur auf der 
einen Seite zu bebauen find, und an die freien Plätze (§ 16 Abſ. 2). 
Bei der Herſtellung neuer Straßen find die Koſten des Grund— 


erwerbs nicht die einzigen Aufwände, für deren Aufbringung die 
Gemeinde Sorge tragen muß, es kommen hinzu die Koſten der 
Herſtellung des Straßenkörpers, der Pflaſterung reſp. Chauſſirung, 
der Kanaliſation ꝛc. Auch dieſe Koſten läßt ſich die Gemeinde von 
den Anliegern nach Maßgabe der für die Erſtattung der Grund— 
erwerbskoſten im § 16 gegebenen Vorſchriften ganz reſp. theilweiſe 
erſtatten (SS 13 u. 18 des Statuts; zu § 13 vergl. jetzt das Statut 
vom 31. Auguſt 1887 betr. die Kanaliſation der Stadt Jena). 
Die Gemeinde wälzt hiernach nicht nur die durch das Expropriations⸗ 
geſchäft ſelbſt übernommene Laſt auf die Anlieger, ſie muthet ihnen 
auch die Tragung von Aufwänden zu, die ihr erwachſen durch Ver⸗ 
änderungen, die ſie nach der Expropriation an dem durch dieſe 
erlangten Objekte vornimmt. 

Zeigt dies ſchon, daß Entſchädigungsrecht und Erſtattungspflicht 
nicht in dem innigen rechtlichen Zuſammenhange ſtehen, den Knie p 
annimmt, ſo ergiebt ſich dies weiter noch aus folgender Betrachtung: 

Der Stadtgemeinde Jena hat der Landesherr das Erpropriationd- 
recht ertheilt auf Grund des Geſetzes vom 11. Mai 1869. Nach 
dieſem Geſetze iſt der Landesherr befugt, der Stadtgemeinde — auch 
ohne ihre Zuſtimmung — das Expropriationsrecht zu geben, d. h. 
ihr Grund und Boden zuzuführen und ſie dafür mit dem Entſchädi⸗ 
gungsanſpruche zu belaſten, nicht aber ermächtigt ihn das Geſetz, wie 
ſchon bemerkt wurde, — ohne Zuſtimmung der Gemeinde — dieſer 
den Erſtattungsanſpruch beizulegen. Denn die Expropriation regelt 
nur die durch die Enteignung geſchaffenen rechtlichen Beziehungen 
zwiſchen dem Exproprianten und dem Expropriaten. Das die Ex⸗ 
propriation anordnende Organ kann nur befehlen dem Expropriaten, 
daß er Eigenthum hergebe, und dem Exproprianten, daß er dafür 
den Expropriaten entſchädige. Wollte dieſes Organ hieran an⸗ 
ſchließend gebieten, daß die gezahlte Entſchädigung dem Expro⸗ 
prianten von dem Expropriaten oder von einem Dritten erſtattet 
werde, ſo würde es die Berechtigung zu dieſem Gebot jedenfalls 
nicht aus ſeiner Stellung als Anordner der Expropriation herleiten 
können, der Befehl läge außerhalb des Rahmens des Expropriations⸗ 
rechtes. Woher der Expropriant die Mittel nimmt, um die Ent⸗ 
ſchädigung zu gewähren, das iſt eine Frage, mit der ſich das 
Expropriationsrecht nicht befaßt. Es iſt für die Expropriation ganz 
gleichgültig, ob der Expropriant die Mittel zur Leiſtung der Entſchädi⸗ 
gung ſelbſt hat, oder ob er ſie vor der Expropriation oder nachher 
von Jemand, auch vom Expropriaten, geſchenkt erhält, a ob er fie 
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ſich in anderer Weiſe beſchafft. Es iſt nicht richtig, wenn Kniep als 
weſentlich für die Expropriation hinſtellt, daß der, der Eigenthum 
wegnimmt, auch aus ſeinen Mitteln die Entſchädigung zahle und die 
Entſchädigungslaſt nicht auf Andere, namentlich nicht auf den Ex⸗ 
propriaten abwälze. Die Kniep'ſche Theorie, ſtreng durchgeführt, 
käme dazu, öffentlich⸗rechtlichen Korporationen die Expropriation, na⸗ 
mentlich gegenüber den ihrer Macht Unterworfenen, überhaupt zu 
verſagen, denn dieſe Körperſchaften wälzen, ſelbſt wenn fie zur Zahlung 
der Entſchädigung bereite Mittel beſitzen, am letzten Ende doch immer 
die Expropriationslaſt auf die Schultern der ihrer Gewalt Unter⸗ 
worfenen, alſo auch mit auf die der Expropriaten, ab. Von dieſem 
Kniep' chen Poſtulat ſteht in den Expropriationsgeſetzen nichts. 
Ich glaube auch nicht, daß vor Kniep ſchon ein Schriftſteller 
es aufgeſtellt hat. G. Meyer und Heimbach, auf die ſich 
Kniep bei der Begriffs beſtimmung der Expropriation bezieht (Bes 
denken S. 14), enthalten nichts darüber, auf weſſen Schultern 
die Expropriationslaſt bleiben müſſe. Kniep glaubt, dies Po⸗ 
ſtulat ſtellen zu müſſen, um die Expropriation in Schranken zu 
halten. Erfolgt aber denn die Expropriation im Privatintereſſe, und 
hat denn der, zu deſſen Gunſten exproprürt wird, der Expropriant, 
zu entſcheiden, daß und in welchem Umfange zu expropriiren ſei? 
Durchaus nicht. Die Expropriation wird nur im öffentlichen Intereſſe 
zugelaſſen. Entweder entſcheidet ein Geſetz im einzelnen Falle, daß 
und was zu expropriren ſei, oder das Geſetz legt die Zwecke, für 
die erproprürt werden kann, feſt und überläßt im einzelnen Falle 
einem höheren Staatsorgane — oft iſt es ſogar der Landesherr 
— die Entſcheidung, ob und in welchem Umfange das öffentliche 
Intereſſe erfordere, zur Erreichung des im Geſetze bezeichneten 
Zweckes die Expropriationsbefugniß zu verleihen. So hat in 
Weimar der Landesherr die Eiſenbahn, den Stadtbauplan zu ge= 
nehmigen und zur Durchführung derſelben das Expropriationsrecht 
zu ertheilen. Nach dem Geſetze vom 11. Mai 1869 ſteht der Ex⸗ 
propriant bei der Anordnung der Expropriation ganz beſcheiden als 
Antragſteller im Hintergrunde, ja fein Antrag iſt nicht einmal Voraus⸗ 
ſetzung der Verleihung der Expropriationsbefugniß. Dieſen Antrag- 
ſteller in der von Kniep gedachten Weiſe zu zügeln, beſteht kein 
Bedürfniß. Das Knie p'ſche Thatbeſtandsmerkmal der Expro⸗ 
priation iſt alſo der lex lata fremd, aber auch de lege ferenda hat 
es keinen Anſpruch auf Berückſichtigung. Der Schutz des Einzelnen 
gegen unnöthige und unmäßige Expropriation wird dadurch gewährt, 
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daß „die verwaltungsrechtliche Statuirung des Expropriationsfalles 
umgeben iſt mit Garantien ſowohl hinſichtlich der objektiven Voraus— 
ſetzungen als hinſichtlich des ſie auszuſprechen berufenen Organs“, 
bemerkt Franken (Deutſches Privatrecht S. 215) zutreffend. 

Es wird Niemand leugnen wollen, daß die Entſchädigungspflicht 
und der Erſtattungsanſpruch nahe bei einander liegen, ja eng mit 
einander verbunden ſind, nur liegt die Verbindung nicht da, wo ſie 
Kniep ſucht. Wird einer Gemeinde — ſei es auf ihren Antrag oder 
ohne dieſen — das Expropriationsrecht ertheilt und wird dann zu ihren 
Gunſten expropriirt, fo erwächſt ihr damit die Entſchädigungspflicht. 
Beſitzt ſie zur Erfüllung derſelben ausreichende bereite Mittel, ſo mag 
ſie aus dieſen Zahlung leiſten. Iſt dies aber nicht der Fall — und 
ſo wird es meiſt ſein — dann müſſen Vorkehrungen zur Beſchaffung 
der Mittel getroffen werden. Dies hat vom rechtlichen Stand— 
punkte aus mit der Expropriation ſo wenig zu thun, wie das Dar— 
lehnsgeſchäft mit dem Kaufgeſchäft in dem Falle, wo ich ein Darlehn 
aufnehme, um ein Bild, das ich mir gekauft habe oder kaufen will, 
zu bezahlen. Weil aber ein guter Hausvater, ſobald ihm eine Aus— 
gabe in Ausſicht ſteht, rechtzeitig für die zur Beſtreitung derſelben 
erforderlichen Mittel ſorgt, deshalb iſt bei Einführung des Stadt— 
bauplanes und Ertheilung des Expropriationsrechtes gleichzeitig wegen 
der Aufbringung der nöthigen Mittel das Erforderliche verfügt worden. 
Expropriation und Erſtattungsanſpruch ſtehen alfo nur in einem engen 
wirtſchaftlichen Connex. Dieſer läßt es uns ganz natürlich er- 
ſcheinen, daß beide in einem „Statut“ geregelt werden. 

Erwägen wir: Das Gebot an den Anlieger „Du haſt zu er— 
ſtatten“ hat vom Rechtsſtandpunkte aus nichts zu ſchaffen mit der 
Expropriation, geht demzufolge auch nicht aus von dem die Expro⸗ 
priation anordnenden Organe, es richtet ſich nicht an den Expropriaten, 
der Umfang der durch das Gebot begründeten Pflicht wird nicht durch 
das Expropriationsgeſchäft begrenzt, jo führt und dies mit Noth⸗ 
wendigkeit zu der Erkenntniß, daß die Frage nach der Rechtsgültig⸗ 
keit des Gebotes nicht unter dem Geſichtspunkte der Expropriation 
geprüft werden kann, daß man bei ihrer Entſcheidung den Blick über 
die die Expropriation regelnden Rechtsſätze hinaus erheben muß. 

Stehen ſich als Expropriant und als Expropriat privatrechtliche 
Perſönlichkeiten gegenüber, ſo wird ſich Alles zwiſchen ihnen nach den 
Grundſätzen der Expropriation regeln, ſonſtige rechtliche Beziehungen 
der beiden Theile zu einander werden nicht vorhanden ſein. So in dem 
von Kniep (Bedenken S. 28) geſetzten Beiſpiele: Einer Geſellſchaft, 
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die den Bau einer Eiſenbahn übernommen, iſt das Recht verliehen, 
ſoviel Land wegzunehmen, als zu dieſem Zwecke erforderlich, die Ente 
ſchädigungspflicht dagegen iſt aufgebürdet den Anliegern der Bahn. 
Daß das nicht angeht, darüber wird Niemand im Zweifel ſein. 
Aber der Fall der Eiſenbahnbaugeſellſchaft und unſer Fall ſind doch 
ſehr verſchieden. In unſerem Ortsſtatute ſteht als Expropriant 
die Stadtgemeinde Jena, eine Korporation des öffentlichen Rechtes, 
auf der einen Seite, auf der anderen ſtehen als Expropriaten die 
Mitglieder der Gemeinde, die der Gemeindegeſetzgebung unterworfen 
ſind. Eine Gemeinde kann an die in ihrem Machtbereiche ſtehenden 
Gemeindeglieder Forderungen ſtellen, die mit dem Expropriationsrechte 
gar nichts zu thun haben, ſondern auf anderer Grundlage ruhen. 
Daß die Entſchädigungspflicht der Gemeinde und ihr Erſtattungs— 
anſpruch in demſelben Statute geregelt ſind, hat, wie wir ſahen, 
ſeinen guten Grund, beweiſt aber nicht, daß beide in demſelben 
Rechtsinſtitute wurzeln. Wie oft begegnen wir in ein und dem— 
ſelben Geſetze Vorſchriften, die aus ganz verſchiedenen Hoheitsrechten 
des Staates abfließen! 

Das Oberlandesgericht erklärt in ſeinem Urtheil vom 20. Mai 
1896 den Erſtattungsanſpruch für einen öffentlich- rechtlichen, den die 
Gemeinde auf Grund der ihr vom Staate übertragenen Finanzhoheit 
erhebt. Es verweiſt u. a. auf § 15 des preußiſchen Geſetzes vom 
2. Juli 1875. Der Erſatzanſpruch dieſes § 15 wirkt wie der Er⸗ 
ſtattungsanſpruch des jenaiſchen Statuts, er hebt die Entſchädigungs⸗ 
forderung oft auf, oft ſchmälert er fie wenigſtens. Nach dem Wort⸗ 
laut des § 15 des preußiſchen Geſetzes ſind nicht die Koſten des 
Grunderwerbs zu erſtatten, ſondern die zur „Freilegung der Straße“ 
erforderlichen Koſten zu erſetzen, vergl. dazu auch $ 13 Z. 2 des G. 
Hiernach (in $ 13 Z. 2 wird Freilegung im gewöhnlichen Sinne, 
gleichbedeutend mit Befreiung von allen den Straßenbau hindernden 
Anlagen, gebraucht) 5) könnte man in Preußen den Zweifel erheben, 
ob zur Freilegung auch die Erwerbung von Grund und Boden ge— 
höre. Daß aber Freilegung in § 15 in dieſem weiteren, ungewöhnlichen 
Sinne zu verſtehen ſei, iſt ganz allgemein, namentlich auch in der 
Rechtſprechung der oberſten Gerichtshöfe in Preußen und im Reiche 
anerkannt. (Vergl. Friedrichs S. 133 ff.). Auch in Preußen 


5) Vergl. hiermit den oben mitgetheilten 8 12 Abf. 2 des altenburgiſchen 
Geſetzes vom 25. November 1897, wo neben dem Grunderwerb die Freilegung aus⸗ 
drücklich erwähnt iſt. 
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kann und wird es oft vorkommen, daß gleichzeitig mit dem Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch des Anliegers der Erſatzanſpruch der Gemeinde exiſtent 
wird, ſo daß Aufrechnung erfolgen kann. (Vergl. Friedrichs S. 128 
f. 136.) Man hat nun auch in Preußen den Verſuch unternommen, 
einen Widerſpruch zwiſchen dem § 13 (der die Entſchädigungspflicht der 
expropriirenden Gemeinde ausſpricht) und dem § 15 unter Hinweis 
darauf zu konſtruiren, daß durch die Verpflichtung der Anlieger zum 
Erſatze der Grunderwerbskoſten ihr im § 13 gewährleiſteter Anſpruch 
auf volle Entſchädigung ganz oder theilweiſe illuſoriſch gemacht werde. 
Dieſer Verſuch iſt aber an der Rechtſprechung der höchſten Gerichts 
höfe (des Reichsgerichts und des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts) 
geſcheitert. Dieſe haben ausgeführt: In gewiſſer Beziehung treffe 
dies zu, es könne ſogar vorkommen, daß der Eigenthümer, wenn 
die Straße nur über feinen Grundbeſitz gelegt werde, auf beiden 
Seiten aber ihm gehörige bebauungsfähige Grundftüde liegen bleiben, 
die ganze Entſchädigungsſumme zurückzahlen und außerdem noch die 
ſonſtigen Straßenbaukoſten erſetzen müſſe, das ſei indeſſen eine un⸗ 
vermeidliche Folge der in § 15 gegebenen Beſtimmungen und er- 
ſcheine auch durchaus nicht auffallend. Hervorgehoben iſt dabei zu 
§ 14, der das Geſetz über die Enteignung heranzieht, als ein aus 
der Natur der Sache nothwendig folgender Satz, daß der Eigen- 
thümer keine Entſchädigung für die ihm nach § 15 auferlegte Laſt 
verlangen könne. (Vergl. Friedrichs S. 135 f., 114.) 

Wäre Kniep'8 Anſicht über den Erſtattungsanſpruch richtig, 
ſo wäre die Haltung dieſer Gerichtshöfe unverantwortlich, denn ſie 
hatten es mit einem Geſetze zu thun, deſſen Wortlaut ſie nicht zwang, 
die Grunderwerbskoſten dem Anlieger aufzubürden. 

In Preußen ſteht längſt feſt, daß der den Anliegern auferlegte 
Erſatzanſpruch jenſeits der Grenzen des Expropriationsgeſchäftes liegt, 
daß er zu den Gemeindelaſten zu rechnen iſt. (Vergl. Friedrichs 
S. 145.) 

In Altenburg jagt $ 12 Abſ. 3 des Geſetzes vom 25. No⸗ 
vember 1897: „Auf die Feſtſetzung und Einziehung dieſer Beiträge 
finden die für Gemeindelaſten geltenden Vorſchriften Anwendung.“ 

Damit ſteht im Einklang, wenn das Oberlandesgericht in ſeiner 
Entſcheidung — a. a. O. S. 244 — den jenaiſchen Anſpruch als 
einen ſteuerrechtlichen bezeichnet. Es läßt dahingeſtellt, ob er dem Be⸗ 
griffe der ſpeciellen Steuer unterfalle oder einen gemiſchten Character 
der ſpeciellen oder der allgemeinen Steuer trage (Wagner Finanz⸗ 
wiſſenſchaft, 2. Theil, 2. Aufl., $ 55—57), betont aber, daß es ſich 
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jedenfalls um eine Verpflichtung handele, die im öffentlichen Rechte 
und nicht im Privatrechte wurzele (G. Meyer Verwaltungsrecht, 
2. Theil 8 241 ff.) Kniep entgegnet, es liege ein „Miſchfall“ 
zwiſchen einer öffentlich rechtlichen und privatrechtlichen Leiſtung inſo⸗ 
fern vor, als die Leiſtung zwar ihren Urſprung im öffentlichen Rechte 
habe, der Inhalt derſelben aber eine Geldleiſtung, „mithin“ durchaus 
privatrechtlicher Natur ſei (Nachtrag S. 43 u. 35). Dies iſt nicht 
zutreffend. Auch öffentlich = rechtliche Leiſtungen haben ſehr oft Geld 
zum Gegenſtande. Die Gemeinde fordert hier Leiſtung nicht auf Grund 
eines privatrechtlichen Titels, ſondern auf Grund des Unterwerfungs⸗ 
verhältniſſes, in dem der Leiſtungspflichtige zu ihr ſteht, das iſt ent⸗ 
ſcheidend. 

Hiernach darf man nicht Entſchädigungs pflicht und Erſtattungs⸗ 
anſpruch mit einander verſchlingen, dann die Verſchlingung vom 
Standpunkte des Expropriationsrechtes betrachten und fragen: Sit 
das noch Expropriation?, ſondern muß die Expropriation mit der 
Entſchädigungspflicht des Exproprianten für ſich und daneben die 
Erſatzforderung des Exproprianten beſonders ins Auge faſſen und 
bezüglich dieſer die Frage ſo formuliren: Hat nach der Landesſteuer⸗ 
geſetzgebung die Gemeinde (der Expropriant) das Recht, die ihr aus 
der Straßenanlage erwachſende öffentliche Laſt durch den Erſtattungs⸗ 
anſpruch auf die Anlieger (die oft die Expropriaten ſein werden) um⸗ 
zulegen? Dann kommt man zu einem richtigen Reſultate. 

In Preußen iſt die Sache einfach, es beſteht ein Landesgeſetz. 
Es wird Niemand zweifeln, daß ein Landesgeſetz die Gemeinden zur 
Umlegung der Laſt auf einzelne Gemeindeglieder in der Weiſe, wie 
es in § 15 des preußiſchen Geſetzes geſchehen iſt, ermächtigen kann. 
Ein Zweifel wäre nur berechtigt, wenn die Verfaſſung enigegenſtände. 
Dies iſt aber nicht der Fall. 

Nicht ſo klar liegt die Sache auf den erſten Blick für die Stadt Jena. 

Das Ortsſtatut vom 22. Juni 1881 ſelbſt enthält keine Be⸗ 
zugnahme auf ein Landesgeſetz, das die Gemeinde ermächtigte, Er⸗ 
ſtattung zu fordern. In dem Zeugniß des Bezirksdirektors vom 
14. Juli 1881, aus dem ſich ergiebt, daß der Landesherr das Statut 
beſtätigt und der Gemeinde das Expropriationsrecht verliehen hat, wird 
zwar, wie ſchon bemerkt, die landesgeſetzliche Grundlage für die (Ge⸗ 
nehmigung des Bauplan? und) Verleihung des Expropriationsrechts 
($ 4 des Geſetzes vom 11. Mai 1869) angezogen, worauf ſich die 
Beſtätigung des Ortsſtatuts im Uebrigen ſtützt, iſt aber nicht geſagt. 

Da nun das Beſteuerungsrecht der Gemeinden, im Gegenſatz 
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zu dem des Staates, beſchränkt iſt, ſo iſt zu prüfen, ob die Um⸗ 
legung der der Gemeinde in Folge der Expropriation erwachſenden 
öffentlichen Laſt auf die Anlieger, wie ſie das Ortsſtatut beſtimmt, 
dem weimariſchen Landesrecht entſpricht. 

So iſt denn auch die Frage vom Oberlandesgericht in ſeiner 
Entſcheidung vom 20. Mai 1896 geſtellt worden. Auf Grund der 
weimariſchen Landesgeſetzgebung (Gemeindeordnung) hat das Ober— 
landesgericht die Frage bejaht. Es hat dabei ausgeführt, die Um⸗ 
legung der durch die Straßenanlage der Gemeinde erwachſenden Laſt 
auf die Anlieger widerſtreite der Gemeindeordnung nicht, diejenigen, 
die von leiner Anlage einen beſonderen Vortheil haben, würden der 
Intention des Geſetzes entſprechend, gleichmäßig und ihrer Leiftung?- 
fähigkeit entſprechend zu einem Koſtenbeitrage herangezogen (a. a. O. 
S. 244). 

Kniep verwirft in ſeinem Nachtrag dieſen Gedanken de lege 
ferenda nicht prinzipiell: Einer beſonderen Belaſtung derjenigen, 
welchen beſondere Vortheile gewährt werden, läßt ſich bei Herſtellung 
neuer Straßen vom geſetzgeberiſchen Standpunkte aus vielleicht in 
einem gewiſſen Sinne das Wort reden (Nachtrag S. 9), an einer 
anderen Stelle ſagt er ſogar: Möglich iſt ein Rech ts zuſtand, wonach 
die neuen Straßen einer Stadt nicht auf Koſten der Gemeinde, 
ſondern auf Koſten der Anlieger hergeſtellt werden (Nachtrag S. 2), 
de lege lata, nach der weimariſchen Gemeindeordnung, erklärt er 
es aber für zweifellos unſtatthaft, den Anliegern die Koſten für die 
Herſtellung neuer Straßen aufzubürden (Nachtrag S. 9). Mir 
genügt dieſes Zugeſtändniß, um das Unhaltbare der Knie p'ſchen 
Theorie zu zeigen. Kniep verwirft nicht unbedingt eine geſetzliche 
Regelung, die dem Exproprianten das Recht giebt, die Koſten der 
Expropriation auf Andere, auch auf den Expropriaten abzuwälzen. 
Darf er es aber dann noch als eine Lächerlichkeit vom rechtlichen 
Standpunkte aus bezeichnen, wenn der Expropriat die Entſchädigung 
nicht reſp. nicht voll erhält oder behalten darf? Wie ſteht es dann 
mit dem Satze, daß es weſentlich für die Expropriation ſei, daß der 
Expropriant die Expropriationslaſt ſelbſt trage und nicht auf andere 
abwälze? Kniep giebt es hiermit ſelbſt auf, den Erſtattungsan⸗ 
ſpruch nach Expropriationsrecht zu beurtheilen, und acceptirt den Stand⸗ 
punkt des Oberlandesgerichts, das Entſchädigungspflicht und Er⸗ 
ſtattungsanſpruch auseinanderhält und letzteren als Steueranſpruch 
anſieht. 

Im Großherzogthum Sachſen find der Regel nach die Gemeinde— 
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ſteuern auf die, die in der Gemeinde wohnen, oder daſelbſt ein Grund- 
ſtück beſitzen, oder ein ſelbſtſtändiges Gewerbe betreiben, nach ihrem 
Einkommen zu vertheilen, (vergl. Art. 126 der Gemeindeordnung 
vom 24. Juni 1874 und Art. 127 der Gemeindeordnung vom 
17. April 1895). 

Von dieſer Regel kann die Gemeinde abweichen, durch Orts- 
ſtatut kann die Umlegung der Gemeindelaſten auch nach einem anderen 
Maßſtabe, der freilich immer der Gleichheit und Leiſtungsfähigkeit 
des Einzelnen entſprechen muß, erfolgen (vergl. Art. 134 der Ge⸗ 
meindeordnung vom 24. Juni 1874 und Art. 151 der Gemeinde- 
ordnung vom 17. April 1895). 

Nach Kniep haben dieſe Artikel 134 und 151 nur die Ein- 
kommenſteuer im Auge, das Ortsſtatut kann auf Grund dieſer Artikel 
nur das Einkommen beſteuern, ihre Bedeutung beruht darin, 
daß ſie dem Ortsſtatut nachlaſſen, bei Ermittelung und Feſtſtellung 
des Einkommens und bei der Veranlagung (Feſtſtellung des vom 
einzelnen Steuerpflichtigen zu zahlenden Steuerbetrags) andere Normen 
zur Anwendung zu bringen, als bei der ſtaatlichen Beſteuerung des 
Einkommens, vorausgeſetzt, daß dieſe Normen dem Grundſatze der 
Gleichheit und Leiſtungsfähigkeit des Einzelnen entſprechen. (Nachtrag 
S. 12 ff.) Das Oberlandesgericht hat dagegen die Artikel jo ver- 
ſtanden, daß das Ortsſtatut nicht nur eine gegenüber der ſtaatlichen 
modifizirte Einkommenſteuer auferlegen könne, ſondern auch eine 
andere, nicht vom Einkommen zu erhebende Steuer einführen dürfe, 
vorausgeſetzt, daß ſie nach einem dem Grundſatze der Gleichheit und 
Leiſtungsfähigkeit des Einzelnen entſprechenden Maßſtabe aufgelegt 
werde (a. a. O. S. 243 f.). Kniep bemerkt hiergegen, die Umlage 
der Wegebaulaſt auf die Anlieger in 88 16 ꝛc. des Statuts verletze 
ſchon den Grundſatz der Gleichheit und Leiſtungs fähigkeit (Nachtrag 
S. 13f.) 

Dies letztere kann ich nicht zugeben. Zunächſt enthält die Forde⸗ 
rung der Leiſtungsfähigkeit doch nur ein ganz allgemeines Prinzip 
(vergl. Conrad, Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften Bd. 6 
S. 105 f.), das nicht verletzt wird, wenn das Steuerſtatut die 
Steuerpflicht der Grundbeſitzer mit der Länge der Straßenfront ihrer 
Grundſtücke wachſen läßt. (Vergl. dazu Friedrichs S. 140 f.) 
Das Prinzip der Gleichheit der Beſteuerung führt aber nicht zu 
einer allgemeinen, ausnahmsloſen Beſteuerung, ſondern nur zu einer 
gleichmäßigen Vertheilung der Steuerlaſt unter die einzelnen Steuer⸗ 
pflichtigen. Auch die Aequivalenz⸗, Intereſſen⸗ oder Genußtheorie, 
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die eine Beſteuerung der Unterthanen im Verhältniß zu den Genüſſen 
und Vortheilen fordert, die der Einzelne vom Staate hat, ſteht auf 
dem Boden der Gleichheit oder Gleichmäßigkeit der Beſteuerung 
(vergl. Conrad, Hdwb. d. St. Bd. 6 ©. 104f.) 

Während ich ſo den von Kniep gegen die oberlandesgerichtlichen 
Ausführungen erhobenen Einwand für nicht durchſchlagend halte, will 
es mir ſcheinen, als ob für die Knie p'ſche Auffaſſung von dem In⸗ 
halt der Art. 134 und 151 felbft überwiegende Gründe ſprächen. 
Ich will dieſen Punkt, in dem ich mit Kniep konform gehen möchte, 
nicht weiter ausführen. Laſſen aber die Art. 134 und 151 nur eine 
modifizirte Einkommenſteuer zu, fo kann der Erſtattungsanſpruch nicht 
durch eine Bezugnahme auf fie gerechtfertigt werden, denn der Er- 
ſtattungsanſpruch ſtellt zweifellos keine Einkommensſteuer dar. Da— 
mit iſt aber noch nicht geſagt, daß er vor dem Geſetze überhaupt 
nicht beſtehe. Es kommen andere Vorſchriften der Gemeindeordnung 
in Betracht. 

Art. 131 der Gemeindeordnung vom 24. Juni 1874 beſtimmt 
(in Uebereinſtimmung mit Art. 149 der Gemeindeordnung vom 
22. Februar 18505) und Art. 146 der Gemeindeordnung vom 
18. Januar 1854): 

„Indirekte Auflagen, ſoweit ſie nicht ſchon bei Publikation dieſes 
Geſetzes beſtehen, dürfen nur mit Genehmigung der Staatsregierung 
eingeführt werden.“ 

Art. 148 der Gemeindeordnung vom 17. April 1895 ſagt: 

„Indirekte Abgaben, ſoweit ſie nicht ſchon bei Verkündigung 
dieſes Geſetzes beſtehen, dürfen nur durch Ortsſtatut eingeführt 
werden.“ 

Iſt der Erſtattungsanſpruch eine indirekte Auflage, eine indirekte 
Abgabe, dann iſt er geſetzmäßig, der Gemeindeordnung entſprechend, 
denn er iſt durch landesherrlich beſtätigtes Ortsſtatut eingeführt, 
er beruht auf übereinſtimmendem Beſchluſſe der Gemeinde und der 
Staatsregierung reſp. des Landesherrn. 

Die indirekten Auflagen, Abgaben oder Steuern bilden den 
Gegenſatz zu den direkten. Die Grenze zwiſchen direkten und in— 


6) 8 77 des Entwurfs zu dieſem Geſetze lautete: „Verbrauchsabgaben zu 
Gemeindezwecken ſind nur inſoweit und auf ſo lange zuläſſig, als ſie mit Ge⸗ 
nehmigung der Staatsregierung beſtehen“. Der Landtag ſchaltete hinter „Verbrauchs⸗ 
abgaben“ die Worte ein: „und andere indirekte Auflagen“. (Vergl. weimariſche 
Landtagsverhandlungen 1849/50. Schriftenwechſel S. 24, Protokolle Bd. S. 1113.) 
Das Geſetz ſelbſt redet nur von „indirekten Auflagen“. 
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direkten Steuern iſt eine flüſſige, ſie wird von verſchiedenen Geſichts⸗ 
punkten aus verſchieden gezogen. Es iſt in Folge deſſen für uns 
nichts gewonnen damit, daß der 4. Civilſenat des Reichsgerichts 
einmal den Erſatzanſpruch des § 15 des preußiſchen Geſetzes vom 
2. Juli 1875 als eine indirekte Gemeindeſteuer im Sinne des 
preußiſchen Verjährungsgeſetzes bezeichnet hat. (vergl. Friedrichs 
S. 150 ff.) Es iſt vielmehr zu fragen: Iſt der Erſtattungsanſpruch 
eine indirekte Auflage im Sinne der meimarifchen Geſetzgebung. 
namentlich im Sinne des Art. 131 der Gemeindeordnung vom 
24. Juni 1874? Dabei iſt zu beachten, daß die Gemeinde- 
ordnungen aus den Jahren 1850 bis 1895 die gleiche 
Vorſchrift wie der Art. 131 enthalten. Im gewöhn⸗ 
lichen Sprachgebrauche und auch in der Theorie der Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft bezeichnet man jetzt häufig als direkte (unmittelbar erhobene) 
Steuern die, welche im Allgemeinen von dem entrichtet zu werden 
pflegen, der ſie ſchließlich trägt bezw. tragen ſoll, während indirekte 
(mittelbar erhobene) Steuern diejenigen ſind, bei denen in der Regel 
das Umgekehrte der Fall iſt. Früher bezeichnete man in Deutſchland 
das, was wir jetzt direkte Steuern nennen, als Steuern, Kontri— 
butionen, Schatzungen, während das, was jetzt indirekte Steuer 
heißt, Acciſe, Auflage genannt wurde. Zu techniſchen Aus— 
drücken bildeten ſich die Bezeichnungen direkte und indirekte Steuer 
zuerſt in Frankreich aus. Man rechnete zu den direkten Steuern alle 
diejenigen, die nach einer Namendlifte und nach dauernden Dingen 
und Zuſtänden erhoben werden (Kataſterſteuern, die auf Grund vor- 
gängiger Kataſter und Soll⸗Etats erhoben werden), zu den indirekten 
Steuern die, welche gewiſſe Produkte, Gegenſtände oder Vorgänge 
(Fabrikation, Verkauf, Transport, Import) ohne Rückſicht auf die 
Perſon (auf ungewiſſen Erfolg, ohne Kataſter und ohne vorherige 
Soll⸗Etats) beſteuern (Tarifſteuern). Die direkten Steuern werden 
nach dieſer Unterſcheidung angeordnet nach Maßgabe zuſtändlicher 
Verhältniſſe, dauernder Dinge, die indirekten nach Maßgabe von Vor⸗ 
gängen, vorübergehenden Dingen; die Gegenſtände der Beſteuerung 
ſind im erſten Falle etwas Beſtehendes, eine Sache, eine Perſon, eine 
Befugniß ꝛc., im zweiten Falle iſt etwas Geſchehendes, eine Hand— 
lung die Gelegenheit, bei der die Steuer erhoben wird. Dieſe Unter⸗ 
ſcheidung hat in Deutſchland Eingang gefunden ſowohl in der 
Steuertheorie, als auch, was für uns beſonders wichtig iſt, in der 
Steuergeſetzgebung. In Preußen findet ſich, jedenfalls in Folge 
franzöſiſchen Einfluſſes, ſchon in zwei Verordnungen aus den Jahren 
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1808 und 1810 eine der franzöſiſchen ähnliche Terminologie. und 
ſie hat ſich in der Hauptſache bis auf die Gegenwart erhalten. 
So zählt man in Preußen die Erbſchaftsſteuer, die Schenkungsſteuer, 
die Hundeſteuer und die Kaufacciſe — alles Steuern, die von dem, den 
man belaſten will, direkt an die Steuerkaſſe gezahlt werden — zu 
den indirekten Steuern, und eine ähnliche Eintheilung herrſcht auch in 
anderen deutſchen Staaten, z. B. Bayern, Württemberg, Baden, Helfen, 
Elſaß⸗Lothringen, und darüber hinaus in Oeſterreich, Rußland, Belgien, 
Dänemark ꝛc. (Ueber alles Vorſtehende vergl. Conrad, H. d. St. 
Bd. 6 S. 96ff.) | 

Zieht man die Grenze zwiſchen direkter und indirekter Steuer 
in dieſer Weiſe, fo kann kein Zweifel fein, daß unſer Erſtattungs⸗ 
anſpruch den indirekten Steuern (Auflagen, Abgaben) beizuzählen iſt. 
Denn wie bei der Kauf⸗, Schenkungs⸗ und Erbſchaftsſteuer der 
Käufer, der Beſchenkte und der Erbe bei Gelegenheit des Kaufes ꝛc. 
nach dem Werthe des Kaufobjektes ꝛc. beſteuert wird, wird aus Anlaß 
eines vorübergehenden Vorgangs (Neuanlegung einer Straße) der. an 
deſſen Grundſtück die Straße gelegt wird, nach einem beſtimmten 
Tarife (nach der Länge ſeiner Straßenfront) beſteuert. 

Das Landesgrundgeſetz über die Beſteuerung im Großherzogthum 
Sachſen iſt das Geſetz über die Steuerverfaſſung vom 29. April 1821. 
Dieſes unterſcheidet im § 2 drei Steuerarten: 

1) „ſolche Grundſteuern, welche von dem Grundeigenthum, 
mit Einſchluß der Gebäude, allein und vorzugsweiſe entrichtet 
werden“, auch alte Landſteuer, alte Grundſteuer genannt (§ 9.); 

2) „ſolche indirekte Steuern (Verbrauchsſteuern, Handelsſteuern, 
Stempelabgaben), welche von Landtag zu Landtag den örtlichen und 
zeitlichen Verhältniſſen, ſowohl des ganzen Großherzogthums, als 
feiner einzelnen Theile, angemeſſen erkannt und verfaſſungsmäßig aus⸗ 
geſchrieben werden“, 

3) „ſolche direkte Steuern, welche alle Staatsbürger, nach 
Verhältniß ihrer Leiſtungsfähigkeit, treffen“. Dieſe werden auch all— 
gemeine direkte Steuern genannt. (Siehe Ueberſchrift über § 17, 
ſowie § 29 Z. 3.) 

Die Grundſteuern und die allgemeinen direkten Steuern ſind 
die Kataſterſteuern. Bezüglich der Grundſteuer beſtimmt § 9: „Die 
Steuern, welche von den Grundſtücken, mit Einſchluß der Gebäude, 
vorzugsweiſe und allein erhoben werden, ſollen jährlich gleich ſein 
acht Terminen alt⸗weimariſcher Grundſteuer.“ Betreffs der allge— 
meinen direkten Steuer, d. i. der Einkommenſteuer, verordnet § 17 
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„Die Steuern der dritten Art ſollen alle Staatsbürger, nach ihrer 
Leiſtungsfähigkeit, treffen. Sie ruhen auf dem Einkommen derſelben, 
welcher Quelle und welcher Größe es ſei.“ Grundſteuer und Ein⸗ 
fommenfteuer werden auf Grund von Kataſtern (§§ 14 und 25, 
dazu Regulativ vom 1. Mai 1821) nach dauernden Dingen erhoben. 
Dieſe Charakteriſtika der direkten Steuer fehlen der zweiten Steuerart, 
hier haben wir die Tarifſteuern. Bei den indirekten Steuern werden 
neben den Verbrauchsſteuern und Stempelabgaben die Handelsſteuern 
erwähnt. Ich gehe wohl nicht fehl, wenn ich unter den letzteren 
nicht nur die Zölle verſtehe, ſondern auch Steuern, die wir jetzt 
Verkehrsſteuern nennen. § 16 ſagt: „Ueber die indirekten Steuern 
entſcheidet von Landtag zu Landtag die Verwilligung und die darauf 
erfolgte landesfürſtliche Sanktion. Das ſo verfaſſungsmäßig zu 
Stande gekommene Steuergeſetz wird jedes Mal beſtimmen, ob über⸗ 
haupt ſolche Steuern erhoben werden ſollen? von welchen Gegen— 
ſtänden? auf welche Art und Weiſe? in welcher Maße? ob in allen 
Theilen des Großherzogthums, oder mit beſonderer Berückſichtigung 
örtlicher Verſchiedenheiten?“ Die indirekten Steuern können alſo im 
Gegenſatz zu den Kataſterſteuern lokale ſein. 

Das Steuergrundgeſetz iſt im Laufe der Zeit mehreren Reviſionen 
unterzogen worden, an den Steuerarten und ihrer Unterſcheidung hat 
man aber dabei nichts geändert (vergl. die revidirten Geſetze über 
die Steuerverfaſſung vom 18. März 1851 88 2 und 12 und vom 
18. März 1869 § 2 und 12). 

Um eine lokale Steuer handelt es ſich in unſerem Falle. Die 
nahe Verwandtſchaft des Erſtattungsanſpruchs mit den gewöhnlichen 
Verkehrsſteuern habe ich bereits gezeigt, mit den ſtändigen Katafter- 
ſteuern hat er nichts gemein. Schon hiernach wird er den indirekten 
Steuern zu unterſtellen ſein. Daß die Steuergeſetzgebung in Weimar 
aber zu den indirekten Auflagen, Steuern nicht nur die indirekten 
Steuern im Sinne des gewöhnlichen Sprachgebrauchs zählt, ſondern den 
Begriff derſelben — in Uebereinſtimmung mit der Geſetzgebung der 
meiſten anderen Staaten — ſo weit faßt, daß der Erſtattungsanſpruch 
des jenaiſchen Ortsſtatuts ihm unterfällt, dafür noch einige Belege aus 
neuerer Zeit: Die Steuergeſetze vom 10. Mai 1889, vom 7. Mai 1892 
und vom 1. Mai 1895 rechnen u. a. zu den indirekten Steuern die 
Hundeſteuer (dieſe wird ſchon in dem Steuergeſetze vom 20. Mai 
18747) unter den indirekten Steuern aufgeführt) und die Steuer vom 


7) Alſo noch vor Erlaß der Gemeindeordnung vom 24. Juni 1874. 
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Gewerbebetrieb im Umherziehen, das Geſetz vom 1. Mai 
1895 fügt ihnen hinzu die durch Geſetz vom 10. April 1895 ein⸗ 
geführte Erbſchaftsſteuer. 

Nach alledem ſtellt ſich der Erſtattungsanſpruch als eine indirekte 
Auflage, Abgabe, Steuer dar. Eine ſolche konnte im Wege der 
Selbſtgeſetzgebung der Gemeinde (alſo nicht ohne Zuſtimmung der 
Gemeinde, wie der Bauplan, das Expropriationsrecht,) konſtituirt 
werden. Die Zuſtimmung der Gemeinde fehlt ebenſowenig wie die 
der Staatsregierung, des Landesherrn. Damit komme ich zu dem 
Reſultate: Der Erſtattungsanſpruch beſteht zu Recht. 

Eine ganz andere Frage iſt die: War es ſteuerpolttiſch richtig, 
daß die Gemeinde ſich den Anſpruch gegen jeden Anlieger, auch gegen 
den, der von der Straßenanlage keinen Vortheil hat, zulegte? 

Eine rationelle Gemeindebeſteuerung wird ſicherlich die Grund— 
ſätze der Aequivalenz⸗, Intereſſen⸗ oder Genußtheorie nicht außer Acht 
laſſen dürfen (vergl. Conrad, a. a. O. S. 106), namentlich bei 
Anlegung von Straßen nicht, da andernfalls der Ruin des 
ſtädtiſchen Haushaltes zu befürchten iſt (vergl. Friedrichs S. 1), 
und da hier ohne Zuthun der Grundſtückseigenthümer durch Verfügung 
der Behörde oft über Nacht relativ geringwerthiges Ackerland in 
werthvolle Bauplätze verwandelt wird. Das erkennt auch Knie p 
an. Ich glaube, man kann die hiernach im Allgemeinen gerecht: 
fertigte Steuer konſtruiren, wie man will, man wird nicht verhindern 
können, daß recht oft gerade die, die bei dieſer Gelegenheit den 
größten Vortheil ohne irgend eine Mühe in die Taſche ſtecken, 
ſteuerfrei ausgehen. Aber dieſe Erwägung kann nicht dazu führen, 
jede Beſteuerungsart mit der Unvollkommenheit aller menſchlichen 
Einrichtungen zu rechtfertigen oder auch nur zu entſchuldigen. 

Die Mauern der altehrwürdigen Stadt Jena umgiebt ein ſtatt⸗ 
licher Kranz hübſcher Villen, die im bunten Durcheinander über die 
reizvolle Landſchaft zerſtreut ſind. Sicherlich nicht zum Nachtheil der 
Stadt. Die Stadtverwaltung hat jedenfalls alle Urſache, der Weiter- 
entwickelung der Stadt in dieſer Richtung nicht hindernd in den Weg 
zu treten. Es haben ſich hier nicht nur Leute angebaut, denen der 
Beruf gebeut, ihren Wohnſitz in Jena zu nehmen, gar manchen hat ein 
ganz freier Entſchluß nach Jena geführt. Wird nun plötzlich einem Be— 
ſitzer einer in einem großen, ſchönen Garten gelegenen Villa durch ſeinen 
Garten eine Straße gelegt, die fein Beſitzthum als Villengrundſtück ent- 
werthet, ſo iſt dies hart. Der Mann will oder kann nicht neue Gebäude 
nach der Straßenanlage auf feinem Grundftüd errichten, Vortheile hat 
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er demnach von der Straßenanlage nicht, wohl aber Nachtheile, ſogar 
erhebliche Nachtheile, die Straße zerſtört ſeinen ſchönen Garten, der 
ſeiner Villa erſt den rechten Werth gab. Daß ihm ſolche Nachtheile 
drohen, daran hat er früher, als er ſich ankaufte, nicht gedacht und 
(ich erinnere an den Fall der nachträglichen Aenderung des Baus 
planes, ſoweit er noch nicht zur Ausführung gekommen,) nicht denken 
können. Aber ſolche Härten kommen auch anderwärts vor, wenigſtens 
wo man geſtattet, außerhalb des Bereiches des Bauplans zu bauen, 
oder wo man den Bauplan nachträglich ändert. Wird dann dieſem 
Mann aber auch noch geſagt: „Du haſt dein Eigenthum thatſächlich 
umſonſt herzugeben (Deinem Entſchädigungsanſpruch ſteht der gleich 
hohe Erſtattungsanſpruch des $ 16 des Statuts gegenüber) und 
außerdem auch die Koſten der Straßenanlage zu bezahlen“, dann iſt 
es begreiflich, wenn er entrüſtet in die Worte ausbricht: „Hätte ich 
gewußt, daß ſolche Zuſtände hier herrſchen, ſo würde es mir nicht 
im Traume eingefallen ſein, hierherzuziehen.“ (Bedenken S. 29.) 
Nun kann zwar nach § 16 Abſ. 4 Satz 2 des jenaiſchen Orts⸗ 
ſtatuts der Gemeinderath ausnahmsweiſe zur Vermeidung beſonderer 
Härten oder aus allgemeinen ſtädtiſchen Intereſſen einen Theil der 
Koſten auf die Kämmereikaſſe übernehmen. Ob dieſer Satz 2 des 
Abſ. 4 ſich nur auf den in Abſ. 4 behandelten Fall (Erſtattung von 
Grunderwerbskoſten bei nicht bebauten Grundſtücken) bezieht, oder 
eine allgemeine Vorſchrift enthält, darüber wird man im Zweifel 
ſein können. Aber auch wenn das letztere anzunehmen iſt, ſo iſt doch 
klar: die Gemeindeglieder können eine materiell gerechte Steuer⸗ 
geſetzgebung verlangen und ihrem Rufe nach Beſeitigung einer un⸗ 
billigen Beſteuerung kann man nicht entgegenhalten, es könne ja im 
einzelnen Falle — noch dazu theilweiſe — Gnade für Recht ergehen. 
Es ſoll und kann Kniep das Verdienſt nicht beſtritten werden, 
daß er mit Nachdruck die bedauerliche Unbilligkeit des jenaiſchen Er⸗ 
ſtattungsanſpruchs in einer — vielleicht nicht unerheblichen — Anzahl von 
Fällen öffentlich zur Sprache gebracht und dargelegt hat. Würde die 
Kniep'ſche Schrift die Veranlaſſung fein, daß man an maßgebender 
Stelle ſorgfältig prüft, ob es zweckmäßig iſt, die Ausführung von 
Bauten außerhalb des Bereichs des Bauplanes noch weiter zuzulaſſens), 
ferner daß man in Jena fürderhin nicht leichten Herzens Aenderungen 


8) 5 4 Abſ. 3 des G. vom 11. Mai 1869 beſtimmt: 

„Die Ausführung eines Baues außerhalb des Bereichs eines Bauplanes iſt 
nicht ausgeſchloſſen, wenn der Ausſchluß nicht ortsſtatutariſch ausdrücklich beſtimmt iſt.“ 

In Jena iſt der Ausſchluß ortsſtatutariſch nicht beſtimmt. 
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des Bauplanes beſchließt und an das Ortsſtatut ſelbſt bald die beſſernde 
Hand anlegt, endlich daß für andere Orte Vorſchriften, wie ſie in Jena 
gelten, die Beſtätigung verſagt wird, ſo ſollte mich dies aufrichtig 
freuen. Die Angriffe Kniep's gegen die Rechtsbeſtändigkeit des 
Erſtattungsanſpruchs aber halte ich für nicht berechtigt, und ein 
Grund, von „Beamtenwillkür“, „heilloſer Rechtsunſicherheit“, „Rechts⸗ 
verdunkelung“, „Geſetzesumgehung“ zu reden, war meines Erachtens 
nicht gegeben. Kniep iſt nicht nur der Meinung, daß die Gemeinde 
Jena keine Enteignung auf Grund des Ortsſtatuts vornehmen dürfe, er 
fordert auch alle, die ſich trotzdem die Enteignung gefallen laſſen, auf, 
wenn gegen ſie der Erſtattungsanſpruch erhoben werde, ihn nicht anzu⸗ 
erkennen und ſeine Ungültigkeit durch den Civilrichter feſtſtellen zu 
laſſen. Ich kann ſelbſtverſtändlich nicht vorausſagen, wie die Ge- 
richte in Zukunft die in Betracht kommenden Rechtsfragen entſcheiden 
werden, habe es aber für angezeigt gehalten, den Kniep ſchen 
Ausführungen gegenüber meine Anſicht dahin zu begründen: Ein 
Widerſtand gegen die Expropriation iſt unberechtigt, und eine Klage 
auf Feſtſtellung der Rechtsungültigkeit des Erſtattungsanſpruchs oder 
auf Rückgewähr des zur Befriedigung dieſes Anſpruchs Geleiſteten bietet 
keine Ausſicht auf Erfolg. 


Ein großer Theil des Kniep' ſchen Nachtrags (§§ 6—8, S. 17 
—45) beſchäftigt ſich damit, dem Oberlandesgericht nachzuweiſen, 
es habe in dem Urtheile vom 20. Mai 1896 ſeinen Beſitzſtand als 
Civilgericht gegenüber den Verwaltungsbehörden nicht gehörig ge- 
wahrt; daß dies geſchehen ſei in einer Zeit, wo man den Civilrichter 
mehr und mehr zurückzudrängen bemüht ſei, und in einem Lande, 
wie Weimar, wo es zur Einſetzung von Verwaltungsgerichtshöfen 
noch nicht gekommen, ſei beſonders bedauerlich. Nach Kniep hätte 
das Oberlandesgericht, wenn es den Erſtattungsanſpruch für einen 
rechtmäßigen Steueranſpruch anſah, deſſen Zwangsbeitreibung auf 
dem Verwaltungswege zu erfolgen habe, — ſtatt den Rechtsweg für 
unzuläſſig zu erklären und die Klage abzuweiſen — erkennen müſſen: 
„Das Gericht beſchränkt ſich darauf, feſtzuſtellen, daß der Beklagte 
verpflichtet iſt, die antheiligen Koſten zu erſtatten; wegen der Zwangs⸗ 
beitreibung wird Klägerin auf den Verwaltungsweg verwieſen.“ 
(Nachtrag S. 45.) 

Auch dieſer auf dem Gebiete des Prozeßrechtes liegende Vor⸗ 
wurf, den Kniep gegen die Entſcheidung des Oberlandesgerichts 
erhebt, iſt unbegründet. 
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Es forderte in dem zur Entſcheidung ſtehenden Falle die Ge⸗ 
meinde Jena vom Beklagten, dem Beſitzer eines an einer neuherge— 
ſtellten (verlängerten)? Straße in Jena liegenden Grundſtücks, für 
die Neuherſtellung der Straße eine einmalige Leiſtung, die Zahlung 
von 377 M. 79 Pf. nebſt Prozeßzinſen. Einen Feſtſtellungsanſpruch 
hatte die Gemeinde nicht erhoben, namentlich auch nicht etwa mit 
der Leiſtungsklage die Feſtſtellungsklage verbunden. 

Kniep ſcheint anzunehmen, es liege der Feſtſtellungsanſpruch 
als das minus immer in dem Leiſtungsanſpruch als dem majus. 
Dies iſt nicht der Fall, die beiden Anſprüche ſind prozeſſual betrachtet 
etwas von einander Verſchiedenes, ein aliud. (Vergl. Entſcheidung 
des Reichsgerichts vom 4. Mai 1898 in der juriſtiſchen Wochen⸗ 
ſchrift 1898 S. 387 Z. 8.) Der Prozeßrichter iſt nicht befugt, ultra 
petita partium zu gehen. Will Kläger vom Richter ſtatt der ur⸗ 
ſprünglich begehrten Feſtſtellung die Verurtheilung zur Leiſtung oder 
umgekehrt erlangen, fo muß er feinen Klagantrag ändern, der Aende⸗ 
rung ſteht zwar das Verbot der Klagänderung nicht entgegen, (vgl. 
Entſch. des Reichsgerichts in Civilſachen Bd. 23 S. 346 ff.), aber 
ohne die Aenderung des Klagantrags muß der Richter bei ſeinem 
Spruch ſich in den Grenzen des erſten Antrags halten. Nach Knie p 
hätte alſo das Oberlandesgericht einen Ausſpruch thun ſollen, der von 
ihm nicht begehrt war, und den es deshalb nicht geben durfte. 

Aber nicht genug damit: Hätte die Gemeinde vom Gericht 
wirklich den Ausſpruch verlangt, den Kniep im Sinne hat, ſo hätte 
er nach meiner Meinung als prozeſſual unſtatthaft verweigert werden 
müſſen. Die Klägerin konnte den Feſtſtellungsanſpruch — allein oder 
in Verbindung mit dem Leiſtungsanſpruche — nicht erheben, denn 
offenbar hätte fie, da fie ſich durch den Verwaltungsexekutor jederzeit 
die Steuerſumme verſchaffen konnte, ein rechtliches Intereſſe an der 
alsbaldigen Feſtſtellung der einmaligen Steuerpflicht des Be⸗ 
klagten nicht darthun können. (C. P. O. § 231. Vgl. Entſcheidung 
des Reichsgerichts in Civilſ. Bd. 4 S. 437 f., Bd 5 S. 392 ff.) 

Wer, wie die Gemeinde Jena, beim Gericht eine Leiſtungsklage 
erhebt, der bittet das Gericht, den Befehl an den Beklagten, daß er leiſte, 
zu erlaſſen und, wenn nöthig, die Befolgung des Befehles zu erzwingen. 
Nun hat der weimariſche Geſetzgeber bei öffentlichen Steuern ıc. unter 
Ausſchluß des Richters lediglich der Verwaltungsbehörde die Macht ge— 
geben, den Befehl zu erlaſſen und, wenn nöthig, die Befolgung zu er- 
zwingen, nicht etwa die erſtere Befugniß (zum Erlaß des Befehls, 
zur Derurtheilung) dem Richter belaſſen und nur mit der Voll⸗ 
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reckung des Richterſpruchs ſtatt des Gerichtsvollziehers ꝛc. ein der 
Verwaltungsbehörde unterſtelltes Organ betraut. Deshalb hat das 
Oberlandesgericht mit Recht die Stadtgemeinde Jena mit ihrer 
Leiſtungsklage abgewieſen und ſie in die Prozeßkoſten verurtheilt. Die 
Urtheilsformel kann gar nicht anders als auf Klagabweiſung wegen Unzu⸗ 
läſſigkeit des Rechtsweges lauten, wenn wie hier dem Klagbegehr in 
vollem Umfange der Rechtsweg verſchloſſen iſt. Kniep muthet dem 
Oberlandesgericht zu, in der Urtheilsformel, die nur die Entſcheidung 
über den Klaganſpruch enthalten konnte, zur Klägerin zu 
ſagen: „Du biſt berechtigt, eine einmalige Forderung im Betrage von 
377 M. 79 Pf. (nebſt Prozeßzinſen ?) gegen den Beklagten zu erheben“ und 
in den Entſcheidungsgründen einzugeſtehen: „Alles, was du von mir ver⸗ 
langſt — Erlaß des Befehls an Beklagten, dieſe Summe dir zu zahlen, und 
die Erzwingung dieſes Befehls, — das dir zu gewähren, bin ich nicht 
berufen, wende dich deshalb gefälligſt an dich ſelbſt!“ Das geht nicht an. 

Wie die — für das praktiſche Leben ſehr wichtige — Entſchei⸗ 
dung über die Prozeßkoſten dann auszufallen hätte, darüber ſagt 
Kniep nichts. Unbedingt müßte Kniep dem Beklagten die Prozeß⸗ 
koſten — zum Theil wenigſtens — auflegen. Der weimariſche Geſetz⸗ 
geber hat die Gemeinde, der eine Steuerforderung nicht gezahlt 
wird, wegen ihrer Beitreibung vom Rechtswege ausgeſchloſſen, auch 
mit Rückſicht auf die Intereſſen des Abgabepflichtigen — damit ihm 
die ſo erheblichen Koſten der gerichtlichen Beitreibung erſpart werden 
(vergl. das oberlandesgerichtliche Urtheil a. a. O. S. 247, Nachtrag 
S. 38, 41 f.). Der Satz, daß der Rechtsweg für die Steuer⸗ 
fordernde Gemeinde verſchloſſen ſei, bedürfte, wäre Kniep mit ſeiner 
Anſicht im Rechte, der erheblichſten Einſchränkung, die ſeinen prak⸗ 
tiſchen Werth ernſtlich in Frage ſtellte: dann dürfte die Gemeinde 
zwar, um den Abgabepflichtigen nicht mit den Gerichtskoſten zu 
belaſten, nicht auf Leiſtung, Zahlung der Abgabe klagen — woran 
ſie allein Intereſſe hat —, wohl aber wäre es ihr unbenommen, auf 
Feſtſtellung der Zahlungspflicht zu klagen — woran ſie gar kein 
Intereſſe hat (wozu braucht ſie erſt das Gericht anzugehen, wo ſie die 
Abgabe alsbald durch ihre Organe beitreiben laſſen kann?) — und 
ſo dem Abgabepflichtigen völlig unnöthige Gerichtskoſten aufzubürden. 
Oder will man eine ſolche Feſtſtellungsklage nicht zulaſſen, aber trotz⸗ 
dem dem Gerichte die Verpflichtung auferlegen, die Steuerpflicht in 
der Urtheilsformel auf Koſten der Beklagten feſtzuſtellen, wenn auf 
Steuerleiſtung geklagt iſt? Das iſt doch erſt recht nicht angängig. 

Uebrigens iſt in dem oberlandesgerichtlichen Urtheil a nicht aus⸗ 
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geſprochen, daß eine Feſtſtellungsklage der Gemeinde unſtatthaft wäre. 
Das Oberlandesgericht ſagt (a. a. O. S. 246) nur, bei dieſen An- 
ſprüchen (Anſprüchen auf einmalige Leiſtung auf Grund des § 16 
des Ortsſtatuts) ſei die Betretung des Rechtsweges für die Gläubiger 
ausgeſchloſſen. Ob es eine Feſtſtellungsklage des Staates oder der 
Gemeinde bei einer einmaligen Steuerleiſtung oder wenigſtens bei fort- 
laufenden Steuern zulaſſen wird, das muß abgewartet werden, die Ent⸗ 
ſcheidung vom 20. Mai 1896 hat ſich mit dieſer Frage nicht befaßt und 
hatte ſich mit ihr nicht zu befaſſen, denn eine ſolche Klage war nicht 
erhoben. Jedenfalls ſagt die Entſcheidung nur, daß der Gläubiger den 
Rechtsweg zum Zwecke der Zwangs beitreibung mit der Leiſtungsklage 
nicht beſchreiten könne, und daß bei dem Leiſtungsanſpruch der Rechtsweg 
nur (dem Schuldner) gegen die Zwangsbeitreibung offen ſtehe, nicht 
aber bringt fie zum Ausdrucke, wie Kniep (Nachtrag S. 45) referirt, 
daß bei Steueranſprüchen der Glaͤubiger vom Rechtsweg überhaupt 
ausgeſchloſſen ſei, und daß nur der Schuldner den Rechtsweg habe. 
Die Entſcheidung — wie ſie lautet und wie ſie Kniep auffaßt 
— ſteht auch nicht mit den von Kniep herangezogenen früheren 
Entſcheidungen (Blätter für Rechtspflege Bd. 34 S. 359 ff., Bd. 37 
S. 357 f., 257 ff.) in Widerſpruch. In den in dieſen drei Urtheilen 
behandelten Fällen hatten die Steuerpflichtigen Klage auf Rück. 
gewahr gezahlter Steuern reſp. auf Feſtſtellung der Freiheit von der 
Beſteuerung erhoben. Dieſe Klagen hatte das Oberlandesgericht Jena 
zugelaſſen. Daß es jetzt ſolche Klagen nicht mehr für zuläſſig erachte, 
davon ſteht in der Entſcheidung vom 20. Mai 1896 nichts. Ich 
denke, das genügt, um die Behauptung von einer ſchwankenden 
Rechtſprechung des Oberlandesgerichts zu widerlegen. 
Endlich zeiht Kniep das Oberlandesgericht der Inkonſequenz um 
deswillen, weil es, obwohl es den Rechtsweg für unzuläſſig erkläre, 
ſich doch nicht von der Frage zurückgezogen habe, ob und in welchem 
Umfange der Gemeinde die Finanzhoheit übertragen worden ſei. 
(Nachtrag S. 45). Ja, konnte denn das Oberlandesgericht zu ſeiner 
Entſcheidung gelangen, ohne zu dieſer Frage Stellung zu nehmen? 
Die Stadt Jena machte vor dem Civilrichter einen Anſpruch auf 
Zahlung von 377 M. 79 Pf. mit Zinſen geltend, offenbar ſah ſie ihn 
als einen privatrechtlichen, auf der negotiorum gestio beruhenden 
an. Als ſolchen hatte ihn auch das Landgericht, das in erſter In⸗ 
ſtanz erkannt hatte, betrachtet. Auf demſelben Standpunkt ſtand der 
Beklagte, er hatte den Einwand der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs 
weder in erſter noch in zweiter Inſtanz erhoben. Wollte das Gericht 
die Gemeinde beſcheiden: „Du mußt die Forderung ſelbſt beitreiben 
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und kannſt dabei die Hilfe des Gerichtes nicht verlangen!“, ſo mußte 
es ihr zunächſt ſagen: „Wenn Du Dir auch jetzt nicht darüber 
klar biſt, daß Du eine Steuer forderſt, ſondern meinſt, Du ſtehſt auf 
privatrechtlichem Boden, ſo iſt dies doch nicht der Fall. Der Staat hat 
Dir ein Beſteuerungsrecht innerhalb gewiſſer Grenzen verliehen, that⸗ 
ſächlich iſt der Erſatzanſpruch des § 16 des Statuts als Steueranſpruch 
gedacht, nach dieſem § verlangſt Du eine Zahlung zum Zwecke der 
Befriedigung kollektiver Bedürfniſſe kraft öffentlicher Autorität.“ 

Die öffentliche Autorität, kraft deren eine Gemeinde Steuern 
fordern kann, iſt nun, wie wir ſahen, nicht unbeſchränkt, die Finanz⸗ 
hoheit der Gemeinde reicht nur ſoweit, als der Staat ſie ihr über⸗ 
tragen hat. Das weimariſche Geſetz vom 13. Mai 1879 ſchließt 
den Rechtsweg aus für die Zwangsbeitreibung von öffentlichen Ab⸗ 
gaben und Gefällen aller Art an die Gemeinden. Soll dieſes Geſetz 
auch Anwendung finden auf Forderungen der Gemeinden, die zwar 
Steuerforderungen zu fein prätendiren, es in Wahrheit aber nicht 
ſind, weil ſie ſich nicht innerhalb der Grenzen halten, die dem Be⸗ 
ſteuerungsrechte der Gemeinden vom Staate gezogen ſind? Ich ſetze 
den Fall: Der Staat verbietet den Gemeinden direkt, eine Hunde⸗ 
ſteuer zu erheben, trotzdem legt ein Ortsſtatut eine Hundeſteuer auf, 
und die Gemeinde verklagt den Hundebeſitzer, der nicht zahlt, vor dem 
Civilrichter auf Zahlung der Steuer. Soll dann der Civilrichter 
unter Berufung auf das Geſetz vom 13. Mai 1879 den Rechtsweg für 
unzuläſſig erklären? Der Richter, der dies thäte, würde den von Knie p 
gegen das Oberlandesgericht erhobenen Vorwurf, er wahre ſeinen Beſitz⸗ 
ſtand gegenüber den Verwaltungsbehörden nicht genügend, wohl ver⸗ 
dienen. Dem Oberlandesgericht gegenüber iſt der Tadel nicht berechtigt. 
Cs hat nicht nur geprüft, ob der Erſtattungsanſpruch vom Statute als 
Steueranſpruch auferlegt werde, ſondern weiter auch die Frage erörtert, 
ob die Gemeinde kraft der ihr vom Staate übertragenen Finanzhoheit zu 
dieſer Steuerauflage berechtigt ſei. Wäre es zu der Anſicht gelangt, daß 
der Anſpruch ſich nicht innerhalb der der Gemeindebeſteuerung geſetzten 
Grenzen halte, jo würde es kein Bedenken getragen haben, über den 
Anſpruch, der ſeiner Entſcheidung unterſtellt war, zu entſcheiden. 

Wer geneigt iſt, die Zuſtändigkeit der Civilgerichte möglichſt ein⸗ 
zuengen, der mag jagen, das Oberlandesgericht gehe hier zu weit, 
inkonſequent darf man aber die Entſcheidung nicht nennen, und von 
einer „großen Unklarheit“ des Urtheils zu ſprechen (Nachtrag S. 45), 
lag jedenfalls kein Grund vor. 


23* 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Oberlandesgericht. 
I. Aus dem I. Civilſenat. 


Mitgetheilt von Herrn Senatspräſidenten Dr. Blomeyer. 


17. Zur Auslegung des Verbots ein Konkurrenzgeſchä 
zu errichten. 

Der Buchhändler Friedrich Mathias Emil P. in Gotha hatte 
die von ihm unter der Firma Friedrich Andreas P. betriebene Verlags- 
buchhandlung an eine Aktiengeſellſchaft verkauft und ſich dabei ver- 
pflichtet bis zum 31. Dezember 1898 

bei Vermeidung einer Vertragsſtrafe von 100000 M. weder ein 
Konkurrenzgeſchäft in Deutſchland zu errichten noch ſich an einem 
ſolchen unmittelbar oder mittelbar zu betheiligen. 

Durch ein von Baſel am 9. September 1895 datirtes Cirkular 
hat der Obengenannte ſeinen früheren Geſchäftsfreunden und anderen 
Perſonen mitgetheilt, daß er am genannten Tag unter der Firma 
Friedrich Emil P. aus Gotha eine Verlagsbuchhandlung in Baſei 
eröffne, daß er dem Buchhändler Ferdinand Riehm in Baſel General- 
vollmacht und Prokura ertheilt und daß G. H. W. in Leipzig ſeine 
Kommiſſion übernommen habe. In dieſem neuen Verlag ſind denn 
auch in den Jahren 1896—98 eine Anzahl kleinerer Werke erſchienen. 

P. behielt auch fernerhin ſeinen Wohnſitz in Gotha und erledigte 
von dort aus einen großen Theil der Geſchäfte des neuen Verlages. 
Deßhalb erhob die Aktiengeſellſchaft gegen ihn Klage auf einen vorerſt 
auf 30 000 M. beſchränkten Theil der Konventionalſtrafe und erlangte 
in allen drei Inſtanzen eine Verurtheilung des P. 

In dem oberlandesgerichtlichen Urtheil wurde Folgendes ausgeführt: 

Auch wenn man mit dem Reichsgericht (Entſch. in Civilſachen 
Bd. 26 Nr. 27) ſtreng daran feſthalte, daß der Richter Fälle, welche 
die Vertragsſchließenden muthmaßlich mit unter das Strafverfprechen 
zu ſtellen beabſichtigt hätten, doch immer nur dann unter dasſelbe 
ziehen dürfe, wenn dieſe Abſicht bei dem Vertragsſchluß zu geeignetem 
Ausdruck gebracht worden ſei, ſo müſſe man doch zu einem dem 
Beklagten ungünſtigen Ergebniß gelangen. 

Das von dem Beklagten errichtete Geſchäft ſei als ein Kon⸗ 
kurrenzgeſchäft für die Klägerin zu betrachten. Es ſei anzunehmen, 
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daß die Parteien unter einem Konkurrenzgeſchäft ein ſolches verſtanden 
hätten welches überhaupt geeignet ſei das Geſchäft des anderen Theiles zu 
ſchädigen. An der Möglichkeit, daß die Errichtung des beklagtiſchen Ge- 
ſchäftes dem klägeriſchen Geſchäft Abbruch thue, ſei nach Lage der Sache 
nicht zu zweifeln. Darauf aber, ob die Klägerin durch das Verlags- 
geſchäft des Beklagten bereits geſchädigt worden ſei, komme nichts an. 

Aber auch die weitere Vorausſetzung der Strafbeſtimmung: die 
Errichtung (des Konkurrenzgeſchäftes) in Deutſchland fei ge- 
geben. Die Errichtung eines Geſchäſtes ſei der Beginn des Betriebs 
desſelben, wenn alſo Beklagter ein Konkurrenzgeſchäft in Deutſchland 
betrieben habe, habe er auch ein ſolches errichtet. Es müſſe 
aber in der That angenommen werden, daß Beklagter ein Verlags⸗ 
geſchäft in Deutſchland betrieben habe. 

. Nach dieſer Richtung hin findet fi in dem Oberlandesgerichts⸗ 
urtheil Folgendes ausgeführt: 

„Die räumliche Beſchränkung des Konkurrenzverbotes bringt 
mit ſich, daß dem Beklagten, wie die Errichtung eines Konkurrenz⸗ 
geſchäftes außerhalb Deutſchlands, ſo auch die Vornahme ſolcher 
einzelner geſchäftlicher Handlungen innerhalb Deutſchlands an ſich 
freigelaſſen iſt, welche eine ausländiſche Buchhandlung, ſei es durch 
brieflichen Verkehr oder ſonſtige Verſendung, ſei es durch reiſende In⸗ 
haber oder Angeſtellte innerhalb Deutſchlands behufs ihres Betriebes 
vornehmen könnte, ohne den ausländiſchen Sitz und Mittelpunkt 
ihres Betriebes aufzugeben. Hiernach war dem Beklagten durch das 
Konkurrenzverbot nicht unterſagt, den Vertrieb feiner Verlagswerke auch 
auf Deutſchland auszudehnen, durch einen ſtändigen Kommiſſionär in 
Leipzig diejenigen Geſchäfte beſorgen zu laſſen, welche auch ausländiſche 
Verlagshandlungen durch einen ſolchen vornehmen zu laſſen pflegen, 
ſeine Verlagswerke in Deutſchland herſtellen zu laſſen, einzelne auf 
den Betrieb bezügliche Briefe und Sendungen von einem deutſchen 
Orte ausgehen zu laſſen, einzelne geſchäftliche Briefe und Zuſendungen 
daſelbſt in Empfang zu nehmen und dahin ſich ſchicken zu laſſen, ein- 
zelne Verhandlungen und Abſchlüſſe mit Autoren innerhalb Deutfch- 
lands vorzunehmen. Ebenſowenig konnte durch das Konkurrenzverbot der 
Beklagte gehindert ſein, von ſeinem Wohnorte innerhalb Deutſchlands 
aus die Aufficht über ein im Auslande errichtetes Geſchäft zu führen, 
laufende Benachrichtigungen über Art und Ergebniſſe des Betriebes zu 
fordern, wichtigere Entſchließungen an ſeine Zuſtimmung zu binden. 

Dagegen muß eine Verletzung des Konkurrenzverbotes, hingeſehen 
auf den Zweck desſelben, dann angenommen werden, wenn von der 
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Thätigkeit, welche durch den Begriff eines Verlagsgeſchäftes gegeben 
iſt, nämlich von dem die Gewinnung von Verlagsrechten bezweckenden 
Verkehr mit Autoren, dem Abſchluſſe der Verlagsverträge, der Leitung 
der techniſchen Herſtellung der Verlagswerke, der öffentlichen An⸗ 
kündigung und Empfehlung derſelben, der Leitung des Geſammt— 
vertriebes, der hauptſächlichſte Theil von einem beſtimmten Orte inner- 
halb Deutſchlands aus ſtändig vorgenommen wird. So wenig. wie 
oben ausgeführt, die Vornahme vereinzelter hierzu gehöriger Hand⸗ 
lungen dem Konkurrenzverbote widerſtreitet, fo muß doch ein Zuwider— 
handeln gegen dieſes Verbot darin geſehen werden, daß nach dem im 
Voraus für den ganzen Betrieb feſtgeſtellten Plane die Betriebs⸗ 
handlungen zum weſentlichen Theile in der Regel in Deutſchland vor— 
genommen werden; iſt dies einmal im Allgemeinen beabſichtigt, ſo 
liegt eine „Errichtung“ in Deutſchland in dem oben dargelegten Sinne 
des Vertragsverbotes auch ſchon dann vor, wenn die Ausführung 
dieſer Abſicht nur erſt durch wenige einzelne Thätigkeitsakte begonnen hat. 

Daß aber die Abſicht des Beklagten, von Gotha aus die haupt⸗ 
ſächlichſten Betriebshandlungen, nämlich den Verkehr mit den Autoren, 
die Herſtellung und Bekanntmachung der Werke, ja die Oberleitung 
des Vertriebes ſtändig vorzunehmen, vorgelegen habe, und die vom 
Beklagten zugeſtandene buchhändleriſche Thätigkeit desſelben nur zur 
Ausführung dieſer Abſicht erfolgt ſei, davon mußte das Gericht die 
Ueberzeugung auf Grund der unter den Parteien feſtſtehenden That⸗ 
ſachen gewinnen, daß in dem Anſtellungs vertrage dem Baſeler Pro⸗ 
kuriſten Riehm eine ſelbſtändige Thätigkeit nur bezüglich des Ver⸗ 
triebe8 eingeräumt iſt, dagegen den Verkehr mit den Autoren, die 
Herſtellung der Verlagswerke und ſogar die Prüfung der von Riehm 
entworfenen Zirkulare der Beklagte ſelbſt ſich vorbehalten hat, daß 
die Riehm' ſchen Briefe nicht nur durchweg eine Einhaltung dieſer 
Geſchäftsvertheilung ergeben, ſondern auch Riehm nicht einmal in 
Bezug auf den Vertrieb ſelbſtändig arbeiten zu dürfen, vielmehr auf 
die Anfragen der Heymann'ſchen und der Tittmann'ſchen Buchhandlung 
die Entſchließung über die Gewährung günſtigerer Bezugsbedingungen 
dem Beklagten überlaſſen zu müſſen geglaubt hat, daß endlich der 
Beklagte ſelbſt an den Leipziger Kommiſſionär unmittelbar Inſtruktionen 
geſendet hat. Dieſer Annahme, daß der Geſchäftsbetrieb im Weſent⸗ 
lichen auf Grund des allgemeinen Geſchäftsplanes von Gotha aus 
geleitet und beſorgt worden fei, ſtehen auch die — größtentheils zu— 
geſtandenen oder bewieſenen — Behauptungen des Beklagten nicht 
entgegen, daß in Baſel eine Firma unter dem Namen des Beklagten 
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errichtet iſt — denn hierdurch iſt das Geſchäft in Gotha nicht be— 
ſeitigt — daß dem Riehm Generalvollmacht vom Beklagten ertheilt 
iſt —, denn deren Inhalt hat durch den ſpäteren Anſtellungsvertrag 
weſentliche Beſchränkungen erlitten —, daß Riehm über die Verlags⸗ 
projekte des Beklagten demſelben feine Anſichten geäußert, dem Be⸗ 
klagten mit Rathſchlägen an die Hand gegangen iſt und hierdurch 
auf deſſen Willendentfchliegungen eingewirkt hat, die an die Baſeler 
Firma anlangenden Briefe geöffnet, die in Baſel für die äußeren 
Beziehungen des dortigen Geſchäftes erforderlichen Verhandlungen 
geführt, über die Beſteuerung dieſes Geſchäfts mit dem Beklagten, 
ja ſelbſtändig mit der Steuerbehörde unterhandelt, für das Haupt⸗ 
geſchäft Kalkulationen aufgeſtellt, Korrekturen geleſen, die Buchführung 
beſorgt, vom Beklagten regelmäßig Honorar bezogen hat. Denn dieſe 
ganze Thätigkeit Riehms charakteriſirt ſich als die eines Geſchäfts⸗ 
gehülfen, welchem in allen wichtigen Angelegenheiten eine ſelbſtändige 
Entſchließung und Verfügung nicht eingeräumt iſt; ſo daß nicht noch 
erſt eine Erörterung des Schluſſes erforderlich iſt, welcher aus dem 
geringen Betrage der nach Angabe des Beklagten vierteljährlich be⸗ 
rechneten Portoauslagen des Riehm (am 13. Juli 1896 20 M., im 
Juli 1897 14,70 M.) gezogen werden muß. Es iſt hiernach feſtzu⸗ 
ſtellen, daß trotz des Konkurrenzverbote8s im Namen des Beklagten, 
ja in der Hauptſache von dieſem ſelbſt der Betrieb einer Verlags⸗ 
buchhandlung begonnen worden iſt, deren Leitung — trotz Errichtung 
einer Firma, eines Geſchäftslokales und einer Gehülfenthätigkeit in 
Baſel — ihren Sitz in Gotha hatte. 

Vollſtändig von dem vorliegenden Falle verfchieden. ift der i in den 
Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 26 S. 163 behandelte, in 
welchem innerhalb des Verbotsbezirkes nur einzelne Geſchäfte ab⸗ 
geſchloſſen, keine gewerbliche Niederlaſſung errichtet war.“ (Urtheil I 
U 106/97.) | 

Das die Reviſion gegen die oberlandesgerichtliche Entſcheidung 
abweiſende Reichsgerichtsurtheil iſt folgendermaßen begründet: | 

„Das Berufungsgericht geht in jeder Beziehung von richtigen 
Rechtsgrundſätzen aus, und die Angriffe der Reviſion richten ſich im 
weſentlichen nur gegen die Beweiswürdigung, die aber einen Rechts⸗ 
irrthum nicht erkennen läßt. Insbeſondere widerſpricht auch die An⸗ 
wendung der Rechtsſätze auf die feſtgeſtellten Thatſachen nicht den 
von dem erkennenden Senate in einem früheren Urtheil (Entſchei⸗— 
dungen des Reichsgerichts Bd. 26 S. 163) aufgeſtellten Grundſätzen. 
Im vorliegenden Falle handelt es ſich nicht um einzelne ausnahms⸗ 
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weiſe in Deutſchland vorgenommene Betriebshandlungen in einem 
Geſchäftsbetriebe, der in Baſel ſeinen Sitz hat, ſondern das Be— 
rufungsgericht legt in überzeugender Weiſe dar, daß in Baſel nur 
die Eintragung der Firma erfolgt, dagegen thatſächlich das Verlags- 
geſchäft im weſentlichen in Deutſchland, und zwar von Gotha 
aus, betrieben worden ſei. Daß ein ſolches Verfahren der zwiſchen 
den Parteien vereinbarten Strafklauſel widerſpricht, kann keinem 
Zweifel unterliegen, und das muß nach den zutreffenden Ausführungen 
des Berufungsgerichts ſelbſt dann angenommen werden, wenn der 
Verlag der vom Beklagten verlegten Bücher trotz ihrer Berührung 
des hiſtoriſchen Gebiets der Klägerin nicht angeboten oder von ihr 
nicht übernommen ſein würde. Die Gültigkeit aber der Strafklauſel 
unterliegt keinem Bedenken, da durch ſie nicht etwa ein Druck auf einen 
Beſchäftigung ſuchenden Handlungsgehülfen ausgeübt wurde, ſondern 
der Beklagte aus freien Stücken feinen Geſchäftsbetrieb aufgab und offen- 
bar durch die Klauſel günſtigere Vertragsbedingungen ſich verſchaffte.“ 


II. Aus dem II. Civilſenat. 
Mitgetheilt vom Geheimen Juſtizrath Schulz. 


21. Schaden erſatzklage des in den Graben an einer 
öffentlichen Straße Geſtürzten gegen den Eigen- 
thümer der Straße. Begriff des „Ortes, an welchem 
Menſchen verkehren“, des „Abhanges“, und des „der— 
geſtalt unverwahrt Laſſens, daß daraus Gefahr 
für Andere entſtehen kann“ in 8 367 Ziff. 12 des Straf⸗ 
geſetzbuches. (Vgl. Bd. 43 S. 354 flg. Bd. 44 S. 240 fig. 
dieſer Blätter.) 

Der zu dem im Auguſt 1895 in Ronneburg abgehaltenen 
Feuerwehrtag gekommene V. aus Altenburg war in dem vor der 
Stadt rechts an der Chauſſee nach Werdau gelegenen zum Herzoglichen 
Mineralbad gehörigen „Kammerhauſe“ einquartirt worden. Zu dieſem 
Hauſe führt aus der Stadt ein links von der hier auf beiden Seiten 
von Gräben umgebenen Chauſſee ſich hinziehender Fußweg. Von 
dieſem Fußweg biegt man vor dem Kammerhauſe rechts ab, über⸗ 
ſchreitet den dort überwölbten Chauſſeegraben, durchquert die Chauſſee 
und ſindet hier zwei 10,80 m von einander entfernte Brücken, welche 
über den rechtsſeitigen Graben an der Chauſſee auf den vor dem 
Hauſe ſich hinziehenden Fußweg die Verbindung vermitteln. Dieſe 
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Brücken find etwa 4 m breit und mit einem weiß angeſtrichenen 
Holzgeländer von 1 m Höhe eingefriedigt. An den Brücken iſt der 
Chauſſeegraben, über den ſie führen, bei einer Sohlenbreite von 
0,80 m und einer oberen Breite von 1,60 m 1,18 m bis 1,42 m 
tief. Er hat an der Chauſſeeſeite eine Raſenböſchung, während nach 
dem am Kammerhauſe ſich hinziehenden Fußweg zu eine ſteil ab— 
fallende Steinmauer aufgeführt iſt. In Zwiſchenräumen von 4,15 m 
ſtehen am Rande des Grabens auf der Chauſſee ziemlich ſtarke 
Kaſtanienbäume. In dieſen Graben ſtürzte der V., als er in der 
Nacht vom 3. zum 4. Auguſt früh zwiſchen 1 und 2 Uhr von dem 
linkſeitigen Fußweg nach rechts abbiegend und die Chauſſee durch— 
querend mit einem Kameraden aus der Stadt nach dem Kammer— 
hauſe heimkehren wollte, an der Stelle zwiſchen den beiden Brücken, 
indem er bei der herrſchenden Dunkelheit den Zugang zu den Brücken 
verfehlte, obgleich er am hellen Abend des 3. Auguſt die Beſchaffen⸗ 
heit des Ueberganges von der Chauſſee über die Brücken nach dem 
Kammerhauſe wahrgenommen hatte. Er erlitt in Folge des Sturzes 
einen Rippenbruch, der ihn in feiner Erwerbsthätigkeit beeinträchtigte 
und ihm den Aufwand von Transport- und Heilungskoſten verurſachte. 
V. forderte von dem Altenburger Landesfiskus als Eigenthümer von 
Chauſſee und Graben Schadenserſatz auf Grund des § 367 Abſ. 12 
des St. G. B. Dieſer Klaganſpruch wurde vom Oberlandesgericht in 
Uebereinſtimmung mit dem Landgericht als dem Grund nach gerecht— 
fertigt erachtet. 

Aus den Gründen: 

Die Schadenderſatzpflicht des Eigenthümers einer öffentlichen 
Straße aus dem Sturze eines auf der Straße verkehrenden Menſchen 
in einen an der Straße ſich hinziehenden Abhang muß begründet er— 
ſcheinen, wenn der Thatbeſtand des § 367 Ziff. 12 des St. G. B.!) 
in allen ſeinen im Fragefall einſchlagenden Momenten gegeben iſt, 
denn nach gemeinem Recht haftet Jeder, der durch den Verſtoß gegen 
ein den Schutz eines Anderen bezweckendes Geſetz einem Anderen ſchuld— 
voll Schaden zufügt, dem Verletzten für Erſatz dieſes Schadens. 

Was zunächſt die Frage anlangt, ob die Unfallſtelle als ein Ort 
zu betrachten iſt, „wo Menſchen verkehren“, fo iſt mit dem 
Reichsgericht (vgl. Goltdammer'8s Archiv Bd. 37 S. 203) davon 
auszugehen, daß darunter ſolche Orte zu verſtehen ſind, die thatſäch— 
lich in öfterer Wiederkehr Menſchen betreten. In dieſer Beziehung 


1) „Wer an Orten, an welchen Menſchen verkehren, Abhänge dergeſtalt un⸗ 
verwahrt läßt, daß daraus Gefahr für Andere entſtehen kann.“ 


— 362 — 


iſt von dem beklagten Fiskus zugegeben worden, daß der am Kam⸗ 
merhauſe vorüber führende Fußweg der Benutzung des Publikums 
freiſtehe und von demſelben benutzt werde, und daß die beiden über 
den Graben führenden Brücken zur Vermittelung des Verkehrs zwiſche 
dem Fußwege und der Chauſſee, die zweifellos dem öffentlichen Ver 
kehr dient, beſtimmt ſeien. Damit iſt das Thatbeſtandsmoment des 
„Ortes, an welchem Menſchen verkehren“, für den von der Straße 
aus nach dem Brückenübergang zum Kammerhaus Gehenden gegeben; 
es iſt dieſes Moment aber auch für denjenigen gegeben, der, wie der 
Kläger, auf dem Fußwege links an der Chauſſee aus der Stadt 
kommend, die Straße überſchreitet, um auf die nach dem Kammer⸗ 
hauſe führenden Brücken zu gelangen. Denn auch dieſer Weg aus 
der Stadt zum Kammerhauſe fleht dem Publikum offen. 

Daß ein an einer Chauſſee ſich hinziehender Graben unter Um⸗ 
ſtänden zu den „Abhängen“ des 8 367 Ziff. 12 St. G. B. zu rech⸗ 
nen ſei, iſt aus dem auf den Schutz des Publikums vor Gefähr- 
dungen des öffentlichen Verkehrs gerichteten Zweck dieſer Strafvor⸗ 
ſchrift zu entnehmen und auch vom Reichsgericht ausgeſprochen 
(Entſch. des R. G. in Civilſachen B. 25 S. 54). Es iſt mit Rück⸗ 
ſicht auf die Tiefe und Breite des Grabens, auf die Beſchaffenheit 
ſeiner Ränder und deren ſteilen Abfall unbedenklich, den hier in 
Frage ſtehenden Graben zu den „Abhängen“ des angezogenen 
Paragraphen des St. G. B. zu rechnen. 

Das Vorhandenſein des dritten Erforderniſſes des Thatbeſtandes 
jener Strafvorſchrift, des Umſtandes nämlich, daß der Graben, in 
welchen der Kläger geſtürzt iſt, „dergeſtalt unverwahrt ge— 
laſſen worden ſei, daß daraus Gefahr für Menſchen ent- 
ſtehen kann“, ergiebt ſich aus dem Unfalle des Klägers bei Er⸗ 
wägung der Oertlichkeit. Denn wenn man unter einem gefahrdro- 
henden Abhange im Sinn des 8 367 Ziff. 12 a. a. O. einen ſolchen 
zu verſtehen hat, deſſen Nichtverwahrtſein die Möglichkeit des Ab⸗ 
ſturzes der mit Anwendung der gewöhnlichen Aufmerkſamkeit in der 
Nähe Verkehrenden nahe legt, ſo ſtellt der (nicht außer urſächlichem 
Zuſammenhang mit dem Nichtverwahrtſein erfolgte) Eintritt des 
Sturzes das Moment der Gefährlichkeit außer Zweifel. Dieſe Ge- 
fährlichkeit des Ueberganges von jenſeits der Chauſſee über dieſe hin⸗ 
weg nach den zum Weg vor dem Kammerhauſe führenden Brücken 
für den bei Nacht auf der nicht beleuchteten Straße Gehenden hätte 
den mit der ordnungsmäßigen Inſtandhaltung der Staatsſtraße be- 
trauten Beamten des Fiskus nicht verborgen bleiben dürfen. Sie 
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hätten bei pflichtgemäßer Aufmerkſamkeit ſich ſagen müſſen, daß zur 
Nachtzeit für den die Straße Ueberſchreitenden die in 
regelmäßiger durch die Brücken nicht unterbrochener Reihenfolge in dem 
Zwiſchenraume von über 4 m am Rande der Chauſſee ſtehenden 
Kaſtanienbäume weder einen Wegweiſer nach den Brücken noch eine 
Schutzwehr gegen das Abſtürzen in den Graben abgeben, daß in der 
Dunkelheit die Brücken leicht zu verfehlen ſeien, dem mit der Oert⸗ 
lichkeit nicht Vertrauten auch aus dem Umſtand, daß gegenüber dem 
Kammerhauſe der Chauſſeegraben auf der linken Seite überdeckt war, 
die Meinung beikommen könne, dasſelbe ſei auf der rechten Seite 
der Chauſſee der Fall. Die Chauſſeebeamten hätten für eine Ver⸗ 
wahrung des Grabens zwiſchen den beiden Brücken und auf eine 
weitere Strecke vor und hinter den Brücken durch Schranken, zwiſchen 
den Kaſtanienbäumen geſpannte Drahtſeile oder ſonſtige Veranſtal⸗ 
tungen Sorge tragen müſſen. 

Es greift demnach die Haftpflicht des Staates für das Verſchulden 
ſeiner Beamten Platz, und es bleibt nur noch die Einrede, daß Kläger 
durch eigene Unvorfichtiafeit feinen Sturz mit verurſacht habe, zu prüfen. 

Wenn in dieſer Beziehung von dem Beklagten darauf hinge- 
wieſen wird, daß dem Kläger die Gefährlichkeit des Ueberganges über 
die Chauſſee nach den Brücken in der Nacht aus dem Vorbeigehen 
am hellen Abend bekannt geweſen ſei, daß er eine Laterne auf dem 
Heimweg hätte mitnehmen, oder ſich durch Anzünden von Streich⸗ 
hölzern oder Taſten mit einem Stocke vor dem Sturze habe ſchützen 
müſſen, ſo iſt dieſer Einwand unbegründet. Wer in dunkler Nacht 
an einem dem Verkehr dienenden Orte geht, iſt im Hinblick auf das 
zum Schutze von Leben und Geſundheit des Publikums gegebene 
Reichsgeſetz des § 367 Ziff. 12 St. G. B. zu dem Vertrauen berechtigt, 
daß an Stellen, wo die Beſchaffenheit des Ortes an ſich für den in 
regelmäßiger Weiſe ſich vollziehenden Verkehr bei Dunkelheit beſondere 
am Tage oder bei künſtlicher Beleuchtung vielleicht gar nicht drohende 
Gefahren mit ſich bringen würde, zur Abwendung dieſer nächtlichen 
Gefahren auch beſondere Vorkehrungen wenigſtens inſoweit getroffen 
find, als die Lage der in Betracht kommenden Oertlichkeiten den Ver- 
kehr gerade nach ſolchen Stellen oder in ihre unmittelbare Nähe hin- 
weiſt. Der an ſolchen Orten Gehende iſt inſoweit nicht verpflichtet, 
ſich durch beſondere Vorſichtsmaßregeln, wie Mitnehmen einer Laterne, 
eines Führers u. ſ. w. gegen etwaige Gefahren der angegebenen 
Art zu ſchützen (vgl. Entſch. des R. G. in Civilſachen Bd. 38 
S. 220. Urtheil des Oberlandesgerichts Stuttgart bei Reger, Ent⸗ 
ſcheidungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden u. ſ. w. Bd. 9 
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S. 101). Er darf erwarten, daß tiefe offene Gräben, welche er 
nach der von ihm einzuſchlagenden, in den Bereich des gewöhnlichen 
Verkehrs fallenden Richtung auf Brücken oder Stegen zu überſchreiten 
hat, wegen des bei Nacht leicht möglichen Verfehlens der Uebergangs⸗ 
ſtellen in deren Nähe durch Geländer oder andere zweckentſprechende 
Vorrichtungen gehörig verwahrt ſind. Um eine Stelle dieſer Art 
aber handelt es ſich in dem vorliegenden Fall; denn wer von der 
Stadt Ronneburg auf der Straße oder (wie der Kläger und ſein 
Begleiter nach der Zeugenausſage des Letzteren) auf dem linksſeitigen 
Fußweg nach dem Herzoglichen Mineralbad geht, und Veranlaſſung 
hat, ſich ſpeziell nach dem dazu gehörigen Kammerhauſe zu begeben, 
muß, um dahin zu gelangen, den tiefen Graben an der rechten Seite 
der Straße auf einer der beiden Brücken, welche nach dem Kammer⸗ 
hauſe führen, überſchreiten. Es iſt dem Kläger auch nicht zur Fahr⸗ 
läſſigkeit zuzurechnen, daß er bei dem am Abend vor dem Unfall in 
Geſellſchaft Anderer unternommenen Gang an dem Graben und deſſen 
Ueberbrückung vorbei nicht darauf geachtet hat. daß ſich in der Nähe 
der Brücken und zwiſchen denſelben kein Geländer oder dergl. befand. 
Er durfte vorausſetzen, daß die zur Sicherung auch des nächtlichen 
Verkehrs von der Straße nach dem Kammerhauſe nöthigen Vor— 
richtungen vorhanden ſeien, und es hieße einen ungewöhnlichen Grad 
von Vorſicht von ihm verlangen, wenn man ihm zum Vorwurf machen 
wollte, daß er bei der Rückkehr aus der Stadt nach ſeiner Wohnung 
im Kammerhauſe nicht alsbald ſein beſonderes Augenmerk auf die 
Grabenränder in der Nähe der Brücken gerichtet hat, um feſtzuſtellen, 
ob jene Vorausſetzung zutreffend ſei oder nicht. 

Urtheil vom 20. Oktober 1897 nach Altenburg II U 12/97. 

Dieſe Entſcheidung iſt auf von dem Beklagten eingelegte Reviſion 
durch Urtheil des dritten Civilſenats des Reichsgerichts vom 4. März 
1898 beſtätigt worden. 


III. Aus dem Strafſenat. 
Mitgetheilt von Herrn Wirkl. Geh. Rath Oberlandesgerichtspräſidenten 
Dr. von Brüger. 

4. Thäter oder Gehülfe? Zuwiderhandlung gegen 
die Verordnung des Herzogl. Sächſ. Altenbur— 
giſchen Geſammt-Miniſteriums, betreffend die 
öffentliche Ankündigung von Geheimmitteln, vom 
10. Juli 1895 (G. S. S. 939). 


— 305 — 


Der wegen Zuwiderhandlung gegen die bezeichnete Minifterial- 
verordnung, welche in § 1 die öffentliche Ankündigung von Geheim— 
mitteln, die zur Verhütung oder Heilung menſchlicher Krankheiten 
dienen ſollen, verbietet, Angeklagte war Herausgeber einer in dem 
S.⸗Altenburgiſchen Städtchen Lucka erſcheinenden Zeitung, der 
„Luckaer Nachrichten“. Dieſer Zeitung pflegt das in Berlin unter 
Redaktion von Bogdan erſcheinende „Deutſche Familienblatt“ als 
Gratiszugabe beigefügt zu werden. Die Nummern 2, 3 und 4 des 
letzteren Blattes Jahrg. 1897 enthielten Inſerate, in denen „Schütze's 
Blutreinigungspulver“ und „Balſam Bilfinger“ angekündigt waren. 
Dieſe Nummern des „Deutſchen Familienblattes“ waren den Nummern 
85, 86 und 87 der „Luckaer Nachrichten“ beigefügt und zugleich mit 
letzteren an die Abonnenten verſendet worden. Der auf Grund dieſer 
Thatſachen angeklagte Herausgeber der „Luckaer Nachrichten“ war 
vom Schöffengericht verurtheilt, auf ſeine Berufung von der Straf— 
kammer des Landgerichts freigeſprochen worden. Die Freiſprechung 
beruht nicht auf einer Verneinung der Frage, ob eine verbotswidrige 
öffentliche Ankündigung von Geheimmitteln ſtattgefunden habe, ſondern 
auf der Erwägung, daß der Angeklagte in Bezug auf die den 
Gegenſtand der Beſchuldigung bildende Uebertretung nicht als Thäter 
oder Mitthäter, ſondern lediglich als Gehülfe in Betracht komme, als 
ſolcher aber nach § 49 St. G. B. ſtraflos bleiben müſſe. Auf Reviſion 
der Staatsanwaltſchaft wurde das zweitinſtanzliche Urtheil vom Straf— 
ſenat des Oberlandgerichts aufgehoben und die Sache zur ander— 
weiten Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Objektiv iſt der Thatbeſtand der Ueber— 
tretung des § 1 der V. O. vom 10. Juli 1895 zweifellos gegeben. 
Es fragt ſich daher nur, ob der Angeklagte an der vorliegenden ver— 
botswidrigen Ankündigung ſubjektiv in einer Weiſe betheiligt iſt, daß 
er dafür — gemäß § 2 d. V. — ſtrafrechtlich verantwortlich gemacht 
werden kann. Das Berufungsgericht verneint dies, weil der Ange— 
klagte lediglich als Gehülfe der eigentlichen Thäter — nämlich der⸗ 
jenigen, von welchen die Inſerate im deutſchen Familienblatt her⸗ 
rühren, bezw. des Redakteurs dieſes Familienblattes — anzu— 
ſehen ſei, und begründet dies mit der Ausführung: Die Mitwirkung 
des Angeklagten bei Ankündigung der in Rede ſtehenden Geheim— 
mittel ſei offenbar nicht aus der Abſicht hervorgegangen, die Ankün⸗ 
digung als ſeine — des Angeklagten — eigene That zu unterſtützen 
und zur Vollendung zu bringen; denn der Angeklagte habe an dem 
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Inſeratentheil des „Deutſchen Familienblattes“ gar kein Intereſſe ge⸗ 
habt, denſelben vielmehr als eine läſtige Beigabe zu dem Unterhal⸗ 
tungstheil des Blattes mit in den Kauf nehmen müſſen und er habe 
das deutſche Familienblatt unter den Leſern der „Luckaer Nachrichten“ 
lediglich in der Abſicht verbreitet, denſelben damit eine Unterhaltungs» 
beilage zu der Zeitung zu bieten. 

Dieſe Ausführung erſcheint, ſoweit darauf die Eigenſchaft des 
Angeklagten als bloßer Gehülfe geſtützt werden ſoll, als von Rechts- 
irrthum beherrſcht. Allerdings iſt nach allgemeinen ſtrafrechtlichen 
Grundſätzen derjenige, deſſen Mitwirkung ſich dadurch kennzeichnet, 
daß er die That an ſich als die eines Dritten behandelt und, von dieſer 
Abſicht ausgehend, zu der That nur unterſtützend beiträgt, als Ge— 
hülfe im Sinne des § 49 Str. G. B. zu betrachten (vgl. Olshauſen 
Str. G. B. Anm. 3 zu § 47). So liegt aber der gegenwärtige Fall 
nicht. Vielmehr hat der Angeklagte, wenn man der rechtlichen Be— 
urtheilung die im Berufungsurtheil verwertheten Umſtände zu Grunde 
legt, den vollen Thatbeſtand des 8 1 der Verordnung vom 10. Juli 
1895 in ſeiner Perſon erfüllt und damit die That ſelbſt als ſeine 
eigene verwirklicht. Dies ergiebt ſich aus Folgendem: 

Dem in § 1 der Verordnung vom 10. Juli 1895 aufgeſtellten 
Verbote handelt Jeder zuwider, der Geheimmittel von der daſelbſt 
bezeichneten Art öffentlich ankündigt. Das hat der Angeklagte gethan; 
denn er hat das deutſche Familienblatt mit dem darin befindlichen 
verbotswidrigen Inſerate den von ihm herausgegebenen „Luckaer 
Nachrichten“ beigefügt, dadurch aber die Inſerate den Leſern ſeiner 
Zeitung — einem individuell unbeſtimmten Perſonenkreiſe — zur 
Kenntniß gebracht und auf dieſe Weiſe die öffentliche Ankündigung 
der in den Inſeraten angeprieſenen Geheimmittel vollzogen. Nach 
der weiteren Feſtſtellung des Berufungsgerichts hat aber der Ange 
klagte bei der unter Beifügung des deutſchen Familienblattes erfolgten 
Herausgabe feiner Zeitung auch das Vorhandenſein der auf „Schütze's 
Blutreinigungspulver“ und „Balſam Bilfinger“ bezüglichen Bekannt⸗ 
machungen im Inſeratentheil des deutſchen Familienblattes ſowie die 
Verbotswidrigkeit der Inſerate gekannt. Bei dieſer Sachlage bietet 
ſich in Bezug auf die den Gegenſtand der Beſchuldigung darſtellende 
öffentliche Ankündigung von Geheimmitteln für die Annahme einer 
bloßen Gehülfenſchaft des Angeklagten kein Raum; vielmehr muß 
er auf der Grundlage des Berufungsurtheils als Thäter angeſehen 
werden, da er aus den aus dem angefochtenen Urtheil hervorgehen⸗ 
den Umſtänden den Thatbeſtand des § 1 der Verordnung vom 10. Juli 
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1895 ganz ausgeführt und mit ſeinem Vorſatze die ganze That — 
nicht blos einen Theil derſelben — umfaßt hat (vgl. Olshauſen, 
Str. G.B. Anm. 4 8 47). Uebrigens würde, beiläufig bemerkt, für 
die Begehung der Uebertretung des § 1 d. V. — als Thäter — auch 
ein blos fahrläſſiges Verſchulden genügen. 

Welches ſonſtige Intereſſe der Angeklagte an dem Inſeratentheil 
des deutſchen Familienblattes gehabt, oder welche ſpeziellen Abſichten 
er mit der Beifügung dieſes Familienblattes zu feiner Zeitung ver— 
folgt hat, iſt für die vorſtehend erörterte Frage ſeiner Thäterſchaft 
gleichgültig. 

Urtheil vom 24. Mai 1898 nach Altenburg S 26/98. 


5. Zu der Großherzog l. Sächſ. Miniſterial⸗Verordnung 
vom 7. November 1890, das Ankündigen und An- 
preiſen von Heilmitteln betreffend. 

Die Reviſion des wegen Uebertretung obiger Verordnung ver⸗ 
urtheilten Droguiſten Paul St. in München wurde vom Straffenat 
zurückgewieſen mit folgender Begründung: 

Der Revident iſt wegen Uebertretung der Vorſchrift des § 1 der 
Sachſen⸗Weimariſchen Miniſterial⸗Verordnung vom 7. November 1890 
verurtheilt, daß „Stoffe und Zubereitungen als Heilmittel, denen be- 
ſondere Wirkungeu fälſchlich beigelegt werden, um über ihren Werth 
zu täuſchen (Reklamemittel), zum Verkauf weder öffentlich angekündigt 
noch angeprieſen werden dürfen“. | 

Das angefochtene Berufungsurtheil ſtellt in thatſächlicher Be- 
ziehung feſt, daß der Angeklagte in einer in Weimar erſcheinenden 
Zeitung die ſogenannte „Krankenſchweſter⸗Volta⸗Uhr“ als einen neuen, 
einen elektriſchen Strom erzeugenden, eine zehnmal größere Wirkung, 
als das ſogenannte „Volta⸗Kreuz“ ausübenden elektromagnetiſchen 
Heilapparat gegen Gicht, Rheumatismus und eine ganze Reihe anderer 
Leiden zum Verkaufe angeprieſen, daß dieſer Apparat aber nicht die 
ihm in dieſer Anpreiſung beigelegten Heilwirkungen und nicht den an⸗ 
gezeigten Werth von zwei und drei Mark pro Stück habe. Das an⸗ 
gefochtene Urtheil erachtet den Apparat dieſer Volta⸗Uhr als Zube⸗ 
reitung und als Heilmittel im Sinne der erwähnten Verordnung nicht 
nur wegen feiner angeblichen beſonderen Heilwirkungen, ſondern ſpeziell 
wegen ſeiner ſtofflichen Zuſammenſetzung aus Kupfer und Zink, die, 
in ihrer durch den Apparat hergeſtellten Verbindung auf die Oberfläche 
des menſchlichen Körpers gebracht, einen gewiſſen Grad von Elektrizität 
zum Zwecke der Heilung gewiſſer Leiden erzeugen ſolle. Das ange⸗ 
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fochtene Urtheil findet weiter die öffentliche Anpreiſung des Apparates 
als nur dazu dienend, das Publikum über deſſen Werth zu täuſchen. 
Das Urtheil hält deshalb die Strafvorſchrift der Verordnung für 
übertreten. 

Der Revident beantragt Aufhebung des Urtheils und Freiſprechung 
und rügt erſtens unrichtige Auslegung der Worte der Verordnung: 
„Stoffe und Zubereitungen als Heilmittel“, inſofern die Volta-Uhr 
weder begrifflich noch ſprachgebräuchlich unter jene Worte falle; zweitens 
unrichtige Anwendung der Verorduung inſofern, als unter dem „Werthe“ 
im Sinne der Verordnung nicht, wie das angefochtene Urtheil annehme, 
der Kaufpreis, ſondern der Heilwerth zu verſtehen ſei. Drittens ſtellt 
Revident in Frage, ob die weitgehende und in ihrer Strenge die ent- 
ſprechenden Verordnungen anderer deutſcher Staaten übertreffende 
Miniſterial⸗Verordnung überhaupt in dieſer Ausdehnung habe erlaſſen 
werden dürfen und nicht vielmehr auf das Verbot der Anpreiſung 
von Geheimmitteln zu beſchränken geweſen ſei. | 

Was zunächſt die letztere Frage anbelangt, fo hat nach § 1 Ziffer 2 
des weimariſchen Geſetzes über das Strafandrohungsrecht der Polizei- 
behörden vom 7. Januar 1854 die Polizeibehörde innerhalb ihrer ver- 
faſſungsmäßigen Zuſtändigkeit die Befugniß, behufs Abwendung von 
Gefahren für die Geſundheit Verbote mit Strafandrohung zu er— 
laſſen; und da weiter in § 20 Ziffer 1 und 3 des weimariſchen Ge— 
ſetzes über die Neugeſtaltung der Staatsbehörden vom 5. März 1850 
dem Großherzoglichen Staatsminiſterium alle diejenigen Geſchäfte, deren 
Beſorgung bisdort der Landesdirektion als Centralpolizeibehörde über⸗ 
tragen war, darunter ausdrücklich die allgemeine Obſorge für den Ge— 
ſundheitszuſtand zugewieſen ſind, ſo kann an der landesrechtlichen Be⸗ 
fugniß des Staatsminiſteriums zu Strafverboten des Vertriebes ge- 
wiſſer Heilmittel im Allgemeinen nicht gezweifelt werden. Reichs⸗ 
geſetzlich eingeſchränkt iſt dieſe Befugniß nur bezüglich des Verkaufes 
der Heilmittel, welcher durch § 6 der Reichsgewerbeordnung geregelt 
iſt, nicht aber bezüglich der Anpreiſung ſolcher. 

(Entſcheidung des Reichsgerichts in Strafſachen Bd. 16 S. 361 f.; 
Bd. 23 S. 429f.) Auch das Landesrecht enthält keine beſondere Be⸗ 
ſchränkung der geſundheitspolizeilichen Verordnungsbefugniß des Staats⸗ 
miniſteriums, ſondern ſtellt lediglich dem Ermeſſen des Staatsminiſteriums 
ſelbſt anheim, ob dasſelbe von dieſer Befugniß nur bezüglich der joge- 
nannten Geheimmittel oder auch bezüglich ſolcher Mittel Gebrauch machen 
will, welchen von den Verkäufern nicht vorhandene Heilwirkungen 
beigelegt werden, und welche daher geeignet ſind, die Leidenden irre 
u führen und vom Gebrauche der richtigen Heilmittel abzuhalten. 
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Kinſichtlich der erſten Rüge des Revidenten iſt allerdings anzu⸗ 
nehmen, daß die Miniſterialverordnung ſich dem Sprachgebrauche 
der Reichsgeſetzgebung, deren Ergänzung ſie bezweckt, insbeſondere 
der Reichsverordnung vom 27. Januar 1890, welche ebenfalls die 
Ausdrücke „Stoffe und Zubereitungen“ verwerthet, hat anſchließen 
wollen und unter „Zubereitungen“ nur ſolche Heilmittel gemeint hat, 
welche in derſelben Form erſcheinen, wie die im Verzeichniſſe A zur 
Reichs verordnung vom 27. Januar 1890 aufgeführten (vgl. Entſch. des 
R. G. in St.S. Bd. 5 S. 417, Bd. 16 S. 362). 

Sollte jedoch in dieſer Beziehung auch ein Irrthum des ange⸗ 
fochtenen Urtheiles vorliegen, ſo kann dieſer Irrthum doch nicht zur 
Aufhebung des Urtheils führen, weil die Miniſterialverordnung auch 
die Anpreiſung von „Stoffen“ verbietet, unter welchem ganz allge⸗ 
meinen Ausdrucke von der Reichsverordnung vom 27. Januar 1890 
z. B. auch Verbandſtoffe wie Binden u. ſ. w. begriffen werden, und 
da nicht abzuſehen iſt, warum Metalle oder Verbindungen von 
Metallen, wie ſie hier vorliegen, nicht ebenſo unter dieſen e 
faſſenden Begriff fallen ſollen. 

Was die zweite Rüge des Revidenten betrifft, ſo hat die 
Miniſterialverordnung, welche offenbar keinen allgemein volkswirth⸗ 
ſchaftlichen, ſondern einen geſundheits polizeilichen Zweck verfolgt, 
mit dem Worte „Werth“ allerdings wohl nicht den Kaufwerth, 
ſondern den Heilwerth bezeichnen wollen. Nun ſtellt aber das ange⸗ 
fochtene Urtheil ausdrücklich feſt, daß der Apparat nicht diejenigen 
Heilwirkungen habe, die ihm in den betreffenden Anpreiſungen bei- 
gelegt worden ſind; hierdurch wird die angefochtene Entſcheidung auch 
dann gerechtfertigt, wenn man der Auslegung des Revidenten beitritt. 

Urtheil vom 24. Mai 1898 nach Weimar 8 25/98. 


6. Zu § 90 der Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 
In einer Privatklagſache wegen Beleidigung, in der beide Par⸗ 
teien durch Rechtsanwälte vertreten waren, hatte der Privatkläger 
gegen das ſchöffengerichtliche Urtheil Berufung eingelegt, das Rechts⸗ 
mittel aber vor dem zweitinſtanzlichen Verhandlungstermin, nachdem 
die Ladungen zu dieſem bereits ausgefloſſen waren, zurückgezogen 
und war darauf durch Beſchluß der Strafkammer des Landgerichts 
nach § 505 St. P. O. zu den Koſten der Berufungsinſtanz verurtheilt 
worden. Der Vertheidiger des Angeklagten beantragte hierauf gericht⸗ 
liche Feſtſetzung der dieſem in der Berufungsinſtanz e Aus⸗ 
: Blätter für Rechtapflege XI. V. N. F. XX. 
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lagen und brachte unter dieſen mit Bezugnahme auf die 88 63, 66 
und 14 der Geb. O. für R. A. 6 Mark in Abſatz. Dieſe Gebühr 
wurde von der Strafkammer geſtrichen, weil eine Hauptverhandlung 
zweiter Inſtanz, folglich auch eine Vertheidigung in dieſer nicht ſtatt⸗ 
gefunden, § 14 der Geb. O. aber nur für die Vertretung in Civil⸗ 
ſachen Geltung habe. Auf Beſchwerde des Angeklagten wurde die 
geſtrichene Gebühr von 6 M. vom Straffenat wieder hergeſtellt mit 
folgender Begründung; 

Hatte ſich auch in Folge der Zurücknahme der von dem Privat⸗ 
kläger eingelegten Berufung die vollſtändige Ausführung des dem 
Rechtsanwalt H. ertheilten Auftrags zur Vertheidigung des Angeklag⸗ 
ten erledigt, ſo läßt ſich doch nicht bezweifeln, daß von jenem auf 
deren Vorbereitung bereits eine Thätigkeit entwickelt war, und da 
für eine ſolche in der Gebührenordnung eine beſondere Gebühr nicht 
vorgeſehen iſt, jo hat die Beſtimmung in 8 90 derſelben Platz zu 
greifen, wonach in einem derartigen Falle dem Rechtsanwalte nach 
Maßgabe des § 89 G. O. eine nach der verwendeten Zeit zu berech- 
nende Vergütung gewährt werden ſoll. Der Senat hat dieſe im 
u mit 6 M. als nicht zu hoch berechnet erachtet. 

Beſchluß vom 19. April 1898 nach Weimar. W 57/98. 


7. Die einem freigeſprochenen und außer Verfolgung 
gelegten Angeſchuldigten erwachſenen noth— 
wendigen Auslagen müſſen der Staatskaſſe vom 
Gericht ausdrücklich auferlegt worden ſein, wenn 
deren Erſatz ſoll beanſprucht werden können. — 
Rechtsmittel gegen einen Gerichtsbeſchluß, durch 
den bei Einſtellung des Verfahrens zwar die Koſten 
des letzteren, nicht aber auch die dem Ange— 
ſchuldigten erwachſenen nothwendigen Auslagen 
der Staatskaſſe auferlegt worden ſind. 

Der Villenbeſitzer W. in F. war von der Staatsanwaltſchaft 
wegen des Verbrechens der Urkundenfälſchung auf Grund des § 268 
St. G. B. angeklagt, die Anklageſchrift war ihm in Gemäßheit des 
$ 199 St. P. O. mit der dort vorgeſchriebenen Aufforderung mit⸗ 
getheilt worden und er hatte durch einen von ihm gewählten Ver⸗ 
theidiger Einwendungen erhoben. Durch Beſchluß der Strafkammer 
vom 6. April 1898 wurde er außer Verfolgung geſetzt, die Koſten 
des Strafverfahrens wurden auf die Staatskaſſe übernommen. W. be⸗ 
antragte nun, die ihm in einem beſtimmten Betrage erwachſenen Aus⸗ 
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lagen, die ihm aus der Staatskaſſe zu erſetzen ſeien, feftzuftellen und 
zur Auszahlung zu atteſtiren. Dieſen Antrag lehnte die Strafkammer 
mittelſt Beſchluſſes vom 28. Mai 1898 ab, aus dem doppelten Grunde, 
daß durch den Beſchluß vom 6. April 1898 zwar die Koſten des 
Verfahrens, nicht aber die dem Angeklagten erwachſenen nothwendigen 
Auslagen der Staatskaſſe auferlegt worden ſeien und daß die Ver⸗ 
theidigung, deren Gebühren vorzugsweiſe die Auslagen des Ange 
klagten bildeten, keine nothwendige geweſen ſei. Gegen dieſen Be⸗ 
ſchluß vom 28. Mai 1898 legte der Angeklagte Beſchwerde ein. Dieſe 
wurde vom Strafſenat des O.L. Gerichts zurückgewieſen mit folgender 
Begründung: 

„Es iſt zwar der Vorinſtanz darin nicht beizuſtimmen, daß die 
Vertheidigung des Beſchwerdeführers keine nothwendige im Sinne 
des § 140 St. P. O. geweſen ſei, da die Anklage gegen ihn wegen 
des vor einem Schwurgerichte abzuurtheilenden Verbrechens der Ur⸗ 
kundenfälſchung im Sinne des § 268 des St. G.B. erhoben war und 
ſolchenfalls die Nothwendigkeit der Vertheidigung durch einen Rechts⸗ 
anwalt zweifellos mit dem Zeitpunkte eintritt, wo dem Angeſchuldigten 
die Anklageſchrift mitgetheilt und derſelbe zur Erklärung bezw. zur 
Stellung von Anträgen ꝛc. aufgefordert wird. (§ 199 St. P. O.) 

In dem Beſchluſſe vom 6. April 1898, mittelſt deſſen der Bes 
ſchwerdeführer außer Verfolgung geſetzt iſt, ſind nun aber die durch 
das Verfahren erwachſenen Koſten zwar der Staatskaſſe auferlegt, jedoch 
ohne dabei der dem Angeklagten durch Annahme eines Vertheidigers 
erwachſenen Auslagen beſonders zu gedenken. Dies hätte aber ge⸗ 
(heben müſſen, wenn ein Recht auf deren Erſtattung aus der Staats⸗ 
kaſſe begründet werden ſollte, da § 499 Abſ. 2 St. P. O. die Ent⸗ 
ſcheidung darüber — abweichend von der Entſcheidung über die 
Koſten tragungspflicht (§ 496 Abſ. 1, § 499 Abſ. 1 St. P. O.) — 
lediglich in das Ermeſſen des Gerichts ſtellt und folgerichtig, wo 
dieſes die dem Angeſchuldigten erwachſenen Auslagen nicht ausdrücklich 
der Staatskaſſe auferlegt, angenommen werden muß, daß es von der 
fraglichen Befugniß nicht habe Gebrauch machen wollen. 

Die Entſcheidung vom 6. April 1898 iſt im vorliegenden Falle 
nicht in einem Urtheile, welches inzwiſchen die Rechtskraft beſchritten hat, 
ſondern in einem wenigſtens inſoweit, als ſie die Koſtenfrage zum Gegen⸗ 
ſtand hat, mit der einfachen, an keine geſetzliche Einlegungsftiſt ge⸗ 
bundenen Beſchwerde anfechtbaren Beſchluſſe ergangen. Mit dem zur Zeit 
vorliegenden Rechtsmittel iſt aber gar nicht der Beſchluß vom 6. April 
1898, inſoweit derſelbe die Koſtenfrage regelt, ſondern der vom 
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28. Mai 1898 angegriffen worden und der letztere beſteht ſo lange 
zu Recht, als der erſtere nicht abgeändert iſt, da er auf dieſem fußt“. — 

Nunmehr wurde von W. Beſchwerde gegen den Beſchluß der 
Strafkammer vom 6. April 1898 eingelegt und auf Grund dieſer 
Beſchwerde änderte der Strafſenat den angefochtenen Beſchluß dahin 
ab, daß nicht bloß die Koſten des Strafverfahrens, ſondern auch die 
dem Angeklagten erwachſenen nothwendigen Auslagen der Staatskaſſe 
auferlegt wurden, weil „die Nothwendigkeit der Annahme eines Ver⸗ 
theidigers für den Angeklagten lediglich durch die rechtsirrthümliche 
Auffaſſung der Staatsanwaltſchaft, die in der Handlung des Be⸗ 
ſchwerdeführer8 ohne Grund das Verbrechen der Urkundenfälſchung 
erblickt habe, herbeigeführt worden ſei.“ 

Beſchluß vom 21. Juni und 6. September 1898 nach Weimar 
W 78 und 107/98. 


Bücherbeſprechungen. 


1. Stobbe ⸗ Lehmann, Handbuch des deutſchen Privat- 
rechts von Otto Stobbe, neubearbeitet von Profeſſor H. O. Leh⸗ 
mann in Marburg. 3. Band 3. Auflage. Berlin 1898, Wilhelm 
Hertz. 11 M. 

Dem 1897 erſchienenen 2. Halbband des 2. Bandes der von 
dem Profeſſor H. O. Lhmann in Marburg neubearbeiteten 3. Auf⸗ 
lage des Stobbe 'ſchen Handbuches (vgl. Bd. 43 S. 182, Bd. 44 
S. 371 dieſer Blätter) iſt bald der dritte Band gefolgt. Er enthält 
das Urheberrecht und das Forderungsrecht. Lehmann hat von der 
noch von Stobbe bearbeiteten zweiten Auflage ſtehen laſſen, was 
er für erhaltbar hielt, im Intereſſe der Ueberſichtlichkeit aber weſentlich 
an der Gruppirung geändert. Neu eingefügt ſind außer den Be⸗ 
zugnahmen auf das Bürgerliche Geſetzbuch insbeſondere einige Para- 
graphen allgemeinen Inhalts, eine Darſtellung des Reichs⸗Arbeiter⸗ 
verſicherungsrechts und eine Tabelle über die Syſtematik der Obli⸗ 
gationen. Die Darſtellungen des Urheberrechts und des Werth⸗ 
papierrechts ſind erheblich geändert. 


2. Cohn, G. (Profeſſor in Zürich), Das neue deutſche bürger⸗ 
liche Recht in Sprüchen. II. Recht der Schuldverhältniſſe. Berlin, 
Otto Liebmann. 3 M. | 

Dem erſten Theil dieſes Werkes, welcher Bd. 43 S. 367 dieſer 
Blätter beſprochen worden iſt, iſt nach mehr als Jahresfriſt der zweite 
Theil gefolgt. Die Schuldverhältniſſe ſind in ähnlichen ſprichwört⸗ 
lichen Sätzen und Denkverſen behandelt. Die Aufgabe des Verfaſſers 
war hier dankbarer, da namentlich der die einzelnen Schuldverhält⸗ 
niſſe betreffende Abſchnitt mehr thatſächlicher Natur und anſchaulicher 


— 373 — 


iſt als der abſtrakte Inhalt des allgemeinen Theils des B. G. B., auch 
giebt es hierüber mehr ältere Rechtsparömien, die Cohn gerne nach⸗ 
bildet. Es hat aber auch der Profeſſor Kohler in Berlin an dieſem 
Theile mitgearbeitet, der neben ſeinem eigentlichen Thätigkeitsgebiet 
der Rechtsforſchung als Dichter ſich einen Namen gemacht hat (u. a. 
„Lyriſche Gedichte“, 1892, „Neue Dichtungen“, 1895); und Cohn hat 
Anregungen von Eck, Endemann und Gierke verwerthet. Das 
faſt ausnahmsloſe Lob, welches die Kritik dem erſten Theil entgegen- 
gebracht hat, verdient auch der vorliegende zweite. Man wird nicht 
fehlgehen, wenn man annimmt, daß die Sprüche viel dazu beitragen 
werden, das neue B.G.B. populär zu machen. 


3. Bürgerliches Geſetzbuch für das Deutſche Reich nebſt 
dem Einführungsgeſetz vom 18. Auguſt 1896. Liliput⸗Aus gabe. 
Berlin, Otto Liebmann. 1 M. 

Dieſe 612 Seiten enthaltende Miniatur⸗Ausgabe in dem Format 
von 7: 11 cm iſt in kleiner, aber gut lesbarer Schrift auf feſtem 
Papier gedruckt und in Leinwand dauerhaft gebunden. Sie enthält 
einen korrekten Abdruck des amtlichen Textes. 


4. von Staudinger, J. (Senatspräſident a. D. in München), 
Kommentar zum B. G. B. nebſt Einführungsgeſetz. In Gemeinſchaft 
mit Profeſſor Löwenfeld, Landgerichtsrath Mayring, Staats⸗ 
anwalt Engelmann und Rechtsanwalt Herzfelder in München, 
Amtsrichter Kober in Immenſtadt und Oberlandesgerichtsrath Wagner 
in Memmingen herausgegeben. 1. bis 3. Lieferung. München 1898, 
Schweitzer. 

Dieſer von bayeriſchen Juriſten herausgegebene Kommentar wendet 
ſich vornehmlich an die Praxis, namentlich an die in Bayern, aber 
auch an die Praxis im übrigen Deutſchland. Der Anſchluß an das ge- 
meine Recht, deſſen genetiſches Verhältniß zu dem neuen Recht beſondere 
Berückſichtigung gefunden hat, macht ihn auch für den thüringiſchen 
Juriſten beſonders empfehlenswerth. Die erſte Lieferung enthält das 
Familienrecht von Engelmann und das eheliche Güterrecht, bearbeitet 
von von Staudinger bis zum § 1417 B. G. B., die zweite 
Lieferung das Sachenrecht bis §S 1259 von Kober. 


5. Müller, Guſtav und Meikel, Georg (Rechtsanwalt), Das 
bürgerliche Recht in feiner neuen Geſtaltung. Verſtändlich für Jeder⸗ 
mann dargeſtellt. 1.—3. Lieferung. München, Schweitzer. Auf 
15 Hefte zum Preiſe von je 80 Pfg. berechnet. 

Dieſes Werk, der Verſuch einer . ſyſte⸗ 
matiſchen Darſtellung des Rechts des B. G. B., ſoll, wie das Vorwort 
ſagt, „dem Geſchäftsmann, wie dem Familienvater, den Vereinen und 
Geſellſchaften, den Grundbeſitzern und Kapitaliſten, den Vormündern, 
Eltern, Erben, Vermiethern und Miethern, Darlehnsgebern, Käufern und 
Verkäufern, kurz Jedermann Rath geben in allen ihn intereſſirenden 
Fragen und Verhältniſſen“. Die Schwierigkeiten eines ſolchen Unter⸗ 
nehmens ſind nicht gering, wenn man ſich erinnert, wie wenig unſere 
Schulbildung für ein Bekanntwerden der Schüler auch nur mit den 
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für das Leben nöthigſten Rechtsbegriffe thut. Der Verſuch iſt nach 
dem bis jetzt vorliegenden Theil (Allgemeiner Theil und Schuldverhält⸗ 
niſſe, Kauf) als im Ganzen gelungen auzuſehen. 


6. Ra pp, Friedrich (Landgerichtsſekretär in Berlin), Leitfaden 
durch das B. G.B. für gerichtliche und Verwaltungsbeamte. 1.— 4. Heft 
(bis § 1310 B. G. B.). J. J. Heine. Berlin. Vollſtändig 3 M. 

Dieſes für Subalternbeamte beſtimmte Werkchen enthält einen 
Auszug des Wiſſenswertheſten aus dem B. G. B., dem es Titel für 
Titel folgt. Die Auswahl iſt geſchickt gegeben, die Darſtellung knapp. 
Die Kürze, die der Verfaſſer erſtrebt, führt freilich auch hier und da 
zu Ungenauigkeiten. Beiſpiele erläutern den Text. Es wird den 
Zwecken nicht nur der Gerichtsſchreiber, ſondern auch der Beamten 
der Staats⸗ und Gemeindeverwaltung gute Dienſte leiſten. 


7. Löwe⸗ Hellweg, Die Strafprozeßordnung für das Deutſche 
Reich nebſt dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz und den das Strafverfahren 
betreffenden Beſtimmungen der übrigen Reichsgeſetze. Mit Kommentar 
von E. Löwe, weil. Senats⸗Präſidenten des Reichsgerichts. 9. Auf⸗ 
lage, bearbeitet von A. Hellweg, Reichsgerichtsrath. Berlin 1898, 
Guttentag. 

Der Löwe ſche Kommentar zur Strafprozeßordnung bedarf keiner 
Empfehlung mehr. Jeder Praktiker kennt ihn. Seine hervorragende 
Bedeutung iſt allgemein anerkannt. Schon die im Jahre 1893 er⸗ 
ſchienene achte Auflage war der erkrankte Löwe ſelbſt zu bear⸗ 
beiten nicht mehr im Stande. Ihre Ausarbeitung wurde von der 
Verlagsbuchhandlung mit Löwe's Einverſtändniß dem Reichs⸗ 
gerichtsrath A. Hellweg übertragen und von dieſem unter Bei⸗ 
behaltung der bewährten Methode Löwe's ausgeführt, indem er ſich 
im Weſentlichen darauf beſchränkte, dasjenige, was ſeit der letzten 
durchgearbeiteten (6.) Auflage durch die Geſetzgebung, Rechtsſprechung 
und Litteratur Neues gebracht war, in das Werk zu verarbeiten, und 
Aenderungen im Text nur mit Zuſtimmung Löwe 's vornahm. Auch 
bei der Bearbeitung der neunten nach dem Tode Löwe''s erſchienenen 
Auflage iſt für Hellweg der Gedanke leitend geweſen, das Werk 
Löwe's zu erhalten. Deshalb hat er, wie er im Vorwort erklärt, 
in allen Zweifelsfällen die eigene Anſicht vor der Löwe's zurücktreten 
laſſen, und da, wo ihm zwingende Gründe für eine Abänderung 
vorzuliegen ſchienen, den abweichenden Standpunkt Löwe's kennt⸗ 
lich gemacht. Das, was ſeit 1893 in der Rechtsſprechung, Litteratur 
und Geſetzgebung Neues erſchienen iſt, hat gewiſſenhafte Berückſich⸗ 
tigung gefunden. 


8. Stenglein, M. (Reichsgerichtsrath a. D.), Die ſtrafrecht⸗ 
lichen Nebengeſetze des Deutſchen Reiches erläutert unter Mitwirkung 
von Staatsanwalt Appelius und Prof. Kleinfeller. Supplement 
zur zweiten Auflage, bearbeitet von Stenglein. Berlin 1898, 
Otto Liebmann 3,50 M. 

Die von Stenglein, Appelius und Kleinfeller be⸗ 
arbeitete Erläuterung der ſtrafrechtlichen Nebengeſetze des Deutſchen 


Reiches, welche 1895 in zweiter, vermehrter und weſentlich veränderter 
Auflage erſchien, und Bd. 42 S. 287, 369 dieſer Blätter beſprochen 
worden iſt, hat die durch den Erlaß neuer wichtiger ſtrafrechtlicher 
Reichsgeſetze nöthig gewordene Ergänzung in dem „Supplement“ 
erhalten. Es enthält dieſes Ergänzungsheft ſechs Reichsgeſetze, näm- 
lich das Reichsgeſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 
vom 27. Mai 1896, das 990 9 vom 22. Juni 1896, das ſog. 
Depotgeſetz vom 5. Juli 1896, das Geſetz betreffend Abänderung des 
Zuckerſteuergeſetzes vom 27. Mai 1896, das Reichsgeſetz vom 9. Juni 
1897 über das Auswanderungsweſen und das Geſetz vom 15. Juni 
1897 betreffend den Verkehr mit Butter, Käſe, Schmalz und deren 
Erſatzmittel. Die Erläuterungen zu den ſämmtlichen Geſetzen ſind von 
Stenglein bearbeitet. Schulz. 


9. Horrwitz, Hugo (Rechtsanwalt in Berlin), Das Recht 
der Handlungsgehuͤlfen und Handlungslehrlinge vom 1. Januar 1898 
ab, insbeſondere auf Grund des Handelsgeſetzbuches, der Reichs— 
Gewerbeordnung, der Reichs-Verſicherungsgeſetze und des bürgerlichen 
Rechts dargeſtellt für Juriſten und Kauflelte. Berlin, J. J. Heine, 
1897. M. 2, in Leinen geb. M. 2,40. 

Das Buch ſtellt ſich zur Aufgabe, das geſammte gegenwärtige 
öffentliche und private Recht der Handlungsgehülfen und der Hand— 
lungslehrlinge möglichſt erſchöpfend zur Darſtellung zu bringen. In 
ſyſtematiſcher Ordnung werden behandelt die zeitliche Anwendbarkeit 
der betreffenden Rechtsquellen, der Begriff ded Handlungsgehülfen, 
der Anſtellungsvertrag, die gegenſeitigen Rechte und Pflichten des 
Prinzipals und des Handlungsgehülfen, die Beendigung des Dienft- 
verhältniſſes, die Pflichten des Gehülfen nach dieſer Beendigung, be- 
ſonders im Falle der Konkurrenzklauſel, das Recht der Handlungs— 
lehrlinge, der Prozeß zwiſchen Prinzipal und Gehülfen bezw. Lehrling, 
die einſchlägigen Reichsverſicherungsgeſetze. Benutzt ſind hierbei nicht 
nur Literatur und Rechtſprechung, ſondern auch zahlreiche Gutachten 
der Aelteſten der Berliner Kaufmannſchaft, insbeſondere über ein⸗ 
ſchlägige Handelsgebräuche. Das Buch iſt ſehr reichhaltig, gemein- 
verſtändlich und mit vielen praktiſchen Hinweiſen ausgeſtattet. Ein 
Sachregiſter iſt angefügt. 


10. v. Staudinger, Fr. Julius (Senatspräſident a. D. in 
München), Das Vereinsrecht nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche. In 
ſeinen 0 e dargeſtellt. Erlangen, Palm & Enke, 1897. 
M. 1 


Einem Abdrucke des 2. Titels des 1. Abſchnittes des 1. Buches 
des B. G. B. ſchließt ſich auf Seite 16— 77 eine ſyſtematiſche Dar⸗ 
ſtellung dieſes Titels und der Uebergangsbeſtimmungen an, in welcher 
unter Benutzung der Geſetzes materialien, auch der bisherigen parti- 
kularen Geſetzgebung, ſowie der bisherigen Literatur, zum Theil unter 
Bekämpfung der in dieſer aufgeſtellten Anſichten, die geſchichtliche 
Entwickelung des Vereindrechts dargelegt, die leitenden Grundſätze des 
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Geſetzes entwickelt, die einzelnen Beſtimmungen desſelben erläutert und 
zu deren richtiger Anwendung die nöthigen Anleitungen gegeben 
werden. Die Darſtellung zeichnet ſich durch Klarheit, Leichtfaßlichkeit 
und beſondere Rückſichtnahme auf die Praxis aus. Ein Sachregiſter 
ſchließt die Schrift. | | 


11. Dr. J. A. Seuffert’3 Blätter für Rechtzanwendung. 
Herausgegeben von Dr. Julius von Staudinger. 63. Jahr⸗ 


gang nn 1. Erlangen, Palm & Enke. Preis für den Jahrgang 
M. 12. 


Dieſe im Jahre 1836 von Seuffert und Glück gegründete 
juriſtiſche Zeitſchrift iſt eine der älteſten in Deutſchland; allſeitig ans 
erkannt ſind die Dienſte, welche ſie ſtets der Praxis geleiſtet hat; 
häufig finden ſich in der Literatur und in gerichtlichen Entſcheidungen 
Verweiſungen auf dieſelbe. Die vorliegende Nummer enthält Skizzen 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche, eine Abhandlung: Gehören Zeugen— 
gebühren zu den Gerichtskoſten, Rechtſprechung des Reichsgerichts in 
Civil⸗ und in Strafſachen, Rechtſprechung des Oberſten Landesgerichts 
zu München, vermiſchte Mittheilungen, Agde e ungen Des 
Intereſſanten und Anregenden findet ſich hierunter Mancherlei. Die 
Nummer liefert den Beweis, daß die Zeitſchrift auch jetzt in altbe— 
währter Weiſe ihrer Aufgabe gerecht zu werden verſteht; die Lektüre 
le kann insbeſondere dem Praktiker angelegentlihft empfohlen 
werden. 


12. Puſchmann, Dr., Das deutſche Vereins- und Geſellſchafts⸗ 
weſen nach dem Bürgerlichem Geſetzbuch und dem ſonſtigen Reichs- 
recht einſchließlich der Beſtimmungen des neuen Handelsgeſetzbuches 
und des neuen Innungsgeſetzes. Ein Hand» und Nachſchlagebuch 
unter Berückſichtigung der Motive und der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts bearbeitet. Ausgabe für Anhalt. Deſſau und Leipzig, 
Rich. Kahle, 1898. M. 2,50. 

Nachdem die privatrechtliche Regelung des Vereins- und Ge⸗ 
ſellſchaftsrechtes ſeiten8 der Reichsgeſetzgebung durch das Bürgerliche 
Geſetzbuch eine wichtige Ergänzung und wohl auch einen gewiſſen 
Abſchluß erhalten hat, erſcheint eine überſichtliche und handliche Zu⸗ 
ſammenſtellung der betreffenden Beſtimmungen als ein zeitgemäßes 
Unternehmen. In dem vorliegenden Buche wird dieſelbe dadurch ge— 
geben, daß zunächſt das Vereins- und Geſellſchaftsrecht des B. G. B. 
ſyſtematiſch dargeſtellt, ſodann die Beſtimmungen der ſonſtigen Reichs⸗ 
peleboebung über Vereine und Geſellſchaften, auch die öffentlich⸗recht⸗ 
ichen, ſammt den mit dem B. G. B. in Kraft tretenden Abänderungen 
abgedruckt und mit einzelnen Bemerkungen verſehen werden. Ein 
dritter Theil enthält den Abdruck des anhaltiſchen Geſetzes vom 
26. Dezbr. 1850 über die Verhütung eines Mißbrauchs des Ber- 
ſammlungs⸗ und Vereinigungsrechtes. Ein Sachregiſter iſt beige⸗ 
geben. Unger. 
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